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EDITORIAL/050: Bock zum Gärtner (SB)



Wochendruckausgabe 50 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.07.2017
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Bock zum Gärtner

Globales Kräftemessen und regionaler Verlust von Lebensperspektiven,
Sicherheiten und Kultur und gelegentlich die Infragestellung von
Zivilisation und Rechtstaatlichkeit, insbesondere im Nahen Osten, auf
dem afrikanischen Kontinent sowie in manchen asiatischen Ländern,
beunruhigt in wachsendem Maße die Menschen und läßt den Ruf nach
staatlichen Instanzen und besseren Gesetzen geradezu anschwellen. Die
zunehmende Unsicherheit und die damit einherlaufenden
Orientierungsnöte lassen Recht und Ordnung, starke Instanzen und
strenge Gesetze wieder attraktiv erscheinen, und das
Populismusphänomen sucht und findet immer mehr Angriffsflächen.

Von alters her aber war die Rechtsprechung, ihre Begründung und das
Privileg ihrer Praxis durch die jeweils Herrschenden beziehungsweise
Könige und Führer auch das Ende der Möglichkeit, eben diese
tatsächlich zu hinterfragen. Fast könnte angenommen werden, daß in
diesem Zusammenhang endlich der Bock zum Gärtner gemacht worden wäre,
ebenso wie Recht, auf Unrecht basierend und aus ihm hergeleitet und
genau dessen Identität verschleiernd, auch eine hervorragende ultima
ratio zum Zweck der bloßen Herrschaft und ihrer Deutung mit
entgegengesetzten Vorzeichen ist.

Warum also sollte da noch der Bock zum Gärtner gemacht werden, wenn es
doch hinsichtlich des Gartens und seines Gebrauches gar keinen
wirklichen Unterschied zwischen den beiden geben kann? Recht und
Unrecht als der Fadenschein ihrer eigentlichen Funktion und ihrer
tatsächlichen Identität schließt natürlich fundamentale Fortschritte,
Entwicklungen und Korrekturen gegenüber ihren wahren Motiven und aller
damit verbundenen Behauptungen vollständig aus.

Gut und Böse, Bock und Gärtner als die Formel sich gegenseitig in
Frage stellender oder widersprechender Positionen wird dann wohl auch
kaum zur Überwindung und Bewältigung bestehender Widerspruchslagen und
Unterdrückungsverhältnisse beitragen.

Redaktion Schattenblick


7. Juli 2017
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PROTEST/017: G20 Demos - Rechtstaatlichkeit in Frage gestellt ... (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Pressemitteilung Nr. 3 vom 14. Juli 2017

Bilanz der G20-Proteste: "Feindbild Demonstrant"[1]



Während der G20-Proteste in der vergangenen Woche haben staatliche Stellen
systematisch Grundrechte verletzt und rechtsstaatliche Prinzipien außer
Kraft gesetzt. Eine erste Bilanz offenbart mit einigen Tagen Abstand in der
Summe, die weitgehende Missachtung von Bürger*innenrechten bei
gleichzeitiger Dominanz repressiven polizeilichen Handelns. Es bedarf daher
einer rückhaltlosen und genauen Aufklärung aller Sachverhalte. Wir stellen
hierzu fest:

1. Die legitimen Proteste gegen den G20-Gipfel wurden von der Polizei von
Beginn an erheblich eingeschränkt und behindert - im Rahmen des rechtlich
Möglichen und weit darüber hinaus: weitreichendes Demonstrationsverbot im
Stadtgebiet, Verhinderung von Camps zum Übernachten, massive Schikanen bei
An- und Abreise der Demonstrant*innen, gewaltsame Auflösung der Versammlung
'Welcome to Hell' unter offensichtlicher Missachtung des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes.

2. Im Rahmen dessen hat sich die Polizei über Gerichtsentscheidungen
hinweggesetzt und so faktisch die Gewaltenteilung aufgehoben. Wir müssen
von einer weitgehenden Verselbstständigung der Exekutive sprechen.

3. Anwält*innen wurden bei ihrer Arbeit innerhalb und außerhalb der
Gefangenensammelstelle behindert. Sie wurden oftmals nicht zu
Beistandsuchenden vorgelassen und sogar körperlich angegriffen. Zeitweise
fand eine Gleichsetzung der Anwält*innenschaft mit dem 'Feindbild
Demonstrant' statt und Anwält*innen wurde unterstellt, Straftaten zu
fördern. Ein derartiger Generalverdacht gegen die Anwält*innenschaft ist
nicht hinnehmbar.

4. Die Arbeit von Journalist*innen, die ebenfalls der Kontrolle der
Exekutive dient, wurde ganz erheblich behindert. Mehrere Dutzend
Journalist*innen verloren ihre Akkreditierung für den Gipfel aufgrund von
Geheimdienstinformationen, deren Herkunft nach wie vor ungeklärt ist. Es
besteht der Verdacht, dass nicht genehme Journalist*innen von der
Berichterstattung ausgeschlossen werden sollten. Parallel dazu wurden
während des Protestgeschehens zahllose Berichterstatter*innen von der
Polizei unter Druck gesetzt oder gar angegriffen, wie Darstellungen von
Betroffenen und Bildaufnahmen belegen.

5. Während des polizeilichen Vorgehens gegen die G20-Proteste hat es eine
Vielzahl rechtswidriger und damit strafbarer Übergriffe von
Polizeibeamt*innen auf Protestierende, Journalist*innen und andere
Bürger*innen gegeben. Auch hierzu liegen uns viele Berichte von Zeug*innen
und Betroffenen sowie Bildaufnahmen vor. Sie belegen das Vorgehen einer
sich offensichtlich im rechtsfreien Raum wähnenden Exekutive, das zu einem
kaum vorstellbaren Ausmaß rechtswidriger Polizeigewalt geführt hat.

6. Während der Proteste hat die Polizei ihr Vorgehen teilweise mit nicht
haltbaren Sachverhaltsschilderungen und Gefahrenprognosen begründet, die
sich vielfach im Nachhinein als falsch herausgestellt haben. Eine
Richtigstellung dieser Sachverhalte durch die Polizei steht in den meisten
Fällen aus.

Gleichzeitig ist es unerträglich, wie Politik und Polizei im Nachhinein mit
dem Geschehen umgehen: Statt einer offenen und selbstkritischen
Aufarbeitung des schon im Grundsatz autoritär-repressiven Vorgehens gegen
die Proteste und der Gewaltexzesse mancher Polizeieinheiten, findet
reflexartig eine bedingungslose Verteidigung und gar Glorifizierung der
Polizeiarbeit statt. Die vollständige Abwesenheit einer Fehlerkultur
bestätigt nicht nur die Polizist*innen in ihrem rechtswidrigen und
strafbaren Vorgehen. Das nun faktisch bestehende Verbot, Kritik an der
Polizei zu üben, die als Exekutivinstanz das Gewaltmonopol ausübt, setzt
auch einen zentralen Grundsatz des Rechtsstaats außer Kraft: Wer besondere
Befugnisse zum Gewalteinsatz hat, muss durch die Gesellschaft und die
anderen Gewalten permanent und intensiv kontrolliert sein. Alles andere ist
der Weg in den Obrigkeitsstaat.

»Die Politik befeuert ein Gesellschaftsbild, mit dem ganze Personengruppen
außerhalb der Rechtsordnung gestellt werden, und bestreitet damit die
Geltung der Grundrechte für alle. Wir nennen das Feindstrafrecht«, so
Franziska Nedelmann, Rechtsanwältin und Stellvertretende Vorsitzende des
RAV.

Wir fordern eine rückhaltlose Aufklärung des autoritär-repressiven
Vorgehens, das die G20-Proteste massiv eingeschränkt hat. Und wir fordern
ebenso die Aufklärung der zahllosen Übergriffe der Polizei auf
Protestierende, Journalist*innen und Bürger*innen.



Pressemitteilungen Anwaltlicher Notdienst zum G20 in Hamburg:

https://www.anwaltlicher-notdienst-rav.org/de/presse

Anmerkung:

[1] Der Begriff wurde anlässlich des G8-Gipfels 2007 in Heiligendamm
geprägt, vgl. den vom RAV/Legal Team herausgegebenen Sammelband 'Feindbild
Demonstrant. Polizeigewalt, Militäreinsatz, Medienmanipulation. Der
G8-Gipfel aus Sicht des Anwaltlichen Notdienstes

(http://www.rav.de/projekte/legal-team-g8-gipfel/). Auch dort kam es zu
Polizeigewalt gegenüber Demonstrant*innen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juli 2017

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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PROTEST/016: G20 Demos - Übergriffsstrategie beispiellos ... (WSWS)


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Massive Angriffe auf Grundrechte während des G20-Gipfels

Von Sven Heymanns

14. Juli 2017



Während des G20-Gipfels in Hamburg ist es am vergangenen Wochenende zu
massiven Angriffen auf demokratische Grundrechte gekommen. Mit dem
faktischen Belagerungszustand der Stadt durch die Polizei ging auch ein
drastischer Eingriff in die Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit
einher, der in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland ohne Beispiel
ist.

Bereits Tage vor Beginn des Gipfels setzte die Polizei mit einer so
genannten Allgemeinverfügung die Versammlungsfreiheit in einer 38
Quadratkilometer großen Sicherheitszone faktisch außer Kraft. In dieser
Zone, die zur An- und Abreise der Staatsgäste freigehalten werden sollte,
waren Demonstrationen nicht erlaubt und Straßen konnten jederzeit gesperrt
werden. Eine kleinere Zone rund um die Messe, wo der Gipfel stattfand war
vollständig abgeriegelt und durfte nur von Anwohnern betreten werden.

Die erste größere Auseinandersetzung ging eindeutig von der Polizei aus,
als sie sich über eine Gerichtsentscheidung hinwegsetzte und das
"Antikapitalistische Camp" auf den Elbwiesen in Entenwerder räumte. Nach
zahlreichen Bemühungen der Stadt, dem Camp keine Zulassung zu erteilen,
hatten sich die Organisatoren schließlich vor dem Bundesverfassungsgericht
das Recht erstritten, ihr Zeltlager abhalten zu dürfen. Der
Gerichtsentscheid schloss ausdrücklich auch den Aufbau von 150 Zelten zur
Übernachtung mit ein.

Doch die Einsatzleitung der Hamburger Polizei unter Hartmut Dudde überging
das Urteil des obersten Gerichts, das das Camp mit dem Hinweis auf das
Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Art. 8 Grundgesetz) genehmigt hatte.
Nachdem erste Campteilnehmer gerade einmal elf Zelte aufgebaut hatten,
stürmte die Polizei die Wiese, griff Teilnehmer mit Pfefferspray und
Schlagstöcken unvermittelt an und räumte das Gelände. Dass dieses Vorgehen
der Sicherheitskräfte illegal war, wurde im Nachhinein noch einmal vom
Oberverwaltungsgericht Hamburg bestätigt, doch die Organisatoren des Camps
verzichteten von sich aus darauf, sich nochmals der Gefahr polizeilicher
Übergriffe auszusetzen und sagten das Zeltlager ab.

Das gesamte Verhalten der Polizei, die insgesamt 20.000 Beamten aus allen
sechzehn Bundesländern sowie Spezialeinheiten aus Nachbarländern
zusammengezogen hatte, war vollständig auf eine Eskalation der Lage
ausgerichtet. Dies zeigte sich auch in den Folgetagen, als mehrfach
friedliche Demonstrationen und Versammlungen aufgelöst und gestürmt wurden.
Während die Polizei selbst medienwirksam beklagt, es seien während des
Gipfels insgesamt 476 Beamte verletzt worden, gibt es über die Zahl der
durch Polizeigewalt verletzten Demonstranten keinerlei offizielle Angaben.
Der Republikanische Anwaltsverein (RAV) geht davon aus, dass es mehrere
hundert Menschen gewesen sein müssen.

Ganz anders verhielt sich die Polizei zunächst bei der nächtlichen Randale
im Schanzenviertel. Über Stunden hinweg griff sie nicht ein, als
Randalierer und, Berichten zufolge, auch Jugendliche aus dem Stadtviertel,
Barrikaden errichteten, Gebäude besetzten und Geschäfte stürmten und
plünderten. Die Polizeiführung rechtfertigte diese Zurückhaltung mit dem
Argument, sie habe ihre eigenen Kräfte keiner allzu großen Gefahr aussetzen
wollen, die angeblich durch Randalierer gedroht habe. Doch nun werden Tag
für Tag neue Einzelheiten bekannt, die das Verhalten der Polizei in anderem
Licht erscheinen lassen.

Es ist mittlerweile bekannt, dass im Umfeld auch Polizisten in
Zivilkleidung aktiv waren, von denen einer sogar einen Warnschuss abgab. Er
war davon ausgegangen, dass es sich bei einem anderen Zivilisten, der
gerade von einigen Autonomen körperlich angegangen wurde, ebenfalls um
einen Polizeibeamten in zivil handle. Schon dieser Vorfall deutet darauf
hin, dass die Polizei mit zahlreichen verdeckten Ermittlern und
möglicherweise aktiven Provokateuren im Einsatz war, um einen Vorwand für
ein späteres, umso härteres Eingreifen zu rechtfertigen.

Ein Interview, das gestern auf Spiegel Online und n-tv.de erschien,
bestärkt die Einschätzung, dass die Polizeileitung und Sicherheitskräfte
die Situation für eine Art Bürgerkriegstraining und
Aufstandsbekämpfungsübung nutzte. In diesem Interview erläutert Sven Mewes,
Kommandoführer des sächsischen Spezialeinsatzkommandos (SEK), das Vorgehen
seiner 40 Mann umfassenden Einheit in der Nacht vom 7. auf den 8. Juli im
Schanzenviertel. Eigentlich, so Mewes, sei man zusammen mit anderen
Spezialeinheiten zur Terrorbekämpfung nach Hamburg gekommen. Doch "aufgrund
der erheblichen Gefährdungslage" im Schanzenviertel sei die Einheit -
gemeinsam mit der berüchtigten Wiener Spezialeinheit Cobra - dann auch zur
Erstürmung besetzter Häuser eingesetzt worden.

Mewes' Ausführungen lassen ahnen, wie weitgehend die Polizei für Einsätze
in bürgerkriegsähnlichen Zuständen bereits vorbereitet ist. Man habe davon
ausgehen müssen, auch "auf - mit Schusswaffen bewaffnete - Straftäter zu
treffen. Dementsprechend war unser Vorgehen extrem robust auf
Eigensicherung, aber auch auf hohe Dynamik ausgelegt. Das heißt, der
Schusswaffengebrauch war für uns freigegeben, wir haben
Ablenkungspyrotechnik in den Gebäuden eingesetzt und geschlossene Türen
mittels Schusswaffen mit spezieller Munition geöffnet. Alle die wir
angetroffen haben, haben wir sofort auf den Boden gelegt, gefesselt und
anschließend abführen lassen. [...] Es hat überhaupt keine Gegenwehr
gegeben."

Mewes erklärt außerdem, seine Einheit habe etwa 13 Festnahmen insbesondere
auf Hausdächern durchgeführt. Beachtlicherweise habe sich die Situation im
Schanzenviertel "mit unserem Einsatz äußerst beruhigt." Es seien keine
Steinwürfe und keine Randalierer mehr auszumachen gewesen. Diese
Feststellung ist umso entlarvender, weil sie zeigt, dass es sich bei der
Darstellung der Polizei, das Schanzenviertel sei über Stunden nicht unter
Kontrolle zu bringen gewesen, offenbar um eine heillose Übertreibung
handelt, die wohl nur als Rechtfertigung für den brutalen Einsatz von
Spezialkräften dienen sollte.

Auch die offizielle Darstellung, es habe sich bei den Randalierern
größtenteils um Mitglieder des Schwarzen Blocks gehandelt, ist höchst
fraglich. Wie die Hamburger Morgenpost berichtete, befanden sich unter den
Randalierern auch Rechtsextreme. Die Hooligan-Gruppe HoGeSa (Hooligans
gegen Salafisten) hatte auf Facebook angekündigt, am Samstag von Hannover
aus nach Hamburg aufzubrechen und an den Ausschreitungen teilzunehmen. Auch
auf eine Beteiligung von Mitgliedern der NPD gibt es Hinweise. So hatte die
NPD Hamburg auf ihrer Website angekündigt, "sich an geeigneten
Demonstrationen erkennbar zu beteiligen." Ob und wie viele Agents
Provocateurs seitens der Polizei an den gewalttätigen Auseinandersetzungen
teilnahmen, ist bislang unklar. Angesichts einer langen Vorgeschichte von
Polizeiprovokateuren in der autonomen Szene Hamburgs ist allerdings davon
auszugehen.

Wer in Hamburg dann - aus welchen Gründen auch immer - von der Polizei in
Gewahrsam genommen wurde, war faktisch rechtlos. Wie der Republikanische
Anwaltsverein mitteilte, wurde Menschen, die in der Gefangenensammelstelle
(GESA) in Hamburg-Harburg festgehalten wurden, regelmäßig nicht der Grund
für diese Freiheitsberaubung genannt. Oft erfuhren Festgehaltene erst bei
einer Anhörung vor einem Haftrichter - wenn es diese überhaupt gab - davon,
weshalb sie festgehalten wurden. Festgehaltenen sei außerdem verwehrt
worden, den Anwaltlichen Notdienst anzurufen, sofern sie selbst nicht
zufällig dessen Telefonnummer auswendig kannten, auch wenn sie ausdrücklich
nach dem juristischen Notdienst verlangten. Stattdessen habe die Polizei
den Festgehaltenen ein Hamburger Telefonbuch vorgelegt, aus dessen
tausenden Einträgen sie sich einen Anwalt heraussuchen sollten. Wie der RAV
erfuhr, war dieses Vorgehen vom Stabsbereich der polizeilichen
Einsatzleitung angeordnet worden.

In Zeitungen berichteten junge Demonstranten, wie sie in in der GESA
behandelt wurden. Die Erniedrigungen durch die Polizei umfassten
Leibesvisitation bei vollständigem Entkleiden, Einsperren über 30 Stunden
in einen fensterlosen Container und zum Toilettengang sei man im
Polizeigriff abgeführt worden. Um Gefangene am Schlaf zu hindern, habe auch
nachts grelles Neonlicht gebrannt, alle 20 Minuten habe ein Polizist an die
Tür geschlagen.

Anwälten, die ihre Mandanten in der GESA aufsuchen wollten, wurde nach
Angaben des RAV regelmäßig der Zugang verwehrt. Dieser Rechtsbruch wurde
mit der absurden Begründung gerechtfertigt, die Anwälte könnten ihren
Mandanten heimlich gefährliche Gegenstände zustecken. In einzelnen Fällen
wurde Anwälten sogar Hausverbot in der GESA erteilt, was es ihnen unmöglich
machte, mit ihren Mandanten persönlich in Kontakt zu treten.

Auch gegen Journalisten gingen Polizei und Sicherheitsbehörden in bisher
ungekannter Aggressivität vor. Neun Journalisten unterschiedlicher Medien
wurde beim Zugang zum Pressezentrum des G20-Gipfels die bereits erteilte
Akkreditierung wieder entzogen - zunächst ohne Begründung. Insgesamt waren
von einem Entzug der Akkreditierung 32 Journalisten betroffen.

Selbst vor physischer Gewalt gegen Journalisten schreckte die Polizei nicht
zurück. Typisch ist etwa der Fall des Reporters Flo Smith, der für die
Huffington Post vom Gipfel berichtete. Am Nachmittag des 7. Juli, des
ersten Gipfeltages, war er mit einem Kamerateam in der Hafengegend
unterwegs, wo gerade Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Autonomen
stattfanden. Als sich das Reporterteam in eine ruhigere Gegend zurückziehen
wollte, sei es an der Davidstraße Ecke Erichstraße unvermittelt von
Polizisten angegriffen und in übelster Weise beschimpft worden: "Eine
Polizistin kam zu mir und meinem Kameramann", berichtet Smith. "Wir
schauten beide in ihre Richtung, sie schrie 'Fuck the press!' - und drückte
mit ihrem Pfefferspray ab." Er sei zusammengebrochen, nachdem ihn das Spray
mitten ins Gesicht getroffen habe.

Drei Jahre habe er im Irak gearbeitet, sei bei den Gezi-Protesten in
Istanbul gewesen und habe aus Athen berichtet, als die Polizei dort einen
Jugendlichen erschossen hatte "und die Stadt brannte", erklärt Smith. "Aber
all das war ein Ponyhof im Vergleich zu dem, was gerade in Hamburg los ist:
Hier gerät etwas außer Kontrolle."

 * 
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KOHLEALARM/362: Klimakampf und Kohlefront - Hambach, Scheidegeist und Perspektiven ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. Juli 2017

Bürger- und Bürgerinneninformation zum "camp for future"



Die Verhinderungstaktik der Kolpingstadt Kerpen in Sachen camp for future
der BUND Jugend, die Unterschriftensammlung sowie die Stellungnahme der CDU
Buir [1] und facebook posts von Bürgermeister Spürck, haben wir zum Anlass
genommen noch einmal zum camp for future und zur derzeit geführten
Auseinandersetzung in Form einer Bürger*inneninformation Stellung zu
nehmen.

Buir, im Juli 2017

Liebe Buirerinnen, liebe Buirer,

wir engagieren uns als "Initiative Buirer für Buir" seit nunmehr fast 12
Jahren für den Erhalt der Lebensqualität in Buir. In diesem Zusammenhang
sind wir im Frühjahr dieses Jahres auch gerne der Bitte der BUND Jugend
nachgekommen und haben diese bei der Flächensuche für das camp unterstützt.
Bereits am 18. März hat die Jugendorganisation um einen Gesprächstermin
bei der Stadt Kerpen gebeten. Am 8. Mai haben wir, gemeinsam mit Jutta
Schnütgen-Weber von der BUND Ortsgruppe Kerpen und mit der BUND Jugend in
einem Gespräch mit Verantwortlichen der Stadt Kerpen deutlich darlegen
können, was das camp for future ist. Ausführlich wurden die Unterschiede
von anderen Formaten wie z.B. dem Klimacamp, dem Wiesencamp, Ende Gelände
etc. erläutert. Auf die Sorge einer eventuellen Störung des Schulbetriebes
hin wurde bereits direkt im Gespräch im Mai reagiert und zugesagt das camp
um zwei Tage zu verkürzen und es schneller abzubauen.

Aus mehreren Gründen sind die erbetenen Flächen im Buirer Park - es handelt
sich um die Wiese zwischen der Turnhalle und dem Kindergarten "Klein Föß"
und die gegenüberliegende Wiesenfläche - besonders geeignet:

- Die Flächen grenzen nicht direkt an die Wohnbebauung, so dass, wenn
überhaupt, nur mit geringer Anwohner*innenbelastung, zu rechnen ist

- Im Falle von Extremwetterereignissen und Gewittern können die
Jugendlichen Schutz in der benachbarten Turnhalle finden

- Der Park wurde und wird auch anderen Vereinen für ihre ganz speziellen
Nutzungsanliegen zur Verfügung gestellt

- Die Wiesen befinden sich geschützt im inneren Teil des Parks

- Der Park ist ein idealer Ort für ein Angebot der Begegnung zwischen den
klimapolitisch engagierten Jugendlichen und Buirer Bürger*innen

Leider hat die Stadt nicht nur den Wunsch nach diesen Flächen abgelehnt,
sondern sah sich auch außer Stande, alternative Flächen in Buir anzubieten,
obwohl im Gespräch nach eigenen Angaben "das Konzept des camps überzeugt
hat".

Wir möchten auch in Buir in einem weltoffenen und demokratischen Umfeld
leben, in dem den Menschen eine eigene Meinungsbildung möglich ist: ohne
das Schüren von Ängsten und ohne Menschen unter Generalverdacht zu stellen.
Gerade die besondere Situation im Rheinischen Revier erfordert eine
differenzierte Betrachtungsweise. Bange machen mit wirklich unzulässigen
Vergleichen zu gewalttätigen G 20 Protesten in Hamburg, gilt nicht! Wir
bitten Sie, lassen Sie uns nicht von einzelnen Provokateuren entmutigen:
weder von denen, die in der Vergangenheit andernorts Steine warfen oder
Barrikaden in Brand steckten noch von den verbalen Brandstiftern im
Internet.

Lassen Sie uns vielmehr die Gelegenheit zur Begegnung mit diesen jungen
Menschen suchen, ins Gespräch kommen und somit auch die Chance ergreifen
zur Verarbeitung all der Belastungen, die durch den Tagebau Hambach auf
unser Dorf, auf uns Menschen, unsere Umwelt und unsere Lebensqualität
zukommen werden. Ein Teil von uns leidet bereits seit etlichen Jahren
darunter.

Wir meinen: "Demokratische Auseinandersetzung gefährdet die öffentliche
Sicherheit und Ordnung nicht! Vielmehr trägt sie zu deren Aufrechterhaltung
und zum Frieden bei!"

Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung.

Stefan Schlang, Andreas Büttgen, Gerhard Kern, Anja Georg, Erhard Georg,
Hubert Perschke, Antje Grothus, Franz Ridderbecks


Anmerkung:

[1] https://cdu-buir.de/index.php/antraege-menu/188-stellungnahme-zum-bund-jugendcamp-im-park-der-grundschule-im-park-in-buir>

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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LESUNG/3885: Unna - Jens Henrik Jensen liest aus "Oxen" am 12. November 2017


Mord am Hellweg Spezial: Die Sensation des Krimiherbstes - Jens
Henrik Jensen mit "Oxen"!

Der Nr. 1-Bestseller aus Dänemark wird am 12. November in Unna
präsentiert - Vorverkauf ab sofort - Schauspieler Dominic Raacke als
deutsche Stimme



Kreisstadt Unna. Freunde des dänischen Thrillers haben Grund zur
Freude. Nein, ausnahmsweise kein neuer Adler-Olsen, und trotzdem kommt
verdammt guter, neuer Lesestoff auf den deutschen Markt: Im Herbst
erscheint bei dtv Band Eins der in Dänemark hochgehandelten
Oxen-Trilogie von Jens Henrik Jensen. "Mord am Hellweg" präsentiert
seinen Besuchern damit auch in diesem Herbst außerhalb des Festivals
wieder ein kriminelles Highlight und lädt den dänischen Autor mit
"Oxen - das erste Opfer" am 12. November in die Deifuhs-Eventlocation
in Unna-Massen ein.

Bislang haben sich bereits neun Länder die Rechte an Jens Henrik
Jensens Thrillern gesichert. In Dänemark ist die Trilogie schon
erschienen und unglaublich erfolgreich: Seit letztem Sommer hält sich
der dritte Band dort immer noch in den Bestsellerlisten, eine dänische
Produktionsfirma sicherte sich die Filmrechte. Jüngst wurde der Autor
mit dem Danish Crime Award, einem Lesepreis, ausgezeichnet.

Am 12. November können die Besucher den dänischen Bestsellerautor in
Unna live erleben Schauspieler Dominic Raacke, vielen bekannt ist als
der Berliner Tatort-Kommissar Till Ritter, wird die deutsche Lesung
übernehmen. Literaturjournalistin Antje Destler führt durch den Abend.

Hauptfigur der Trilogie ist Niels Oxen, ein traumatisierter
Elitesoldat. Im ersten Bandwill er sich eigentlich in die Einsamkeit
der dänischen Wälder zurückziehen, um seinen inneren Dämonen zu
entkommen. Doch bei einem nächtlichen Besuch des Schlosses N¢rlund
wird er zum Hauptverdächtigen in einem Mordfall: Hans-Otto Corfitzen,
Exbotschafter und Gründer eines Thinktanks, wurde auf dem Schloss zu
Tode gefoltert. Oxen gerät in die Fänge des dänischen Geheimdienstes.
Seine einzige Chance: Zusammen mit der toughen
Geheimdienstmitarbeiterin Margrethe Franck muss er die wahren Täter
ausfindig machen. Die Spuren führen zu einem übermächtigen Geheimbund.

"Ich mag versteckte Agenden, Doppelspiele und raffinierte Intrigen.
Das heimliche Leben von Agenten fasziniert mich", sagt der Autor Jens
Henrik Jensen, der 25 Jahre lang in der Nachrichtenindustrie unter
anderem als Redakteur gearbeitet hat. "Ich liebe ausdauernde
Ermittlungen, ganz gleich, ob sie zur Klärung eines Verbrechens führen
oder zur Erkenntnis einer Niederlage. Und ich mag hohes Tempo."

Wer sich davon überzeugen und den Autor persönlich begegnen möchte,
ist am 12. November herzlich nach Unna eingeladen.

Sonntag, 12. November | 18.00 Uhr

Jens Henrik Jensen: "Oxen - das erste Opfer"

Ort: Deifuhs Eventlocation, Nordstraße 41, Unna-Massen

Eintritt: VVK: 14,90 Euro / 12,90 Euro erm., AK: 18,00 Euro / 16,00
Euro erm. 

Tickets: www.mordamhellweg.de, i-Punkt Unna, Lindenplatz 1, Unna,
Tel.: (02303) 10 37 77

 Westfälisches Literaturbüro in Unna e.V., Nicolaistraße 3, Unna,
Tel.: (02303) 96 38 50 und an allen HellwegTicket-Vorverkaufsstellen.

Impressum

"Mord am Hellweg" ist ein Projekt der Kulturregion Hellweg. 

Das Festival wird veranstaltet mit oder in den Kreisen, Städten und
Gemeinden Ahlen, Bad Sassendorf, Bergkamen, Bönen, Dortmund,
Fröndenberg, Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Holzwickede, Iserlohn, Kamen,
Lüdenscheid, Lünen, Schwerte, Soest, Oelde, Unna, Unna (Kreis),
Wickede (Ruhr), Witten und in Kooperation mit der HanseTourist Unna,
der Bürgerstiftung "Rohrmeisterei Schwerte", der Werner Richard -
Dr.Carl Dörken Stiftung, Herdecke, dem Tagungsund Kongresszentrum Bad
Sassendorf, MELANGE (Gesellschaft zur Förderung der Salon- und
Kaffeehauskultur e.V.), dem Museum für westfälische Literatur
(Kulturgut Haus Nottbeck) und der Westfalen-Initiative Münster (für
den Krimitag Westfalen in Oelde).

Festivalleitung

Kreisstadt Unna, Bereich Kultur, Sigrun Krauß M.A., Lindenplatz 1,
59423 Unna, Fon: (02303) 10 37 20, Fax: (02303) 10 37 99, E-Mail:
sigrun.krauss@stadt-unna.de, Website: www.stadt-unna.de 

 Westfälisches Literaturbüro in Unna e.V., Dr. Herbert Knorr,
Nicolaistraße 3, 59423 Unna, Fon: (02303) 96 38 50, Fax: (02303) 96 38
51, E-Mail: post@wlb.de, Website: www.wlb.de

Hauptförderer/Medienpartner:

Land NRW, Sparkasse UnnaKamen, Busse & Bahnen NRW, WDR 5, WELT am
SONNTAG

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. Juni 2017

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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SEMINAR/3129: Bonn - "Riechen, schmecken, fühlen - Pflanzen für die Sinne" am 4.8.2017


VHS-Kursseminar: Riechen, schmecken, fühlen - Pflanzen für die
Sinne 



BN - Auch ganz unscheinbare Pflanzen haben oft viel für unseren
Geruchs-, Geschmacks- und Tastsinn zu bieten. Bei dem VHS-Kurzseminar
"Riechen, schmecken, fühlen - Pflanzen für die Sinne" am Freitag, 4.
August 2017, von 17 bis 18.30 Uhr, stellt Nora Hahn verschiedene
heimische und exotische Pflanzen vor, die unsere Sinneswahrnehmung
animieren. Die Teilnehmenden erhalten Gelegenheit zu kleinen
Wahrnehmungsübungen sowie Informationen zu Anbau und Verwendung. 

Das Seminar findet statt auf der "Naturinsel Pennenfeld" auf dem Gelände
des Quartiersmanagements Pennenfeld in der Maidenheadstraße 20 und
kostet 9 Euro. Anmeldung ist erforderlich unter www.vhs-bonn.de
Anmeldeschluss ist am 31. Juli 2017. Telefonische Auskünfte unter 0228
- 77 35 56.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juli 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TAGUNG/2304: Evangelische Akademie zu Berlin - Kulturelles Kapital und Studium, 21.-23.08.2017


Evangelische Akademie zu Berlin

Mind the Gap

Kulturelles Kapital und Studium

21. bis 23. August 2017, 16:00 Uhr

Workshop 34/2017



Studierende, deren Eltern keine Hochschule besucht haben, müssen sich
ohne Ratschläge der Familie in der akademischen Welt zurechtfinden.
Sie vollziehen enorme Anpassungsleistungen, um divergierende soziale
Erfahrungen und Logiken zu vereinigen. Sorgen um die Finanzierung des
Studiums oder Zweifel, den richtigen Weg eingeschlagen zu haben,
kommen hinzu. Die Teilnehmenden reflektieren diese verbindenden
Erfahrungen und arbeiten heraus, welche Stärken Erststudierende
mitbringen, wie sie diese nutzen können und welche
Unterstützungsmöglichkeiten es gibt. Durch das Bewusstsein für ihre
Herkunft, ihre Stärken und beruflichen Perspektiven nehmen sie ihre
gesellschaftlichen Gestaltungsaufgaben unter neuen Aspekten in
Angriff.

Die Veranstaltung richtet sich an Erststudierende unter 27 Jahren.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Französische Friedrichstadtkirche (Französischer Dom), 

Gendarmenmarkt 5, 10117 Berlin (Mitte)

Eintritt: Die Teilnahme ist nur bis zum vollendeten 27. Lebensjahr
möglich und inklusive Übernachtung kostenfrei.

Anmeldung bis eine Woche vor Veranstaltungsbeginn.

Informationen und Anmeldung: 

Belinda Elter

(030) 203 55 - 409

elter@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2017/pol/mind-the-gap/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Monat August (Stand: 10.07.17)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Homepagebetreuung, Veranstaltungshinweise

Tel: +49 (0)30 20355-508, Fax: +49 (0)30 20355-550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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VORTRAG/8208: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 29. Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Die Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 29. Kalenderwoche



Die Universität des Saarlandes bietet im Sommersemester wieder
öffentliche Vortragsreihen an, die sich an ein breites Publikum
richten. Aktuell laufen noch zwei Ringvorlesungen.

Montag, 17. Juli: Ringvorlesung "Literatur und Geschichte":

Schillers klassisches Werk: Geschichtsdramen oder Tragödien?

Dr. Manfred Leber (Neuere deutsche Literaturwissenschaft)

19 Uhr im Rathausfestsaal

Die Protagonistinnen und Protagonisten von Schillers klassischem Werk
sind historische Figuren, deren Überlieferung nicht nur von historisch
Gesichertem, sondern auch von Legendenbildung geprägt ist. Zunächst
gilt dies für "Wallenstein" und "Maria Stuart", im Weiteren auch für
"Die Jungfrau von Orleans", "Wilhelm Tell" und den unvollendeten
"Demetrius". Diese zweite Werkgruppe zeichnet sich dadurch aus, dass
das historisch Gesicherte von der Legendenbildung sogar zunehmend
überlagert wird. Der Vortrag zeigt, wie die fünf großen Werke
Schillers in seiner klassischen Periode Versionen des historisch
Ungesicherten präsentieren, die im Wesentlichen vor dem Hintergrund
der antiken Tragödie und der aristotelischen Tragödienpoetik zu
verstehen sind. Inwieweit damit auch der Anspruch dieser Poetik
eingelöst wird, dass Dichtung philosophischer als Geschichtsschreibung
sei, wird zu diskutieren sein.

Alle Termine sowie Infos zu den einzelnen Vorträgen unter:
http://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung

Mittwoch, 19. Juli: Vortragsreihe "Datenschutzrecht in der
Praxis": "Langer Abend des Datenschutzes"

Am Mittwoch, 19. Juli 2017, findet die letzte Veranstaltung der Reihe
"Datenschutzrecht in der Praxis" statt: Der "lange Abend des
Datenschutzes" beginnt bereits um 16.15 Uhr und dauert bis 20 Uhr.
Veranstaltungsort ist der Campus der Universität des Saarlandes,
Gebäude B4 1, Hörsaal 0.25.

Es referieren Markus Vehlow, Partner der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH, und Dr.
Claus-Dieter Ulmer, Konzerndatenschutzbeauftragter der Deutschen
Telekom AG.

Zunächst schildert Markus Vehlow "Alltagsbeispiele zu Cyber Security,
Cloud und Data Analytics" und erörtert die damit verbundenen
Herausforderungen. Als Manager bei der Wirtschaftsprüfungs- und
Beratungsgesellschaft PwC ist er für das Cloud Computing
verantwortlich. Ebenso wie die Untersuchung und Interpretation von
Daten (Data Analytics) bietet Cloud Computing für Unternehmen großes
wirtschaftliches Potenzial; gleichzeitig gilt es, Sicherheitsrisiken
zu minimieren. So können Verschlüsselungstrojaner, wie "WannaCry" oder
jüngst erneut "Petya", ganze Betriebssysteme lahmlegen und Unternehmen
zu horrenden Lösegeldzahlungen zwingen. Cyber Security versucht,
derartige Cyber-Attacken durch den Schutz von Daten und
Informationssystemen zu verhindern.

Anschließend referiert Dr. Claus-Dieter Ulmer über "Datenschutz in der
digitalen Welt - Chance und Herausforderung für Unternehmen". Als
Konzernbeauftragter für den Datenschutz der Deutschen Telekom AG ist
er weltweit für die Einhaltung von Datenschutzbestimmungen
verantwortlich. Darüber hinaus leitet er den zentralen Betrieb
Konzerndatenschutz (Group Privacy) mit etwa 70 Datenschutz-Fachkräften. 
Bei seinem Vortrag an der Saar-Uni widmet er sich der
Frage, wie die Digitalisierung die Industrie und ihre Geschäftsmodelle
verändert. Dabei erläutert er unter anderem die neuen regulatorischen
Ansätze in Europa und zeigt, wie sehr sich die Aufgaben der
Datenschutz-Organisation im Unternehmen in den letzten Jahren geändert
haben. In diesem Zusammenhang beschäftigt er sich mit der
Herausforderung, Datenschutz in Geschäftsmodelle zu integrieren sowie
als vertrauensbildenden Faktor zu begreifen und wagt auch einen
Ausblick in die Zukunft.

Im Anschluss an die Vorträge wird ein kleiner Empfang Gelegenheit zum
individuellen fachlichen Austausch und zur Erörterung drängender
Fragen geben.

Zu dem öffentlichen Vortrag lädt das Institut für Rechtsinformatik der
Saar-Uni alle Interessierten herzlich ein.

www.rechtsinformatik.saarland

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 12.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/539: Braunschweig - Infos über elektronische Ausleihe in der Stadtbibliothek, 14.9.


Sprechstunde in der Stadtbibliothek informiert über elektronische
Ausleihe



Braunschweig. Zu einer offenen "eAusleihe-Sprechstunde" lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Donnerstag, 14.
September zwischen 15.30 Uhr und 17.30 Uhr, ein. Im persönlichen
Gespräch werden Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien
beantwortet und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe
vermittelt. 

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. Juni 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 37 73

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/152: Liu Xiaobo gestorben - Schwere Vorwürfe gegen Chinas Behörden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 13. Juli 2017

Liu Xiaobo gestorben

Schwere Vorwürfe gegen Chinas Behörden - Angemessene medizinische
Versorgung verweigert



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat Chinas Behörden für den Tod
des Friedensnobelpreisträgers Liu Xiaobo mitverantwortlich gemacht. So habe
man seine Ausreise aus China verweigert, um von Spezialisten im Ausland
angemessen medizinisch behandelt zu werden. Auch habe er jahrelang keine
ausreichende medizinische Betreuung in der Haft erhalten, obwohl er seit
langem über Schmerzen geklagt habe. "Wer politische Gefangene ohne
angemessene medizinische Behandlung im Gefängnis dahinsiechen lässt und sie
dann erst kurz vor ihrem Tod freilässt, handelt unmenschlich und nimmt
ihren Tod bewusst in Kauf. Mit dem Tod Liu Xiaobos zeigt Chinas Regierung
ihr wahres Gesicht als Staatsmacht, die über Leichen geht, um ihre
Machtstellung zu wahren", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Donnerstag in Göttingen.

Die Menschenrechtsorganisation wies darauf hin, dass es zahlreiche Angebote
von medizinischen Spezialisten aus aller Welt gegeben habe, um Liu Xiaobos
Leben zu retten, nachdem seine schwere Leberkrebserrkrankung bekannt wurde.
"Doch alle diese Angebote und Bitten, den erkrankten
Friedensnobelpreisträger ausreisen zu lassen, wurden von den chinesischen
Behörden ignoriert", sagte Delius.

"Chinas Staatsterror gegen Anhänger der Demokratiebewegung,
Menschenrechtler, Juristen und Angehörige von Minderheiten zählt nun ein
weiteres prominentes Opfer. Es sollte Auftrag an alle europäischen
Politikerinnen und Politiker sein, sich engagierter für die inhaftierten
politischen Gefangenen in China einzusetzen, denn von der Regierung Xi
Jinping haben sie nur mehr Härte, Menschenverachtung und sogar den Tod zu
befürchten", erklärte Delius.

Liu Xiaobo war seit seiner Teilnahme an den Massenprotesten 1989 und dem
anschließenden Massaker auf dem Platz des Himmlischen Friedens im Juni 1989
in Peking mehrfach in Haft gewesen, bevor er Ende 2009 zu seiner letzten
Gefängnisstrafe verurteilt wurde. Er war einer der Urheber und
Erstunterzeichner der sogenannten Charta 08, ehemaliger Präsident und
Vorstandsmitglied des Unabhängigen Chinesischen P.E.N.-Zentrums.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juli 2017

Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/146: FIAN-Studie - "Europa wichtiger Akteur beim globalen Landgrabbing"


Fian - Pressemitteilung vom 13.07.2017

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

FIAN-Studie: 

"Europa wichtiger Akteur beim globalen Landgrabbing"

Menschenrechts-Organisation FIAN legt Untersuchung vor



FIAN veröffentlicht heute eine Untersuchung über Landkonflikte in
Ländern des Globalen Südens, die durch europäische Investitionen
verursacht werden. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass Akteure aus
Europa oftmals an Landgrabbing beteiligt sind und dass die Politik auf
die hiermit verbundenen menschenrechtlichen Probleme bislang kaum
angemessene Antworten gefunden hat.

Roman Herre, Agrar-Referent von FIAN Deutschland: "Vor genau zehn
Jahren berichteten die Medien erstmals über moderne Landnahmen, auch
Landgrabbing genannt. Private und staatliche Investoren sind seitdem
ständig auf der Suche nach riesigen Landflächen, um Agrartreibstoffe
anzubauen, Nahrungsmittel zu exportieren oder um damit schlicht zu
spekulieren. Oftmals werden hierdurch örtliche Gemeinden von ihrem
Land vertrieben. Die jüngste Absage von Bundeskanzlerin Merkel an die
"klassische Entwicklungshilfe" und die Ankündigung einer verstärkten
Zusammenarbeit mit Konzernen und Finanzinvestoren lassen für die
Landwirtschaft wenig Gutes erwarten".

Die Publikation dokumentiert u.a. Fälle von Landgrabbing in Sambia,
Uganda, Kongo und Mosambik. Die Fallbeispiele zeigen, dass
großflächige Agrar-Investitionen menschenrechtlich hochsensibel sind.
In vielen Ländern sind 70 bis 80 Prozent der Bevölkerung in der
kleinbäuerlichen Landwirtschaft tätig. Durch den Flächenhunger von
Agrarinvestoren verlieren Millionen von Menschen ihre
Existenzgrundlage.

Die heute veröffentlichte Broschüre ist eine deutschsprachige
Zusammenfassung der Studie "Land Grabbing and Human Rights: The
Involvement of European Corporate and Financial Entities in Land
Grabbing outside the European Union", die im Mai 2016 im Auftrag des
Europäischen Parlaments veröffentlicht wurde. Die Studie beschreibt
eine Vielzahl bislang ausgebliebener Handlungsmöglichkeiten der EU und
ihrer Mitgliedstaaten, um das weltweite Landgrabbing zu reduzieren.
"Bis heute fehlen viele Grundlagen wie konkrete Handlungsanleitungen
für Botschaftspersonal, um Fällen von Landgrabbing aktiv nachzugehen,
diese zu dokumentieren und an Regierungen und Parlamente zu
übermitteln", erklärt Brigitte Reisenberger, Geschäftsleiterin von
FIAN Österreich. Auch die Arbeit des EU-Sonderbeauftragten für
Menschenrechte müsste laut Reisenberger sehr viel konkreter werden,
beispielsweise durch eine systematische Auswertung der zahlreichen
Berichte über Landkonflikte sowie die engere Zusammenarbeit mit den
Menschenrechtsexperten der Vereinten Nationen.

Wie wenig internationale Finanzinvestoren sich für die sozialen
Auswirkungen ihrer Aktivitäten interessieren, zeigt das vielgelobte
Beispiel der "UN-Prinzipien für verantwortungsvolle Investitionen".
Eine aktuelle Untersuchung des think tanks E3G kommt zu dem Ergebnis,
dass bei knapp 1000 dort beigetretenen Konzernen und Investoren im
Schnitt eine Person pro 14 Milliarden US-Dollar verwaltetem Vermögen
angestellt wird, die sich um ökologische und soziale Auswirkungen der
Investments kümmert. "Es ist absurd anzunehmen, dass auf diese Weise
ein relevanter Beitrag gegen Umweltschäden oder Menschenrechtsverstöße
geleistet wird", so Roman Herre weiter. "Die Zahlen belegen die
Notwendigkeit einer internationalen Regulierung anstelle freiwilliger
Selbstverpflichtungen."

Untersuchung "Landgrabbing und Menschenrechte": 

http://bit.ly/2sT4YBQ

Printexemplar bestellen: fian(ät)fian.de


"Land Grabbing and Human Rights: The Involvement of European
Corporate and Financial Entities in Land Grabbing outside the European
Union" (Mai 2016):

www.tni.org/files/publication-downloads/expo_stu2016578007_en.pdf

E3G: "Missing in Action. The Lack of ESG Capacity at leading investors? (März 2017):

https://www.e3g.org/docs/E3G_-_Missing_in_action_-_the_lack_of_ESG_capacity_at_leading_investors.pdf

 * 

FIAN (FoodFirst Informations- & Aktions-Netzwerk) ist die
Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht auf
Nahrung mit Mitgliedern in 60 Ländern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juli 2017

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Tel.: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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STANDPUNKT/207: Einseitige Debatte verdeckt nötige Kritik an der Politik der G20 (Gipfel für globale Solidarität)


Gipfel für globale Solidarität - Pressemitteilung vom 14. Juni 2017

Einseitige Debatte verdeckt nötige Kritik an der Politik der G20




	Weit über 2.000 Teilnehmende an beiden Tagen beim "Gipfel für globale Solidarität" in Hamburg auf Kampnagel

	G20-Gipfel der Staatschefs leistete keinen entscheidenden Beitrag zur Lösung globaler Krisen

	Einseitige Aufarbeitung verdeckt überwiegend friedlichen, kreativen Protest der Vielen

	Dank an Helfer*innen und Unterstützer*innen, sowie an die Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung (NUE)



(Hamburg, 14.07.2017). Ein Bündnis von mehr als 75 Organisationen und
Initiativen hatte am 5. und 6. Juli 2017 in der Hamburger Kulturfabrik
Kampnagel den G20-Alternativgipfel ausgerichtet. Mit weit über 2.000
Teilnehmer*innen, darunter auch sehr viele junge Menschen, sind die
Erwartungen der Organisator*innen deutlich übertroffen worden.
Anzeichen für das große Interesse war, dass die 2160 gedruckten
Programmhefte bereits am Morgen des zweiten Konferenztages vergriffen
waren. An den mehr als 80 Workshops und Panels nahmen jeweils 30 bis 100
Menschen teil. Etwa 70 Journalist*innen von Print, Hörfunk und TV aus
dem In- und Ausland hatten sich zur Berichterstattung angemeldet.

Die Organisator*innen des Alternativgipfels sind sich einig darin, dass
der G20-Gipfel nicht beigetragen hat, die sozialen, ökologischen und
Wirtschaftskrisen zu lösen. Diese sind in Ursache und Wirkung auf das
Engste miteinander verknüpft und müssen deshalb ganzheitlich und
kohärent bearbeitet werden. Vom mageren Ergebnis des Hamburger Gipfels
wird derzeit abgelenkt durch die einseitige Ausrichtung der Rückschau
auf die Ereignisse in Hamburg.

Wieder dominiert die Debatte um Krawalle und inakzeptable Auswüchse
einer ansonsten vorwiegend friedlichen Protestwoche, die am 2. Juli mit
der "Protestwelle" begann, sich z.B. mit Nachtanzdemos, Radler-Protest
und dem Marsch von 1000 G20-Zombies fortsetzte und am 8. Juli mit der
Großdemonstration "Grenzenlose Solidarität statt G20" einen
abschließenden friedlichen Höhepunkt fand.

Aus dem Blick geraten dabei auch die vielen Menschen, die sich aktiv
einbrachten in die Suche nach Alternativen zur G20-Politik, diese
während des "Gipfels für globale Solidarität" breit diskutierten und
damit auf vielfältige Weise gegen das herrschende neoliberale System
protestierten. Gegen ein System, das die Zerstörung des Planeten,
soziale Ungleichheit und Armut in der Welt verursacht.

Die Organisator*innen des Alternativgipfels bedanken sich bei der
Kulturfabrik Kampnagel und den weiteren Veranstaltungsorten der
Workshops für ihren Beitrag zum Gelingen des "Gipfels für globale
Solidarität". Besonders dankbar sind wir, dass Kampnagel während des
Alternativgipfels das Grundstück zur Übernachtung für
G20-Demonstrant*innen öffnete. Unser Dank gilt auch der Norddeutschen
Stiftung für Umwelt und Entwicklung für die finanzielle Förderung.

Weitere Informationen zum Gipfel für globale Solidarität unter: 

http://solidarity-summit.org

 * 

Quelle:

Gipfel für globale Solidarität

E-Mail: presse@solidarity-summit.org

Internet: www.solidarity-summit.org
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DISKUSSION/058: Augsburg - Sammelklagen in der EU. Fluch oder Segen für den Verbraucherschutz?, 18.7.


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Sammelklagen in der EU - Fluch oder Segen für den Verbraucherschutz? 

Eine öffentliche Podiumsdiskussion am 18. Juli 2017 im Augsburger Rathaus



Augsburg/MS/KPP - Jüngste Beispiele wie der Abgasskandal der Auto-Industrie 
rücken werfen die Frage auf: Stärken Sammelklagen den
Verbraucherschutz in Europa? Über Chancen und Risiken der Einführung
von Sammelklagen diskutieren bei einer öffentlichen Podiumsdiskussion
am 18. Juli 2017 im Augsburger Rathaus fünf namhafte Experten aus ganz
Deutschland. Die zweistündige Veranstaltung beginnt um 19.00 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Während in den USA Sammelklagen zur Durchsetzung von Ansprüche für
Verbraucher möglich sind, ist dies in Europa derzeit noch nicht
möglich. Befürworter einer europaweiten Einführung der Möglichkeit von
Sammelklagen führen neben der Chancengleichheit für alle Geschädigte
im Verhältnis zu Einzelklagen auch das Argument der Entlastung von
Gerichten an. Kritiker dagegen sehen die Gefahr, dass die
Einzelfallgerechtigkeit deswegen nicht mehr ausreichend berücksichtigt
wird, weil nicht mehr jeder einzelne Fall auf seine Eigenheiten hin
untersucht und entsprechend entschieden werden wird. Unternehmen
warnen zudem vor existenzgefährdenden Klagen. Im Insolvenzfall wären
damit die Verbraucher nicht zwangsläufig besser gestellt. wären damit
die Verbraucher nicht zwangsläufig besser gestellt.

Renommierte Fachleute auf dem Podium

Dieses Für und Wider von Sammelklagen wird bei der Veranstaltung im
Augsburger Rathaus aus ganz unterschiedlichen Expertenblickwinkeln
diskutiert werden. Auf dem Podium sitzen Prof. Dr. Stephan Wernicke
(Chefjustiziar beim DIHK e.V.), Dr. Beate Czerwenka (Bundesministerium
für Justiz und Verbraucherschutz), Prof. Dr. Astrid Stadler
(Bürgerliches Recht, Zivilprozessrecht, Internationales Privatrecht
und Rechtsvergleichung/Universität Konstanz), Dr. Ottmar Lell
(Verbraucherzentrale Bundesverband) und Prof. Dr. Thomas M. J. Möllers
(Bürgerliches Recht, Wirtschaftsrecht, Europarecht, Internationales
Privatrecht und Rechtsvergleichung/Universität Augsburg).

"Dieses breite Spektrum namhafter Experten, die ihre Sicht der
Problematik vortragen, ermöglicht es allen Interessierten, sich selbst
ein Bild über den Sinn oder die Gefahren von Sammelklagen in Europa
machen", so Thorsten Frank, der Vorsitzende der Europa-Union Augsburg.
Er ist auch Mitglied des Landesvorstandes der Europa-Union Bayern e.
V. und hat den Vorschlag von Prof. Dr. Thomas M. J. Möllers, diese
Veranstaltung zu organisieren, sowie das Kooperationsangebot des
europe direct Informationszentrums der Stadt Augsburg gerne
aufgegriffen. trums der Stadt Augsburg gerne aufgegriffen.

"Uns ist es besonders wichtig, die Menschen nicht nur über Fragen zur
gemeinsamen Rechtsetzung in Europa zu informieren, sondern sie aktiv
in die Überlegungen und Gedanken der Akteure einzubinden", betont
Möllers. Er koordiniert an der Juristischen Fakultät der Universität
Augsburg das EU-geförderte Jean-Monnet-Exzellenzzentrum INspiRE.

Europäisches Recht transparent machen

INspiRE ist Netzwerk von Rechtswissenschaftlerinnen und -
wissenschaftlern aus Deutschland, Frankreich, Italien und China, die
sich mit der Frage befassen, wie es um die Rechtsstaatlichkeit und die
Rechtsdurchsetzung im Geltungsbereich des europäischen Rechts bestellt
ist. Neben individuellen Studien und Fachtagungen zum Thema zählen -
im Interesse einer Förderung von Transparenz in europäischen
Rechtsfragen - auch öffentliche Veranstaltungen zum
InspiRE-Arbeitsprogramm. "Mit der anstehenden Podiumsdiskussion im
Rathaus und mit der Kooperation zwischen dem Europe direct
Informationszentrum, der Europa-Union Augsburg, deren
Nachwuchsorganisation JFE und INspiRE m, der Europa-Union Augsburg,
deren Nachwuchsorganisation JFE und INspiRE machen wir hier vor Ort
einen guten Anfang", so Möllers.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: UPD 124/17 vom 12. Juli2017

Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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AKTION/795: Lippstadt - 13. WORTFESTIVAL IN LIPPSTADT vom 9. September bis 15. Oktober 2017


Das 13. WORTFESTIVAL IN LIPPSTADT vom 9. September bis 15. Oktober
2017

Gestern - Heute - Morgen "Die Zeit, die ist ein sonderbar Ding"



Lippstadt. Dem Kunst- und Vortragsring Lippstadt ist es wieder
gelungen, namhafte Künstler nach Lippstadt zu holen, die mit ihren
Programmen das Lippstädter Kulturprogramm bereichern werden.

Es wird gelesen, gespielt und musikziert, aber vor allem unterhalten!
Kommen werden u.a. Eva Mattes, Hannelore Hoger, Axel Hacke, Michael
Quast, Günther Lamprecht und Nina Hoger, die zum Teil nicht zum ersten
Mal beim WORTFESTIVAL dabei sein werden.

Zur Eröffnung des 13. WORTFESTIVALS wird, wie bereits 2015, das
Vocalensemble Amarcord erwartet, das mit ihrer Veranstaltung
gleichzeitig die Kultursaison von KWL Kultur und Werbung Lippstadt
und Städtischem Musikverein Lippstadt eröffnen wird.

Auch eine Ausstellung bereichert das WORTFESTIVAL-Programm. Vom 13.
September bis 15. Oktober werden in der Galerie im Rathaus Werke des
Zeichners und Karikaturisten Paul Flora aus Lippstädter Privatbesitz
zu sehen sein.

Eine Veranstaltung für die ganze Familie (ab 6 Jahren) bietet das
Maskentheater ohne Worte von "Habbe & Meik". Das Duo braucht keine
Worte, um Menschen und Situationen subtil und treffend zu beschreiben
und zu charakterisieren. Und wenn sie ihre Musikinstrumente und ihre
Akrobatik mit ins Spiel bringen, dann ist die Begeisterung des
Publikums kaum noch zu bremsen.

Im Wechsel werden beim Wortfestival der Synchronsprecherpreis und der
Thomas-Valentin-Literaturpreis der Stadt Lippstadt vergeben.

In diesem Jahr ist nun turnusmäßig der Literaturpreis an der Reihe und
dieser geht an den Österreicher Max Blaeulich, dessen großer Roman
"Unbarmherziges Glück" herausragt aus der Reihe durchaus
qualitätsvoller eingereichter Prosawerke.

Die Jury für den Thomas-Valentin-Literaturpreis der Stadt Lippstadt
(Prof. Dr. Eke, Wilhelm Kröger, Alfred Kornemann) hat die von den
Verlagen eingereichten Werke durchgearbeitet und sich für Max
Blaeulich entschieden. Die Preisverleihung findet am Freitag,
6.Oktober um 20 Uhr in der Jakobikirche statt. Die Laudatio hält der
Paderborner Germanist Prof. Dr. Eke.

Abonnementkarten, aber auch Karten für die einzelnen Veranstaltungen,
gibt es ab 14. Juni 2017 in der Kulturinformation Lippstadt im
Rathaus.

Das ausführliche Wortfestival-Programm ist in der Kulturinformation im
Rathaus erhältlich und wird auf Wunsch auch zugeschickt. Alle
Informationen zum 13. Wortfestival sind auch im Veranstaltungskalender
unter www.lippstadt.de und unter www.wortfestival.de zu finden.

Veranstalter: Kunst- und Vortragsring Lippstadt

Gefördert vom Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen und der Stadt Lippstadt

Kartenverkauf:

Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Straße 14, 59555
Lippstadt

Tel.: 0 29 41 / 5 85 11, Mail: post@kulturinfo-lippstadt.de

Mo bis Fr: 10 bis 18 Uhr, Sa: 10 bis 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Juni 2017

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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AKTION/794: Augsburg - Gastpoetinnen an der Universität Augsburg, 18.-20.07.2017


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Gastpoetinnen an der Universität Augsburg

Lesungen und Workshops von und mit Malika Booker und Catherine Johnson
am 18., 19. und 20. Juli



Augsburg/RB/KPP - In der dritten Juliwoche ist es wieder einmal so
weit: Zwei Gastpoetinnen aus dem Vereinigten Königreich sind an der
Universität Augsburg zu Gast, um aus ihren Werken zu lesen und
Creative Writing Workshops zu leiten: Malika Booker, Tochter
guayanisch-grenadischer Eltern, in England zu Hause, Performance Poet
und Co-Prinzipalin der Autorenkommune "Malika's Poetry Kitchen". Und
Catherine Johnson, Tochter jamaikanisch-walisischer Eltern,
Drehbuchautorin und Autorin von Romanen für junge Leser. Die vier
Veranstaltungen mit den beiden Gastpoetinnen sind öffentlich, der
Eintritt ist frei, für die Workshops ist Anmeldung erforderlich.

Malika Booker bezeichnet sich selbst als Multidisciplinary
Artist. Sie hat sich als Verfasserin von Gedichten, Theaterstücken,
Monologen und Installationen einen Namen gemacht. Sie tritt als
Performance Poet auf, hat weltweit Creative Writing Courses geleitet
und ist Mitbegründerin von "Malika's Poetry Kitchen", einem
Autorenkollektiv in London, das aktiv junge afro-britische Autoren und
Autorinnen fördert. Malika Booker hat unter anderem mit der BBC, dem
British Council, dem Royal National Theatre und der Royal Shakespeare
Company in verschiedenen Projekten zusammengearbeitet.

Unter Malika Bookers Werken sind vor allem der Gedichtband "Pepper
Seed" (2013) und die Anthologie "Penguin Modern Poets 3: Your Family,
Your Body" (zusammen mit Warsan Shire und Sharon Olds) hervorzuheben.
Als performance poet kann man sie in zahlreichen Videos auf YouTube
erleben.

Mehr zu Malika Booker: http://malikabooker.com/ und
http://literature.britishcouncil.org/writer/malika-booker

Catherine Johnson hat sich als Autorin von Büchern für Kinder
und junge Erwachsene einen Namen gemacht. Protagonisten sind oft junge
people of colour, "Menschen wie ich selbst", wie Catherine Johnson
sagt, die in die Vergangenheit zurückversetzt werden und die als Ha
uptfiguren historischer Romane nicht nur im Elend oder als Sklaven
leben, sondern selbstbewusst und mutig handeln und dadurch
gesellschaftliche Anerkennung erringen. So steht im Mittelpunkt von
Catherine Johnsons jüngstem Roman, "The Curious Tale of The
Lady Caraboo", eine junge Prinzessin, die von einer wohlhabenden
Londoner Familie aufgenommen wird.

Catherine Johnson ist mit Creative Writing Courses an zahlreichen
Schulen, in Museen und Büchereien zu Gast. Sie arbeitet mit
Strafgefangenen und war in verschiedenen Funktionen am London
Institute und beim Royal Festival Hall's Imagine Children's Litera
ture Festival tätig.

Mehr zu Catherine Jahnson: http://catherinejohnson.co.uk/ und
http://literature.britishcouncil.org/writer/catherine-johnson

Termine und Hinweise:

Dienstag, 18. Juli 2017, 19.00 Uhr

Malika Booker liest aus ihrem Werk

Mittwoch 19. Juli 2017, 10.00 - 12.30 Uhr

Creative Writing Workshop mit Malika Booker (max. 15 Teilnehmer)

Mittwoch 19. Juli 2017, 19.00 Uhr

Catherine Johnson liest aus ihrem Werk

Donnerstag 20. Juli 2017, 10.00 - 12.30 Uhr

Creative Writing Workshop mit Catherine Johnson (max. 20 Teilnehmer)

Alle Veranstaltungen finden im Raum 4056 der Philologisch-Historischen
Fakultät (Universitätsstraße 10, Gebäude D) statt. Sie sind
öffentlich, der Eintritt ist frei. Für die Teilnahme am einem der
beiden Creative Writing Workshops wird um vorherige persö
nliche Anmeldung gebeten im Sekretariat der Juniorprofessur für Neue
Englische Literaturen und Kulturwissenschaft (Gebäude D, Raum 4010,
Öffnungszeiten: Mo. - Do. 9.00 - 12.00 Uhr bzw. Tel. 0821-598-4707).

Eingeladen wurden Malika Booker und Catherine Johnson vom Lehrstuhl
für Englische Literaturwissenschaft und von der Juniorprofessur für
Neue Englische Literaturen und Kulturwissenschaft. Gefördert werden
die Veranstaltungen von der Gesellschaft der Freunde der Universität
Augsburg und vom British Council.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: UPD 125/17 vom 12. Juli 2017

Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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AUSSICHTEN/7972: Und morgen, den 15. Juli 2017 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.07.2017 bis zum 16.07.2017 +++






[image: Jean-Luc 7972 Wetterfrosch - © 2017 by Schattenblick]






Luft und Himmel, Wärmehauch,

dichte Wolken, sicherlich,

aber Sonne gibt es auch,

Jean bleibt besser hinterm Strich.
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FILM/086: Das Erste/KiKA - "Wie wird ein Feuerwehrauto gebaut?", 16.7.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Neue Sommer-Sachgeschichtenreihe

"Die Sendung mit der Maus": "Wie wird ein Feuerwehrauto
gebaut?"

Sonntag, 16. Juli 2017 (Das Erste, 9.30 Uhr; KiKA, 11.30 Uhr)



Ein neuer Wagen für die Feuerwehr: "Die Sendung mit der Maus" (WDR)
zeigt diesen Sommer, wie aus einem einfachen LKW ein roter
Drehleiterwagen mit Blaulicht wird. An vier aufeinanderfolgenden
Sonntagen sind die Maus-Zuschauer dabei, wenn Armin Maiwald eine
Fabrik für Feuerwehrautos besucht. Sendestart für die vierteilige
Sachgeschichten-Reihe ist am Sonntag, 16. Juli (Das Erste, 9.30 Uhr;
KiKA, 11.30 Uhr).

Die Feuerwehr fasziniert viele Kinder: Bei der "Sendung mit der Maus"
erfahren sie, wie das Blaulicht aufs Dach, der Wasserschlauch in den
Laderaum und die Leiter auf den Wagen kommt. Das Kamerateam ist dabei,
wenn der LKW noch ganz ohne Aufbauten in die Fabrik in Karlsruhe
rollt. Viele Schrauben müssen angezogen werden, bevor die Monteure
ganz am Ende den Rettungskorb anbringen - und die Feuerwehrleute im
niedersächsischen Wittingen mit ihrem neuen Wagen vom Hof fahren
können. Doch wirklich fertig ist dieses Feuerwehrauto erst mit der
Maus: Aufs Heck des Wagens geklebt, wird sie bald alle Einsätze
begleiten.

"Das Feuerwehrauto mit der Maus" ist nicht das erste Fahrzeug, das
mit der Maus gekennzeichnet ist: Auch auf einem Airbus, dessen Bau in
einer Sachgeschichte 1999 zu sehen war, fliegt die Maus durch die
Welt. Zum 25. Maus-Geburtstag (1996) fuhr auch ein Maus-Zug durchs
Land.

Die Sommer-Sachgeschichtenreihe ist eine Produktion der Flash
Filmproduktion GmbH Armin Maiwald & Jan Marschner im Auftrag des WDR
(Redaktion: Joachim Lachmuth). Feuerwehr-Geschichten für die älteren
Zuschauer gibt es derzeit montags um 20.15 Uhr im WDR-Fernsehen und in
der WDR-Mediathek: Die letzte Folge der Doku-Reihe "Feuer & Flamme"
läuft am 17. Juli 2017.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 11. Juli 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KREATIV/118: Unna - Kinder basteln und malen zu einem vorgelesenen Buch am 2. August 2017


Stadt Unna

Kinder basteln und malen zu einem vorgelesenen Buch

Leseschnecke Willma der zib-Bibliothek macht keine Pause!



Kreisstadt Unna. Ab Anfang August wird die Bibliothek im Zentrum für
Information und Bildung für drei Monate umgebaut. Trotzdem lässt die
Leseschnecke Willma die jüngsten Leserinnen und Leser ab 4 Jahren
nicht im Stich.

Jeden Mittwoch wird Vorgelesen und jeden dritten Mittwoch im Monat
findet das Bilderbuchkino statt. Treffpunkt ist um 16.00 Uhr vor der
Bibliothek. Das Angebot ist kostenlos, eine Voranmeldung ist nicht
erforderlich.

Termin: Mittwoch, 02.08.2017, 15.00 Uhr

Alter: ab 4 Jahren

Kosten: Eintrittspreis Bornekampbad

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juli 2017

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSE/398: Mönchengladbach - "Tiere aus Gips und Draht", 22.-25. August 2017


Stadt Mönchengladbach

Tiere aus Gips und Draht


Einen ganzen Zoo können die Kinder im Alter von sechs bis neun Jahren
aus so einfachen Materialien wie Gips, Holz und Draht herstellen. Dies
ist leichter als man denkt: Draht gebogen, Gipsbinden drüber, 20
Minuten trocknen lassen und dann bunt anmalen. Anschließend werden die
Tiere noch mit Klarlack überzogen, damit sie richtig edel aussehen.
Der Kurs läuft vom 22. bis 25. August, 11 bis 13 Uhr.

Teilnehmerzahl: max. 15

Kosten: 30,- EUR

Leitung: Ulrike Engelke

Anmeldungen sind ab sofort über die Homepage des Museums im Menü
"Veranstaltungen" "Praktische Kurse" möglich.
www.museum-abteiberg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Juni 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1605: Unna - Willma geht bei schönem Wetter baden, 9.8.2017


Stadt Unna

Willma geht bei schönem Wetter baden 

Leseschnecke Willma der zib-Bibliothek macht keine Pause!



Kreisstadt Unna. Ab Anfang August wird die Bibliothek im Zentrum für
Information und Bildung für drei Monate umgebaut. Trotzdem lässt die
Leseschnecke Willma die jüngsten Leserinnen und Leser ab 4 Jahren
nicht im Stich.

Jeden Mittwoch wird Vorgelesen und jeden dritten Mittwoch im Monat
findet das Bilderbuchkino statt. Treffpunkt ist um 16.00 Uhr vor der
Bibliothek. Das Angebot ist kostenlos, eine Voranmeldung ist nicht
erforderlich.

Mittwoch, 09.08.2017, 15.00 Uhr

Alter: ab 4 Jahren

Kosten: Kostenlos

Darüber hinaus bietet das Zentrum für Internationale Lichtkunst für
die Bibliothekskinder Schnupperführungen an und es gibt eine
Vorlesestunde mit passender Schminkaktion dazu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juli 2017

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MUSEUM/718: Kassel - "Safari durch die Urzeit" am 21. September 2017


Stadt Kassel

Safari durch die Urzeit



Wie entstehen Versteinerungen? Welche Reste von Lebewesen, die längst
ausgestorben sind, finden wir heute noch? Wir besuchen die Fossilien
in der naturgeschichtlichen Ausstellung des Naturkundemuseums und
fertigen einen originalgetreuen Saurier-Skelettabguss an.
Die Veranstaltung ist für Kinder ab acht Jahren. Eine Voranmeldung
unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (während der documenta
täglich von 10.30 bis 19.30 Uhr), ist erforderlich. Die Kosten
betragen 2,50 Euro. 

Termin: Donnerstag, 21. September, 15.30-17 Uhr

Ort: Naturkundemuseum

Das Info- und Anmeldetelefon 05 61/7 87-40 66 ist während der
documenta von 10.30 bis 19.30 Uhr besetzt. Öffnungszeiten während der
documenta sind montags bis sonntags von 10 bis 20 Uhr. Geführte
Gruppen können schon ab 8.30 Uhr eingelassen werden.

Weitere Infos unter www.naturkundemuseum-kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. Juni 2017

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MUSEUM/717: Kassel - "Kecke Schnecke!" am 20. August 2017


Stadt Kassel

"Kecke Schnecke!"



Schnecken sind eklig? Schnecken sind langsam und langweilig? Lasst
euch im Naturkundemuseum überraschen! Beobachten, Basteln, Spielen.
Die Veranstaltung ist für Kinder ab acht Jahren. Eine Voranmeldung
unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (während der documenta
täglich von 10.30 bis 19.30 Uhr), ist erforderlich. Die Kosten
betragen 2,50 Euro.

Termin: Mittwoch, 30. August, 15.30 bis 17 Uhr

Ort: Naturkundemuseum

Das Info- und Anmeldetelefon 05 61/7 87-40 66 ist während der
documenta von 10.30 bis 19.30 Uhr besetzt. Öffnungszeiten während der
documenta sind montags bis sonntags von 10 bis 20 Uhr. Geführte
Gruppen können schon ab 8.30 Uhr eingelassen werden.

Weitere Infos unter www.naturkundemuseum-kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. Juni 2017

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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THEATER/1251: Schlaues Haus Oldenburg - "Jona und die Tiefseemonster", 18. und 19.07.2017


Schlaues Haus Oldenburg

Wissenschaftsjahr 2016*17 - Meere und Ozeane

Jona und die Tiefseemonster 

Video-Tanz-Theater nimmt Kinder mit auf eine Reise in die Tiefsee



Das Video-Tanz-Theater "Jona und die Tiefseemonster" ist am 18. und
19. Juli 2017 zu Gast im Schlauen Haus in Oldenburg. Gemeinsam mit
Jona, der Heldin des Stücks, entdecken Kinder ab sieben Jahren die
faszinierenden Lebewesen der Tiefsee und erfahren, was jeder von uns
für deren Schutz tun kann. Das Video-Tanz-Theater findet im Rahmen des
Wissenschaftsjahrs 2016*17 - Meere und Ozeane statt, der Eintritt ist
frei.

Jona und ihr selbstgebauter Roboter KISTE gehen in dem Stück auf eine
wagemutige Expedition. Ihr Ziel: Sie wollen die geheimnisumwobenen
Tränen der Meerjungfrauen finden. Auf ihrer Reise in die Tiefsee
treffen sie auf tanzende Anglerfische, plaudernde Ruderfußkrebse und
furchteinflößende Tiefseemonster. Immer wieder stehen sie vor großen
Aufgaben: Sie entdecken Plastikmüll, entkommen nur knapp einem
Schleppnetz und begegnen zufällig einer Schar Bergbauroboter, die mit
langen Staubsaugerrohren seltene Erden vom Tiefseeboden aufsaugen -
bis sie erfahren, wie verletzlich die Unterwasserwelt ist.

Die Hauptfigur Jona wird von einer Tänzerin gespielt, alle anderen
Figuren sind animierte Lebewesen, die auf verschiedene Leinwände
projiziert werden und eine Stimme aus dem Off erhalten. Das 
Video-Tanz-Theater wurde von Wissenschaft im Dialog produziert und wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.

Wann:

Dienstag, 18. Juli, 10 Uhr und 15 Uhr,

Mittwoch, 19. Juli, 10 Uhr und 13 Uhr

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Wo: Schlaues Haus, Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.07.2017

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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INTERNATIONAL/002: Deutschland und Mexiko - Spuren der Erinnerung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Deutschland / Mexiko

Spuren der Erinnerung

Von Jessica Zeller und Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt/Berlin, 14. Juli 2017, npl) - Mit einer
ungewöhnlichen Ausstellung macht ein mexikanisches Künstlerkollektiv
auf den Kampf der Angehörigen von Verschwundenen in ihrem Land
aufmerksam.


Die Schuhe der Angehörigen

Muttertag in Mexiko-Stadt: Mehrere Dutzend Männer und Frauen
demonstrieren am 10. Mai 2013 in der mexikanischen Metropole. Es ist
einer der vielen Märsche, Protestcamps und anderen Aktionen, mit denen
die Angehörigen von Verschwundenen Aufklärung und Strafverfolgung
einklagen. Sie wollen wissen, was mit ihren verschleppten Söhnen,
Töchtern, Brüdern oder Schwestern passiert ist. Und sie wollen, dass
die Verantwortlichen für ihre Verbrechen verurteilt werden. Auch der
mexikanische Künstler Alfredo López Casanova ist an diesem Tag auf der
Straße, um die Demonstrant*innen und ihre Forderungen zu unterstützen.
Immer wieder blickt er auf die Schuhe, die die Protestierenden tragen.
Wie könnte man diesen Schuhen einen Sinn geben, fragt er sich. "Wer
sie trägt, hinterlässt vom ersten Schritt an Spuren."

Seither sammeln Lopez und sein Künstlerkollektiv in ihrem Atelier im
Zentrum von Mexiko-Stadt die Stiefel, Turnschuhe oder Sandalen von
Angehörigen, die ihre Liebsten suchen. Schuhe, mit denen die Väter,
Mütter oder Geschwister der Verschwundenen Tausende von Kilometern
gegangen sind. Auf die Sohlen gravieren die Künstlerinnen und Künstler
Sätze ein, die ihnen die Angehörigen geschrieben haben. Daraus
entstand die Ausstellung "Huellas de la Memoria" - "Spuren der
Erinnerung". Gemeinsam mit grünen Kunstdrucken, die Lopez und seine
Leute aus den Sohlen herstellen, bildet das Schuhwerk ein Ensemble,
das seit dem 11. Juli in der Galerie Neurotitan des Berliner
Kunstvereins Schwarzenberg [1] zu sehen ist.


"Ich bin auf der Suche, weil er mein Vater ist und weil
wir ihn lieben"

"In der Mitte des Raumes hängen Schuhpaare, und darunter sind die
Fußabdrücke auf DIN-A-4-Format dargestellt, wo Texte drinstehen von
den Menschen, die ihre Vermissten suchen", beschreibt eine Schülerin
des Berliner Rheingau-Gymnasiums die Installation. Sie ist eine der
ersten Besucherinnen der Ausstellung. Am Tag nach der Eröffnung ist
sie mit ihrem Grund- und Leistungskurs Spanisch in die Galerie
gekommen. Im linken Schuh werde dargestellt, wer suche, und im rechten
stehe, was über die Vermissten wichtig zu wissen sei, erklärt die
junge Frau. Etwa, wann sie verschleppt wurden.

80 Schuhpaare hat Lopez mit nach Europa gebracht, und jedes erzählt
von einer langen Geschichte. So etwa von der des achtjährigen Leonel
Orozco García, dessen Vater Moises Orozco am 22. Mai 2012 im
Bundesstaat Michoacán festgenommen wurde und seither verschwunden ist.
"Ich bin auf der Suche, weil er mein Vater ist und weil wir ihn
lieben", schreibt der Junge.


Mindestens 32.000 Vermisste in Mexiko

Offiziell gelten in Mexiko 32.000 Menschen als vermisst, die
tatsächliche Zahl dürfte jedoch weitaus höher liegen. Manche werden
von Banden der organisierten Kriminalität verschleppt und gezwungen,
für sie zu arbeiten. Andere verschwinden, während sie sich in den
Händen von Polizisten oder Soldaten befinden. Immer wieder trifft es
auch Journalist*innen, kritische Indigene oder Umweltschützer*innen,
die den Mächtigen im Weg stehen. Manchmal werden ihre Leichen in
Massengräbern entdeckt, von vielen fehlt aber jede Spur.

"Das Projekt Huellas de la Memoria spiegelt wie ein Porträt das
Desaster in unserem Land wieder, die humanitäre Krise, die wir
erleben", erklärt Lopez. Jahrelang sei in Mexiko behauptet worden, es
gebe kein Problem des Verschwindenlassens. "Aber hier sind die Schuhe.
Sie stehen physisch greifbar für jene, die ihre Verschwundenen suchen.
Hier sind die Beweise: ihre Briefe, ihre Spuren", bekräftigt er. Das
könne niemand leugnen.


Kampf der Angehörigen soll unterstützt werden

Zunächst wurde die Ausstellung im Widerstandsmuseum in Mexiko-Stadt
gezeigt. Seit März ist sie nun in Europa zu Gast: in London, Paris,
Rom und anderen Städten. Und jetzt in Berlin. Annika Hirsekorn vom
Kunstverein Schwarzenberg hat die Schau in die Galerie geholt. Die
meisten wüssten nicht, wie viele Menschen wirklich verschwinden würden
und was das für eine Gesellschaft bedeute, erklärt sie. Über die
Installation, also über die persönlichen Referenzen, könne die
Problematik gut emotional transportiert werden.

Das Verschwindenlassen publik zu machen und zugleich den Kampf der
Angehörigen zu unterstützen - genau das ist das Ziel des
Künstlerkollektivs. "Die Ausstellung steht immer in Verbindung mit
einer Anklage", sagt Lopez, der auch als Bildhauer tätig ist. Immer
finde ein Forum statt, um über das Thema zu sprechen. "Die Leute
werden aufgerufen, sich dafür einzusetzen, dass das Verschwindenlassen
im Land ein Ende hat."


Nürnberg ist die nächste Station

Doch diese Verbrechen werden erst aufhören, wenn die Täter nicht
weiterhin straffrei bleiben. Davon ist auch Lopez überzeugt. Deshalb
freut er sich besonders darüber, dass die Ausstellung von Berlin nach
Nürnberg weiterziehen wird - der Stadt, in der die Nazi-
Kriegsverbrecherprozesse stattfanden. Das sei ein symbolisch wichtiger
Aufenthalt. "So setzen wir ein Signal, dass es eine juristische
Verfolgung geben muss und die Verantwortlichen eingesperrt werden",
bekräftigt er eine Forderung, die immer wieder von den Angehörigen
vorgebracht wird. So lange es keine Gerechtigkeit gebe, werde das
Verschwindenlassen nicht aufhören. "Doch weder die föderale noch
bundesstaatliche Regierungen haben daran Interesse, weil sie selbst im
Drogengeschäft drinstecken", ist er überzeugt.

Das Künstlerkollektiv arbeitet eng mit den Angehörigen zusammen. So
auch mit der Honduranerin Ana Enamorado. Vor sieben Jahren ist ihr
Sohn Oscar in Mexiko verschwunden. Seither sucht sie ihn. Immer wieder
musste sie erleben, wie die Behörden den Fall unter den Tisch kehrten.
Dennoch gibt sie nicht auf und bringt sich aktiv in das Kunstprojekt
ein, etwa, in dem sie die "Spuren der Erinnerung" in Italien und
Frankreich begleitet hat. "Das Projekt hat uns sehr geholfen, auf das
Verschwindenlassen aufmerksam zu machen", sagt Enamorado. Sie wisse
zwar nicht, ob sie ihren Sohn jemals finden werden, "aber zumindest
prangern wir an, was mit den Opfern, mit diesen nicht sichtbaren
Menschen passiert. Niemand hat das vorher wahrgenommen."


Schüler*innen: Ausstellung macht das Thema leicht
zugänglich

Die Schülerinnen und Schüler des Rheingau-Gymnasiums hatten keine
Vorstellung davon, wie groß das Problem des Verschwindenlassens in
Mexiko ist. Auch ihr Lehrer war sich darüber nicht bewusst. "Hier hat
mich ganz besonders überrascht, dass die Praktiken, Leute verschwinden
zu lassen, immer noch auch während demokratischer Strukturen,
vorhanden sind, oder weiter durchgeführt werden", resümiert er,
nachdem er die Ausstellung gesehen hat.

Auch die Schülerinnen bereuen den Besuch in der Galerie Neurotitan
nicht. "Ich würde die Ausstellung empfehlen auch wenn man keine
Vorkenntnisse hat, weil man sich schnell reinfinden kann, wenn man
sich mit anderen identifizieren kann", sagt eine von ihnen. Man
bekomme ein Gefühl dafür, wie schlimm es sei, ein Familienmitglied zu
verlieren, weil die Regierung es verschleppe, erklärt sie und betont:
"Es lohnt sich auf jeden Fall, hierher zu kommen."


Zu diesem Artikel gibt es bei onda auch einen Audiobeitrag, der angehört
werden kann unter:

https://www.npla.de/podcast/huellas-de-la-memoria-spuren-der-erinnerung/


Anmerkungen:

[1] http://www.neurotitan.de/Galerie/Archiv/2017/170711_spuren_der_erinnerung.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/schuhe-spuren-der-erinnerung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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AUSSTELLUNG/9210: Frankfurt - Laura J. Padgett, "somehow real", 25.07.-27.08.2017


Pressestelle Goethe-Universität - 15. Juli 2017 / 160

Laura J. Padgett: somehow real

Fotografien und Filme der Marielies-Hess-Kunstpreisträgerin 2017 

Eine Ausstellung im Museum Giersch der Goethe-Universität vom 25.7. bis 27.8.2017



FRANKFURT. Unter dem Motto "somehow real" präsentiert Laura J. Padgett
ihr spezifisches Thema der sensiblen Rolle der Wahrnehmung in der
ästhetischen Realitätsspiegelung des öffentlichen und privaten
Lebensraumes. Ihre Fotografien und Filme sind vielschichtige
Beobachtungen unserer Alltagswelt. Als Meisterin der Linse integriert
sie Architektur und Kunstgeschichte in ihre eigenständigen
zeitgenössischen Kunstwerke, die zwischen Nüchternheit und Traum
oszillieren. Zu sehen sind Farbfotografien aus fünf formal
unterschiedlichen aber stets malerisch narrativen Zyklen der letzten
fünfzehn Jahre: vom Entréebild "What does it mean when you say you
have been there?" über die ambivalenten "Diptychen" und die
atmosphärischen Libanonfotografien in "Confined Space" zum Universum
Peter Zumthors in "Architektur denken" und zu ihren fotografischen
Betrachtungen über Vergänglichkeit, Beständigkeit und abstrakte
Schönheit der spektakulären baulichen Erweiterung des Städels in "Raum
über Zeit".

Sie alle erzählen vielschichtige und simultane Geschichten, die vom
Betrachter dechiffriert werden müssen. Dabei fotografierte Laura J.
Padgett bis 2012 weitgehend analog und erst danach digital. Außerdem
werden zwei ihrer Filme gezeigt: "ambient noise", als Hommage an den
Film "Wavelength" von Michael Snow, an das Erlebnis Kino und unsere
Beziehung zur Innen- und Außenwelt und "Solitaire", der zwischen
privatem und öffentlichem Raum angesiedelte, sich auflösende soziale
und kulturelle Grenzbereiche der 1960er Jahre beleuchtet, die sich
durch die filmische Umsetzung als fundamental erweisen, ausgehend von
gezielter Recherche im Archiv des Hessischen Rundfunks aus
Dokumentarfilmen der Zeit.

Laura J. Padgett, 1958 in Cambridge, Massachussetts, USA geboren,
weist ein außergewöhnliches künstlerisches Profil auf. Sie studierte
von 1976 bis 1980 zuerst Malerei und Film am Pratt Institute in New
York, dann nach ihrer Umsiedlung 1981 nach Europa ab 1983 bis 1985
Film und Fotografie an der Frankfurter Städelschule bei Peter Kubelka
und Herbert Schwöbel sowie von 1991 bis 1994 Kunstgeschichte und
Ästhetik an der Goethe-Universität in Frankfurt am Main. Als Dozentin
lehrt sie seit 1990 an mehreren Hochschulen Fotografie, Film,
Kunstgeschichte und Kunsttheorie. Seit 2010 unterrichtet sie an der
Hochschule Rhein-Main in Wiesbaden. Sie ist in öffentlichen Sammlungen
vertreten und hat seit den 1990er Jahren in Deutschland, Frankreich,
Schweiz, Österreich, Italien, Türkei und Zypern in Museen und Galerien
einzeln ausgestellt. Außerdem war sie als Artist in Residence in
England, der Schweiz, im Libanon aber auch im Künstlerhaus Schloss
Balmoral in Bad Ems. Laura J. Padgett lebt und arbeitet in Frankfurt
am Main.

Vernissage und Preisverleihung: Dienstag, 25. Juli 2017, 18 Uhr

Begrüßung: Dr. Manfred Großkinsky, Leiter Museum Giersch
der Goethe-Universität

Preisverleihung: Prof. Dr. Michael Crone, Marielies-Hess-Stiftung

Einführung: Brigitta Amalia Gonser, Kunstwissenschaftlerin

Musik: Ralf Frohnhöfer, Saxophon

Weitere Informationen zu Öffnungszeiten, Eintritt, Führungen und
Sonderveranstaltungen unter http://www.museum-giersch.de.
tungen unter http://www.museum-giersch.de.

Die Ausstellung ist eine Kooperation der Marielies-Hess-Stiftung mit
dem Museum Giersch der Goethe-Universität Frankfurt am Main. Sie wird
gefördert durch: Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst,
Kulturamt Frankfurt am Main, WISAG Facility Service Holding GmbH,
Inner Wheel Club, Rechtsanwälte Häret, Volker Huckestein, Museum
Giersch der Goethe-Universität, Stiftung Giersch,
Marielies-Hess-Stiftung e.V. und hr2-kultur.

Adresse: Museum Giersch der Goethe-Universität, Schaumainkai 83, 60596
Frankfurt am Main

 * 
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TREFF/597: Augsburg - Die Zunftstube des Augsburger Weberhauses, 16.07.2017


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Die Zunftstube des Augsburger Weberhauses

Eine szenische Präsentation am 16. Juli im Bayerischen Nationalmuseum

Augsburger Altgermanisten erwecken ein halbvergessenes Juwel der Augsburger Stadtgeschichte zu neuem Leben



Augsburg/München/KV/KPP - Life dabei sein, wenn im Jahr 1437 die
Augsburger Weber mit dem Maler Peter Kaltenofen einen umfangreichen
Bilderzyklus besprechen, der den zentralen Raum des neu erworbenen
Zunfthauses schmücken und den Stellenwert des Weberhandwerks in
Gesellschaft und Welt verdeutlichen soll: Am 16. Juli 2017 um 11.00
Uhr ist dies im Bayerischen Nationalmuseum in München möglich - bei
einer szenischen Präsentation einer studentischen Projektgruppe der
Augsburger Altgermanistik.

Studentinnen und Studenten des Augsburger Lehrstuhls für Deutsche
Sprache und Literatur des Mittelalters haben sich unter Leitung von
Dr. Klaus Vogelgsang und Janina Franzke, M.A. zusammengetan, um ein
schier vergessenes Juwel aus der Goldenen Zeit der Stadt Augsburg zu
neuem Leben zu erwecken: Das Weberhaus am Moritzplatz - genauer
gesagt: sein spätmittelalterlicher Vorgängerbau - beherbergte im
zweiten Obergeschoss die Zunftstube mit imposant eingewölbter Decke,
holzvertäfelt und mit einem umfangreichen Bildprogramm bemalt.

Die Augsburger Weberzunft als der Nabel des Reichs

Was die Bilder, 1437 von Peter Kaltenhofer gemalt und später u. a. von
Jörg Bräu überarbeitet, zeigen sollen: Augsburg, besonders seine
Weberzunft, ist der Nabel des Reichs und kann nur in welthistorischem
Maßstab verortet werden. Ein spektakuläres Zeugnis für das
Selbstverständnis der Augsburger Weberzunft.

Seit 1864 premiumbehandelt im Bayerischen Nationalmuseum

Die Holvertäfelung wurde 1864 demontiert und ans Bayerische
Nationalmuseum nach München verkauft, wo man bei der Konzeption des
Gebäudes eigens einen Raum mit den exakten Maßen der Augsburger
Weberstube geschaffen hat, um das Objekt adäquat präsentieren zu
können. "Die Zunftstube", so Vogelgsang, "erfuhr in München eine
Premiumbehandlung - und geriet in Augsburg mehr und mehr in
Vergessenheit."

Neuedition der begleitenden Versdichtung

Der szenenreiche Bilderzyklus, der sich über Wand und Decke erstreckt,
ist begleitet von einem durchlaufenden Verstext, der die Szenen
kommentiert und erläutert. Das Ganze entspricht dem Typus der
Weltchronik, die man in Buchform kennt, die als Kunst am Bau aber ganz
außergewöhnlich ist. Kunsthistorisch und stadtgeschichtlich wurde das
Objekt bereits mehrfach behandelt, der begleitende Verstext aber wird
von den Augsburger Studentinnen und Studenten jetzt erstmals
philologisch erfasst und untersucht.

Nicht zu viele aufreizende Nackige

Für Sonntag, den 16. Juli 2017, lädt die Gruppe in diesem Zusammenhang
zu einer szenischen Präsentation vor Ort. Das Publikum erlebt, wie der
Zunftvorsteher Meister Ulrich, sekundiert von seiner Frau Afra und
kontrolliert von einem Stadtknecht, mit Meister Kaltenhofer die
Konzeption der Bemalung bespricht. Die Szenen der Weltchronik - aus
dem Alten Testament und aus anderen Quellen - werden dabei durch
lebende Bilder entwickelt. "Adam und Eva, die Frau des Potiphar,
Nebukadnezar, Alexander der Große, sie alle", so Vogelgsang, "treten
leibhaftig auf, wobei es Probleme zu lösen gilt, wie dasjenige, dass
man nicht zu viele aufreizende Nackige an der Decke haben will. Da
muss es eine biblische Badende dann schon mal schaffen, ihre erotische
Verführungskraft mit unkonventionellen Mitteln zu entfalten."

Der Termin auf einen Blick:

Die Augsburger Weberstube - Weltgeschichte aus Zunftperspektive. Eine
szenische Präsentation

Sonntag, 16. Juli 2017, 11.00 Uhr

Bayerisches Nationalmuseum, Prinzregentenstraße 3, 80538 München

Eintritt: Es gilt die Eintrittskarte ins Museum (Sonntagstarif 1,-
Euro)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: UPD 123/17 vom 12. Juli 2017

Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer
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DAS BLÄTTCHEN/1707: Otto Nagel - ein Berliner Maler und mehr


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

20. Jahrgang | Nummer 14 | 3. Juli 2017

Otto Nagel - ein Berliner Maler und mehr

von Klaus Hammer



Von 1952 bis zu seinem Tod 1967 lebte er im Berliner Stadtteil Biesdorf, in
der heutigen Otto-Nagel-Straße. Die Ehrenbürgerschaft, die ihm der
Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung von Ostberlin posthum
verliehen, wurde nach der Vereinigung übernommen. Vor sechs Jahren hat in
Zusammenarbeit mit dem Otto Nagel Archiv das Käthe-Kollwitz-Museum Berlin
dem mit dessen Namenspatronin befreundeten Malerkollegen eine schöne
Werkauswahl seiner Berliner Bilder von den Endzwanziger- bis in die
Endvierzigerjahre gewidmet. Die kleine Gemälde-Schau aus dem Bestand der
Kunstsammlung der Akademie der Künste wurde 2012 noch im Schloss Biesdorf
gezeigt und ist die letzte Personalausstellung des Berliner Künstlers
geblieben. Zu seinem 50. Todestag wird es keine geben.

1934 war dem in den Mietskasernen des Wedding aufgewachsenen Arbeitermaler -
 er war Autodidakt, ihm wiesen Heinrich Zille und Käthe Kollwitz seine
Richtung - von den Nationalsozialisten das Verbot erteilt worden, weiterhin
im Atelier zu malen. Daraufhin zog er mit seinem Pastellkasten auf die
Straße und erklärte Berlin zu seinem "Freilichtatelier". Ihn interessierte
nicht das repräsentative Berlin, der Kurfürstendamm oder Unter den Linden
und das Brandenburger Tor, sondern das alte, heimliche, dem Untergang
geweihte Berlin, die stillen Ecken und Winkel, die Hinterhöfe und Grachten,
Kneipen, Parkbänke und Buddelkästen. Otto Nagel arbeitete mitunter im
Wettlauf mit den Bombenangriffen, denn Tage oder auch nur Stunden später
waren nur noch Ruinen übrig. Mitten in der Zeit der Zerstörung diente sein
Werk der Erhaltung: Das Bedrohte und Vernichtete durfte nicht gänzlich
verloren gehen. Das zerstörte Alt-Berlin sollte in seinen Bildern gerettet,
unverlierbar gemacht werden. Mit dem Berlin der Sperlingsgasse, des
Mühlendamms, der Friedrichsgracht, der Schornsteinfegergasse, durch den
Krieg oder die Abrissbirne dem Erdboden gleich gemacht, hat er einzigartige
Dokumente von künstlerischem wie kulturgeschichtlichem Wert geschaffen.

Trotz protokollarischer Schärfe entdeckte Nagel in seiner "sozialen
Topografie" Berlins verborgene Schönheiten, leise, diskrete Bildelemente.
Die Farbe ist weder rauschhaft noch explosiv, sondern unauffällig, auf
einen gemischten Grundton abgestimmt - adäquat dem bedrückenden Alltag: ein
dumpfes Grau und düsteres Umbra, ein getrübtes Ocker, fahles Englischrot
oder verwischtes Grün, ein gedämpftes Pariserblau. Und zugleich mit einem
leisen Anflug von Wehmut und Resignation ...

Aber Otto Nagel war nicht nur der Maler Berlins - er war viel mehr. Er ist
der wohl bedeutendste proletarische Maler im 20. Jahrhundert. Seit den
1920er Jahren stand er für soziales Engagement, und er suchte Gestalt und
Psyche des Menschen realistisch vielschichtig zu deuten. Bei ihm trat der
Arbeiter nicht als amorphe Masse, sondern als individuell geformte
Persönlichkeit hervor, in der sich zugleich ein Massenschicksal spiegelte.
Im Arbeiterbildnis gelang es ihm, Elemente neuer geistiger Beziehungen zur
sozialen Umwelt erlebbar zu machen. Mit wissenden Augen schaut "Lotte mit
Puppe" (1921) - es ist Nagels Tochter - den Betrachter an. Dieses
proletarische Kind hat Spielen nicht gelernt, wie einen Fremdkörper hält es
die Puppe in der Hand. "Parkbank am Wedding" (1927) ist das einzig
erhaltene Gemälde aus dem Bilderzyklus "Aus dem Leben eines
Großstadtmenschen": Fast alle Farben sind mit einem stumpfen Grau
gebrochen, aus der bedrückenden, bleiernen Umgebung heben sich die bleichen
Gesichter der alten Menschen ab, die dasitzen - jeder allein mit seinem
Elend, in seiner Verlorenheit und doch durch das gleiche Schicksal
miteinander verbunden. Das Sammelbild "Weddingkneipe" (1927) vereint neun
Einzelporträts, acht Gäste einer Budike am Wedding, gruppiert um den Wirt.
Es ähnelt einem Altarbild: Die von einem harten Leben geprägten oder
zermürbten Menschen sind wie heilige Märtyrer dargestellt. In dü
steren erdigen Farben ist dann wieder "Frühschicht" (1930) gemalt und
vermittelt eine Atmosphäre der Bedrückung und Hoffnungslosigkeit.

"Jungkommunist" (1930/31), ein Einzelporträt aus der "Weddinger Familie",
demonstriert kämpferische Entschlossenheit; der Dargestellte ist ein
Arbeiter-Typus, psychologisch und soziologisch verortet, und deutet
zugleich einen gesellschaftlichen Hintergrund von politischer Aktualität
an. 1934 schließlich entstand das würdevolle Bildnis des Waldarbeiters
Scharf, in das alle bisher gesammelten Erfahrungen des Nagelschen
Porträtschaffens eingeflossen zu sein scheinen. In die feiertägliche
Ausnahmesituation des 70. Geburtstages ist das ganze zurückliegende Leben
des Waldarbeiters mit einbezogen.

Nach 1945 gehörte Otto Nagel zu jener alten Realisten-Generation, die,
geschult an der Malerei Max Liebermanns, im Osten Deutschlands in der
Entdeckung der neuen Wirklichkeit zu Anregern für jüngere Künstler wurden.
Er übte schon durch seine Tätigkeit an der Akademie der Künste
beträchtlichen Einfluss aus. Seine Meisterschüler waren Horst Bartsch,
Dietrich Kaufmann, Harald Metzkes, Ronald Paris, Rolf Schubert, die dann
ihre eigenen Wege gehen sollten. Denn Ende der 50er Jahre trat schon eine
zweite Generation hervor, die sich kräftig und unübersehbar zu Wort meldete
und die zu einer Erneuerung der Kunst beigetragen hat. Mit seinen Porträts,
darunter seinen Selbstporträts von 1949 und 1963, den
Trümmerfrauen-Blättern von 1947, den Berlin-Arbeiten von 1954 und den
Fischerkiez-Pastellen von 1965 hat aber Nagel selbst Höhepunkte in der
realistischen Nachkriegskunst geschaffen.

Mit seinen Selbstporträts, in denen er seine Kunst kontinuierlich weiter
entwickelte, kann er sich überdies in die Reihe großer Meister des 20.
Jahrhunderts wie Max Beckmann, Lovis Corinth, Otto Dix, Käthe Kollwitz und
Paula Modersohn-Becker einordnen. Schon im ersten Selbstbildnis mit Hut
(1919), die Proletarierwohnung im Hintergrund, erreicht er mit seiner
lapidaren Formensprache eine Tiefe des Ausdrucks. Hier tritt der Arbeiter -
mit fragend-forderndem Blick - als Individuum und Künstler erstmals in die
Malerei ein. Das Selbstporträt von 1934 ist ein leidenschaftlicher Protest:
Der Künstler setzt sich über das von den Nazis verhängte Malverbot hinweg;
trotz Haussuchungen und Inhaftierungen erscheint hier das Malen - er hat
das Malwerkzeug neben sich - wie ein Akt innerer Befreiung. Sein
"Selbstbildnis" (1949) - mit konzentriertem, kritisch prüfendem Blick sitzt
der Maler, die Palette in der einen, den Pinsel in der anderen, erhobenen
Hand, vor der unsichtbaren Staffelei - spiegelt eine andere Art von
Befreiung wider - die, endlich wieder frei malen zu dürfen. Hingabe,
Selbstprüfung, Zweifel, Selbstbestätigung und erneuter Zweifel kommen hier
zusammen. "Der alte Maler" (1963) hat er dann das letzte Selbstporträt
genannt, verloren blickt der Maler an seinem noch unfertigen Bild vorbei
ins Unbestimmte, weise Gelassenheit und leise Müdigkeit des Alters liegen
über seinem Antlitz.

Am 12. Juli ist Otto Nagels 50. Todestag. Er verkörpert die ungewöhnliche
Symbiose eines engagierten proletarischen Malers und eines Klassikers des
Realismus.
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G20 und Afrika

Eine vorauseilend historische Perspektive

von Christoph Marischka



Wer weiß, ob zeitgenössischen Beobachter_innen der Berliner
Afrika-Konferenz im Winter 1884/85 die Tragweite der damals in der sog.
Kongoakte festgehaltenen Beschlüsse klar war. Wer hat damals schon
vermutet, dass die Konferenz noch über hundert Jahre später als zentrales
Ereignis und Symbol des Kolonialismus und Imperialismus bewertet werden
würde? Auch auf der damaligen Afrika-Konferenz wurde um den Freihandel
gerungen und auch damals wurden Ansprüche der "zivilisierten" Staaten
humanitär verbrämt, etwa wenn im Abschlussdokument die "Hebung der
sittlichen und materiellen Wohlfahrt der eingeborenen Völkerschaften" in
Aussicht gestellt wurde.[1] Zwar wurden damals nicht, wie oft zugespitzt
behauptet, die Grenzen zwischen den kolonialen Besitztümern mit dem Lineal
gezogen, wohl aber die Regeln formuliert, unter denen entsprechende
Ansprüche geltend gemacht werden konnten und sollten. Damit wurde eine
Weltordnung, quasi ein Völkerrecht kodifiziert, in dem "nur westliche
Nationen als souveräne Staaten und damit gleichsam als souveräne
Mitspieler" anerkannt wurden.[2]

Obwohl sich die Kolonialmächte bei der Kontrolle der Kolonien auch damals
auf lokale Herrschaftsstrukturen stützten und ihre Gebietsansprüche durch
Schutzverträge mit lokalen Potentaten begründeten, liegt hierin ein
entscheidender Unterschied zwischen der historischen Afrika-Konferenz und
der im Juni in Berlin vorbereiteten und im Juli in Hamburg verabschiedeten
G20-Afrika-Partnerschaft. Eine Unabhängigkeit und staatliche Souveränität
wurde den lokalen Partnern damals nicht in Aussicht gestellt, während deren
Souveränität heute zumindest formal unangetastet bleibt. Dieser Unterschied
ist relevant, auch wenn die Formulierungen in den Abschlussdokumenten
gerade vor diesem Hintergrund reichlich unverblümt wirken. So wird im Annex
des Abschlussdokuments des Gipfels zur G20-Afrika-Partnerschaft die
"Verbesserung der makroökonomischen Rahmenbedingungen durch nachhaltigen
Umgang mit öffentlicher Verschuldung, Mobilisierung nationaler Einkünfte
durch ein investitionsfreundliches Steuersystem, Bündelung
einzelstaatlicher Steuerreformen, Begrenzung der Aushöhlung von
Steuerbemessungsgrundlagen und von Gewinnverlagerungen, Gewährleistung
eines soliden öffentlichen Investitionsmanagements und Verbesserung der
Leistungen öffentlicher Versorgungsdienste" angekündigt. Unverhohlen wird
dabei als Ziel ausgegeben, "die makroökonomischen, unternehmerischen und
finanziellen Rahmenbedingungen für private Investitionen (aus dem In- und
Ausland) zu verbessern". Hierzu gehört auch der "verbesserte
Investorenschutz" durch die "Entwicklung von anreizkompatiblen
Risikominderungsinstrumenten".[3]

Umgesetzt werden sollen diese neoliberalen Programme von "Länderteams,
[...] die in jedem Compact-Land gebildet werden. Die Teams bestehen aus
Regierungsvertretern des jeweiligen afrikanischen Landes sowie Vertretern
von internationalen Organisationen, interessierten G20-Mitgliedern und
anderen Partnerländern oder -institutionen. Koordinierung und Monitoring
der Initiative erfolgen durch den Finanzministerprozess der G20, der auch
über Fortschritte, künftige Ambitionen und messbare Ziele in jedem 
Compact-Land berichten werden [sic]".[4] Zunächst soll dies in Äthiopien, Côte
d'Ivoire, Ghana, Marokko, Ruanda, Senegal und Tunesien umgesetzt werden.
Der Aufbau von uni- und multilateralen Programmen zur Förderung von
Investitionen der jeweiligen Industrien in Afrika, zur risikoarmen
Durchführung von Megaprojekten als öffentlich-private Partnerschaft und die
Umwidmung der sog. "Entwicklungshilfe" in offene Außenwirtschaftsförderung
wird jedoch weitere Länder des Kontinents betreffen und unter den G20 einen
neuen Wettlauf um Afrika befördern, der diesmal die Souveränität der
"Partnerländer" formal unangetastet lässt, sie ökonomisch und
sozialpolitisch jedoch vollkommen unterwirft.

Der historische Kontext

Sollte in einhundert Jahren oder früher eine kritische Aufarbeitung der G20
erfolgen, so werden einige Zusammenhänge womöglich viel deutlicher zutage
treten, als aus zeitgenössischer Perspektive. Nicht zu ignorieren wird dann
etwa sein, dass die beteiligten Staaten sich zugleich in einer Kaskade von
Stellvertreterkriegen auf der Arabischen Halbinsel unter völliger
Missachtung des Völkerrechts gegenseitig bekämpfen, wie etwa die
Regionalmächte Saudi Arabien und Türkei oder die Großmächte USA und
Russland. Zur Vorgeschichte des Gipfels wird dann gehören, wie die USA in
den vergangenen zehn Jahren ein umfassendes Netzwerk von Militärbasen auf
dem afrikanischen Kontinent errichtet haben[5] und Frankreich mit
Unterstützung der EU seine ehemaligen Kolonien zwischen der
westafrikanischen Küste und dem Sudan als G5 Sahel zusammengefasst und
einem "Krieg gegen den Terror" unterworfen hat, der es seiner Fremdenlegion
mit Unterstützung lokaler Armeen erlaubt, grenzüberschreitend und ohne
Kontrolle der jeweiligen Regierung tätig zu werden.[6] Im Übrigen hat der
Gipfel in einem Deutschland stattgefunden, das erst vor verhältnismäßig
kurzer Zeit, nun wieder als Berliner Republik, unter der Parole "neue
Macht, neue Verantwortung" unverhohlen seinen Führungsanspruch in Europa
geltend machte und diesen an einem in die Schuldenfalle geratenen und
getriebenen Griechenland vorexerzierte. Letzteres wird v.a. deshalb zur
Vorgeschichte gehören, weil auch hier unter formaler Anerkennung seiner
Souveränität das Land von einer in keiner Weise legitimierten Troika aus
Europäischer Zentralbank, IWF und Europäischer Kommission zum Ausverkauf
öffentlicher Güter, Reform des Steuer- und Finanzwesens und Öffnung für
"Investitionen" gezwungen wurde.

In ihrer Zusammensetzung erinnert diese Troika zwar nur grob an die nun
anvisierten "Länderteams", die praktische Umsetzung, wie sie in der 
G20-Afrika-Partnerschaft vorgesehen ist, scheint jedoch auf den Erfahrungen der
Austeritätsprogramme und v.a. ihrer Umsetzung in Griechenland aufzubauen:
"In einem ersten Schritt" sollen die afrikanischen Länder "mit den
beteiligten internationalen Organisationen in Kontakt zu treten, um die
Ziele der Initiative und mögliche nationale Prioritäten und Beiträge zu
besprechen". "In einem zweiten Schritt legen die Länder in Zusammenarbeit
mit den internationalen Organisationen in einzelnen Investitionspapieren
ihre jeweiligen prioritären Bereiche für Reformen und Maßnahmen fest, um
besser private Investitionen mobilisieren zu können... Auf der Grundlage
dieser prioritären Bereiche konzentrieren sich die Compact-Länder in
Zusammenarbeit mit den internationalen Organisationen in einem dritten
Schritt auf konkret durchzuführende Reformschritte. Interessierte 
G20-Mitglieder und andere Partnerländer und -institutionen sind eingeladen, das
Abkommen mit ihren eigenen Instrumenten und Maßnahmen zu unterstützen."[7]

Die lokalen "Partner"

Ein weiterer, mit der formalen Anerkennung der Souveränität jedoch
zusammenhängender Unterschied zur Berliner Afrika-Konferenz von 1884/85
besteht darin, dass Vertreter des afrikanischen Kontinents damals so gut
wie keine Rolle gespielt haben, am G20-Gipfel mit Südafrika jedoch
zumindest ein afrikanisches Land und beim vorangegangenen Afrika-Gipfel in
Berlin weitere zumindest eingeladen waren. Gekommen sind jedoch recht
wenige, genannt werden im betreffenden Anhang des Abschlussdokuments "die
Staats- und Regierungschefs von Ägypten, Côte d'Ivoire, Ghana, Guinea,
Mali, Niger, Ruanda, Senegal und Tunesien". Auch diese sind einer
kritischen Betrachtung wert. Wesentlich dazu beigetragen, dass der Afrika
gewidmete Gipfel einen Hauch "afrikanischer Ownership" für sich reklamieren
konnte, war die Präsenz des ägyptischen Militärdiktators Al-Sisi, wodurch
zumindest ein bevölkerungsreicher Flächenstaat des Kontinents repräsentiert
war. Sein Kollege aus der Côte d'Ivoire, der ehemalige IWF-Mitarbeiter
Ouattara, wurde 2011 im Schatten des Libyenkrieges durch ein EU-Embargo und
eine französische Militärintervention an die Macht gebracht und erweist
sich seither als verlässlicher Statthalter EUropäischer und französischer
Interessen. Der malische Präsident Ibrahim Boubacar Keïta, ehemaliger
Mitarbeiter des Entwicklungsfonds der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft,
wurde im Kontext einer französischen Militärintervention gewählt und lässt
französischen und deutschen Truppen und Unternehmen - wie sein Kollege im
Niger - mittlerweile fast freie Hand. Ruanda wurde von Paul Kagame
vertreten, der im Kontext des Völkermordes 1994 an die Macht kam und diese
seither mithilfe eines auf ihn zentrierten Sicherheitsapparates und
unfreier Wahlen sichert. Er gilt v.a. als Statthalter US-amerikanischer
Außenpolitik und wesentlich mitverantwortlich für den anhaltenden
Bürgerkrieg im Osten der DR Kongo.

Neben der Einbindung afrikanischer Staats- und Regierungschefs am Berliner
Katzentisch wird die "afrikanische Ownership" in Fortsetzung des deutschen
Marshallplans für Afrika u.a. mit der Bezugnahme auf die Agenda 2063 der
Afrikanischen Union simuliert. Hier stellt sich die Frage, ob die
vertretenen Regierungen bzw. ihre Sherpas das entsprechende Dokument
überhaupt angesehen haben und zeigt sich die Verlogenheit der vollmundigen
Versprechungen, mit denen das Gipfeldokument garniert ist. So heißt es in
diesem AU-Dokument u.a.: "Bis 2020 werden alle Erbschaften des
Kolonialismus Geschichte und alle besetzten afrikanischen Gebiete
vollständig befreit sein". Konkret genannt werden das von Mauritius
beanspruchte Chagos-Archipel, welches die britisch-amerikanische
Militärbasis Diego Garcia beherbergt, die Insel Mayotte und die Westsahara.
In keinem der drei Fälle ist eine nennenswerte Initiative zur
Dekolonialisierung der Gebiete durch die G20 erkennbar oder absehbar.[8]
Noch am 22. Juni 2017 hatte ein Großteil der G20 gegen einen Antrag der
Gruppe der afrikanischen Staaten in der UN-Generalversammlung gestimmt oder
sich enthalten, mit dem der Konflikt um das Chagos-Archipel auf Bitten
Maritius' vor den internationalen Gerichtshof gebracht werden sollte.[9]

Vehikel einer neuen Weltordnung

Rückblickend wird auch zu den Teilnehmer_innen des G20-Gipfels selbst das
Urteil eindeutig ausfallen. Dann werden nicht nur Trump und Putin, Erdogan
und Xi Jinping als Protagonisten eines - mit Kolonialismus und
Imperialismus Hand in Hand gehenden - Autoritarismus am Pranger stehen,
sondern die Anmaßung der G20 selbst. Vielleicht wird der Gipfel in Hamburg
letztlich nur eine Randnotiz sein bei der Entfaltung eines ohnehin längst
ausgerufenen Wettlaufs um Afrika einerseits und der Marginalisierung der UN
und des Völkerrechts andererseits. Dass die mächtigsten Staaten - sich
zugleich in Drittstaaten auf der Arabischen Halbinsel und Afrika
gegenseitig bekriegend - versuchen, jenseits der UN ein Parallelgremium zur
Erörterung globaler Fragen zu etablieren, beinhaltet die implizite
gegenseitige Versuchung und Versicherung, dem Völkerrecht keine Relevanz
mehr zuzubilligen. In der Praxis, das wurde auf den Straßen Hamburgs
deutlich, scheint dasselbe auch für die Menschenrechte zu gelten.

Vielleicht liegt hierin - mehr noch, als in den tatsächlichen oder
vermeintlichen wirtschaftlichen Möglichkeiten auf dem afrikanischen
Kontinent - die (bereits bei den G7/G8 wiederkehrende) Schwerpunktsetzung
auf Afrika begründet. Denn dort ist die Souveränität als Erbe des
Kolonialismus, durch anhaltende politische Morde, auch von
Regierungsvertretern, und von außen induzierte Putsche schon lange eine
eher formale, häufig verhandelbare Angelegenheit. Die Anerkennung der
militärisch von EU und NATO abhängigen Afrikanischen Union als
Regionalorganisation, die auch ohne Zustimmung des UN-Sicherheitsrates in
Mitgliedsländern intervenieren kann, ist nur ein Beispiel dafür, dass der
ganze Kontinent fortgesetzt als eine Art völkerrechtlicher Sonderzone
gesehen wird.[10] Er dient den konkurrierenden Großmächten, die sich trotz
ungelöster und mit großer Gewalt ausgehandelter Konflikte untereinander
treffen wollen, als Vehikel, um eine neue Weltordnung zu konstituieren und
sich jenseits von Recht und UN an ihre Spitze zu setzen. Auch das alle
rdings ist nicht neu, war schon bei den G7/G8-Treffen zu beobachten.

Insofern ist noch nicht abzusehen, ob der Gipfel in Hamburg für Afrika und
die Welt zum historischen Ereignis wird oder nur eine von vielen Etappen
bei der Ersetzung von internationalem Recht durch das reine Recht der
Stärke. So oder so ist gut, dass es, anders als beim Afrikagipfel 1884/85,
nennenswerte und sichtbare Proteste gab - und im Übrigen ein Maß an
Repression, das des Kaiserreichs würdig gewesen wäre. Ob dabei rückblickend
noch zwischen den verschiedenen Protestformen unterschieden wird und ob der
Riot im Schanzenviertel als Aufstand gegen die kommende Weltordnung oder
perfides Mittel der Aufstandsbekämpfung gewertet werden wird, mag sich
jeder selbst ausmalen.
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Chagos-Archipel v.a. wegen der gemeinsam mit den USA genutzten Militärbasis Diego
Garcia nicht aufgeben und versuchten erst im Juni 2017, zwischen dem
Partnerschaftsgipfel in Berlin und dem G20 in Hamburg in der
UN-Generalversammlung die Anrufung des Internationalen Gerichtshofs auf
Bitten Mauritius zu verhindern. Mit einer Mehrheit von 94 zu 15 Stimmen bei
65 Enthaltungen wurde der Antrag angenommen - die meisten G20-Staaten
hatten wie die USA, Großbritannien und Australien dagegen gestimmt oder
sich wie Deutschland gegen das fast einhellige Votum der afrikanischen
Staaten enthalten. Dass viele EU-Staaten nicht an der Seite Großbritanniens
abgestimmt, sondern sich "nur" enthalten haben, wurde v.a. als
Retourkutsche für den Brexit interpretiert. Vgl: Somini Sengupta: U.N. Asks
International Court to Weigh In on Britain-Mauritius Dispute,
www.nytimes.com vom 22. Juni 2017.

[9] "General Assembly Adopts Resolution Seeking International Court's
Advisory Opinion on Pre-independence Separation of Chagos Archipelago from
Mauritius", Pressemitteilung (GA/11924) vom 22. Juni 2017.

[10] Artikel 4 (h) der Gründungsakte der Afrikanischen Union sieht
Entsprechendes in bestimmten Fällen vor. Dies steht im Widerspruch zu
Artikel 53 (1) der UN Charta, was aber selten thematisiert wird. Ganz im
Gegenteil sind v.a. die EU und ihre Mitgliedstaaten intensiv bemüht,
entsprechende Entscheidungsstrukturen auf Ebene der EU und ihrer
subregionalen Organisationen zu schaffen. So sind - von der EU und USA
finanzierte und unterstützte - Interventionen afrikanischer Staaten in
ihren Nachbarstaaten mittlerweile in Ost-, Zentral- und Westafrika im
wörtlichen Sinne Alltag. Falls die Legalität des entsprechenden Absatzes
der AU-Gründungsakte infrage gestellt oder diskutiert wird, so gilt die -
nicht in der UN-Charta verankerte - "Verantwortung zum Schutz" meist als
Vehikel, um das Sonder-Völkerrecht auf dem afrikanischen Kontinent zu
legitimieren. Vgl. beispielhaft: Stephanie Anne Fogwell: The legality of
the African Union's right to intervention, University of Pretoria 2013.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2153: Die IG Metall verabschiedet sich von kollektiven Arbeitszeitregelungen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2017

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Passgenau und selbstbestimmt?

Die IG Metall verabschiedet sich von kollektiven Arbeitszeitregelungen...

SoZ-Interview mit Jutta Schneider



Die IG Metall führt derzeit eine Kampagne zum Thema Arbeitszeit.
Sie steht unter dem Motto: «Sicher, gerecht und selbstbestimmt
arbeiten und leben ». Den Auftrag, diese Linie im Betrieb, in der
Tarifpolitik und gegenüber der Politik durchzusetzen, hat sie sich
nicht nur auf dem letzten Gewerkschaftstag 2015, sondern auch durch
eine Befragung von 680.000 Beschäftigten geholt (siehe SoZ 3/2017).


Gleichzeitig führt sie in Ostdeutschland, auf Drängen der dortigen
Metaller, einen Tarifkampf für die Angleichung der Arbeitszeit Ost an
die 35-Stunden-Woche im Westen.

Ihren letzten großen Arbeitskampf für Arbeitszeitverkürzung führte die
IG Metall 1984/85 für die tarifliche Senkung der Wochenarbeitszeit von
40 auf 35 Stunden. Auch damals verteilte die IG Metall in den
Betrieben Fragebögen, 610000 kamen ausgefüllt zurück. Auch damals ging
es um den Rationalisierungsdruck, die Arbeitsplatzunsicherheit und den
Abbau von Überstunden: Bei einem Höchststand von 2,3 Millionen
Erwerbslosen (das entsprach damals 8,1 Prozent der Erwerbstätigen)
wurden 3 Milliarden Überstunden «gekloppt ». Berechnungen der IG
Metall zufolge entsprach das bei einer täglichen Arbeitszeit von 8
Stunden und einer 40-Stunden-Woche 1,2 Millionen Arbeitsplätzen.

Allein durch den Überstundenabbau hätte die Arbeitslosigkeit also
halbiert werden können. Die IG Metall wollte deshalb, dass die Zahl
der Überstunden begrenzt und die Arbeitgeber verpflichtet würden,
unabwendbare Überstunden in Freizeit auszugleichen.

Doch sie wollte noch mehr: Sie wollte darüber hinaus einen aktiven
Beitrag zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit leisten. Anders als
bei der diesjährigen Befragung wurden die Kolleginnen und Kollegen
deshalb ausdrücklich nach der Umverteilung der Arbeit durch kürzere
Arbeitszeiten und Neueinstellungen gefragt. 51 Prozent der Befragten
sprachen sich dafür aus. Man kann davon ausgehen, dass es heute mehr
sein würden. Im Jahr 2016 leisten die Erwerbstätigen in Deutschland
immer noch 1,8 Milliarden Überstunden bei einer offiziellen
Arbeitslosenzahl von 2,54 Millionen Menschen (tatsächlich sind es eine
Million mehr), einer steigenden Unterbeschäftigung in Form von
erzwungener Teilzeitarbeit und einer Arbeitslosenquote von 5,8
Prozent.

Die Arbeitsverdichtung hat kolossal zugenommen: Während seit 1991 das
Arbeitsvolumen bei sinkender Arbeitszeit je Erwerbstätigen fast gleich
geblieben ist, ist die Arbeitsproduktivität um fast 42 Prozent
gestiegen, das Bruttoinlandsprodukt um 38 Prozent. In keinem Land der
Eurozone fällt die vereinbarte und die tatsächliche Wochenarbeitszeit
so stark auseinander: Vereinbart sind 37,5 Wochenstunden, geleistet
werden tatsächlich durchschnittlich 40,5.

Im neuen Fragebogen der IG Metall spielt die Arbeitszeitverkürzung
dennoch nur eine marginale Rolle. Im Vordergrund steht der persönliche
Umgang mit der Flexibilisierung der Beschäftigungsverhältnisse.

Über diesen Kurswechsel sprach die SoZ mit Jutta Schneider. Sie hat in
Berlin bei Gillette gearbeitet, war dort lange Betriebsrätin,
Mitinitiatorin der internationalen Vernetzung der
Arbeitnehmervertreter bei Gillette, später im EuroBR. In der IG Metall
war sie mehrfach Delegierte bei Gewerkschaftstagen und ist noch heute
Mitglied der Delegiertenversammlung in Berlin. Sie «verprasst jetzt
ihre Rente», wie sie sagt.



• Vor zwei Jahren, im Oktober 2015, hat der Gewerkschaftstag
der IG Metall eine Kampagne zur Arbeitszeit beschlossen. Darin ist
viel von Flexibilität, Arbeitsverdichtung, zu niedrigen
Personalkapazitäten die Rede, doch das Ziel Arbeitszeitverkürzung für
alle kommt nicht vor. Hat sich die IG Metall von dieser Idee
verabschiedet?

Zum Thema Arbeitszeit gab es neben dem Leitantrag des Vorstands noch
andere Anträge, speziell aus Zwickau und Leipzig. Sie haben gefordert,
dass die IGM endlich an die Umsetzung der 35-Stunden-Woche in den
neuen Bundesländern geht, damit in puncto Arbeitszeiten gleiche
Verhältnisse in Ost und West geschaffen werden. Die Anträge gingen
durch, wenn auch gegen den Willen des Vorstands. Nicht wenige
Delegierte, auch natürlich wir von der Initiative «30 Stunden für
Europa» haben sich davon einen neuen Schub versprochen.

Daraus ist aber nicht die Politik gefolgt, die wir uns erhofft hatten.
Die IG Metall ist nicht mehr willens oder in der Lage, für eine
Fortsetzung der kollektiven Arbeitszeitverkürzung zu streiten. In den
Ost-Bundesländern fordern die Kollegen die 35-Stunden-Woche - mal
sehen, ob die IGM diesen Kampf führen will. Die IGM orientiert sich an
der Vorstellung einer individualisierten Arbeitszeitverkürzung, die
aus bestimmten Anlässen möglich sein soll. Dabei hat sie vor allem die
familiären Umstände im Blick, Eltern mit Kindern, Menschen mit
pflegebedürftigen Angehörigen, auch Phasen der Weiterbildung... Sie
greift damit natürlich Anliegen auf, die vielen unter den Nägeln
brennen, aber gleichzeitig bezeichnet ihr Vorsitzender Jörg Hoffmann
kollektive Arbeitszeitverkürzung als Schnee von gestern.


 «Die Leitlinie der IG Metall heißt: Gute Arbeit»

Mit dem Verzicht auf eine Fortsetzung der kollektiven
Arbeitszeitverkürzung in Richtung 30-Stunden-Woche entfällt in meinen
Augen aber die gesellschaftspolitische Funktion dieser Forderung,
nämlich die Umverteilung der Arbeit. Es geht ja nicht nur darum, dass
der Einzelne weniger arbeitet, es muss auch die gesamte verfügbare
Arbeit auf mehr Hände und Köpfe verteilt werden. Auch zwischen den
Branchen ist heute eine Umverteilung nötig: In der Industrie werden
künftig eindeutig weniger Arbeitskräfte gebraucht, in vielen Bereichen
der Daseinsvorsorge hingegen müssen viel mehr Arbeitsplätze geschaffen
werden.

Die Rolle, die die IG Metall 1984-1995 eingenommen hat, als sie
Vorreiterin einer gesellschaftspolitischen Debatte war, die will sie
nicht mehr, traut sie sich nicht mehr, dafür hat sie bei den anderen
Gewerkschaften auch keine Bündnispartner mehr. Mitte der 80er Jahre
standen ja noch die Drucker mit der IG Metall zusammen, heute kannst
du hingucken wo du willst, ob Ver.di oder IG BCE, da will keiner mehr
eine kollektive Arbeitszeitverkürzung.

• Ver.di auch nicht?

Nee, Ver.di hat sich auch auf die Linie der individualisierten
Arbeitszeiten eingelassen. Obwohl es Untergruppen bei Ver.di gibt,
speziell bei den Ver.di-Frauen, die das fordern.

Die Sache ist, die IG Metall will modern sein. Meiner Meinung nach
soll sie das auch sein. Aber sie soll nicht auf alles aufspringen, was
unter den Stichworten Industrie 4.0 und Digitalisierung diskutiert
wird. Sie soll natürlich die Anliegen der von dieser Entwicklung
betroffenen Arbeitnehmergruppen aufgreifen. Für die meisten
Arbeitnehmer ist mobile Arbeit trotz allem aber immer noch ein
Unterpunkt. Indem sie sich völlig darauf konzentriert, vernachlässigt
die IG Metall all diejenigen, die immer noch in Verhältnissen
arbeiten, wo eine gleichmäßige Anwesenheit am Arbeitsplatz
erforderlich ist. Wo Maschinen laufen, wo die Schicht morgens um 6 Uhr
losgeht und überhaupt nur losgehen kann, wenn eine bestimmte
Mindestanzahl an Leuten da ist, da kann nicht eine einzelne Person
sagen, ich komm' erst um 7 oder um halb 8. Das ist im Krankenhaus
genauso.

Das sind die klassischen Arbeitsplätze, wo eine gleichmäßige und
geregelte Anwesenheit erforderlich ist, die verliert sie aus dem
Blick. Und da geht nur eine kollektive Arbeitszeitverkürzung, indem
man auf die 6-Stunden-Schicht bzw. 6-Stunden-Normalarbeitszeit
orientiert. Derzeit hätten wir ja bei einer 35-Stunden-Woche eine
7-Stunden-Schicht, in Wirklichkeit haben die Betriebe, auch die
Krankenhäuser, aber eine 8-Stunden-Schicht mit freien Tagen zur
Kompensierung der täglichen Mehrarbeit. Wenn es gut organisiert ist,
sind die freien Tage so eingestreut, dass du die Arbeitszeitverkürzung
jede Woche spürst und nicht erst, wenn du in Rente gehst. Das haben
wir von Anfang an vertreten, wir wollten immer schon von der
Arbeitszeitverkürzung nicht erst dann etwas haben, wenn wir alt und
grau sind, sondern sofort und für alle.

Ich finde auch die Einteilung, wofür man eine Arbeitszeitverkürzung
bekommen soll und wofür nicht, eine Anmaßung. Dahinter steht ja immer
ein Werturteil. Welche Gründe wiegen schwerer? Ob ein Mensch Kinder
oder Familien hat, ob er sich politisch oder künstlerisch oder
anderweitig betätigen will, ob er einfach nur mal faul sein will? Das
sind doch alles berechtigte Gründe für kürzere Arbeitszeiten.

• Diese Schicht von Arbeitnehmern, die kontinuierlich anwesend
sein muss, bildet doch die Mehrzahl der Mitglieder der IG Metall?

Ja, immer noch. Aber die IG Metall hat sich auf den
Modernisierungsdiskurs gestürzt, sie will an dem großen Rad, die
Modernisierung der Industrie mitzugestalten, mitarbeiten und dabei als
Verhandlungspartner anerkannt werden. Sie sagt ja ganz offen: Die IGM
sieht für ihre Ziele «Fortschritt, Wachstum, Wohlstand» Deutschland -
und speziell die Metallindustrie - als den Wachstumsmotor Europas, und
da will sie Partner sein.

• «Gute Arbeit» ist eine Leitlinie der IG Metall. Was versteht
sie darunter?

Dafür gibt es ein paar Leitbegriffe: Flexibilität, Sicherheit,
Gerechtigkeit, Selbstbestimmung. Selbstbestimmung verlangt sie vor
allem für jene Menschen, die einen individuellen Arbeitsplatz haben
und sie zu Recht davor schützen will, dass sie ohne Ende malochen. Das
ist die Gruppe von Arbeitnehmern, die nur noch am Rechner sitzt,
sowohl im Werk wie zu Hause oder location-free arbeiten kann. Da
fordert die IG Metall mehr Selbstbestimmung und mehr Gesundheit.

Das ist auch der Grund für die Aufweichung bestimmter Regeln aus dem
Arbeitszeitgesetz, die vom Ministerium Nahles ausgeht. Man stelle sich
einen Arbeitnehmer vor, der nachmittags nach Hause geht, sich um seine
Kinder kümmert, und sich abends wieder an den Rechner setzt. Da ist
natürlich eine Forderung nach 11 Stunden Ruhezeit obsolet. Denn der
sitzt vielleicht bis 10 Uhr abends am Rechner und geht morgens
trotzdem um 8 Uhr ins Büro. Deswegen heißt es jetzt, das geltende
Arbeitszeitgesetz mit seinen 11 Stunden Ruhezeit und nicht länger als
10 Stunden Arbeit hat mit der heutigen Realität nichts zu tun.


«Die IG Metall will, dass die Beschäftigten selbstbestimmter
 über ihre Zeit verfügen können»

Für die Mehrheit der Beschäftigten sind diese Regeln aber immer noch
sehr wichtig. Denn in allen anderen Arbeitsmodellen, wo die
Beschäftigten sich absprechen müssen: «Wenn ich morgen zu spät komme,
musst du länger bleiben», gibt es keine individuelle Selbstbestimmung.
Und es wird auch in Zukunft die hochqualifizierten Arbeitsplätze herum
Fußvolk geben. Es ist schlecht, dass das auseinanderläuft.

• Bekommt sie da nicht ein Problem, wenn durch die
Digitalisierung viele Arbeitsplätze wegfallen - gerade in den
Bereichen, wo man heute präsent sein muss? Welche Antwort gibt sie
diesen Mitgliedern?

Im wesentlich gibt sie die Antwort: Wer in Zukunft dabei sein will,
muss sich qualifizieren. Es wird aber ein großer Teil der
Arbeitsplätze im angelernten Bereich wegfallen, und diese Kolleginnen
und Kollegen können sich gar nicht alle für die neuen
Zukunftsarbeitsplätze qualifizieren, weder qualitativ noch
quantitativ. Bis jetzt hat die IG Metall keine guten Antworten.

• Sieht die Gewerkschaft das Problem?

Wir schon, der Vorstand nicht ausreichend, würde ich sagen. Es gibt ja
noch ein zusätzliches Problem: Bei der individualisierten Form von
Arbeitszeitverkürzung wird der grundsätzliche Anspruch auf
Lohnausgleich durch den Arbeitgeber fallengelassen. Das Prinzip, dass
der Lohnausgleich vom Arbeitgeber zu bezahlen ist, weil die
Arbeitszeitverkürzung eine Folge des Produktivitätsfortschritts ist,
den die Arbeiter erzielen, wird aufgegeben.

Stattdessen ruft die IG Metall jetzt nach Staatsknete. Sie sagt,
diejenigen, die in den Genuss einer anlassbedingten
Arbeitszeitverkürzung kommen, sollen einen Lohnausgleich bekommen.
Aber sie sagt nicht mehr, der Arbeitgeber soll ihn bezahlen. Das
schließt nicht aus, dass es in einzelnen Betrieben Vereinbarungen
geben kann, die auch einen Beitrag des Arbeitgebers vorsehen.

Es kann natürlich sein, dass es Betriebe gibt, die damit nicht klar
kommen und wo eventuell eine staatliche Förderung sinnvoll ist. Das
gilt vielleicht für eine Handwerksbude, aber nicht für die großen
Konzerne.

Dasselbe gilt für den erzwingbaren Personalausgleich. Wenn jemand,
sagen wir mal, von 35 auf 30 Stunden geht, muss ich für die fehlenden
fünf Stunden einen Ausgleich schaffen. Wenn das sechs Leute tun,
brauche ich eine zusätzliche Vollzeitarbeitskraft. Das ist in einem
Betrieb nicht immer ganz einfach. Ich war selber lange Zeit
Betriebsrätin und weiß das. Wo es viele gleichartige Arbeitsplätze
gibt, lässt es sich leicht ausrechnen. Im technischen oder
kaufmännischen Angestelltenbereich ist es aber sehr oft so:

Eine Frau - es geht meist um Frauen - geht nach einem Kind auf 30
Stunden, aber es wird niemand für die fehlende Zeit eingestellt. Die
Folge ist, sie macht in 30 Stunden die Arbeit, die sie vorher in 35
Stunden gemacht hat. Wenn sie es nicht macht, was klug wäre, müssen es
ihre Kolleginnen für sie mitmachen.

Personalausgleich ist also auch ein Schlüssel zur Umverteilung, sonst
findet nämlich keine statt, sondern nur Arbeitsverdichtung. Beide
Fragen werden in der IG Metall nicht richtig behandelt.

• Warum will die IG Metall an die Arbeitszeitverkürzung
nicht mehr ran?

Ein Grund ist, dass die 35-Stunden-Woche in vielen Bereichen schon
ausgehöhlt wurde. Daran ist sie allerdings mitschuld, weil sie diese
starke Flexibilisierung zugelassen hat. Auf dieser Schiene bleibt sie
jetzt: Betriebsvereinbarungen über mobiles Arbeiten schätzt sie höher
als solche zur Arbeitszeitverkürzung.

Es wird immer schwerer, das unter einen Hut zu bekommen, weil
natürlich gerade in den mobilen Arbeitsbereichen die Kollegen die
Tendenz haben, ihre Arbeitszeiten unendlich auszudehnen. Wenn sie
gefragt werden, wie lang warst du denn gestern im Betrieb, dann
antworten sie: Das geht dich nichts an. Doch, das geht uns was an.
Dafür haben wir eine Gewerkschaft, dass wir die Probleme nicht nur aus
der Perspektive des Einzelnen sehen.

Wir haben ja schließlich auch immer noch eine hohe, wenn auch
verdeckte Arbeitslosigkeit. Hinter den zugleich steigenden
Beschäftigtenzahlen steckt eine unglaubliche Menge unfreiwilliger,
prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Diese Leute gehören eigentlich in
den normalen, gesicherten und unbefristeten Arbeitsmarkt. Auch hierfür
ist die Umverteilung von Arbeit das richtige Instrument.

Arbeitsumverteilung ist ein Gesamtkonzept, es ist keine
branchenspezifische, sondern eine gesellschaftspolitische Aufgabe, bei
der man mit vielen anderen gesellschaftlichen Kräfte zusammenarbeiten
müsste. Sie muss auch mit einer anderen Steuerpolitik gekoppelt
werden. Das Geld für mehr Lehrer, Kindergärtner, Krankenschwestern
muss eingetrieben werden über korrekte Steuern. Damit meine ich gar
nicht in erster Linie die Reichensteuer, sondern die
Unternehmensteuern, die heute lächerlich niedrig sind.

Eine gute Arbeitszeitpolitik und eine gute Steuerpolitik - das müsste
heute in Europa zusammenkommen, dann könnte man die Arbeitnehmer im
Norden und Süden zusammenbringen.

 * 
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VORWÄRTS/1292: Keine Rechtsgleichheit


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 10. Juni 2017

Keine Rechtsgleichheit

von Tarek Idri



Der Familiennachzug gestaltet sich für MigrantInnen, besonders für
vorläufig Aufgenommene, in der Schweiz sehr schwierig. Das
Positionspapier der Caritas zum Familiennachzug fordert unter anderem
das Ende der Benachteiligung von Nicht-EU-Angehörigen und die
Förderung der Arbeitsintegration.


Das Positionspapier der Caritas zur Diskussion um den
Familiennachzug zeigt auf, dass die Schweiz vielen MigrantInnen das
Recht auf ein Familienleben vorenthält. Schlimmer noch: Regelmässig
wollen politische Vorstösse das Recht, die Familie in die Schweiz
nachkommen zu lassen, weiter einschränken. Die Unmöglichkeit, mit der
Familie zusammenzusein, bedeutet für die Betroffenen eine grosse Not.
Die stetigen Einschränkungen stehen aber auch im Widerspruch zu
völkerrechtlichen Verpflichtungen, welche die Schweiz mit der
Unterzeichnung der Europäischen Menschenrechtskonvention und
Uno-Kinderrechtskonvention eingegangen ist.

Mit den rigiden Regeln beim Familiennachzug verwehrt die Schweiz
vielen Menschen das Recht, ihre Angehörigen in die Schweiz zu holen
und ein Familienleben zu pflegen. Die Rechtslage gestaltet sich
unterschiedlich je nach Herkunft und Aufenthaltsstatus der Person,
die ein Gesuch auf einen Familiennachzug stellt. Menschen mit
Schweizer Pass mit Familienmitgliedern von ausserhalb der EU sind
beim Familiennachzug schlechter gestellt als EU-BürgerInnen. Nahezu
verunmöglicht wird der Nachzug der engsten Familie jedoch für
Menschen mit einer Aufenthaltsbewilligung oder für vorläufig
Aufgenommene: Die strengen wirtschaftlichen Kriterien und Wartezeiten
sind nicht zu erfüllen. Für die vorläufig Aufgenommenen kommt
erschwerend hinzu, dass sie grundsätzlich erst drei Jahre nach
Anordnung der vorläufigen Aufnahme ein Gesuch um Nachholung der
Ehegatten und minderjährigen Kinder stellen können. Diese
unterschiedlichen Rechtslagen untergraben gemäss dem Caritas-Papier
das Prinzip der Rechtsgleichheit.


Ein Zweiklassensystem

Nach dem Willen der herrschenden Politik soll der Familiennachzug für
die unteren Einkommensschichten am besten ganz abgeschafft werden. So
plädierte der SVP-Nationalrat Heinz Brand für ein Zweiklassensystem,
als er vor den Medien 2014 erklärte, nur noch die AusländerInnen mit
den besten Qualifikationen sollten ihre Angehörigen nachziehen
dürfen. "Die Hilfskräfte sind substituierbar und deshalb auch vom
Familiennachzug ausgeschlossen."

Im Positionspapier werden verschiedene Forderungen aufgestellt. Unter
anderem sollen die im Ausländerrecht bestehenden Benachteiligungen
gegenüber Nicht-EU-Angehörigen abgeschafft und das Recht zum Nachzug
demjenigen des Freizügigkeitsrechts angepasst werden. Alle müssen
gleichermassen das Recht haben, Ehegatten, eingetragene PartnerInnen
sowie Kinder und Stiefkinder bis 21 Jahre nachzuziehen. Die Lebensart
muss frei wählbar sein und die Staatsangehörigkeit gehört als
Kriterium abgeschafft. Bei denjenigen Betroffenen, die eine
Arbeitsstelle haben oder sich darum bemühen, darf die finanzielle
Situation oder der Sozialhilfebezug kein Kriterium für den
Familiennachzug bilden. Es muss vielmehr die Arbeitsintegration
gefördert werden.
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MELDUNG/838: Woche der Qualitätssicherung beim idw - "Pressestellen leisten gute Arbeit? (idw)


Informationsdienst Wissenschaft e.V. - 13.07.2017

Woche der Qualitätssicherung beim idw: "Pressestellen leisten gute
Arbeit? 



Als einer der ergiebigsten Quellen für Wissenschaftsnachrichten im
deutschen Sprachraum ist dem idw die Qualität der transportierten Inhalte
besonders wichtig. Sie entscheidet maßgeblich über die Akzeptanz bei den
Empfängern. Der idw hat darum seine Aktivitäten um eine Woche der
Qualitätssicherung ergänzt und alle Pressemitteilungen zu
Forschungsprojekten und -ergebnissen genauer gesichtet. Das Ergebnis lässt
sich sehen: "Die Pressestellen leisten gute Arbeit: 76,8% und somit die
weitaus meisten Pressemitteilungen fanden wir tadellos", fasst
idw-Geschäftsführer Dr. Josef König zusammen: "Bei den übrigen sahen wir
überwiegend lässliche Sünden, schwerwiegende Mängel nur in drei Fällen."

190 Pressemitteilungen (PM) zu Forschungsprojekten und -ergebnissen hat
der Informationsdienst Wissenschaft (idw) binnen einer Woche transportiert
- und das idw-Team hat sie alle gesichtet. Bei 146 davon (76,8%) sah das
idw-Team alle Qualitätskriterien erfüllt. Zu 44 PM macht das idw-Team den
Verfassern in den angeschlossenen Pressestellen Verbesserungsvorschläge.
In nur drei Fällen sind die Mängel so gravierend, dass der idw das
Gespräch mit der Einrichtung sucht.

Welche Qualitätskriterien wurden angelegt?

Zunächst sind das handwerkliche Kriterien des Nachrichten-Schreibens:
Sie müssen die fünf W-Fragen beantworten, das Wichtigste gehört an den
Anfang, Fachsprache soll vermieden werden etc. (diese handwerklichen Regeln
stellt das idw-Team den angeschlossenen Pressestellen als "Zehn Tipps für
erfolgreiche Pressemitteilungen" zur Verfügung).

Alle via idw veröffentlichten Inhalte müssen einen klaren
Wissenschaftsbezug haben, werbefrei sein und im Mittelpunkt
stehen müssen die Aktivitäten der Institution, deren Pressestelle die PM
veröffentlicht hat.

Die Rubrizierung muss passend sein. Damit gemeint ist zum Beispiel die
Zuordnung zu Kategorien wie "Forschungsergebnis", "Personalie" oder
"Studium und Lehre".

Die idw-Mitgliederversammlung 2016 hat die
"Leitlinien zur guten Wissenschafts-PR" [1] begrüßt und
allen angeschlossenen Pressestellen empfohlen, sie zur weiteren
Verbesserung der Qualität ihrer Arbeit einzusetzen. Das idw-Team hat
Kriterien der dazugehörigen Praxis-"Checkliste" [2] eingesetzt und geprüft:
Werden bei den Forschungs-PM wissenschaftliche Ansprechpartner angegeben?
Ist die zugrunde liegende wissenschaftliche Publikation zitiert bzw.
verlinkt?

Wie sehen die Ergebnisse im Einzelnen aus?

Bei 44 PM hat das idw-Team Verbesserungsbedarf ausgemacht. 22 dieser PM
waren nicht korrekt rubriziert. Ein häufiger Fehler: Fünf PM kündigten an,
auf einer Tagung würden Forschungsergebnisse präsentiert, die Ergebnisse
selbst wurden in den Texten aber nicht erwähnt; eine solche PM kann nicht
zutreffend als "Forschungsergebnis" eingeordnet werden, sondern muss unter
"wissenschaftliche Veranstaltungen" erscheinen. Jede/r idw-Abonnent/in
kann sehr genau filtern, welche Inhalte sie / er erhalten will, und wer
ausschließlich Forschungsergebnisse beziehen möchte, der soll keine
Tagungsankündigungen erhalten. Gut ein Dutzend PM enthielt formale Fehler
- etwa Versalien, überflüssige harte Trennstriche, wortgleich wiederholte
Absätze. Nur insgesamt drei PM (rund 1,6%) wiesen so gravierende Mängel
auf, dass der idw das direkte Gespräch mit der Pressestelle suchen wird.

Was macht der idw damit?

Der idw nimmt zu denjenigen Pressestellen Kontakt auf, deren PM nach
verbesserungsfähig sind, und macht Verbesserungsvorschläge für künftige
Veröffentlichungen. Im Falle der gravierenden Mängel wird der idw
darlegen, dass die Pressestelle ihre Veröffentlichungspraxis ändern muss,
wenn sie weiterhin idw-Mitglied bleiben und idw-online.de nutzen will.

Im Dialog mit den Pressestellen wird das idw-Team verstärkt auf die
Notwendigkeit korrekter Rubrizierung hinweisen. Wo sinnvoll, wird das
idw-Versandformular für PM um Hinweise ergänzt. Außerdem bekommen die
Pressestellen dort künftig separate Eingabefelder angeboten, in die sie
wissenschaftliche Ansprechpartner und Literaturhinweise eintragen können.

Was tut der idw noch in Sachen Qualitätssicherung?

"Der idw legt Wert auf Qualität", sagt König: "Wir sichern sie durch
umfangreiche Maßnahmen: Wir suchen die Mitgliedseinrichtungen sorgfältig
aus, deren Pressestellen Inhalte in den idw einspeisen dürfen. Jeder
Pressesprecher wird von uns geschult, bevor er Inhalte via idw verbreiten
darf. Wir prüfen stichprobenartig die transportierten Inhalte.
Handwerkliche Fehler, fehlerhafte Rubrizierungen oder inhaltliche Verstöße
wie z. B. der Versand von Werbung werden von uns abgemahnt. Bei
wiederholten oder eklatanten Verstößen kann der idw der Einrichtung die
Mitgliedschaft kündigen."

Einen positiven Qualitätsanreiz setzt der idw durch den idw-Preis für
Wissenschaftskommunikation, der jährlich die besten Pressemitteilungen des
Jahres auszeichnet.

Das idw-Team überprüft außerdem alle Anfragen, die über den
idw-Expertenmakler an die Pressestellen gehen: Die idw-Expertenvermittlung
ist ausschließlich der journalistischen Recherche vorbehalten.

Die nächste "Woche der Qualitätssicherung" ist schon in Vorbereitung. Die
Erfahrungen aus der ersten (und aus einem kleinen Pretest) fließen darin
ein.

https://idw-online.de/de/quality


Über den idw

Der Informationsdienst Wissenschaft (idw - idw-online.de) ist das
Nachrichtenportal für Wissenschaft und Forschung. Über seinen
Expertenmakler und seine Expertenlisten vermittelt er Journalisten
Fachleute für alle Themen aus Wissenschaft und Forschung. Er bringt
Wissenschaft und Öffentlichkeit zusammen, indem er die Nachrichten und
Termine seiner rund 990 Mitgliedseinrichtungen veröffentlicht und an
36.000 Abonnenten, darunter mehr als 7.700 Journalisten, versendet. Für
sie sind die Inhalte kostenlos, sie können sie ganz nach ihren
individuellen thematischen und geografischen Interessen filtern. Neben
Pressemitteilungen veröffentlicht der idw auf seiner Website idw-online.de
jährlich mehrere tausend Terminhinweise auf Wissenschaftsveranstaltungen.
Außerdem betreibt er eine Bilddatenbank für Wissenschaftsbilder.

Weitere Infos beim idw-Team:

service@idw-online.de, Tel. +49 (0) 921 34 899 89 70


Anmerkungen:

[1] https://idw-online.de/de/files/Leitlinien_zur_guten_Wissenschafts_PR.pdf 

[2] https://idw-online.de/de/files/Checkliste_zu_den_Leitlinien_guter_Wissenschafts_PR.pdf




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Informationsdienst Wissenschaft e.V., idw-Team, 13.07.2017
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FEATURE/829: WDR 5 - Faked Science. Manipulation und Betrug in der Wissenschaft, 16.7.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Faked Science: Manipulation und Betrug in der Wissenschaft

Ein Feature von Gabriele Knetsch

Es sprechen: Kathrin von Steinburg, Bijan Zamani,

Karin Schumacher, Thomas Albus, Stefan Merki

Ton: Gerhard Wicho und Susanne Harasim

Regie: Nikolai von Koslowski

Produktion: BR/SWR/WDR 2017

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 16.07.2017, 11.05 - 12.00 Uhr, WDR 5

(Wdh.) | 17.07.2017, 20.05 - 21.00 Uhr | WDR 5



Wie konnte es geschehen, dass der prominente niederländische Forscher
und Sozialpsychologe Diederik Stapel vor den Augen seiner Kollegen
über Jahre hinweg Daten erfand? Und es sogar zugab. Ein Einzelfall?
Oder ein Beleg dafür, dass es im Wissenschaftsbetrieb knirscht?

Besser, schlauer, erfolgreicher! Im Wettbewerb der Universitäten geht
es um viel Geld und wenig sportlich zu: Universitäten werben sich
gegenseitig erfolgreiche Wissenschaftler ab und die Stars unter den
Forschern nehmen die dringend benötigten Fördergelder mit. Doch hält
deren Forschung wirklich, was sie verspricht? In anonymen Umfragen
geben Wissenschaftler zu, auch mal nachzuhelfen, damit Ergebnisse
passend werden. Die Dunkelziffer ist hoch - die Aufdeckungsquote
gering. Whistleblower beklagen, oft nicht gehört zu werden oder
massive Nachteile zu erleiden. Das Feature erlaubt einen Blick hinter
die Kulissen des sonst so diskreten Wissenschaftsbetriebs.
Das Feature steht nach der Sendung befristet zum kostenlosen Download
zur Verfügung.

Redaktion: Dorothea Runge

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. Juli 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1598: Deutschlandfunk - "Gold. Revue" von Jan Wagner, 15.7.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gold. Revue

Von Jan Wagner

Dlf/SWR 2017/84"19

Unterstützt durch die Filmstiftung NRW

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 15. Juli 2017, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Es ist Gold, das seit Anbeginn der Dinge ruhte, aber nicht schlief,
das nur darauf wartete, gefunden zu werden am Ufer eines Flusses
irgendwo in den menschenleeren Weiten. Und so rast das Gerücht von
Dorf zu Stadt, über die Länder und Meere, bis die Fabriken und die
Büros verstummt sind, die Schiffe leer in der Bucht schaukeln, nur
noch die Hacken und Schaufeln Hunderttausender von Glücksuchern zu
hören sind. "Gold" ist ein lyrisches Stimmenspiel von Jan Wagner, in
dem sie alle zu Sprache und zu Gesang finden, die Herumtreiber und die
Händler, die Schürfer und Gräber, die Bardamen, Bestatter, Liebenden
und Missionare, die Säufer und Prasser und Spieler, all jene, die mit
nichts als ein bisschen Hoffnung in der Tasche ihr altes Dasein für
immer hinter sich ließen, manchmal gewannen, fast immer verloren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juli 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2253: Deutschlandfunk - Die schwedische Band Ghost, 16.7.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Meister der Inszenierung - die schwedische Band Ghost

Von Thomas Elbern

Rock et cetera

Sonntag, 16. Juli 2017, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die schwedische Band Ghost hat im März und April eine erfolgreiche
Europatour gespielt, bei der viele Shows ausverkauft waren. Doch wer
hinter Ghost steckt, ist auch dieses Mal nicht bekannt geworden - und
das sollte es auch nicht: Bei der Gruppe steht die Inszenierung im
Vordergrund. Ghost ist Rocktheater, eine satanistisch angehauchte
Vorstellung, die sich musikalisch zwischen Metal, Pop und hymnischen
Melodic Rock bewegt. Was als fixe Idee in einem schwedischen Studio
begann, entwickelte sich über drei Alben und mehrere Kurz-EPs. Doch
was steckt hinter dem Konzept von Ghost?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juli 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INTERVIEW/014: 25 Jahre arte - Spannungsbogen Tradition und Fortschritt ...    Claire Isambert im Gespräch (SB)


Claire Isambert ist Leiterin der Hauptabteilung Kultur bei dem
deutsch-französischen Sender arte mit Sitz in Strasbourg. Nach einer
Pressekonferenz anläßlich des 25. Jahrestages der Gründung des Senders, auf der
das arte-Programmangebot für das zweite Halbjahr 2017 vorgestellt wurde,
beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen zu den
kulturellen und kulturpolitischen Schwerpunkten des Senders.




[image: Vor arte-Präsentationswand - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Claire Isambert 

Foto: © 2017 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Isambert, könnten Sie einmal umreißen, wie Ihr
Tätigkeitsfeld bei arte aussieht?

Claire Isambert (CI): Ich arbeite bei der Hauptabteilung Kultur mit Sendeplätzen
wie dem für Musik, der im Grunde alle Genres wie Klassik, Pop, Rock und Jazz
umfaßt. In der Mediathek werden unter arte Concert darüber hinaus viele
Live-Auftritte angeboten. Einen anderen Schwerpunkt bilden die kulturellen
Dokumentationen, worunter auch Popkultur fällt. Am Mittwoch und Sonntag senden
wir alles, was Literatur, Kino, Malerei und Bildende Kunst abdeckt und auch das,
was man in Frankreich Cinéma d'auteur nennt, also Autorenfilme wie Großer
Dokumentarfilm, Gesellschaft und als Spätvorstellung die Carte Blanche, die
Künstlern und Regisseuren gewidmet ist. Nicht zu vergessen sind die kulturellen
Magazine wie Tracks, Abgedreht, Metropolis und Philosophie.

SB: In der Gestaltung des Senders hat der Programmdirektor
wahrscheinlich das letzte Wort. Wie ist es mit Vorschlägen der
Mitarbeiter?

CI: Die Programmkonferenz tagt einmal im Monat in Strasbourg und entscheidet
darüber, welche Vorschläge tatsächlich in die Produktion gehen. Wir in
Strasbourg haben die Aufgabe, uns alle Projekte anzuschauen und zu bewerten, die
von arte France und arte Deutschland, das heißt von ZDF-arte und ARD-arte,
kommen. Bei der Programmkonferenz wird dann entschieden, ob wir darüber noch
diskutieren müssen, ob wir sie in die Produktion nehmen oder ablehnen. Der
größere Teil der Produktion wird bei den sogenannten Polen arte France und arte
Deutschland zu jeweils 40 Prozent gemacht, 20 Prozent werden in Strasbourg
entwickelt. Wir haben auch die Besonderheit, daß wir mit neuen Partnersendern in
ganz Europa zusammen Programme machen. Das sind die RTBF in Belgien, SSR und SRG
in der Schweiz, ORF in Österreich, YLE in Finnland, RAI in Italien, RTE in Irland
und CT in Tschechien. Wir selbst produzieren in Strasbourg relativ wenige
Programme, sind aber für die gesamte Koordination und für die zweite
Sprachfassung zuständig, was für den deutsch-französischen Sender natürlich
extrem wichtig ist.

SB: Sie bieten auch Originalfassungen des Tons an, die man zuschalten kann.
Gilt das für alle Programme?

CI: Bei Spielfilmen gibt es die Möglichkeit, die Sprachfassungen auszuwählen.
Bei Dokumentationen ist es eher so, daß wir mit Untertitelung oder Voice-over
arbeiten. Wir sind in Strasbourg dafür zuständig, daß die deutsche respektive
französische Sprachfassung hergestellt wird. Von einer Abteilung in Strasbourg,
die arte Europe heißt, werden einige Programme ausgewählt, die auf Englisch,
Polnisch, Spanisch und bald auch auf Italienisch untertitelt werden, damit wir
in Europa möglichst breit aufgestellt sind. Aber Deutsch und Französisch bleiben
natürlich die Sprachen, in denen arte auf Antenne ausgestrahlt wird. Online ist
es jetzt aber möglich, eine Auswahl des Programmangebots in den genannten
Sprachen anzusehen.

SB: Mit dem Summer of Fish 'n' Chips haben Sie einen Programmschwerpunkt für
britischen Pop gesetzt. Auf arte gibt es hier und da auch Konzerte mit Popmusik
aus anderen Ländern, aber die angloamerikanische Kultur dominiert doch stark.
Was ist der Grund dafür?

CI: Nun ja, Popmusik hat, wie es Oliver Schwehm heute erklärte, ihre Wurzeln in
Großbritannien. Man braucht sich nur die Namen der wegweisenden Akteure wie
Beatles, Stones, David Bowie und Adele anzuschauen. Die Popmusik ist extrem von
der angloamerikanischen Welt geprägt. Das heißt natürlich nicht, daß Popkultur
nur in englischer Sprache existiert. Wir hatten eine große Dokumentation über
Francoise Hardy gebracht und werden jetzt eine über Tokio Hotel bringen. Vor
kurzem haben wir auch eine Dokumentation über Tangerine Dream gesendet oder
französische und deutsche Künstler als Ikonen der Popkultur gezeigt.

SB: Ist man in Frankreich nicht sehr darauf bedacht, die eigene nationale Kultur
hochzuhalten und stark zu machen?

CI: Aber ARTE ist weltoffen. Es geht uns nicht darum, die französische oder
deutsche Kultur in Europa hervorzuheben, auch wenn unser Auftrag natürlich
zunächst einmal darin besteht, die Kultur des jeweils anderen Landes über den
Rhein zu bringen. Aber in erster Linie wollen wir europäisch sein und die Kultur
so gut wie möglich verbreiten oder anders gesagt, einfach Lust auf Kultur
machen.

SB: In Frankreich gibt es eine große maghrebinische Minderheit, in
Deutschland eine kurdische bzw. türkische. Spielen migrantische
Communities in Ihren Überlegungen zur Programmgestaltung eine Rolle,
um auch diese zu repräsentieren?

CI: Bei Themenabend und Geopolitik spielt das natürlich eine Rolle. So hatten
wir vor kurzem einen Themenabend über Muslime in Europa. Wir wollen diese Themen
auch im Sendeplatz Gesellschaft behandeln, denn es geht uns um die europäische
Vielfalt. Europa ist nicht nur francais de souche, wie man sagt,
frankofranzösisch, sondern besteht aus einer Vielzahl von Kulturen. Diese
Vielfalt auf arte zu zeigen, erfolgt im Großen Dokumentarfilm, im
Programmschwerpunkt Gesellschaft und am Themenabend.

Natürlich gilt das auch für Musik. So haben wir auf arte Concert die
Performances vieler Hiphop-Tänzer aus den Vororten von Paris gezeigt oder von
der Biennale de Lyon. In unseren Programmen, die mit Kunst, Tanz und Musik zu
tun haben, zeigen wir Künstler von allen möglichen Festivals. Wir haben jetzt
gerade beim Afrika-Festival in Würzburg sowohl online als auch on air Programme
gezeigt, die andere Kulturen zum Inhalt haben.

SB: arte feiert heute 25jähriges Jubiläum. Sie sind seit 16 Jahren beim Sender.
Wie beurteilen Sie den interkulturellen Anspruch eines deutsch-französischen
Kanals? Den meisten Menschen in der Bundesrepublik sind die französische Kultur
und Gesellschaft eher fremd, sie haben eher einen Zugang zur angloamerikanischen
Welt. Hat arte Ihrer Ansicht nach dazu beigetragen, daß es mehr
Verständigung und Interesse zwischen den beiden benachbarten Bevölkerungen gibt?

CI: Ich glaube, wenn man Leute nach Beispielen für deutsch-französische Kooperation
fragt, würden viele arte und vielleicht noch Airbus nennen. Am Anfang hatten
nicht viele Leute an den Sender geglaubt, weil er ein politisches Kind von Kohl
und Mitterand war. Heute ist arte aus der Fernsehlandschaft nicht mehr
wegzudenken. Wir versuchen in einer Welt, in der Europa immer mehr in Frage
gestellt wird, eine feste Säule zu sein und auch aufzuzeigen, daß Europa weder
langweilig ist noch eine Kulturkonfrontation darstellt. Die Dinge werden zwar
komplizierter, aber dennoch ist man zu zweit immer reicher. arte ist keine ganz
simple Struktur, wir arbeiten jetzt mit neun europäischen Partnersendern
zusammen. Das macht das Leben manchmal nicht einfacher, aber dafür
anspruchsvoller. Natürlich erfordert das immer auch eine Öffnung und den Respekt
für die andere Kultur.

SB: Wie hat sich Ihrer Ansicht nach die filmische Repräsentation in den 25
Jahren der Existenz des Senders entwickelt? Die französische Filmkultur war
einmal sehr berühmt und aufregend, viele Regisseure haben sich daran orientiert.
Was bleibt von diesem Vermächtnis wie beispielsweise dem Regisseur Jean Luc
Godard und der Nouvelle Vague?

CI: Wir machen immer wieder Retrospektiven über große Schauspieler und Regisseure.
So haben wir gerade etwas über Michel Piccoli und Julien Duvivier gebracht, der
in Deutschland nicht unbedingt bekannt ist. Jean Luc Godard wird bestimmt
irgendwann wieder ein Schwerpunkt sein. Wir versuchen, eine Mischung aus
Hommages an berühmte Filmemacher und Berichten über junge Talente in den
Vordergrund zu stellen.

SB: Unabhängige Dokumentarfilmer klagen häufig über Schwierigkeiten
bei der Verbreitung ihrer Filme. Wie bewerten Sie die Entwicklung des
Dokumentarfilms?

CI: Ich glaube fest daran, daß der Dokumentarfilm extrem wichtig ist, weil er
die Welt anders erklärt. Grundsätzlich will er uns die Realität zeigen. Nicht
zufällig sind auch private Anbieter wie Netflix oder Amazon an Dokumentarfilmen
interessiert. Das erzeugt natürlich eine starke Konkurrenz. Nun, wir nehmen das
Beste aus dem Bereich der Großen Dokumentarfilme. Das ist keine reine Carte
Blanche, aber es gibt uns eine große Freiheit. 

Ich habe mir gestern die Pressebroschüre angeschaut, die arte France für das
große französische Dokumentarfilmfestival Sunny Side of the Doc in La Rochelle
vorbereitet hat. Auf 81 Seiten wird präsentiert, was arte im Bereich
Dokumentation und Dokumentarfilm macht. Die Palette, die arte anbietet, ist
sehr breit angelegt, von Investigation über Autorenfilme bis
Kunstdokumentationen, auch Große Dokumentationen über Natur und Wissen. Mehr als
50 Prozent des Programmschemas von arte sind Dokumentationen und
Dokumentarfilme.

SB: Frau Isambert, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Claire Isambert am Rednerpult - Foto: © 2017 by Schattenblick]

arte-Kulturprogramm umfassend präsentiert

Foto: © 2017 by Schattenblick




Beiträge zur arte-Pressekonferenz im Schattenblick unter:
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BERICHT/008: 25 Jahre arte - ein Europaprojekt ... (SB)

INTERVIEW/011: 25 Jahre arte - redaktionelle Präferenzen ...    Oliver Schwehm im Gespräch (SB)

INTERVIEW/012: 25 Jahre arte - über den Tellerrand ...    Andreas Schreitmüller im Gespräch (SB)

INTERVIEW/013: 25 Jahre arte - innovativ, investigativ und engagiert ...    Alexander von Harling im Gespräch (SB)
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AUGEN/448: Schutz vor gefährlicher Sonnenstrahlung - Mehr Schattenplätze an Kitas und Schulen (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 12.07.2017

Schutz vor gefährlicher Sonnenstrahlung: Mehr Schattenplätze an Kitas und
Schulen



München - Jedes Jahr erblinden weltweit drei Millionen Menschen an den
Folgen von Sonnenstrahlen, schätzt die Weltgesundheitsorganisation (WHO).
Auch hierzulande kann die Sonnenstrahlung auf Dauer zu Schäden am Auge
führen. Darauf weist die Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft (DOG)
hin. Um die Bevölkerung besser vor den gesundheitlichen Folgen von
Sonnenstrahlen und Hitze zu schützen, fordern Mediziner und Meteorologen
öffentliche Einrichtungen dazu auf, mehr schattige Plätze zu schaffen
und die aktuelle UV-Stärke öffentlich anzuzeigen. Für den persönlichen Schutz
raten Augenärzte zu Sonnenbrillen mit hohem UV-Filter und Aufenthalt
im Schatten.

Experten gehen davon aus, dass der Klimawandel auch hierzulande zu mehr
langanhaltenden Hitzewellen und vielen sonnigen Tagen führt "Dadurch
sind wir Deutschen auch mehr gefährlicher Sonnenstrahlung ausgesetzt, die
nicht nur der Haupt-Risikofaktor für Hautkrebs ist, sondern auch
Augenerkrankungen wie den Grauen Star oder die Makuladegeneration
begünstigen kann", erklärt Professor Dr. med. Andreas Stahl, der für
die DOG am Grundsatzpapier mitgearbeitet hat. Darauf weist auch das
UV-Schutz-Bündnis in einem aktuellen Grundsatzpapier hin, an dem die
Fachgesellschaft für Augenheilkunde mitgewirkt hat.

"Obwohl Ärzte und Behörden vielfach über die Risiken der Sonnenstrahlung
aufklären, mangelt es häufig noch an ausreichendem Schutz in öffentlichen
Einrichtungen oder für Menschen, die ihren Beruf im Freien ausüben",
sagt Professor Dr. med. Tim Krohne, der ebenfalls als Autor am
Grundsatzpapier beteiligt war. Vor allem Schulen, Kindergärten,
Fußgängerzonen oder Schwimmbäder brauchen mehr Schattenplätze, an denen sich
Menschen vor Sonnenlicht und Hitze zurückziehen können, so der Experte.
"Insbesondere Kinder müssen mehr Möglichkeiten haben, sich im Schatten
aufhalten zu können, weil ihre Augen besonders empfindlich auf die Sonne
reagieren".

Schon einige Bäume oder ein Sonnensegel können an heißen Tagen Schatten
spenden. Die Experten fordern zudem Anzeigetafeln an öffentlichen Plätzen,
die die Bevölkerung über die aktuelle Stärke der belastenden UV-Strahlung
informieren.

Für den persönlichen Schutz raten Augenärzte zu einer Sonnenbrille mit
hohem UV-Filter: "Eine gute Brille sollte die kurzwellige UV-Strahlung
bis zu 400 Nanometern fast vollständig absorbieren." Kunden sollten beim
Kauf auf die Kennzeichnung "UV-Schutz 400" und das CE-Zeichen achten. "Eine
dunkle Tönung allein bietet nämlich keinen ausreichenden Schutz", betont
Professor Dr. med. Frank G. Holz, Präsidiumsmitglied der DOG und Direktor
der Universitäts-Augenklinik Bonn. Darüber hinaus muss die Brille durch
die starke Streuung der UV-Strahlung die Augen möglichst von allen Seiten
schützen. Entsprechend große Gläser oder die Form der Brille leisten
in diesem Punkt ihre Dienste. "Große Sonnenbrillen sind also nicht nur
modisch, sondern mit ausreichendem UV-Schutz auch für die Gesundheit
der Augen sehr ratsam."

Das Grundsatzpapier "Vorbeugung gesundheitlicher Schäden durch die Sonne
- Verhältnisprävention in der Stadt und auf dem Land: Grundsatzpapier
des UV-Schutz-Bündnisses" finden Sie im Internet unter

http://doris.bfs.de/jspui/handle/urn:nbn:de:0221-2017031414248

• DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als
6500 Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte
und Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet
im Jahr 1857 in Heidelberg ist die DOG die älteste augenärztliche
Gesellschaft der Welt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://doris.bfs.de/jspui/handle/urn:nbn:de:0221-2017031414248

http://www.dog.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft, Lisa-Marie Ströhlein, 12.07.2017
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DERMATOLOGIE/709: Forschung - Immuntherapie bei schwarzem Hautkrebs (idw)


Universität Duisburg-Essen - 12.07.2017

Immuntherapie bei schwarzem Hautkrebs



Wann werden Patienten mit malignem Melanom (schwarzer Hautkrebs) resistent
gegenüber Immuntherapien? Dies besser zu verstehen und möglichst früh zu
erkennen, gelang jetzt Forschern der Medizinischen Fakultät der
Universität Duisburg-Essen am Universitätsklinikum Essen (UK Essen).

Ihre Studie erschien in der Zeitschrift Nature Communications. Darin
weisen sie nach, dass bei einigen Patienten die Therapie weniger wirkt,
weil sich die Melanomzellen genetisch verändern. Dadurch verliert der
durch Immunzellen freigesetzte Botenstoff Interferon-gamma seine tödliche
Wirkung.

Die Immuntherapie des malignen Melanoms wurde in den letzten Jahren immer
erfolgreicher: Bis zu 40 Prozent der Patienten sprechen auf spezielle neue
Therapieverfahren an. In vielen Fällen hält die Wirkung dieser
Behandlungen auch lang an. Durch die Immuntherapien werden im Patienten
spezifische Immunzellen aktiviert, die zytotoxischen T-Zellen.

Sie sind in der Lage, Melanomzellen als entartet zu erkennen und im
direkten Kontakt zu zerstören. Aber nicht nur das: Gleichzeitig setzt die
T-Zelle einen bestimmten Botenstoff frei, der das Wachstum benachbarter
Tumorzellen hemmt und zerstört. Das macht die Therapie natürlich noch
erfolgreicher.

Allerdings können sich Tumorzellen auch derart genetisch verändern, dass
sie resistent gegenüber dem Botenstoff werden. Dieser Nachweis gelang
jetzt Antje Sucker gemeinsam mit Kollegen in der Klinik für Dermatologie
am UK Essen unter der Leitung von Privatdozentin Dr. Annette Paschen.

Nun soll durch weitere genetische Analysen an Melanom-Metastasen
untersucht werden, welche Tumore ein erhöhtes Risiko für die Ausbildung
einer Botenstoff-Resistenz aufweisen, um betroffenen Patienten frühzeitig
alternativ therapieren zu können.


Weitere Informationen:

https://www.nature.com/articles/ncomms15440

PD Dr. Annette Paschen

Klinik für Dermatologie

annette.paschen@uk-essen.de

Redaktion:

Christine Harrell

Medizinische Fakultät

christine.harrell@uni-due.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 12.07.2017
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RAUCHEN/538: Nichtraucherschutz - Studienteilnehmer befürworten strengere Rauchergesetze (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 12.07.2017

Nichtraucherschutz: Studienteilnehmer befürworten strengere Rauchergesetze



12.07.2017 - Viele Deutschen befürworten ein komplettes Rauchverbot in
Autos wenn Kinder und Jugendliche mitfahren. Zu diesem Zwischenergebnis
kommen die Organisatoren der "Deutschen Befragung zum Rauchverhalten"
(DEBRA-Studie) rund um Professor Daniel Kotz vom Institut für
Allgemeinmedizin des Universitätsklinikums Düsseldorf. Von den über
10.000 Befragten fordern mehr als 71 Prozent ein Rauchverbot in Autos wenn
Kinder und Jugendliche mit im Auto sitzen. Interessant: Auch zwei von drei
befragten Rauchern unterstützen diese Verschärfung des Nichtraucherschutzes.

Mit über 36.000 Studienteilnehmern über drei Jahre hinweg ist die DEBRA
eine der umfangreichsten Untersuchungen rund um das Thema Rauchen in
Deutschland.

Eine Raucherpause bei der Arbeit, auf einer Party Shisha rauchen, eine
E-Zigarette im Park oder schnell eine Zigarette im Auto: Für 16 Millionen
Menschen in Deutschland gehört laut der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung Tabakkonsum zum Alltag. Damit ist Deutschland im internationalen
Vergleich eines der Top-10-Raucher-Länder. Gleichwohl geht die Deutsche
Krebsgesellschaft davon aus, dass in jedem Jahr etwa 120.000 Menschen in
Deutschland an den direkten gesundheitlichen Folgen des Tabakkonsums sterben -
über 3.000 von ihnen durch Passivrauchen.

Bei der DEBRA-Studie gaben etwa 28 Prozent der Befragten an, Raucher zu
sein. Den größten Anteil machten sie bei der Altersgruppe der
21-34jährigen aus, in welcher beinahe 40 Prozent der Befragten angaben zu
rauchen. Deutlich wurde auch, dass der Anteil an Rauchern bei niedrigem
Bildungsstand und geringem Einkommen am höchsten ist. Zudem rauchten in
der befragten Gruppe wesentlich mehr Männer als Frauen.

Ein zentraler Aspekt der DEBRA-Studie ist es, herauszufinden, ob und in
wie fern die Bevölkerung Maßnahmen zur Einschränkung des Tabakkonsums
unterstützt. Die ersten Auswertungen ergaben, dass die Befragten neben
strengeren Rauchverboten in Autos auch eine höhere Besteuerung der Umsätze
der Tabakindustrie befürworten. Mehr als 67 Prozent der Befragten gaben
an, dass sie eine höhere Besteuerung unterstützten, wenn die eingenommenen
Gelder genutzt würden, um Probleme zu bekämpfen, die durch Rauchen
verursacht werden - zum Beispiel in Bezug auf Gesundheit und Umwelt. Eine
Anhebung des Kaufalters für Zigaretten von 18 auf 21 Jahre fand weniger
Zuspruch (43,1 Prozent Zustimmung, 32,1 Prozent Ablehnung). Deutlich
wird: Die wenigsten Menschen fordern ein generelles Verkaufsverbot für
Tabakprodukte. Lediglich 23 Prozent der Befragten würden diesen Vorstoß
begrüßen.


Weitere Informationen und die genauen Zahlen finden sich auf der
Homepage der DEBRA-Studie (www.debra-study.info).

Zur Studie:

Die groß angelegte "Deutsche Befragung zum Rauchverhalten" (DEBRA) des
Instituts für Allgemeinmedizin am Universitätsklinikum Düsseldorf
beschäftigt sich mit den Fragen, wie das Rauchverhalten in Deutschland
aussieht und in wie weit das Alter, das Geschlecht oder die
Lebenssituation eine Rolle spielen, ob und wie viel man raucht. Insgesamt
soll das Rauchverhalten bei rund 36.000 Menschen erhoben werden: Über drei
Jahre hinweg werden alle zwei Monate jeweils 2.000 Menschen ab 14 Jahren
befragt. Diese kontinuierlichen Befragungen bieten einen direkten Einblick
auf den Effekt von möglichen politischen Einflüssen oder
Aufklärungskampagnen.

Ziel der Studie ist es, aktuelle und detaillierte Informationen zu
Merkmalen des Rauchverhaltens und insbesondere der Rauchentwöhnung in
Deutschland zu erheben und sie für Wissenschaft, Politik und den
klinischen Alltag verfügbar zu machen. Die DEBRA-Studie entsteht in
Kooperation mit dem University College und dem King's College in London,
der University of York sowie dem Universitätsklinikum Göttingen. Sie wird
gefördert durch das Land NRW.

Publikation: 

Kastaun S, Brown J, Brose LS, et al. Study protocol of the German Study on
Tobacco Use (DEBRA): a national household survey of smoking behaviour and
cessation. BMC Public Health 2017; 17:378., DOI: 10.1186/s12889-017-4328-2
(https://bmcpublichealth.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12889-017-4328-2)

Kontakt:

Prof. Dr. Daniel Kotz, MPH

E-Mail: Daniel.Kotz@med.uni-duesseldorf.de

Dr. Sabrina Kastaun, Dipl.-Psych.

E-Mail: Sabrina.Kastaun@med.uni-duesseldorf.de

Universitätsklinikum Düsseldorf

Institut für Allgemeinmedizin

Werdener Straße 4, 40227 Düsseldorf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution223

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Susanne Dopheide, 12.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/306: Elektrosmog - Unsichtbare Gefahr im Wohnumfeld? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 12.07.2017

Elektrosmog: Unsichtbare Gefahr im Wohnumfeld?



München, 12. Juli 2017 - Elektromagnetische Felder sind unsichtbar und
allgegenwärtig: Bei der Arbeit am Computer, beim Fernsehen oder
Telefonieren, in der Wohnung, in der Natur und am Arbeitsplatz. Auch
wenn Elektrosmog zunächst nicht als potentielle Gefahr für die
Gesundheit gilt, gibt es vorgeschriebene Grenzwerte, die den
menschlichen Körper vor schädlichen Folgen schützen sollen.

Arten der elektromagnetischen Felder

Grundsätzlich wird zwischen natürlichen elektromagnetischen Feldern
(das Erdmagnetfeld) und technisch erzeugten elektromagnetischen
Feldern (Licht) unterschieden. Im Alltag werden wir von statischen
Feldern (Batterien), Niederfrequenzfeldern (diverse elektrische
Geräte) und Zwischenfrequenzfeldern
(Induktionsherde/Energiesparlampen) umgeben. Manche davon haben eine
stärkere Wirkung auf den Körper: "Mit hochfrequenten Feldern arbeiten
im Wohlumfeld unter anderem mobile Funknetze, Radio und Fernsehen
sowie Mikrowellenherde. Diese Felder können durch ihren Energieeintrag
im Gewebe des Körpers Wärme erzeugen", erklärt Dr. Frank Gollnick vom
Forschungszentrum für Elektro-Magnetische Umweltverträglichkeit am
Institut für Arbeitsmedizin der Uniklinik Aachen.

Vorsorge durch Grenzwerte

Die Grenzwerte schützen vor zu starker Einwirkung der
elektromagnetischen Felder auf den Körper. Sie werden von
verschiedenen Kommissionen, z.B. der International Commision on
Non-Ionizing Radiation Protection (ICNIRP) festgelegt und den Staaten
zur nationalen Umsetzung empfohlen. Empfindliche Bevölkerungsgruppen
wie Kinder und ältere Menschen werden mit einer ausreichenden
Sicherheitsreserve geschützt. Doch nicht alle Länder halten sich an
die vorgeschriebenen Standards. Die Staaten Europas orientieren sich
an den Empfehlungen der Europäischen Union. In Deutschland gibt es
verbindliche Grenzwerte, die von ortsfesten Anlagen wie Mobilfunk- und
Rundfunksendern eingehalten werden müssen. Für die Benutzung von
elektrischen Geräten ist die Einhaltung der Grenzwerte durch das
CE-Siegel gekennzeichnet. Der Arbeitsmediziner Dr. Gollnick betont:
"In jedem Fall nimmt die Stärke der Felder mit dem Abstand von der
Feldquelle deutlich ab".

Elektromagnetische Strahlung im Haushalt

Bei elektromagnetischen Feldern im Zwischenfrequenzbereich, wie sie
bei Induktionsherden, Energiesparlampen, kabellosen Ladestationen,
Bildschirmen, Staubsaugern usw. entstehen, sollte der Nutzer etwas
Abstand wahren. Laut Dr. Gollnick sind hier die möglichen
gesundheitlichen Auswirkungen noch nicht hinreichend untersucht.
Hochfrequenzfelder entstehen durch Funksender wie Handymasten,
WLAN-Router, Smartphones, Notebooks, Bluetooth-Geräte sowie
Babyüberwachungsgeräte. Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
empfiehlt deshalb die Nutzung von Geräten mit möglichst geringer
Feldintensität, wie etwa bei manchen Babyüberwachungsgeräten, die mit
dem "Blauen Engel"-Siegel versehen sind. Bei der Nutzung von
Mikrowellenherden sollte man auf den technisch einwandfreien Zustand
des Gerätes und genug Körperabstand achten, denn das
elektromagnetische Feld erzeugt Wärme im Körpergewebe. Eine
längerfristige Erhöhung der Körpertemperatur um mehr als 1 ?C gilt als
Schwelle für eine gesundheitsschädliche Einwirkung.

Gesundheitsrisiken durch elektromagnetische Felder?

Manche Betroffene klagen unter Einwirkung von elektromagnetischen
Feldern über Symptome wie Müdigkeit und Schwindel. Es gibt allerdings
keinen belastbaren wissenschaftlichen Nachweis, dass diese Beschwerden
wirklich durch elektromagnetische Strahlung ausgelöst werden. Deshalb
wird Elektrosensibilität von der Weltgesundheitsorganisation WHO nicht
als Krankheit betrachtet. Bis dato ist es den Forschern auch nicht
gelungen, einen Zusammenhang zwischen elektromagnetischen Feldern und
dem erhöhten Risiko für Krebs-, Parkinsonerkrankungen sowie
Kinderleukämie nachzuweisen.

Empfehlungen des Bundesamtes für Strahlenschutz

Die wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiet der elektromagnetischen
Felder ist noch lange nicht ausgeschöpft. Für die private
Gesundheitsvorsorge empfiehlt das BfS ein paar Vorsorgemaßnahmen wie
das vollständige Abschalten der Geräte bei Nichtbenutzung, möglichst
kurze Benutzungsdauer z.B. bei Handys, Verwendung von strahlungsarmen
Geräten und Verwendung von Headsets beim Mobiltelefonieren. Auch das
WLAN sollte nur im Bedarfsfall eingeschaltet werden.

Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift "Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin" ist
das Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das
Publikationsorgan der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW,
Vereinigung Deutscher Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der
arbeitsmedizinischen Akademien und richtet sich an Betriebsärzte,
Arbeitsmediziner und Akteure in wichtigen Schnittstellenbereichen zur
Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift ist peer reviewed. 1965 gegründet,
erscheint ASU monatlich und erreicht nahezu alle arbeits- und
präventionsmedizinisch orientierten Akteure im deutschsprachigen Raum.

Weitere Informationen unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com



Mehr zum Thema "Elektromagnetische Felder" erfahren Sie im Beitrag von
Dr. Frank Gollnick in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift
"Arbeitsmedizin, Sozialmedizin und Umweltmedizin" (ASU): 

https://www.asu-arbeitsmedizin.com/ASU-2017-7/Elektromagnetische-Felder-im-Wohnumfeld,QUlEPTc3MjY3NyZNSUQ9MTEwNTc2.html?UID=64214872750CEB53A56CC1934CE199BD519FDE416731BA

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news678102

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1772

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Dr. Thomas Nesseler, 12.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/305: Antikörper gegen krebserregenden Stoff entschlüsselt (idw)


Technische Universität München - 12.07.2017

Antikörper gegen krebserregenden Stoff entschlüsselt



Sommer ist Grillzeit. Allerdings entsteht bei der Reaktion von Fett mit
glühender Kohle ein Stoff, den Chemiker Benzopyren nennen. Ein
verbreitetes Umweltgift, das beim Menschen Krebs auslösen kann. Da über
viele Jahrzehnte Häuser mit Kohle oder Holz beheizt wurden, ist es über
den Schornsteinrauch ebenso in Böden und im Grundwasser eingelagert. Ein
Team um Prof. Arne Skerra von der Technischen Universität München (TUM)
hat den Bindungsmechanismus eines Antikörpers an Benzo[a]pyren
entschlüsselt. Eine Entdeckung, die den Weg frei machen könnte für den
einfacheren Nachweis und damit das Entfernen des Giftstoffes.

Beim unvollständigen Verbrennen von organischen Stoffen entstehen
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK). Bekanntester Vertreter
dieser Gruppe ist das Benzpyren oder Benzo[a]pyren (BaP) wegen seiner
hohen Toxizität und relativ guten Nachweisbarkeit. Daher wird es als
Marker für das Vorkommen von PAK allgemein benutzt. Die Stoffklasse der
PAK wird in unserem Körper zu Molekülen umgebaut, die Änderungen am Erbgut
(Mutationen) hervorrufen können, welche sich im schlimmsten Falle zu
Tumoren weiterentwickeln. Deshalb gelten die PAK als Schadstoffe oder
Umweltgifte.

PAK werden beim unvollständigen Verbrennen fossiler Brennstoffe
freigesetzt

Neben dem Grillen von Würstchen, Steaks oder Gemüsen bilden sich PAK in
erheblicher Menge beim Rauchen von Tabak, weshalb sogar Passivrauchen
inzwischen als krebserregend eingestuft ist. Ebenso gelten offene Kamine
in Wohnungen und Fahrzeugabgase als Quelle von PAK. Die durch Verbrennung
fossiler Brennstoffe in die Luft emittierten PAK verbleiben dort oder
werden an Rußpartikel gebunden und können sich so über Niederschläge in
Böden, auf Spielplätzen und im Grundwasser ablagern, so dass sie letztlich
auch ins Trinkwasser gelangen können.

Da Benzo[a]pyren stark karzinogen wirkt, sind in den europäischen
Richtlinien Grenzwerte für den maximalen Gehalt dieser Verbindung in
Trinkwasser festgelegt worden (10 ng/L für BaP). Um diesen extrem
niedrigen Wert bestimmen zu können, sind allerdings hochempfindliche
Messmethoden notwendig. Dem Team um Prof. Arne Skerra vom Lehrstuhl für
Biologische Chemie in Weihenstephan und Prof. Dietmar Knopp vom Lehrstuhl
für Analytische Chemie in Großhadern ist es gelungen, einen Antikörper zu
identifizieren, der Benzo[a]pyren fest bindet. Sie beschreiben den
komplizierten Bindungsmechanismus in der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift "Angewandte Chemie".

"Wir wissen nun, wie die Bindung des Antikörpers an das Benzo[a]pyren,
eine sehr ungewöhnliche organische Verbindung, funktioniert", sagt Prof.
Skerra, "und können damit möglicherweise Antikörper auch gegen andere PAK
entwickeln. So wäre im nächsten Schritt vorstellbar, dass wir mit solchen
Antikörpern einmal aromatische Kohlenwasserstoffe beispielsweise aus
verseuchtem Trinkwasser herausfiltern."

Ob die Entdeckung der Wissenschaftler künftig gar die Gefahr durch
Grillwürstchen bannen kann, steht derzeit noch auf einem anderen Blatt.
Bis dahin sollten Grillfreunde ihr Fleisch nicht zu lange und zu heiß
grillen, und der Fleischsaft oder das Fett sollte möglichst nicht in die
Glut tropfen.


Publikation:

Andreas Eichinger, Irmgard Neumaier, Michael Pschenitza, Reinhard
Niessner, Dietmar Knopp und Arne Skerra: Tight molecular recognition of
benzo[a]pyrene by a high affinity antibody, Angewandte Chemie
International Edition 6/2017. DOI: 10.1002/anie.201703893

Kontakt:

Prof. Dr. Arne Skerra

Lehrstuhl für Biologische Chemie

Technische Universität München

Emil-Erlenmeyer-Forum 5

85354 Freising (Weihenstephan)

E-Mail: skerra@tum.de

http://www.wzw.tum.de/bc

Prof. Dr. Dietmar Knopp

Technische Universität München

Lehrstuhl für Analytische Chemie

E-Mail: dietmar.knopp@ch.tum.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34067/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 12.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/851: "ePflege" liefert Bedarfsanalysen und Handlungsvorschläge (idw)


Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. - 12.07.2017

Studie: Digitale Lösungen in der Pflege

"ePflege" liefert Bedarfsanalysen und Handlungsvorschläge



Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) hat ein Konsortium
bestehend aus der Roland Berger GmbH (RB), dem Deutschen Institut für
angewandte Pflegeforschung e. V. (DIP) und der Pflegewissenschaftlichen
Fakultät der Philosophisch-Theologischen Hochschule in Vallendar gGmbH
(PTHV) eine Studie zu Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT)
im Pflegebereich, kurz "ePflege", erstellt. Im Fokus stand dabei zum einen
die Erfassung der Ist-Situation bei der Anwendung und Entwicklung von
digitalen IKT-Angeboten in der Pflege. Ferner ging es um die
Identifikation von aktuellen und zukünftigen Bedarfen sowie die Analyse
von bestehenden Barrieren bei der Anwendung und Verbreitung digitaler
Lösungen in der Pflege. Aus den umfassenden Datengrundlagen der Studie
wurde eine Reihe von konkreten Handlungsvorschlägen abgeleitet.

Die Ergebnisse der Studie ePflege fußen auf einer Onlinebefragung von
63 relevanten Akteuren im Pflegebereich, einer Analyse von 217 Projekten, in
denen IKT-Ansätze mit Bezug zur Pflege entwickelt und erprobt wurden sowie
einer Reihe von vier Expertenworkshops. Dabei wurden die Perspektiven von
zentralen Gruppen fokussiert: Leistungsempfänger, Dienstleister,
Technikentwickler und politische Akteure. Die Ergebnisse von ePflege
verweisen auf Handlungsbedarfe bei der Nutzer- und Alltagsorientierung von
digitalen Lösungen sowie bei der Vernetzung und Information aller Akteure.
Ebenso zeigten sich Potenziale bei der Weiterentwicklung der
Förderpolitik, der Forschung und Evaluation sowie der Verbesserung von
Marktbedingungen zur nachhaltigen Einführung von IKT in der Pflege.

Als zentrale Handlungsbedarfe werden in der Studie die stärkere
Verankerung von Pflege-IKT im Gesundheitssystem sowie Impulse für die
weitere Verbreitung von IKT in der Pflege beschrieben. Konkret werden die
Etablierung einer "Initiative ePflege" und einer "Geschäftsstelle ePflege"
sowie Leuchtturmvorhaben zur quartiersbezogenen Verbreitung von IKT-Lösungen
und eine "Bildungsoffensive Digitalisierung in der Pflege" vorgeschlagen. Mit
diesen Ansätzen wird zugleich an bereits abgeschlossene Förderprogramme und
Projektergebnisse angeknüpft.

Die Studie wurde unter der Leitung von Thilo Zelt (RB), Prof. Dr. Frank
Weidner (DIP) und Prof. Dr. Manfred Hülsken-Giesler (PTHV) und ihren Teams
erstellt.


Die Studie ePflege kann kostenlos heruntergeladen werden unter:

https://www.rolandberger.com/de/Publications/pub_epflege.html sowie unter

http://www.dip.de/fileadmin/data/pdf/projekte/BMG_ePflege_Abschlussbericht_final.pdf

Das gemeinnützige und unabhängige Deutsche Institut für angewandte
Pflegeforschung e.V. (DIP) hat seinen Sitz in Köln an der KatHO NRW und
betreibt einen weiteren Standort an der Philosophisch-Theologischen
Hochschule Vallendar (PTHV) bei Koblenz. Seit der Gründung im Jahr 2000
hat das Institut mehr als einhundertzwanzig innovative Projekte im Bereich
der Pflege-, Pflegebildungs- und Versorgungsforschung durchgeführt und
zahlreiche Studien zur Situation und Entwicklung der Pflege in Deutschland
veröffentlicht. Es finanziert sich nahezu ausschließlich durch
eingeworbene Forschungsgelder.

Kontakt:

Elke Grabenhorst

E-Mail: dip@dip.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.rolandberger.com/de/Publications/pub_epflege.html

http://www.dip.de/fileadmin/data/pdf/projekte/BMG_ePflege_Abschlussbericht_final.pdf

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment57994

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1391

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V.

Frank Weidner, 12.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/850: Medizininformatik-Initiative - Unikliniken liefern Daten aus der Patientenversorgung für die Forschung (idw)


Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 12.07.2017

Vernetzte Unikliniken - Bundesforschungsministerium fördert share-it!
Konsortium

10 Mio. Förderung für die Universitätskliniken Hamburg-Eppendorf,
Schleswig-Holstein, Dresden und die Universitätsmedizin Greifswald



In der Medizininformatik-Initiative des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) werden Universitätskliniken gefördert, die
standortübergreifend Daten aus der Patientenversorgung für die Optimierung
von Diagnostik und Therapie und die medizinische Forschung nutzbar machen
wollen. 28 von 33 Universitätskliniken arbeiten seit August 2016 in sieben
Konsortien zusammen.

Anlässlich einer Pressekonferenz am 10. Juli in Berlin lobte
Bundesforschungsministerin Johanna Wanka die außerordentlich gute und
erfolgreiche Zusammenarbeit und den deutschlandweiten Charakter der
Initiative.

Nach einer internationalen Begutachtung werden alle Konsortien für die
vierjährige Aufbau- und Vernetzungsphase ab Anfang 2018 mit insgesamt
150 Millionen Euro gefördert. Die Partner im Konsortium share-it!
(Synergistic Health Data Access for Research and CarE - Innovation and
Translation) bestehend aus den Universitätskliniken Hamburg-Eppendorf,
Schleswig-Holstein, Dresden und der Universitätsmedizin Greifswald erhalten
insgesamt 10 Millionen Euro.

"Die Medizininformatik unterstützt die konsequente Digitalisierung unseres
Universitätsklinikums im Interesse unserer Patienten. Sie schafft damit
die Grundlage für eine bessere Diagnostik und Therapie und eine innovative
Versorgungsforschung mit realen Behandlungsdaten. Die Universitätsmedizin
Greifswald richtet derzeit eine neue Professur für Medizininformatik ein.
Diese Förderung belegt das erhebliche Potenzial für den Standort", so
Prof. Dr. Wolfgang Hoffmann vom Institut für Community Medicine der
Universitätsmedizin Greifswald.

Die share-it! Partner engagieren sich besonders für die angemessene
Information und informierte Einwilligung der Patienten und den optimalen
Schutz aller personenbezogenen Daten in unabhängigen Treuhandstellen.
Weitere Schwerpunkte der Partner sind die Digitalisierung klinischer
Prozesse, die technische und semantische Interoperabilität sowie die
Integration von Biobanken und Abrechnungsdaten der Krankenkassen.
An den einzelnen Standorten sollen Datenintegrationszentren aufgebaut
werden, die effektiv die Datennutzung am eigenen Standort und über
Standortgrenzen hinweg ermöglichen. Versorgungsnahe Anwendungen
(sogenannte Use Cases) im Bereich der Antibiotikatherapie und der
Früherkennung von Komplikationen in der Intensivmedizin sollen den
konkreten Nutzen für Patienten und Forscher zeigen.

In den kommenden Monaten wird in Abstimmung mit allen geförderten
Konsortien der Arbeits- und Zeitplan für die deutschlandweite Umsetzung
der Ziele der Medizininformatik-Initiative des BMBF erstellt.

Digitalisierung in der Medizin

Im Zuge der Digitalisierung werden mehr und mehr Versorgungs- und
Forschungsdaten in digitaler Form verfügbar und bieten ein großes
Potenzial zur Verbesserung von Patientenversorgung und
Forschungsmöglichkeiten. Universitätskliniken haben hier eine besondere
Verantwortung, denn sie behandeln eine Vielzahl von Patienten mit
komplexen Erkrankungen. Diese erfordern zunehmend individuell auf den
Patienten zugeschnittene Diagnostiken und Behandlungen auf der Grundlage
innovativer Forschung. Eine konsequente Digitalisierung der
Universitätskliniken macht die vorhandenen großen Datenmengen nutzbar und
schafft so die Voraussetzung für wirksamere Therapien und
Spitzenforschung.

Dieses Potenzial wird derzeit jedoch nicht ausgeschöpft, da die Daten in
einer Vielzahl von häufig nicht standardisierten klinischen Prozessen
erhoben werden und dadurch in heterogenen nicht kompatiblen Datenformaten
vorliegen. Daneben werden ethische und rechtliche Fragen zur
Zusammenführung und Nutzung der Daten für Patientenversorgung und
Forschung aktuell intensiv diskutiert.


Weitere Informationen

www.bmbf.de/de/bessere-therapien-dank-medizininformatik-4473.html

https://idw-online.de/de/news677739

Universitätsmedizin Greifswald

Vorstandsvorsitzender/Wissenschaftlicher Vorstand/Dekan

Prof. Dr. rer. nat. Max P. Baur

Fleischmannstraße 8, 17475 Greifswald

E dekamed@uni-greifswald.de

www.medizin.uni-greifswald.de

www.facebook.com/UnimedizinGreifswald

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65
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DEMENZ/317: Menschen mit Demenz im Krankenhaus - Zurück in die eigene Wohnung? (idw)


Universitätsklinikum Magdeburg - 12.07.2017

Menschen mit Demenz im Krankenhaus: Zurück in die eigene Wohnung?



Im Rahmen eines Projekts soll am Universitätsklinikum Magdeburg in den
nächsten Jahren ein Konzept entwickelt werden, das die Entlassungsplanung
bei Patienten mit der Nebendiagnose Demenz nach der Behandlung im
Akutkrankenhaus verbessern soll. Gefördert wird das Projekt "WOHIN" von
der Robert Bosch Stiftung.

Mehr als acht Millionen ältere Menschen werden in Deutschland jährlich
stationär behandelt. Sie kommen mit Knochenbrüchen, Lungenentzündungen
oder Harnwegsinfektionen ins Krankenhaus, benötigen aber häufig viel mehr
als die übliche Behandlung. Laut der in 2016 von der Robert Bosch
Stiftung geförderten General Hospital Studie weisen insgesamt 40 Prozent
aller über 65-jährigen Patienten in Allgemeinkrankenhäusern kognitive
Störungen auf, fast jeder Fünfte leidet an Demenz. Bei der Aufnahme ins
Krankenhaus wird die Nebendiagnose Demenz oft gar nicht erkannt. Dabei
belastet die Krankenhaussituation die Betroffenen zusätzlich, da sie die
fremde Umgebung und die unbekannten Abläufe nicht einordnen können. Auch
die Klinikbelegschaft stellt dies vor besondere Herausforderungen, denn
der Klinikalltag ist oftmals kaum auf Menschen mit Demenz eingestellt.

"Zu den typischen - aber auch besonders herausfordernden - Entscheidungen,
mit denen behandelnde Ärzte und Pflegemitarbeiter konfrontiert sind, zählt
die Entscheidung, ob ein Patient mit der Nebendiagnose Demenz zurück in
die eigene Wohnung entlassen werden kann", führt der Ärztliche Direktor
des Universitätsklinikum Magdeburg, Dr. Jan L. Hülsemann, als Begründung
für die Beantragung dieses Projekts an. Im Rahmen dieser Untersuchungen
soll daher am Universitätsklinikum Magdeburg ein auch auf andere
Krankenhäuser anwendbares Konzept entwickelt werden, das die
Entlassungsplanung bei diesen Patienten nach der Behandlung im
Akutkrankenhaus verbessert. "Die Entscheidung für oder gegen eine
Pflegeeinrichtung ist gerade bei Patienten mit einer Demenz komplex und
nicht leicht zu treffen. Im Rahmen des Projektes wollen wir diesen
Prozess durch die Entwicklung eines standardisierten Pfads zur
Entscheidungsfindung und dessen Einführung in den Klinikalltag
optimieren", so Prof. Dr. Notger Müller vom Deutschen Zentrum für
Neurodegenerative Erkrankungen am Standort Magdeburg, der das Projekt
leitet.

Im Rahmen des für drei Jahre geplanten Projektes (bis Mai 2020) soll
zunächst anhand der medizinischen Dokumentation und mit Interviews mit den
behandelnden Ärzten und anderen Krankenhausmitarbeitern das Vorgehen
ermittelt werden, das derzeit üblicherweise bei der Entscheidungsfindung
Anwendung findet.

Auf dieser Grundlage wird ein Pfad zur Entscheidungsfindung, wohin der
Patient entlassen werden soll, entwickelt und in den Klinikalltag
eingeführt. Dabei wird Wert auf eine adäquate Beteiligung von Ärzten und
Behandlungsteams sowie von Patienten und deren Angehörigen gelegt. Auch
die Vernetzung mit den nach der Entlassung relevanten lokalen ambulanten
Versorgungsakteuren soll unterstützt werden.

Die Fördermittel wurden in einem mehrstufigen Bewerbungsverfahren mit
einem Antrag des Klinikumsvorstandes unter Federführung des Ärztlichen
Direktors des Uniklinikums Magdeburg, Dr. Jan L. Hülsemann, mit der
Unterstützung der Direktoren der Universitätsklinik für Kardiologie und
Angiologie, Prof. Rüdiger Braun-Dullaeus, der Orthopädischen
Universitätsklinik, Prof. Christoph Lohmann, der Universitätsklinik für
Unfallchirurgie, Prof. Felix Walcher, und der Universitätsklinik für
Urologie, Prof. Martin Schostak, genehmigt.


Weitere Infos zum Förderprogramm "Menschen mit Demenz im
Akutkrankenhaus" der Robert Bosch Stiftung unter:

http://www.bosch-stiftung.de/content/language1/html/75873.asp

Kontakt:

Prof. Dr. med. Notger Müller

Leiter des Projektes

Notger.Mueller@dzne.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117
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FORSCHUNG/686: Zerstörerische Proteine - Wie schädliche Eiweiß-Ablagerungen bei Amyloidose entstehen (idw)


Universität Ulm - 11.07.2017

Zerstörerische Proteine - Wie schädliche Eiweiß-Ablagerungen bei
Amyloidose entstehen



Proteine zählen eigentlich zu den grundlegenden Bausteinen des Lebens.
Doch körpereigene Eiweißmoleküle können mitunter tödlich verlaufende
Krankheiten auslösen. Bei Erkrankungen wie den Amyloidosen lagern sich
Proteine in den Zellzwischenräumen ab und schädigen damit lebenswichtige
Organe wie Leber, Niere und Milz. Die abgelagerten Proteine nehmen dabei
eine abnormale faserartige Struktur an und bilden sogenannte
Amyloid-Fibrillen. Wissenschaftler der Universität Ulm konnten nun auf
zellulärer Ebene zeigen, wie sich diese schädlichen Eiweißfasern aus
bestimmten Vorläuferproteinen bilden.

Proteine zählen eigentlich zu den grundlegenden Bausteinen des Lebens.
Doch körpereigene Eiweißmoleküle können mitunter tödlich verlaufende
Krankheiten auslösen. Bei Erkrankungen wie den Amyloidosen lagern sich
Proteine in den Zellzwischenräumen ab und schädigen damit lebenswichtige
Organe wie Leber, Niere und Milz. Die abgelagerten Proteine nehmen dabei
eine abnormale faserartige Struktur an und bilden sogenannte
Amyloid-Fibrillen. Wissenschaftler der Universität Ulm konnten nun auf
zellulärer Ebene zeigen, wie sich diese schädlichen Eiweißfasern aus
bestimmten Vorläuferproteinen bilden.

"Die Systemische Amyloidose (Typ AA) war bis vor 50 Jahren die mutmaßlich
häufigste Proteinfaltungskrankheit weltweit", erklärt Professor Marcus
Fändrich, Leiter des Instituts für Proteinbiochemie an der Universität
Ulm. Sie wird durch chronische Entzündungen hervorgerufen und ist
hierzulande meist assoziiert mit entzündlichen Vorerkrankungen wie
rheumatoider Arthritis, Colitis ulcerosa oder Morbus Crohn, global
betrachtet jedoch eher mit Infektionserkrankungen wie Lepra oder
Tuberkulose. Ursächlich für die Bildung krankhafter Amyloid-Ablagerung
sind Fehler bei der Proteinfaltung. Das heißt: An sich löslichen Proteine
verklumpen zu unlöslichen Eiweißfasern und lagern sich zwischen den Zellen
ab. Dieser Prozess schreitet schließlich soweit fort, bis die
Amyloid-Ablagerungen die Architektur der Gewebe auflösen und die Funktion der
befallenen Organe zerstören.

Die Ulmer Wissenschaftler haben im Zuge einer Studie, die jüngst in der
renommierten Zeitschrift EMBO-Reports veröffentlicht wurde,
herausgefunden, wie sich aus einem Fibrillen-Vorläufer-Protein
krankmachende Eiweißfasern entwickeln. Genauer gesagt, ging es dabei um
das so genannte Serum-Amyloid-A (SAA) Protein, das im Körper
beispielsweise bei unspezifischen Immunreaktionen gebildet wird. "Sowohl
die Fibrillen-Vorläufer-Proteine als auch die faserartigen Ablagerungen
selbst finden sich außerhalb der Zellen, also im Zellzwischenraum. Und
doch sind es die Vorgänge, die in der Zelle ablaufen, die für die
Fibrillenbildung letztendlich entscheidend sind", fasst der Biochemiker
die Ergebnisse grob vereinfacht zusammen. Daher lässt sich dieser Prozess
auch nicht so ohne weiteres im Reagenzglas (in vitro) nachbilden. Eine
wichtige Rolle spielen dabei die Makrophagen. Die auch als Fresszellen
bekannten Immunzellen geben bei Aktivierung kontinuierlich Gefahrensignale
ab und sind an vielen chronischen Entzündungsprozessen beteiligt.

Für ihre Studie haben die Ulmer Forscher Makrophagen-ähnliche Zellen
kultiviert und mit deren Hilfe untersucht, über welche zellulären
Mechanismen die Bildung und Ablagerung von Amyloid-Fibrillen von statten
geht. Diese Zelllinien wurde dann natürlichen Konzentrationen von Protein
Serum-Amyloid-A 1 (SAA1) ausgesetzt. Zellbiologische und biophysikalische
Verfahren wie die Fluoreszenzmikroskopie brachten dabei einen mehrstufigen
Prozess ans Licht. Durch Endozytose wird das Protein in die Zelle
eingeschleust, wo es in membranumschlossenen Bläschen nachgewiesen werden
kann. Gelangt dabei mehr SAA-Protein in die Zelle, als diese mit Hilfe
spezieller Organellen verdauen kann, beginnt das SAA-Protein zu
aggregieren und bildet Amyloid-Fibrillen. Den Verdauungsorganellen
bekommen diese faserartigen Eiweißaggregate überhaupt nicht, sie reißen
auf - und mit sich die ganze Zelle in den Tod. Die Reste der toten
Makrophagen formieren sich darauf hin zu Zellklumpen. Dort wo die
Amyloid-Fibrillen aus den zerstörten Zellen austreten, lagern sich dann immer
mehr von diesen schädlichen Proteinfasern als Plaques ab. Beteiligt an den
Untersuchungen waren Professor Paul Walther, Leiter der Zentralen
Einrichtung für Elektronenmikroskopie, und Professor Thomas Simmet,
Ärztlicher Direktor des Instituts für Naturheilkunde und klinische
Pharmakologie.

"Das Amyloid aus den Zellen wird damit zum Keim für die fortschreitende
Bildung und Ablagerung von Fibrillen außerhalb der Zellen", sagt Stephanie
Claus. Die Doktorandin, die bei Professor Fändrich promoviert, ist
Erstautorin der Studie. Doch die gefundenen Resultate sind nicht nur für
Amyloidose-Forschung relevant, sondern haben darüber hinaus weitere
medizinische Relevanz. "Schließlich spielen Amyloid-Bildungsprozesse auch
bei Erkrankungen wie Morbus Alzheimer und der Creutzfeld-Jakob-Krankheit
eine Schlüsselrolle", resümiert Institutsleiter Professor Marcus Fändrich,
der seit Jahren selbst zur Biochemie und Proteinfaltung des
Alzheimer-Auslösers Amyloid A 1 forscht. Gefördert wurde die Studie von der
International Graduate School in Molecular Medicine Ulm (IGradU) sowie von
der Carl Zeiss-Stiftung und der Deutschen Forschungsgemeinschaft.


Weitere Informationen:

Prof. Dr. Marcus Fändrich

Leiter des Instituts für Proteinbiochemie

E-mail: marcus.faendrich@uni-ulm.de

Stephanie Claus

E-Mail: stephanie.claus@uni-ulm.de

Literaturhinweis:

Claus S, Meinhardt K, Aumüller T, Puscalau-Girtu I, Linder J, Haupt C,
Walther P, Syrovets T, Simmet T, Fändrich M: Cellular mechanism of fibril
formation from serum amyloid A1 protein; in: EMBO Reports 2017 Jun 21 doi:
10.15252/embr.201643411. [Epub ahead of print]

http://embor.embopress.org/content/early/2017/06/21/embr.201643411

Text: Andrea Weber-Tuckermann

Weitere Informationen finden Sie unter

http://embor.embopress.org/content/early/2017/06/21/embr.201643411

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment57982

Elektronenmikroskopische Aufnahme von Amyloid-Fibrillen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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HERZ/966: Neuer Therapieansatz bei Herzschwäche (idw)


Universitätsklinikum Regensburg (UKR) - 12.07.2017

Neuer Therapieansatz bei Herzschwäche



Eine Forschergruppe des Universitätsklinikums Regensburg (UKR) hat einen
potentiellen Wirkstoff zur Behandlung von Herzrhythmusstörungen und
Herzinsuffizienz entdeckt. Die Ergebnisse sollen im nächsten Schritt durch
weitere Forschungsarbeit für den klinischen Einsatz nutzbar gemacht
werden.

Millionen Menschen in Deutschland leiden unter einer Herzschwäche
(Herzinsuffizienz) oder Herzrhythmusstörungen. Trotz aller Fortschritte in
der modernen Medizin sind die Anzahl an Neuerkrankungen und der Todesfälle
bei diesen Krankheitsbildern nach wie vor hoch. Wissenschaftler weltweit
sind daher bestrebt, neue Therapiemethoden zu entwickeln.

Eine Forschergruppe der Klinik und Poliklinik für Innere Medizin II des
UKR rund um Professor Dr. Lars Maier (Direktor) und Dr. Stefan Neef konnte
nun in einer kürzlich publizierten Forschungsarbeit einen neuartigen
Therapieansatz zur Behandlung von Herzschwäche und Herzrhythmusstörungen
zeigen. Untersucht wurde ein Wirkstoff, der ursprünglich zur Behandlung
der rheumatoiden Arthritis entwickelt wurde. Dieser erwies sich in
klinischen Studien hierfür zwar als nicht hinreichend wirksam, zeigte
jetzt aber vielversprechende Effekte an Herzgewebe.

"Die untersuchte Substanz SMP-114, auch Rimacalib genannt, setzt an einem
zentralen Pathomechanismus bei der Entstehung von Herzinsuffizienz und
Herzrhythmusstörungen an, der von den aktuell verfügbaren medikamentösen
Therapien noch nicht ausreichend behandelt werden kann", fasst Professor
Maier die Studienergebnisse zusammen. "Wir möchten unseren Patienten die
bestmögliche Therapie bieten. Mit Rimacalib steht nun eine neuartige
Substanz zur Verfügung, die einen verbesserten Behandlungsansatz für den
Einsatz am Herzen bieten könnte", ergänzt Dr. Neef.

Bei der Entwicklung von Herzschwäche und Rhythmusstörungen spielen
Störungen des Calciumhaushalts eine wichtige Rolle. Die Freisetzung von
Calcium im Herzen führt zur Kontraktion, so dass ein reduzierter
Calciumgehalt eine verminderte Kontraktionskraft des Herzens zur Folge
hat. Eine fehlerhafte Calciumversorgung wird durch ein Leck des
zellinternen Calciumspeichers, dem sarkoplasmatischen Retikulum (SR),
hervorgerufen. In anderen Untersuchungen konnte bereits erwiesen werden,
dass das SR-Calciumleck an der Entstehung von Rhythmusstörungen beteiligt
ist. Die Hemmung des SR-Lecks wurde daraufhin als neue Therapiemethode
empfohlen - bislang fehlte aber eine passende Substanz, die für die
Behandlung im Menschen eingesetzt werden konnte. Der von Professor Maier
und Dr. Neef untersuchte Wirkstoff könnte diese Lücke jetzt schließen.

Für ihre Studie führte die Arbeitsgruppe in vitro Versuche mit
menschlichen und tierischen Zellen durch. "Wir konnten zeigen, dass
Rimacalib das Calciumleck im sarkoplasmatischen Retikulum deutlich
verringert, was in unserem Modellversuch die Zellfunktionen verbesserte
und in Folge auch Rhythmusereignisse wirksam verhinderte", erläutert Dr.
Neef. Durch diesen ersten Modellversuch konnte damit erwiesen werden, dass
Rimacalib das Potential für einen neuartigen Therapieansatz zur Behandlung
von Herzschwäche und Herzrhythmusstörungen hat. "Nun gilt es, seine
Einsatzmöglichkeiten im Menschen weiter zu erforschen und im besten Fall
für unsere Patienten im klinischen Einsatz nutzbar zu machen", resümiert
Professor Maier.


Publikation:

Neef, S., Mann, C., Zwenger, A. et al. Basic Res Cardiol (2017) 112: 45.
doi:10.1007/s00395-017-0637-y

Kontakt:

Katja Rußwurm

Unternehmenskommunikation

Universitätsklinikum Regensburg

presse@ukr.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ukr.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment57984

Pressemitteilung als pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1081
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PFLEGE/702: Vortrag "Pflege heute - wo stehen wir und wo sind die Herausforderungen?" - ein Rückblick (idw)


Wilhelm Löhe Hochschule für angewandte Wissenschaften - 11.07.2017

Pflege 2030 - wer pflegt morgen?



Mit dem Vortrag "Pflege heute - wo stehen wir und wo sind die
Herausforderungen?" ging der erste Teil der Ringvorlesung des Jahres
2017/18 der Wilhelm Löhe Hochschule (WLH) zu Ende. Hochkarätige Referenten
gaben einen Einblick in die Herausforderungen der Pflege der Zukunft, wie
Prof. Dr. Thomas Beyer, Landesvorsitzender der AWO, oder Bernhard
Schneider, Hauptgeschäftsführer der Evangelischen Heimstiftung. Er stellte
in seinem Vortrag innovative Pflegekonzepte für die Zukunft vor.
Abgerundet wurde die Vortragsreihe von Prof. Dr. Sabine Engel von der KH
Paderborn, die auf konkrete Probleme von Angehörigen von Demenzkranken
einging. Die Reihe wird im Wintersemester fortgesetzt.

Pflege morgen hängt von der Fähigkeit der Akteure heute ab,
Komplettangebote für Pflege und Betreuung anzubieten und dabei
"Plattformlösungen" für Pflege zu entwickeln, so die Positionierung von
Prof. Thomas Beyer, Vorstandsvorsitzender der AWO Bayern und Professor an
der Technischen Hochschule Nürnberg, der die Ringvorlesungsreihe "Pflege
2030 - wer pflegt morgen?" der WLH für das Sommersemester abgeschlossen
hat.

In seinem Vortrag gab Thomas Beyer einen Überblick über die
Pflegestärkungsgesetze und ihre Auswirkungen für die Praxis. Vor allem das
Verhältnis von ambulanter zu stationärer Pflege wurde intensiv beleuchtet.
Die ambulante Pflege kann von den letzten Reformen stärker profitieren als
die stationäre, was in vielen Fällen auch dem erklärten Wunsch der
Gepflegten entspricht, möglichst lange zu Hause bleiben zu können. Dennoch
müssen auch die Schattenseiten einer Intensivierung ambulanter Pflege
bedacht werden. Der Großteil der ehrenamtlichen Pflege wird von Frauen
erbracht, die neben Belastungen durch die Pflegearbeit auch mit
Auswirkungen auf das rentenfähige Einkommen rechnen müssen. Auch gibt es
immer weniger Angehörige, die eine Pflege leisten können, sei es durch
Berufstätigkeit oder weil sie weit entfernt leben.

Mit wachsender Komplexität von Pflege, begründet durch wachsende
Fallschwere am Ende des Lebens oder durch die zunehmenden Angebote in der
Pflegewirtschaft, steige die Komplexität für pflegende Angehörige und für
Gepflegte, so Prof. Beyer. Er plädierte dafür, nicht stereotyp dem Prinzip
"ambulant vor stationär" das Wort zu reden, sondern neue Angebots- und
Organisationsmodelle von Pflege und Versorgung zu fördern. Exemplarisch
stehen dafür neue Formen häuslich orientierter Pflege, die sich zwischen
den Polen organisierter und ehrenamtlicher Pflege bewegt, in dem bspw. das
Wohnen in eigenen Wänden mit ambulanten Dienstleistungen professioneller
Anbieter kombiniert werden kann. Ein wesentlicher Treiber wird durch die
Digitalisierung erfolgen, wo Klienten stärker "Angebote aus einer Hand"
oder "Plattformlösungen für die Pflege" erwarten werden. Thomas Beyer
sieht Verbände oder große Anbieter in der Pflicht, hier neue Wege zu gehen
und tragfähig Lösungen zu entwickeln. Die Sozialwirtschaft dürfe nicht
glauben, dass sie von den Veränderungen durch den Digitalisierungsprozess
verschont bliebe, so das Fazit von Beyer.

Bernhard Schneider plädierte dafür, Organisationslösungen für eine
Pflegeversorgung zu entwickeln, die Teilhabe und Selbstbestimmung in den
Mittelpunkt stellen. Hier müssen stationäre Anbieter umdenken, um
flexibler auf Betreuungs- und Versorgungsbedarfe von gepflegten Menschen
als auch den pflegenden Angehörigen eingehen zu können. Daher könne eine
Ergänzung stationärer Strukturen um spezielle Wohngruppenmodelle, die sich
mit Angeboten ambulanter Versorgung und Betreuung verknüpfen können, eine
geeignete Zukunftsoption sein. Es gehe darum, den Sozialraum mit einem
gelungenen Mix aus professionalisierter Pflege, Förderung ehrenamtlicher
pflegerischer Strukturen und gelungenen Technikeinsatz weiterzuentwickeln.
In einer regen Diskussion wurde die Bedeutung einer Pflegeentwicklung
skizziert, die sowohl über Sektorengrenzen hinweg als auch ins Quartier
hinein angelegt ist. Die finanziellen Ungleichgewichte zwischen
Betreuungs- und Behandlungspflege im Vergleich von ambulanter und
stationärer Pflege seien daher nicht förderlich. Bernhard Schneider
stellte einige Innovationsprojekte der Evangelischen Heimstiftung vor, die
versuchen lebenslagenorientiert die Kompetenzen von Menschen mit
Betreuungs- und Pflegebedarf vor Ort zu fördern. Ein Entwicklungsansatz
dazu sei das Projekt ALADIEN, das Technik in der Wohnumgebung mit
Informationsstrukturen für professionelle Pflegekräfte und ehrenamtliche
Helfer koordinieren hilft.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wlh-fuerth.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1741
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LABEL/4688: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 14.07.17 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (14.07.2017)



Man muss sie einfach mögen...

Die Liga Der Gewöhnlichen Gentlemen - It's OK To Love DLDGG

LP (+CD)/CD - EUR 19,95/15,95

Erneuter, grandios gelungener Gentlemen-Großangriff auf die marode
Melancholie des miesen Alltags, elf elaborierte Stücke
Lebens-Literatur, beschleunigt durch atemlos preschend-packende
Soul-Schlager-Sahnestücke zwischen Garage und Genie. Zwischen
perlendem Piano und köstlich schmieriger Orgel, knackigen Riffs,
beweglichem Bass und beißenden Bläsersätzen, gebettet auf
vielstimmigem Chorgesang (mit u.a. Bernd Begemann, Helena Buskies,
Andreas Dorau, Esther Stephan, Marcel Gein, Nina Thomsen) gibt uns
Frontmann und Wortwart Friedrichs irgendwo in der schnoddrigen Mitte
zwischen Tilman Rossmy und Ray Davies den Lord Carsten, dabei
wundervollen Verneigungen vor Eis-Gerd, Pete mit den zurückgekämmten
Haaren, dem großen Kölner Pfandflaschenbetrug und nicht zuletzt der
Band selbst die einzigartige Stimme verleihend. Um ihn herum kocht
eine unwiderstehlich mitreissende Melange aus 50's Soul und 60's
Beat, rohen Garagen-Riffs und rüdem Rock'n'Roll, Easy Listening,
Science Fiction-Soundtrack und Two-Tone-Ska, und so findet DLDGG
wieder einmal ihre ansteckende Einzigartigkeit in der kochenden Mitte
zwischen Kinks und Madness, The Who und The Troggs, Pretenders und
Raumschiff Orion, Presley & Costello, Leinemann und The Lords,
Madness und James Brown, unterlegt den tragischen Abgesang auf die
einstige schlanke Linie mit Bowie's Ch-ch-ch-changes und erklärt zum
Album-Ausgang noch einmal nachhaltig, warum nichts in ordnunger ist
als die Gewöhnlichen Gentleman zu lieben. Bläser-befeuerter
Garagen-Soul-Punk-Pop der Einzig-Art. (cpa)


Cargo-Gold

für kleines Geld

Der absolute Wunderpreis-Wahnsinn: Dank eines großartigen
Preis-Entgegenkommens dürfen wir folgende Perlen aus dem reichen
Schall-Schatz des Cargo-Vertriebes (vorwiegend erlesenste Sub
Pop-Titel, aber auch andere Label-Leckereien dabei) zwei Monate lang
zum absoluten Niedrig-Preis von nur noch 6,95 anbieten, und damit
nicht genug: Jeder Dreierpack aus folgender Listung kostet Euch nur
noch 18 Euro, also grad mal 6 Euro pro CD. Wir raten: Zugreifen &
Eindecken!

Anbei nur eine kleine feine Übersicht, zum kompletten Waren-Wahn:

Je 1-CD:

Afghan Whigs - Congregation - 6,95

Band Of Horses - Cease To Begin - 6,95

Beachwood Sparks - Beachwood Sparks - 6,95

Blitzen Trapper - American Goldwing - 6,95

Sera Cahoone - Deer Creek Canyon - 6,95

Dum Dum Girls - Too True - 6,95

Bill Fay - Who Is The Sender? - 6,95

Friends Of Dean Martinez - Shadow Of Your Smile - 6,95

Gogol Bordello - Super Taranta - 6,95

Gutter Twins - Saturnalia - 6,95

Iron & Wine - Our Endless Numbered Days - 6,95

Mark Lanegan - I'll Take Care Of You - 6,95

Mark Lanegan - The Winding Sheet - 6,95

Mark Lanegan - Whiskey For The Holy Ghost - 6,95

Low - Drums And Guns - 6,95

J Mascis - TiedTo A Star - 6,95

Mudhoney - Mudhoney - 6,95

Nahko And Medicine For The People - Hoka - 6,95

Nirvana - Bleach - 6,95

Postal Service - Give Up (10th Anniversary) 2-CD - 6,95

Chuck Ragan - Till Midnight - 6,95

Rogue Wave - Out Of Shadow - 6,95

Rose Windows - The Sun Dogs - 6,95

Xavier Rudd - Spirit Bird - 6,95

Sebadoh - Smash Your Head On The Punk Rock - 6,95

Shearwater - Animal Joy - 6,95

Shins - Oh, Inverted World - 6,95

Sleater-Kinney - No Cities To Love - 6,95

Soundgarden - Screaming Life/Fopp - 6,95

Sufjan Stevens - Illinois - 6,95

Sunny Day Real Estate - Diary - 6,95

Supersuckers - Greatest Rock'n'Roll Band In The World - 6,95

Tallest Man On Earth - There's No Leaving Now - 6,95

Rosie Thomas - If Songs Could Be Held - 6,95

Twilight Singers - Dynamite Steps - 6,95

Mirel Wagner - When The Cellar Children See The Light Of Day - 6,95

War On Drugs - Lost In The Dream - 6,95

Wolf Parade - Apologies To The Queen Mary - 6,95


Auch im Netz: Der Juli-Katalog!

Jetzt auch im Netz zu finden: Die brandneue Juli-Ausgabe des
Glitterhouse-Mailorder-Kataloges, diesmal unterlegt mit allerhand
Live-Leckereien Eures Lieblings-Labels.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum Wochenausklang

Kofi Baker's Cream Experience - Live In Bremen

2-CD - EUR 18,95

Sireena-Veröffentlichung eines Konzertmittschnitts vom Oktober 2014
im Bremer Meisenfrei Blues Club, auf dessen Bühne Ginger Baker-Sohn
Kofi deftig-kräftig in des Vaters Fußstapfen trat. In Trio-Stärke mit
Chris Shutters (Gitarre & Gesang) und Bob Willemstein (Bass)
zelebriert der exzellente und vielbeschäftigte Schlagwerker
(begleitete u.a. Randy California, John Etheridge, Dick
Heckstall-Smith, Jack Bruce und seinen Vater) das Cream-Erbe aufs
Trefflichste (mit u.a. Sunshine Of Your Love, White Room, I'm So
Glad, Badge, Spoonful, Crossroads), erinnert nicht minder
spielfreudig auch an Blind Faith (Presence Of The Lord, Do What You
Like, Can't Find My Way Home) und vergisst nicht, dem universellen
Gitarrengott seinen Tribut zu zollen (Little Wing).


David Bowie - Cracked Actor: Live Los Angeles '74 (ltd.)

2-CD - EUR 18,95

Mit dieser Art von postumen Veröffentlichungen kann ich gut leben:
dieser Live-Mitschnitt ist ein ziemlich berühmter Bootleg von 1974,
der jetzt doch noch seine offizielle Veröffentlichung findet:
zunächst limitiert zum Record Store Day 2017, und jetzt auch
offiziell als Doppel-CD. Bowie lief es damals richtig gut, Amerika
wurde im Sturm erobert, sein Sound war - endlich - eigenständig, die
"Young Americans"-Phase ist schon deutlich hörbar, das Erbe von Ziggy
Stardust aber natürlich auch. Üppig inszeniert mit großer Band, viel
Sax (David Sanborn!) und Extra-Percussion, Chormietzen, plus die
versiert eingesetzten Gitarren von Earl Slick und Carlos Alomar.
Neben den erwarteten Hits jener Epoche hören wir auch den gecoverten
Soul-Klassiker "Knock On Wood". Der Unterschied zu "David Live - At
The Tower Philadelphia" aus dem selben Jahr ist erwartungsgemäß aber
nicht allzu groß. Soundtechnisch wurde das Ganze letztes Jahr durch
Tony Visconti persönlich bravourös optimiert, wobei ja auch der
Bootleg schon sehr gut klang. Insgesamt ein tatsächlich fesselndes
Dokument einer der im Nachhinein interessantesten Phasen in Bowies
Oeuvre, wobei das dominante Sax den einen oder anderen Song ("Space
Oddity" zum Beispiel) doch ein bisschen zu sehr prägt, was aber wohl
Geschmackssache ist. (Joe Whirlypop)


Broken Social Scene - Hug Of Thunder

2-LP (+MP3)/CD - EUR 28,95/15,95

Die Mutter des kanadischen Kreativ-Ausbruchs der frühen 2000er Jahre
ist zurück. Und wie! Mit Wucht und Vehemenz kehrt die neben dem
Constellation-Label wichtigste Keimzelle dieses beeindruckenden
artistischen Aufbäumens zur beeindruckenden Phantasiefülle ihrer
Anfänge zurück und überwältigt selbst altgediente Anhänger wie mich
mit einem Epen-Reigen, der einer endlosen Euphorie-Woge gleich den
betörten Hörer überrollt, überwältigt und schließlich beglückt
zurücklässt. Dem phänomenalen Kreativ-Kollektiv um Kevin Drew und
Brendan Canning entsprossen im Laufe der Jahre solch beeindruckende
Bands und Projekte wie Metric und Stars, auch im Alleingang waren
BSS-Mitglieder wie Amy Millan und vor allem Feist ungemein
erfolgreich. Zwischenzeitlich auf bescheideneren Umfang geschrumpft,
meldet sich das kanadische Wohlklang-Mutterschiff jetzt sowohl
personell als auch künstlerisch wieder vollbesetzt zurück, neben
Leslie Feist und Amy Millan sind auch Evan Cranley (Stars), Emily
Haines und James Shaw (Metric) wieder an Bord, und gemeinsam gelingt
es den Meistern der Pop-Phantasie-Fülle, als grandioses Ganzes nicht
nur größer als die Summe aller Teile zu wirken, sondern selbst das
als Band bisher Erschaffene noch zu steigern. Donnergleich bündelt
Hug Of Thunder elf ausufernd pralle Epen zu einem einzigen
wundervoll wütenden Rausch, in dem flirrende Ideenfülle,
raumgreifender Klangreichtum, beeindruckende Stilvielfalt und
betörende Schönheit sich zu einer einzigartigen Form des progressiven
Pop vereinen, in dem man die individuelle Kunst jedes einzelnen über
die Jahre der gereiften Künstlers wiedererkennen vermag und sich
gleichzeitig am genialen Zusammenwirken erfreut und ergötzt. Die
gewohnte überschäumende Spielfreude und die geliebten vielstimmigen
Vokalwolken, schillerndes Gitarren-Gleißen, treibend-vertrackte
Schlagwerk-Phantasie und machtvolle Bläserwälle, dazu die schönsten
Facetten der Metric-, Stars- und Feist-Alben: Hug Of Thunder ist
voller, größer, vielschichtiger, einfach weit mehr als nur ein
weiteres Broken Social Scene-Album. Es ist die kreative Konsequenz
aus dem gesamten bisher als Band und im Alleingang Geschaffenen, bei
aller hymnischen Klangfülle mit dem Charme des Haus- und
Handgemachten zu himmlischer Größe gespielt. Ich bin und bleibe
begeistert. (cpa)


Faber - Sei Ein Faber Im Wind

LP/CD - EUR 24,95/15,95

Nein, diese rüde-rauh-romantische Rampensau wird nicht das nächste
große deutsche Ding, dieser junge schweizerische Meister des bösen
Worts im schmeichelnden Schönklang-Schafspelz wird keine
AMK-Nachfolge antreten - Gott sei Dank. Im OBS-Vorfeld angetan von
der eigen-einzigartigen Melange aus akustisch-basiertem,
inspiriert-instrumentalem Wohl- und verbalem Wehtun, beim Fest selbst
gefangengenommen von der einnehmenden Bühnenpersönlichkeit des
bemerkenswert jung-reifen Protagonisten des Beherzt-Bösen, trennt
final das faszinierende Vollwerk die losen Eindrücke von der
bleibenden Güte, denn nicht zuletzt der berührenden Musikalität der
Agierenden wegen werden die wütenden Weisen den anfänglichen leisen
Hype überdauern und auch morgen noch wirken. Mag es an seinen
sizilianisch-schweizerischen Wurzeln liegen, oder an der Tatsache,
dass Vater Pippo Pollina die Bühne mit George Moustaki oder Konstatin
Wecker teilte - Faber gelingt in seinen melancholie-satten Songs
eine magische Melange aus Chanson-Charme, balladesker Größe,
Liedermacher-Leidenschaft, feiner und fiebernder Folklore, aus
brisantem Blues, Balkan-Gebläse, Tarantino-Twang, unendlicher Leonard
Cohen-Tiefe und sogar wuchtigem Tom Waits-Rumpeln, beschwört den
Geist von Jaques Brel, gemahnt mal an Stephan Eicher, mal an Wolfgang
Ambros, mal an Michel Polnareff, stört aber jeglichen Versuch der
allzu blauäugig-liebevollen Zuneigung mit einer berückend-bereichernd
deftigen Offenheit in der Sprache und seiner allgemeinen Sicht des
Alltags, dass zarteren Gemütern die Ohren glühen. Reiferen Menschen
aber bietet sich eine köstliche Einheit von trefflich bösem Wort im
mitreißenden Musik-Mantel, die zum lächelnden Genuss, und mitunter
gar unwiderstehlich zum Tanze lädt. Nein, ein Massenphänomen wird
Faber glücklicherweise nicht werden - aber ein prachtvoller
Polarisierbär. (cpa)


Focus - Hocus Pocus Box

13-CD - EUR 39,95

Der komplette Album-Katalog der progressiven Rock-Formation um die
kreativen Köpfe Jan Akkerman und Thijs van Leer (incl. der
Post-Akkerman-Werke) auf einen Griff, für relativ kleines Geld (3
Euro ungrad pro CD!). Versammelt die Alben In And Out Of Focus, Focus
II: Moving Waves, Focus III, Live At The Rainbow, Hamburger Concerto,
Mother Focus, Ship Of Memories, Focus Con Proby, Jan Akkerman & Thijs
van Leer: Focus, Focus 8, Focus 9: New Skin, Focus X und The Best Of
Focus.


Little Barrie - Death Express

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

Den "Breaking Bad"-Serienableger "Better Call Saul" habe ich ja noch
nicht gesehen, die Titelmusik stammt aber vom sehr guten britischen
Trio Little Barrie, was schon mal ein echtes Gütesiegel ist. Der Song
ist auf diesem neuen, mittlerweile fünften Album der Band um
Gitarrist/Sänger/Songwriter Barrie Cadogan natürlich auch mit drauf,
aber auch 19 weitere. Stilistisch ist das ein cooler Mix aus Vintage
Rock, Deep Funk, Garage. Wie schon die Serienmusik entstand auch das
neue Album komplett mit einfachen Mitteln im Probekeller und klingt
prompt hervorragend. Druckvoll und leicht scheppernd garagig, vor
allem die Drums haben tatsächlich so einen leichten Deep Funk-Vibe -
der Trommler ist ohnehin sehr gut. Ansonsten steht aber Cadogans
effektgeladene Gitarre im Mittelpunkt: säurehaltig und fuzzlastig
erinnert hier vieles an die späten 60er und frühen 70er, von Hendrix
bis Clapton zu Cream-Zeiten. Teils instrumental, meistens aber mit
verhallten Vocals (Richtung ganz frühe Pink Floyd), aber meistens nur
leicht psychedelisch eingefärbt, auch mal mit kleinen
Retro-Rückwärtseffekten. Denn die Band hat eben auch diese kompakte
Power, die mich an Bands wie Mother Earth oder auch die
psychedelischeren Momente von Paul Weller erinnert. "Death Express"
ist funky Garagenrock im klassischen Vintage-Format. (Joe Whirlypop)


Little Feat - The Broadcast Collection

7-CD - EUR 36,95

Eine weitere Broadcast-Box aus dem Hause Soundstage, diesmal den
Glanzzeiten der Gruppe um den unvergleichlichen Lowell George
gewidmet. Das remasterte Material von WLIR-, WBCN-, NBC- und Nippon
Broadcasting Corporation-Ausstrahlungen liefert dabei Live-Aufnahmen
von Auftritten in den Ultrasonic Studios (10. April 1973 und 19.
September 1974), im Orpheum Theater, Boston (31. Oktober 1975), beim
NBC TV Midnight Special (10. Juni 1977; mit Emmylou Harris, Bonnie
Raitt, Jesse Winchester) und in der Nakano Plaza Sun Hall, Tokyo (8.
Juli 1978), als Dreingabe gibt's noch 3 Tracks eines Konzertes im
Warner Theater, Washingtin DC (10. Mai 1976). 80 Tracks, darunter
zahlreiche Lieblinge, manche Seltenheit und einige Überraschungen.


North Mississippi Allstars - Prayer For Peace

CD - EUR 15,95

Die deftig-saftige, rauh-rohe Wiederbelebung des Blues geht in eine
neue Runde und wieder gelingt es den Dickinson-Söhnen, die spürbare
Ehrfurcht vor den Traditionen mit einer ursprünglichen, kreativen und
kraftberstenden Energie zu verbinden, die Tote weckt und zum Tanzen
bringt. Meist reichen Luther und Cody dabei wenigste Mittel, um die
Klangräume bis zum Platzen zu füllen, eine satt verzerrte Slide,
polterndes Schlagwerk und bemerkenswert sanfter Gesang reichen aus,
um die Hallen mit dem durchweg fühlbaren Fat Possum-Geist zu fluten,
doch gezielte Gastbeiträge und mancher gekonnte Seitensprung sind
auch hier das Salz in der Stil-Suppe. Gesangsduett-Partnerinnen wie
Danielle Nicole oder Sharisse Norman, Kenny Browns Gast-Gitarre oder
auch Cody's perfekt perlendes Pianospiel sorgen bei aller
urwüchsig-prallen, vehement verzerrten Kraft für die farbige
Vielfalt, und so eröffnet sich im sattesten Slide-Sumpf die ganze
dreckig bunte Blues-Palette vom Folk-Blues über Country-Blues bis zum
Swamp-Blues, dabei nebenbei sogar den klassischen Country-Rock oder
federnd groovenden Little Feat-Boogie nicht nur streifend, sondern
meisterlich zelebrierend und sich mitunter gar elektrifiziert in My
Baby-Tanz-Gefilden tummelnd. Neben Dickinson-Originalen und einer
Mississippi Fred McDowell-Verneigung sind gleich drei RL
Burnside-Songs im fiebrigen Fat Possum-Eintopf, der hier herzhaft
siedet, kocht und brodelt, und dabei mit der Macht der wuchtigen
Wurzelbehandlung den Bogen von Muddy Waters zu Jack White schlägt.
Daher auch den Burnside-Bewunderern ebenso wie den White
Stripes-Jüngern vehement empfohlen; aber selbst My Baby-Freunde und
Little Feat-Verehrer werden beim 2017er NMAS-Album auf ihre Kosten
kommen. Ein vom ersten Moment an packendes Stück roh-rauh-lebendiger
Wurzel-Kraft und -Kunst. (cpa)


Paul Simon - The Concert In Hyde Park

2-CD+DVD/2-CD+BluRay - EUR 23,95/24,95

Erstveröffentlichung in Bild & Ton des denkwürdigen Auftritts der
Singer-Songwriter-Legende als Headliner des Hard Rock Calling
Festivals am 15. Juli 2012 im Hyde Park in London , ein Auftritt,
der zufälligerweise mit dem silbernen Jubiläum des großartigen
Graceland-Albums einherging. Und während der Grand Seigneur der
gehobenen Liedkunst, Meister der vollharmonisch-leisen Töne und weise
gewählten Worte unvergessliche Songs aus einem halben Jahrhundert vor
einer begeisterten Menge Revue passieren lässt, leisten ihm immer
wieder Weggefährten Bühnen-Beistand, und so darf man sowohl auf CD,
DVD als auch BluRay Gast-Auftritte von Hugh Masekela, Ladymsith Black
Mambazo, Thandiswa Mazwai, Jerry Douglas und Jimmy Cliff (der auch
noch The Harder They Come und Many Rivers To Cross im Live-Gepäck
hat) bewundern. Grandioser 25-Track-langer
Komplett-Konzert-Mitschnitt mit Schwerpunkt auf Simon-Solomaterial
(mit Graceland im Zentrum des Bühnengeschehens), aber auch zwei Simon
& Garfunkel-Abstechern (The Sound Of Silence & The Boxer).


Secret Sisters - You Don't Own Me Anymore

LP/CD - EUr 17,95/14,95

Himmlisch-harmonische 2017er Rückkehr der gloriosen
Rogers-Schwestern, die ihren zartweichen Weg hart an den Wurzeln
unbeirrt fortsetzen und bei ihrem dritten (Alternative-)
Country-Album alles richtig machten: Nach zwei kristallklaren
Wurzelwerken für Republic (u.a. von T-Bone Burnett produziert) fanden
Laura und Lydia jetzt bei New West ihren musikalisch trefflich
passenden Label-Hafen, und mit Brandi Carlile als Produzentin,
Sängerin, Instrumentalistin und Co-Autorin stand ihnen eine
kongeniale Geistessschwester zur Seite. Im eingespielten Trio mit den
Hanseroth-Brüdern liefert Brandi den Großteil des eher zurückhaltend
gestalteten akustischen Umfelds zwischen weich wiegendem Comes A
Time-Country-Rock und fragilem Akustik-Folk, Mark Pickerel (dezente
Drums), Jacob Hoffman (Piano) und Josh Newman (Cello) schenken
bereichernde instrumentale Streiflichter. Aber egal ob
süffig-saftiger Country oder kargster Field Recordings-Folk,
schillernd-schwelgerische 50's Rock'n'Roll-Ballade, schmeichlerische
Piano-Pretiose oder wild-romantische Wurzel-Wehmut - auch die
meisterlichste Umrahmung gerät zum Beiwerk angesichts der makellosen
Paar-Harmonien, mit denen die beiden Schwestern den Himmel auf die
Erde singen. In natürlich-gewachsenen zweistimmigen Gesangslinien
ziehen die zwei Folk-Engel ihre betörenden Bahnen, dabei mal den Webb
Sisters ähnelnd, mal an die Everly Brothers gemahnend, und nicht nur
in der köstlichen Kathy's Song-Fassung an die perfekte Vokalharmonie
von Simon & Garfunkel erinnernd. Ein Großteil des seelen-salbenden
Liedguts stammt dabei aus eigener Feder, wobei die drei
Carlile-Co-Compositionen nachhaltig belegen, dass sich hier drei
Geisteschwestern gefunden haben. Brandi- wie Secret Sisters-Verehrern
gleichermaßen vehement ans Herz gelegt! (cpa)


Slim Cessna's Auto Club - Cipher

2-LP/CD - EUR 29,95/14,95

Dringend notwendige Wiederveröffentlichung dieses rauh-rohen
Desert-Country-Diamanten von 2008, ehedem auf Alternative Tentacles
erschienen.

Folgendes lobte Thomas Dewers einst zur Ersterscheinung: Country in
seiner wildesten, rohesten, unzähmbarsten, radikalsten Form in einer
Mischung aus Gothic Country, Cowpunk, Murder Song R&R, Alt.Country
Blues Overdrive, Appalachian Folk Punk, Hardcore Honky Tonk und
Kirmesmusik, angesiedelt zwischen Denver Gentlemen/16
Horsepower/Woven Hand (Denver Scene, auch mit personellen
Überschneidungen zu SCAC), Squirrel Nut Zippers, Legendary Shack
Shakers, DeVotchKa, Violent Femmes, Killbillies, Waco Brothers,
Shiners, Barnyard Playboys und Lancaster Prison County. Ihr 4.
Studioalbum ist das klangbeste und musikalisch vielseitigste
geworden, mit einem Konzept (An Introduction To The Power Of Braces,
Parts 1-4) und bis jetzt deutlichster Ansage, dass SCAC gleich zwei
Frontmänner besitzen: neben Slim Cessna (hoher, eindringlicher
Gospel/Preaching/Yodeling-Stil) singt/spricht die lokale Indie
Rock-Ikone Jay Munley im tiefen Bariton. Die Band dahinter arbeitet
mit Banjo, Gitarren, Pedal Steel, Standbass und Drums an einem ganz
eigenen, nervösen, pulsierenden, höllentrippigen Sound, der wiedermal
seinesgleichen sucht! Spektakulär gut!! (Thomas "Chill" Dewers)


Songhoy Blues - Résistance

LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Zweiter Longplayer der zu Recht gefeierten Crossover-Band aus Mali,
die auch hier wieder traditionellen westafrikanischen Desert Blues
mit allerlei Stilerweiterungen anreichert - und sogar auf
hochkarätige Rockprominenz zurückgreifen kann. Die vierköpfige
Truppe aus Bamako klingt vor allem wegen der oft klassischen
Rockgitarren-Sounds meistens deutlich westlicher als Tuareg-Bands wie
Tinariwen, wobei gerade der traditionellste Song "Sahara" exakt wie
ein Cover von Tamikrest klingt - allerdings mit Iggy Pop als
Gastvokalist. Desöfteren geraten die Songs aber richtig funky und
tanzbar, fast schon in Richtung Highlife, mit westlichen
Funk-Gitarren und knackig-tanzbaren Sounds, die ein wenig an die
jungen Red Hot Chili Peppers erinnern. Überhaupt sind die
elektrischen Gitarren großartig, mal traditionell Mali-Style Richtung
Ali Farka Touré, mal offensichtlich in der Tradition von Jimi
Hendrix, John Lee Hooker und James Brown. Fürs 2015er Debütalbum
"Music In Exile" konnte man Damon Albarn, Julian Casablancas und Nick
Zinner von den Yeah Yeah Yeahs als werbewirksame Unterstützer
gewinnen, diesmal sollte das zwischen popkompatiblem Tuareg-Blues und
Highlife-Funk sehr abwechslungsreich geratene Album hoffentlich ein
Selbstläufer werden. (Joe Whirlypop)


Waxahatchee - Out In The Storm

LP (+DLC)/CD - EUR 18,95/13,95

Ami-Indie-Heldin mit ihrem vierten Longplayer: Katie Crutchfield aus
Alabama verbindet mädchenhaften Gesang mit doch recht satter
Gitarrenbasis. Das klingt stark nach frühen 90er Jahren, irgendwo
zwischen Juliana Hatfield, Breeders, Throwing Muses und Liz Phair.
Der Gesang ist oft gedoppelt oder zweistimmig, was dem Sound eine
angenehme Pop-Süße verleiht. Die Gitarren auch mal akustisch, aber
mit ziemlichem Drive - teils auch richtig hart. Gespielt werden sie
von Katie selbst und der Tour-Gitarristin von Sleater Kinney, Katie
Harkin. Die von ihrer Schwester Allison beigesteuerten Keyboards
bleiben bis auf den einen oder anderen Orgel-Akzent weitgehend im
Hintergrund oder sind gar nicht hörbar. Die Songs sind gewollt
einfach gehalten, mit klaren Riffs und eingängigen Refrains, was die
Musik unkompliziert, aber keinesfalls seicht macht. Auch einen Hauch
von Fleetwood Mac-Seventies-Vibe meine ich heraushören zu können.
Letztlich lebt Waxahatchees Sound vom Kontrast zwischen sonnigem
Mädchengesang und härterem Indie-Rock. Das passende Sounddesign
stammt von Producer-Veteran John Agnello (Dinosaur Jr., Sonic Youth).
(Joe Whirlypop)


Demnächst in diesem Theater...

21.07.

Chris Robinson Brotherhood - Barefoot In The Head

Layla Zoe - Songs From The Road

Kenny Wayne Shepherd - Lay It On Down

Stanton Moore - With You In My Mind

Marillion - Misplaced Childhood (DeLuxe Editon 4-CD+BluRay)

Barclay James Harvest - Octoberon (rem.& exp.)

28.07.

Fairport Convention - Come All Ye: The First Ten Years 7-CD

Isley Brothers & Santana - Power Of Peace

Arcade Fire - Everything Now

Sweet Apple - Sing The Night In Sorrow

04.08.

Hard Working Americans - We're All In This Together

Randy Newman - Dark Matter

George Thorogood - Party Of One

Lal & Mike Waterson - Bright Phoebus

Sam Kelly - Pretty Peggy

11.08.

Richard Thompson - Acoustic Classics II

David Rawlings - Poor David's Almanack

Will Hoge - Anchors

25.08.

Iron & Wine - Beast Epic

Queens Of The Stone Age - Villains

EMA - Exile In The Outer Ring

Joco - Into The Deep

01.09.

Mark Olson - Spokeswoman Of The Bright Sun

08.09.

The Dream Syndicate - How Did I Find Myself Here

(ltd. col. vinyl exclusiv bei Glitterhouse)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

CHANTAL ACDA

chantalacda.com

17.09.2017 DE - Münster - Fachwerk Gievenbeck

19.09.2017 DE - Frankfurt - Brotfabrik

20.09.2017 DE - Cologne - Blue Shell

21.09.2017 DE - Luzern - Jazzkantine

22.09.2017 DE - Northeim - Alte Brauerei

23.09.2017 DE - Hamburg Reeperbahn Festival

BLAUDZUN

blaudzun.com

21.07.2017 NL - Leeuwarden - Welcome To The Village

22.07.2017 NL - Oldenzaal - Fields Of Joy Festival

02.07.2017 NL - Oss - Muze Misse

21.07.2017 NL - Leuwarden - Welcome to the Village Festival

02. - 05.08.2017 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

10. - 12.08.2017 DE - Haldern - Haldern Popfestival

DESOTO CAUCUS

desotocaucus.com

27.08.2017 DE - Stuttgart - Lab Festival

RODRIGO LEAO & SCOTT MATTHEW

scottmatthewmusic.com

03.10.2017 DE - Bochum - Christuskirche

04.10.2017 DE - Dresden - Societätstheater

05.10.2017 DE - München - Kammerspiele

06.10.2017 DE - Karlsruhe - Tollhaus

07.10.2017 DE - Aachen - Musikbunker

08.10.2017 LU - Luxemburg - Philharmonia

09.10.2017 DE - Bonn - Pantheon

MY BABY

15.07.2017 DE - Grevenbrück - Maelo Festival

28.07.2017 RO - Sibiu - Artmania Festival

03.08.2017 UK - London - Styx Bar Woodburner

04.08.2017 UK - Oxfordshire - Wilderness Festival

05.08.2017 BE - Floreffe - Esperanzah Festival

05.08.2017 BE - Mechelen - Dijlefeesten

11.08.2017 DE - Nürnberg - Brücken Festival

18.08.2017 DE - Dornstadt - Obstwiesen Festival

19.08.2017 DE - Ahaus - Mammamia Festival

26.08.2017 UK - Northamptonshire - Shambala Festival

08.09.2017 UK - Dorset - Lulworth Estate Bestival

10.09.2017 UK - London - OnBlackheath Festival

16.09.2017 UK - Abergavenny - Abergavenny Food Festival

17.09.2017 NL - Breda - Breda Barst Festival

30.09.2017 UK - Glasgow - Tenement Trail

02.10.2017 UK - Leeds - Wardrobe

03.10.2017 UK - Bristol - Thekla

04.10.2017 UK - London - Dingwalls

05.10.2017 UK - Manchester - Night and Day

06.10.2017 UK - Birmingham - Actress & Bishop

08.10.2017 UK - Brighton - The Con Club

23.11.2017 NL - Den Haag - Paard van Troje

24.11.2017 NL - Tilburg - 013

25.11.2017 NL - Zwolle - Hedon

30.11.2017 NL - Maastricht - Muziekgieterij

NIVE & THE DEER CHILDREN

niveandthedeerchildren.com

16.07.2017 CA - Vancouver - Folk Festival

17.07.2017 CA - Whitehorse - Old Fire Hall

23.07.2017 CA - Dawson - Dawson City Music Festival

21.08.2017 DK - Tivoli, Copenhagen

25.08.2017 DK - T¢nder - Festival

26.08.2017 DK - Assens - Tobaksgaarden

31.08.2017 DK - Odense - Dexter

01.09.2017 DK - Holbæk - Hotel Sidesporet

02.09.2017 DK - Thisted - Plantagehuset

28.09.2017 DK - Copenhagen - Konserthuset

29.09.2017 DK - Viborg - Paletten

30.09.2017 DK - Kolding - Godset

04.10.2017 FI - Espoo - Sellosali

07.10.2017 FI - Tampere - Lost in Music

03.11.2017 FI - Reykjavik - Iceland Airwavea

04.11.2017 TC - Prague - Nouvelle Prague

MARK OLSON

markolson.com

21.07.2017 HR - Umag - American Bar

22.07.2017 ME - Kotor - Sea Rock Festival

26.07.2017 MK - Skopje -TBA

28.07.2017 RS - Belgrade - Domomladine

06.09.2017 AU - Adelaide - Grace Emily Hotel

07.09.2017 AU - Brisbane - The Junk Bar

08.09.2017 AU - Hobart - Shambles Brewery

09.09.2017 AU - Melbourne - Toff In Town

10.09.2017 AU - Newtown - Leadbelly

12.09.2017 AU - Bulli - The Heritage Hotel

13.09.2017 AU - Canberra - Smith's Alternative

14.09.2017 AU - Cronulla - Brass Monkey

15.09.2017 NZL - Wellington - Caroline

16.09.2017 NZL - Auckland - Wine Cellar

20.09.2017 AU - Hastings - Common Room

21.09.2017 AU - Lismore - Star Court theatre

22.09.2017 AU - Bellingen - 5 Church Street

23.09.2017 AU - Newcastle - North Star Hotel

24.09.2017 AU - Maitland - Grand Junction Hotel

30.09.2017 AU - Lower Belford - Dashville Skyline Festival

05.10.2017 NL - Arnhem - Luxor Live

13.10.2017 NL - Roden - Het Wapen Van Drenthe

14.10.2017 NL - Apeldoorn - Roots At The Woods

22.10.2017 IR - Cork - Crane Lane

23.10.2017 IR - Dublin - Whelan's

HUGO RACE

hugorace.com

19.07.2017 DE - Mülheim an der Rhur - Freilichtbühne

20.07.2017 DE - Frankfurt - Open Air Festival

SLIM CESSNA'S AUTO CLUB

scac.com

15.09.2017 FR - Orléans - Hop Pop Hop Festival

16.09.2017 FR - Nevers - Café Charbon

19.09.2017 UK - Norwich - Waterfront

20.09.2017 UK - Manchester - The Castle

21.09.2017 IE - Dublin - Whelan's

22.09.2017 IE - Cork - De Barra's Folk Club

23.09.2017 IE - Limerick - Kasbah Social Club

24.09.2017 UK - Belfast - Voodoo

26.09.2017 UK - Glasgow - Broadcast

27.09.2017 UK - Newcastle upon Tyne - CLUNY

28.09.2017 UK - Stockton-on-Tees - The Regency Rooms

29.09.2017 UK - London - The Borderline

30.09.2017 UK - Southend-on-Sea -The Railway Hotel

03.10.2017 RU - Moscow - 16 Tons

ROCKY VOTOLATO

rockyvotolato.com

04.08.2017 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

05.08.2017 DE - Elsdorf - Oakfield Festival

10.08.2017 DE - Altenburg - Paul-Gustavus-Haus

11.08.2017 DE - Königs Wusterhausen - Bergfunk Open Air

17.08.2017 DE - Düsseldorf - Sommerklänge unter den Linden

18.08.2017 DE - Calw - Kunis Hotrod Café

19.08.2017 DE - Saarwellingen - Akustik Open (Eintritt frei!)

22.08.2017 CH - Winterthur - HörBar im Bloom

23.08.2017 CH - Bern - Rössli Bar

XIXA

xixamusic.com

15.07.2017 DE - Klempenow - Transit Festival

17.07.2017 DE - Berlin - Urban Spree

18.07.2017 DE - Offenbach - Hafen 2

20.07.2017 CZ - Ostrava - Colours of Ostrava

21.07.2017 DE - Nürnberg - Hemdendienst

22.07.2017 CH - Thun - Am Schluss Festival

27.07.2017 IT - Vialfrè (Turin) - Apolide Festival

29.07.2017 IT - Marina di Ravenna - Hana Bi

31.07.2017 IT - Pontedera (PI) - Musicastrada Festival

03.08.2017 FR - Bordeaux - Relache Festival / Vivres de l'art

05.08.2017 FR - Crozon - Bout Du Monde Festival


Alle guten Wünsche für ein rundum erfülltes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/4687: Warner Music Medien Newsletter KW 28 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 28

Hamburg, 13. Juli 2017



"DIG DOWN" - A.I. LYRIC VIDEO

Mitte Mai veröffentlichten die Grammy-prämierten UK-Rocker von MUSE
ihre aktuelle Single "Dig Down". Wie schon ihr letztes Album "Drones"
(2015), malt auch dieser neue Track eine dystopische Zukunft, in der
es um Themen wie Zusammenhalt und Überleben geht und darum, für das
Richtige einzustehen. Am vergangenen Donnerstag erschien dann auch
das neue dazugehörige Musikvideo, das erste A.I.- Video einer Band
überhaupt. Mittels künstlicher Intelligenz durchkämmt das A.I.-Tool
das Netz auf der Suche nach den einzelnen Worten, die im Text zu "Dig
Down" vorkommen. So entsteht 28 Tage lang jeden Tag ein neues Lyric
Video zur Single, das von der Band via Facebook [1] bereitgestellt
wird und in dem Politiker, Nachrichtensprecher, Promis und Co per
Zufallsgenerator den Song zum Besten geben.

Mindestens ebenso beeindruckend sind auch unsere weiteren Warner-Acts
der Woche:


COLDPLAY

Diesen Freitag erscheint die neue "Kaleidoscope"-EP von Coldplay.
Neben den bereits enthüllten Songs "All I Can Think About Is You" und
"Hypnotised", enthält der fünf Tracks starke Release den Big
Sean-Kollabo-Track "Miracles (Something Special)", die The
Chainsmokers-Zusammenarbeit "Something Just Like This (Tokyo Remix)"
sowie den letzte Woche veröffentlichten Song "ALIENS".

"ALIENS" wurde von keinem Geringeren als Brian Eno co-geschrieben und
gemeinsam von Eno und Markus Dravs (u.a. Arcade Fire, Mumford & Sons,
Kings Of Leon) co-produziert. Zeitgleich veröffentlichten Coldplay
das animinierte Lyric Video zum Song, das es hier [2] zu sehen gibt.

Alle Erlöse des Songs gehen übrigens an die Migrant Offshore Aid
Station, [3] eine NGO, die Flüchtlinge in Seenot rettet. Gute Sache,
finden wir!


DAVID BOWIE

Am 29.09. erscheint über Parlophone Records das dritte Box-Set einer
die gesamte Karriere David Bowies seit 1969 umspannenden
Re-Issues-Serie. "A New Career In A New Town" widmet sich den Jahren
1977-1982 und folgt auf die hochgelobten David Bowie-Boxen "Five
Years (1969-1973)" sowie "Who Can I Be Now? (1974-1976)".

Die Boxen bestehen aus 11 CDs bzw. 13 Vinyl-Schallplatten und
Download-Zugängen für Mastered For iTunes- und digitale
Download-Standard-Formate und enthalten das gesamte Material, das
David Bowie zwischen 1977 und 1982 veröffentlichte, inklusive der
sogenannten "Berlin-Trilogie" sowie einem Begleitbuch mit
unveröffentlichten Fotografien und Presse-Rezensionen.

Ebenso exklusiv im Box-Set befindet sich ein brandneuer Remix des
1979er Albums "Lodger", angefertigt von Bowies langjährigem
Produzenten/ Kollaborateur Tony Visconti.


VANCE JOY

Mit seiner glorreichen Single "Riptide" [4] (knapp 180 Mio.
YouTube-Views) mischte der mit Multiplatin dekorierte australische
Singer/Songwriter Vance Joy auch die hiesigen Single-Charts auf und
erreichte mehr als 490 Mio. weltweite Streams.

Gestern präsentierte der Superstar aus Down Under nun seine neue
Single "Lay It On Me" und feierte die Premiere des dazugehörigen
Musikvideos - hier [5] zu sehen. "Lay It On Me" ist der erste Vorbote
seines neuen Albums, das Anfang nächsten Jahres erscheinen soll. Sein
Debütalbum "Dream Your Life Away" verkaufte sich weltweit über 1,7
Mio. Mal.

"Ich hatte bereits seit Ewigkeiten dieses Gitarren-Riff im Sinn,
aber noch kein geeignetes Zuhause dafür. Doch als ich das Riff mit
dem Textschnipsel 'everything starts at your skin' auf meinem Telefon
paarte, begann der Song Sinn zu ergeben", kommentiert Vance Joy.


ZAK ABEL

"Zak Abel is unreal! Please go watch every video and listen to every
piece of music from this guy", tweetete Singer/Songwriter Shawn
Mendes kürzlich über die aus Nord-London stammende
UK-Soul-Pop-Sensation Zak Abel, dessen vielversprechendes Debütalbum
"Only When We're Naked" für den 06.10. angekündigt ist.

Am 26.08. bekommen Fans hierzulande die Gelegenheit den 22-jährigen
Newcomer mit der unglaublich rauen, eindringlichen Stimme bei der
großen "N-Joy The Beach"-Strandparty in Büsum live zu erleben. Nur
wenige Tage vor Album-Veröffentlichung spielt Zak Abel am 29.09. noch
eine exklusive Deutschland-Show im Berliner Gretchen.

Als Album-Vorboten schickte Abel bereits den Song "Unstable" [6]
sowie seine aktuelle Single "All I Ever Do (Is Say Goodbye)" [7] ins
Rennen.
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ARTIST

Offa Rex

Coldplay

k.d. lang

Udo Lindenberg

& das Panik-Orchester

Fleet Foxes

Fleet Foxes

Little Dragon

In This Moment

Marillion

Ramones

Ramones

VARIOUS ARTIST /

FEATURES MUSIC BY MAX RICHTER

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

The Cars

The Cars

The Cars

The Cars

Grateful Dead

Grateful Dead

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Portugal. The Man

Jed Kurzel

Randy Newman

Tagtraeumer

Fleet Foxes

Randy Newman

Left Boy

The War On Drugs

Beatsteaks

Robin Schulz

Rostam

Galantis

Tom Thaler & Basil

OST

OST / Angelo Badalamenti

OST / Angelo Badalamenti

Sleeping With Sirens

Betsy

Echosmith

Maxim

David Bowie

David Bowie

Liam Gallagher

Zak Abel

Wiwek

Coast Modern

Alborosie

NEEDTOBREATHE


	
TITEL

Queen Of Hearts

Kaleidoscope EP

Ingénue (25th Anniversary Edition) (Vinyl)

Geen Paniek & Panische Zeiten (Vinyl)

 

Fleet Foxes (CD)

Helplessness Blues (CD)

Season High (Vinyl)

Ritual

Misplaced Childhood (Deluxe) (Vinyl & CD+Blu-Ray)

Leave Home (40th Anniversary Deluxe Edition) (CD)

Leave Home (Remastered) (CD)

Return to Montauk

 

Death On The Road (Vinyl)

En Vivo (Vinyl)

Flight 666 (Vinyl)

The Final Frontier (Vinyl)

Candy-O (Expanded Edition) (CD)

CAndy-O (Expanded Edition) (Vinyl)

Panorama (Expanded Edition) (CD)

Panorama (Expanded Edition) (Vinyl)

Smiling On A Cloudy Day (CD)

Smiling On A Cloudy Day (Vinyl)

Fundamental (2017 Remastered Version) (Vinyl)

Fundamental: Further Listening 2005-2007 (CD)

Nightlife (2017 Remastered Version) (Vinyl)

Nightlife: Further Listening 1996-2000 (CD)

Release (2017 Remastered Version) (Vinyl)

Release: Further Listening 2001-2004 (CD)

Woodstock (Vinyl)

Alien: Convent (Soundtrack) [Vinyl]

Dark Matter

Unendlich eins

Fleet Foxes (Vinyl)

Dark Matter (Vinyl)

AND THIS TITLE. LOVE,

A Deeper Understanding

YOURS

Uncovered

Half-Light

The Aviary

Malu

Audrey Hepburn A Touch Of Music

Music From Twin Peaks (Vinyl)

Twin Peaks - Fire Walk With Me (Vinyl)

Gossip

Betsy

Inside A Dream

Reprise

A New Career In A New Town (LP-Box)

A New Career In A New Town (CD-Box)

As You Were

Only When We're Naked

Drum Nation

Coast Modern (preorder 29.06.17)

Freedom In Dub

H A R D L O V E (Digital Deluxe Album)









[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=10faf599fda4f2c2c73f31fc2df3b55d8553561a388c8cd925c8b9319bf4037cf3f13316852f49243e995826f022abab

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=6f578ff0df2442e78e6b2af2266939dc2c8b1e92b857c964cafcdbf4e3fb99ecc07c5039bcdf823032fd492dff9f0186

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=ee14a264fac713df21017db55ed71dcb731e5d2e30a7a20c1ad5719384c6add53034c25b476607c7edba51d6e6a59bae

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=619facc2900df73b2c0e07336c1e9ec0df5c27d0f588e729ab2b42f46553982f60e50a5e1523c3110c83e01a4e931015

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=ee14a264fac713dfafd0e92be1c82a74463df43fafc4265885f4606de9287af8dc25bedf36737ff84736ec63c7a0e90c

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=417572162804f92d0128939bf6412b970d0fd391e403819e79844d505bce74bc34befbd8f5e507151cd495dd72cf8e88

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=619facc2900df73b8780ca92f98c54b37b33d2d491c89007235b97a826ac130ba230730933962a8f99866c7b66d20441

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2520: Lippstadt - Max Mutzke & "MIKIs Takeover! Ensemble" am 15. Oktober 2017


Max Mutzke & "MIKIs Takeover! Ensemble"

Festkonzert zur Herbstwoche - so viele Farben!



Lippstadt. Der sympathische Songwriter, Popsänger, Jazzer und
Vollblutkünstler Max Mutzke gastiert zur diesjährigen Herbstwoche im
Lippstädter Stadttheater.

Seit er 2004 den achten Platz beim European Song Contest gewann,
spielt der talentierte Entertainer mit seinem schier unerschöpflichen
Facettenreichtum künstlerisch in einer der hohen Liga. Seine
Wandlungsfähigkeit beweist Max Mutzke mit seinem kraftvollen
Signature-Sound aus Pop, Soul und Funk oder dem handgemachten Mix aus
gefühlvollem Soul und mitreißenden Harmonien.

In seinem Konzert pflegt der preisgekrönte Künstler einen herzlichen
Umgang mit seinem Publikum und dieser sympathische Dialog zwischen dem
Mensch Max Mutzke und seinen Zuhörern macht das Konzerterlebnis zum
einem besonderen Genuss.

Zur diesjährigen Herbstwoche wird Max Mutzke vom Streichquintett
"MIKIs Takeover!"-Ensemble begleitet. Gemeinsam lassen sie Altes und
Neues in unerhörtem Glanz erstrahlen und interpretieren Songs in
ungeahnter und bislang nie gehörter Weise. So erklingt Mutzkes
"Schwarz auf Weiß" im avantgardistischen Tangogewand oder James Browns
"A Man's World" im Walzertakt - Soulmusik im wörtlichsten Sinne: als
Musik für die Seele.

Karten sind ab sofort in der Kulturinformation Lippstadt erhältlich.

Termin: Sonntag, 15. Oktober 2017, 19 Uhr

Ort: Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 39,- / 37,- / 32,- / ermäßigt: Euro 29,- / 27,- / 22,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Juni 2017

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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AKTION/2519: Augsburg - Konzert "Silentium Sonorum - Stille Klänge" in der Kartause Buxheim, 16.7.


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Stille neu entdecken

Studierende der Musikvermittlung/Konzertpädagogik erkundet die
Klangmöglichkeiten der Kartause Buxheim



Augsburg/RW/MH - Mit dem Konzert "Silentium Sonorum - Stille Klänge"
spüren Musikstudierende des Leopold-Mozart-Zentrums der Universität
Augsburg dem Wechsel von Klang und Stille mit Werken neuer und alter
Musik nach. Die Veranstaltung findet am Sonntag, den 16.07.2017, um
17 Uhr - zum Thema "Stille" passend - in der Kartause Buxheim statt.

In einem außergewöhnlichen Konzertprojekt nähern sich Studierende des
Masters Musikvermittlung/Konzertpädagogik dem Thema "Stille" von
verschiedenen Seiten an. Gibt es die absolute Stille? Wie wirken Klang
und Stille im Kontrast? Was macht Stille mit uns? Die Mitwirkenden
experimentieren mit den Klangeigenschaften der Kartause - jenem Ort,
an dem das Thema Schweigen in den Statuten der Mönche einen ganz
zentralen Wert hat.

Dabei gehen die Studierenden des Masterstudiengangs
Musikvermittlung/Konzertpädagogik zum einen vom Schweigeverbot der
Kartäusermönche aus, zum anderen gogik zum einen vom Schweigeverbot
der Kartäusermönche aus, zum anderen nutzen sie die besondere Akustik
des Klosters, um den abstrakten Begriff der "Stille"
musikalisch-sinnlich erfahrbar zu machen.

Das Publikum erfährt in besonderer Weise sowohl die Stille des
ehemaligen Klosters als auch den Klang in Form von Gesang und
Instrumentalmusik. In unterschiedlichen Besetzungen sind unter anderem
Werke von Johann Sebastian Bach, Charles Gounod, Louis Spohr, Erhard
Künzel, Jürgen Essl, Franco Margola, sowie Improvisationen und auch
ungewohnte Klänge zu hören.

Das Konzert wurde von dem aktuellen Jahrgang des Masterstudiengangs
Musikvermittlung/Konzertpädagogik des Leopold-Mozart-Zentrums der
Universität Augsburg unter Leitung von Prof. Dr. Johannes Hoyer in
Kooperation mit dem Heimatdienst Buxheim e. V. konzipiert.

Der Masterstudiengang Musikvermittlung/Konzertpädagogik

Die Studierenden des Aufbaustudiengangs
Musikvermittlung/Konzertpädagogik kommen aus unterschiedlichsten
Berufsfeldern: professionelle Musiker treffen auf Teilnehmer aus
Instrumental- und Sozialpädagogik, sowie aus dem Kulturmanagement. Sie
befassen sich mit lebendigen und vielfältigen Wegen der Vermittlung
verschiedenster Musikrichtungen. Dabei zählen Konzeption und
Präsentation verschiedener Formate genauso zu den Inhalten, wie
Organisation, Öffentlichkeitsarbeit und Qualitätsmanagement. Der
Masterstudiengang Musikvermittlung/Konzertpädagogik wird seit dem
Wintersemester 2012/13 am Leopold-Mozart-Zentrum der Universität
Augsburg angeboten und tritt immer wieder mit außergewöhnlichen und
innovativen Konzertprojekten in Erscheinung.

Eckdaten zum Konzert:

"Silentium Sonorum - Stille Klänge"

am Sonntag, 16.07.17, um 17:00 Uhr

in der Kartause Buxheim (An der Kartause 15, 87740 Buxheim)

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei, um Spenden (für den Erhalt
der Kartause) wird gebeten.

Mitwirkende:

Elke Kottmair, Sopran

Marlene Rauch, Klarinette

Wassily Frank, Gitarre

Michael Schmitt, Klavier, Orgel, Gitarre

Alexander Theiler, Klarinette, Bassklarinette

Leitung: Prof. Dr. Johannes Hoyer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: UPD 128/17 vom 13. Juli 2017

Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/9935: Mönchengladbach - Werke von Schumann, Bartók, Brahms und mehr am 21.9.


Reihe Meisterkonzerte 2017/18: Werke von Robert Schumann, Béla
Bartók, Johannes Brahms, Franz Schubert und Wolfgang Amadeus
Mozart



Den Auftakt der Reihe "Meisterkonzerte" gestaltet am 21. September
2017 die weltweit als "Supernova am Klarinettistinnen-Himmel"
gefeierte ECHO-Preisträgerin Sharon Kam, die im Trio mit ihrem Bruder
Ori Kam, Bratschist des Jerusalem Quartet, und dem für seine
ausgefeilte Klangdramaturgie gerühmten Pianisten Matan Porat in
Mönchengladbach gastieren wird. Auf dem Programm stehen Werke von
Robert Schumann, Béla Bartók, Johannes Brahms, Franz Schubert und
Wolfgang Amadeus Mozart. Das Konzert wird vom Verein der Freunde und
Förderer der Musik in Mönchengladbach e.V. unterstützt.

Abonnements für die Meisterkonzerte, die neben dem erheblichen
Preisvorteil auch einige organisatorische Annehmlichkeiten bieten,
können bei der MGMG unter Tel. 02161-25 24 21 gezeichnet werden.
Abonnements kosten in Preisgruppe A 85,50
Euro (ermäßigt 42,75 Euro), Preisgruppe B 67,50 Euro (ermäßigt 33,75
Euro) und Preisgruppe C 54,00 Euro (ermäßigt 27,- Euro).
Nähere Informationen und Buchung bei der MGMG unter Tel. 02161 25 24
21.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Mai 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1751: Cuxhaven - Klaus Lage & Gute Gesellschaft am 23. November 2017


KLAUS LAGE & Gute Gesellschaft

"Blaue Stunde"-Tour 2017



Klaus Lage ist mit seinen Hits in die Geschichte der deutschen
Rock- und Popmusik eingegangen und als hervorragender Sänger seit den
80er Jahren fester Bestandteil der deutschen Musikszene. Seit über 30
Jahren veröffentlicht er seine Songs, bis jetzt auf mehr als 20 Alben.
Zuletzt erschienen ist das Live-Solo-Alben "Zeitreisen" (2013) sowie
in 2015 die Compilation-CD "Neuauflage - Lieder, die man nicht
vergisst", mit neu aufgenommenen "Klaus Lage-All-time-Greats". Das
neue Album "Blaue Stunde" wurde im Januar 2017 veröffentlicht. Doch
statt sich mit Nostalgieshows oder Oldieparaden abzugeben und auf
Erreichtem auszuruhen, sucht Klaus Lage immer wieder neue
Herausforderungen. So auch bei der Tournee 2017, bei der er die neue
CD live vorstellen wird: Zusammen mit der hochkarätigen Formation
"Gute Gesellschaft", bestehend aus Bo Heart, Jürgen Scholz und Stephan
Emig, wird er ein Programm auf die Bühne bringen, das es so von Klaus
Lage noch nicht gab. Ein Programm, das Groove hat, Spaß macht und
manche Überraschung bereithält. Dennoch werden die Konzertbesucher auf
die vertrauten und geliebten Hits natürlich nicht verzichten müssen -
im Gegenteil: Sie werden ihnen auf eine frische und stimmige Weise neu
begegnen. Ein Konzert mit Klaus Lage ist 100% echte Live-Musik mit
einer Stimme, die mehr denn je Gänsehaut und Begeisterung zu erzeugen
vermag - zu erleben am Donnerstag, 23. November 2017, ab 20 Uhr im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven.

Der Vorverkauf für das Konzert hat bereits begonnen. Sicher Sie sich
schon jetzt Ihre Eintrittskarten in der Kulturinformation im
Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr
9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) oder online unter
www.cuxhaven.de/tickets!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Juni 2017

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607; Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8402: Aus aller Welt - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Australien plant Gesetz zur Überwachung von Messengerdiensten

Die australische Regierung will Sicherheitsbehörden den Zugriff auf
verschlüsselte Daten von Messengerdiensten wie Facebook-Messenger und
WhatsApp ermöglichen. Das Internet dürfe nicht zu einem dunklen Ort
für Kriminelle werden, die sich verstecken wollen, erklärte
Regierungschef Malcolm Turnbull. Ende des Jahres entscheidet das
Parlament über das Gesetzesvorhaben des Premiers, wonach
Messengerdienste auf Anfrage von Sicherheitsbehörden Nachrichten
entschlüsseln müssen. Nach den bisherigen Regelungen dürfen
australische Behörden im Verdachtsfall auf Daten von
Telekommunikationsfirmen zugreifen, nicht jedoch auf die
verschlüsselte Kommunikation von Internetfirmen.

14. Juli 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8402: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Gesichtsschleierverbot soll offene Kommunikation gewährleisten

Die niedersächsische Regierung will mit Zustimmung der Opposition
eine Vollverschleierung in Klassenzimmern verbieten. Noch vor der
Sommerpause soll das Schulgesetz dementsprechend geändert werden,
verlautete aus dem Landtag in Hannover. Schüler dürften mit ihrem
Verhalten oder ihrer Kleidung nicht die Kommunikation im Schulleben
erschweren. Den Anlaß für die Änderung hatte der Fall einer
muslimischen Oberschülerin aus Belm bei Osnabrück gegeben, die drei
Jahre lang mit einem Nikab am Schulunterricht teilnahm.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8398: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentarier dürfen nicht zum NATO-Stützpunkt Konya reisen

Ein für Montag geplanter Besuch deutscher Parlamentarier auf dem
NATO-Stützpunkt im türkischen Konya wurde von der Regierung in Ankara
vorerst untersagt. Nach Angaben des Vorsitzenden des
Verteidigungsausschusses, Wolfgang Hellmich, soll die Türkei mit
Hinweis auf den Zustand der bilateralen Beziehungen um eine
Verschiebung des Besuchtermins gebeten haben. In Konya sind die
AWACS-Aufklärungsflugzeuge der NATO stationiert, zu deren Besatzung
auch Bundeswehrsoldaten gehören. Wegen eines Besuchsverbots für den
türkischen Luftwaffenstützpunkt Incirlik hatte die Bundesregierung
entschieden, die dort stationierten Tornado-Aufklärungsflugzeuge nach
Jordanien zu verlegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8400: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Frauen-Union will Familienzeitkonten nach der Wahl einführen

Die Frauen-Union dringt auf die Einführung von Arbeitszeitkonten, um
Familien eine flexiblere Zeitgestaltung zu ermöglichen. Einem Bericht
des Magazin Focus zufolge soll auf den neuen Konten Arbeitszeit
angespart und bei Bedarf abgebucht werden können. Ein neues digitales
Bürgerportal soll demnach Daten aus gesetzlichen Zeitguthaben wie
Elternzeit oder Familienpflegezeit mit Tarifleistungen wie Urlaub
zusammenführen. Anders als bei starren Arbeitszeitkorridoren würden
diese Familizeitkonten den Eltern mehr individuelle Flexibilität
ermöglichen - von der Geburt der Kinder bis zur Pflege ihrer Eltern,
sagte die Vorsitzende der Frauen-Union, Annette Widmann-Mauz (CDU),
dem Magazin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8399: Tragisches und Kurioses - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Alpinisten am Grand-Combin im Wallis abgestürzt

Auf dem Weg zum vergletscherten Gipfel des rund 4.310 Meter hohen
Grand-Combin in den Walliser Alpen sind zwei belgische Bergsteiger im
Alter von 56 und 59 Jahren tödlich verunglückt. Nach bisherigen
Kenntnissen der Walliser Kantonpolizei waren de beiden angeseilten
Kletterer auf einer Höhe von 3.800 Metern aus noch nicht geklärten
Gründen 50 Meter in die Tiefe gestürzt. Eine andere Seilschaft fand
die verunglückten Bergsteiger und alarmierte die Rettungskräfte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7484: Aus Forschung und Technik - 14.07.2017 (SB)




MELDUNGEN



Russischer Nutzlastträger bringt 73 Satelliten ins All

Eine Trägerrakete vom Typ Sojus-2.1a hob am Freitagmorgen vom
Weltraumbahnhof im kasachischen Baikonur ab. Nach Informationen des
Flugleitzentrums in Koroljow bei Moskau brachte der Lastenträger den
mehr als 450 Kilogramm schweren russischen Erdbeobachtungssatelliten
Kanopus-W-IK sowie 72 Kleinsatelliten mit einem Gewicht von einem bis
fünf Kilogramm in einen erdnahen Orbit. Darunter befindet sich auch
der von Promovierenden und studentischen Mitarbeitern der TU Berlin
entwickelte und gebaute Raumkörper TechnoSat, der ein Jahr lang
verschiedene Experimente im freien Raum durchführen soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7497: Aus aller Welt - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Polen schafft die Gewaltenteilung ab

Das von der nationalkonservativen Partei Recht und Gerechtigkeit
(PiS) dominierte Parlament in Warschau hat am Donnerstagabend einen
Gesetzentwurf zur Ausschaltung der Justiz als Dritte Gewalt
eingebracht. Mit der Novelle wird das Oberste Gericht Polens dem
Justizministerium unterstellt. Die Regelung ist Teil einer von der PiS
vorangetriebenen Justizreform.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes sollen alle derzeitigen Mitglieder des
Obersten Gerichts in den Ruhestand geschickt werden, insofern der
amtierende Justizminister Zbigniew Ziobro keine Ausnahme macht.
Künftig soll der Justizminister alle Richter ab- und durch ihm
genehme Personen ersetzen können. Die Verfahren am Obersten Gericht
sollen außerdem auf drei Kammern, nämlich für Privat-, Straf- und
Disziplinarrecht, aufgeteilt werden. Das Oberste Gericht entscheidet
letztinstanzlich auch über die Gültigkeit von Wahlen.

Am Vortag hatte das Unterhaus eine Änderung der Statuten des
25köpfigen Landesrichterrats (KRS) gebilligt. Der KRS sollte als
Verfassungsorgan bislang die Unabhängigkeit der Justiz gewährleisten.
Das Gremium wird auch weiterhin alle Richter in Polen berufen, aber
alle KRS-Mitglieder und nicht wie bislang nur zehn sollen vom Sejm
gewählt werden. Im Unterhaus hat wiederum die PiS die absolute
Mehrheit. Die Amtszeit der derzeitigen Standesratmitglieder wird
enden, wenn das genannte Gesetz auch vom Senat verabschiedet wurde.
Dort stellt die PiS ebenfalls die absolute Mehrheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7458: Medizin und Gesundheitswesen - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Studie: Gesündere Ernährung senkt Sterberisiko

Der Streit, welchen Nutzen gesunde Ernährung hat, wird schon seit
einiger Zeit mit großer Vehemenz geführt. Jetzt ergaben Studien, so
das Deutsche Ärzteblatt, daß schon nach wenigen Jahren bereits
geringe Verbesserungen der Ernährung das Sterberisiko senken können.
Vor allem kardiovaskuläre Todesfälle sollen zurückgehen. Der Einfluß
auf die Krebssterblichkeit war allerdings gering. Einzige Ausnahme
war die sogenannte DASH-Diät. Sie senkte das Sterberisiko an Krebs,
während sie die Todesfälle bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen praktisch 
nicht verminderte. Dabei war die DASH-Diät vor allen zur Prävention 
von Herz-Kreislauf-Erkrankungen konzipiert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7485: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Parlament in Den Haag verabschiedet sehr weit gehendes Abhörgesetz

Die Erste Kammer des Parlaments in Den Haag hat in der Nacht auf
Donnerstag mit großer Mehrheit ein Abhörgesetz verabschiedet, welches
dem Geheimdienst Aivd und dem militärischen Abschirmdienst Mivd
weitestgehende Befugnisse bei der Überwachung der Internetaktivitäten
der Niederländer einräumt.

Die Dienste dürfen über Kabel laufende Telefongespräche, E-Mails, die
Kommunikation in sozialen Netzwerken und den Besuch von Webseiten
überwachen. Ein richterlicher Beschluß ist dafür nicht erforderlich;
die Genehmigung dazu erteilen der Innenminister oder der
Verteidigungsminister. Einen Richtervorbehalt gibt es nur in Fällen,
in denen anonyme Quellen und Informanten von Journalisten ausgespäht
werden sollen. Die erhobenen Daten werden drei Jahre lang
gespeichert. Aivd und Mivd können die gesammelten Daten an
ausländische Dienste und Regierungen weitergeben. Das Abhörgesetz
ermöglicht auch die Rasterfahndung. Es kann am 1. Januar 2018 in
Kraft treten, weil die Zweite Kammer des Parlaments die Novelle
bereits passieren ließ. Die beiden Ressortchefs sind gehalten, die
von ihnen genehmigten Lauschaktivitäten mit einer parlamentarischen
Überprüfungskommission abzustimmen. Diese prüft auch, ob sich die
Geheimdienste an die Auflagen zur Datenerhebung halten. Die
Vereinigung Privacy First, die Vereinigung der Strafgerichtsanwälte,
der Journalistenverband, die Plattform zum Schutz der Bürgerrechte
und neun weitere Menschenrechtsorganisationen wollen gegen das
Abhörgesetz klagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7411: Sprache, Kunst und Medium - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Murdoch-Konzern will auch den Rest des britischen Sky-Senders

Die Regierung in London hat Vorbehalte gegen die geplante Übernahme
des TV-Senders Sky durch den Medienmogul Rupert Murdoch geäußert.
Kulturministerin Karen Bradley erklärte, sie mache sich Sorgen über
den Einfluß Murdochs auf die Kultur, die Medien und die Politik des
Landes.

"Die Transaktion könnte die Möglichkeit des Murdoch Family Trusts
vergrößern, Einfluß auf die Nachrichtenagenda insgesamt und den
politischen Prozeß nehmen", so die Ministerin weiter. Am heutigen
Donnerstag soll die Entscheidung über die Genehmigung oder Ablehnung
im Parlament fallen.

Zum Murdoch-Imperium gehören mit The Times und The Sun samt deren
Wochenendausgaben bereits zwei der größten Tageszeitungen des Landes.
Auch am Bezahlsender Sky hält der Presse- und Informationskonzern
bereits 39 Prozent. Für den Rest hat 21st Century Fox rund 13,3
Milliarden Euro geboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7475: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Erfolgreicher Cyber-Angriffstest auf Kampfflugzeuge der Luftwaffe

Mitarbeitern des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) ist
es mit geringem Aufwand gelungen, per Cyber-Angriff Kampfflugzeuge
der Luftwaffe zu übernehmen. Die Bundeswehr wurde über den Test der
Forschergruppe informiert. Generalmajor Ansgar Rieks, der Leiter des
Luftfahrtamtes der Bundeswehr, kündigte daraufhin eine neue Initiative
zur Cybersicherheit in der Luftfahrt an. Während einer
Sicherheitskonferenz in Bückenberg sagte Rieks gegenüber
Journalisten, man müsse sich nicht nur mit Cyber-Attacken auf die
Bordsoftware befassen, sondern auch mit Angriffen auf die
Luftfahrtinfrastruktur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7489: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung lehnt Todesstrafe unter allen Umständen ab

In Japan sind am Donnerstag zwei zum Tode verurteilte Männer gehängt
worden. Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, Bärbel
Kofler, hat daraufhin die Todesstrafe als unmenschlich und grausam
bezeichnet und die japanische Regierung aufgefordert, Hinrichtungen
auszusetzen und deren Praxis zu überdenken. Die SPD-Politikerin
betonte, die Bundesregierung lehne die Todesstrafe unter allen
Umständen ab. Menschenrechtsorganisationen zufolge warten
Todeskandidaten in Japan zum Teil Jahrzehnte in Einzelhaft auf ihren
Henker. Wenige Stunden vor ihrer Hinrichtung werden sie vom
bevorstehenden Gang zum Galgen informiert. Zeit, sich von Angehörigen
zu verabschieden, bleibt dann nicht mehr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7461: Tragisches und Kurioses - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Neugier wurde Touristin zum Verhängnis

Eine neuseeländische Touristin wurde am Flughafen auf der Karibikinsel
Sint Maarten von dem starken Turbinenwind einer startenden Boeing
737-800 erfaßt und gegen einen Betonblock geschleudert. Die Frau zog
sich dabei so schwere Kopfverletzungen zu, daß sie wenig später im
Krankenhaus starb.

Wie Spiegel-Online unter Berufung auf die Zeitung The Daily Herald
berichtete, hatte die 57jährige offenbar die Warntafeln ignoriert,
weil sie glaubte, sich an einem Maschendrahtzaun festhalten zu können.
Das war jedoch ein furchtbarer Irrtum.

An dem gleich neben einem Strand gelegenen Airport kommt es immer
wieder zu Verletzungen. Da man gewöhnlich nicht so dicht an eine
Start- und Landebahn herankommt, suchen dort viele Leute diese Art von
Nervenkitzel. Die Maschinen fliegen häufig in nur etwa 30 Metern Höhe
über die Menschen hinweg. Bei einem ungünstigen Winkel der Triebwerke
bekommen sie dann den vollen orkanartigen, mit Sand durchsetzten
Luftstrom ab.
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SOZIALES/7486: Arbeit, Soziales und Familie - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Neuer Tarifvertrag für große Schnellrestaurantketten

Die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) und der
Bundesverband der Systemgastronomie haben sich in der Nacht auf
Freitag auf einen Tarifvertrag für die rund 100.000 Mitarbeiter
großer Schnellrestaurantketten in Deutschland verständigt. Laut NGG
sollen diese während der Tariflaufzeit bis Ende 2019 dreimal eine
Lohnerhöhung von insgesamt 7,3 bis 8,7 Prozent bekommen.
Auszubildende erhalten in jedem der drei Ausbildungsjahre 60 Euro
mehr Lohn. Der Einstiegslohn ab August liegt mit neun Euro pro
Arbeitsstunden etwas über dem allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn
von 8,50 Euro. Der Tarifkompromiß war nach vier Verhandlungsrunden
unter Vermittlung eines Schlichters zustande gekommen.
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UMWELT/7469: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel könnte Luftverkehr einschränken

Daß sich die Abgase des Luftverkehrs negativ auf das Klima auswirken,
ist allgemein bekannt. Allerdings könnten die steigenden Temperaturen
schon bald dafür sorgen, daß Flugzeugen nicht mehr starten können. Zu
diesem Ergebnis gelangten laut dpa Forscher um Ethan Coffel von der
New Yorker Columbia University. Der Grund: Die immer wärmere Luft
dehnt sich aus und ihre Dichte nimmt ab. Um trotzdem losfliegen zu 
können, müßten etwa 10 bis 30 Prozent aller vollbesetzten Flugzeuge 
in den heißesten Stunden des Tages entweder Treibstoff, Passagiere 
oder Ladung entfernen oder auf Abkühlung warten, so die Forscher.
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WIRTSCHAFT/7474: Märkte und Finanzen - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Tepco wird tritiumverseuchtes Wasser in den Pazifik einleiten

Auf dem Gelände der havarierten Atomanlage Fukushima Daiichi hat das
japanische Betreiberunternehmen Tepco nach eigenen Angaben mehr als
770.000 Kubikmeter radioaktiv verseuchtes Kühlwasser in Tanks
gelagert. Um Platz zu schaffen und weil die provisorischen Tanks
erdbebengefährdet sind, soll das Wasser in den Pazifik eingeleitet
werden, nachdem besonders gefährliche Nuklide wie Cäsium und
Strontium möglichst extrahiert wurden. Tepco spricht jetzt vom
radioaktiven Wasserstoffisotop Tritium, welches sich nicht aus dem
verseuchten Wasser entfernen läßt, welches aber auch keine besondere
Gesundheitsgefahr für Menschen darstellen soll, wenn es in nur kleinen
Mengen in den Pazifik eingeleitet wird. Laut Tepco ist es gängige
Praxis von Atomkraftwerksbetreibern, tritiumhaltiges Wasser ins Meer
abzulassen. Takashi Kawamura, der für den Energiekonzern die Arbeiten
an den drei Katastrophenmeilern leitet, sagte, der Plan zur
Einleitung des Kühlwassers ins Meer sei mit der Internationalen
Atomenergiebehörde IAEA und der japanischen Atomaufsicht abgesprochen
worden.
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WISSENSCHAFT/7492: Aus Forschung und Technik - 14.07.2017 (SB)




VOM TAGE



Britische Forscher entdecken Ministern

In den unendlichen Weiten des Weltraums sind viele Absonderlichkeiten
versteckt. So sind Wissenschaftler der Universität Cambridge auf
einen Stern gestoßen, der nur wenig größer ist als der Planet Saturn. 
EBLM J0555-57Ab liegt 600 Lichtjahre von der Erde entfernt und
gehört zu einem Doppelsternsystem. Er wurde entdeckt, weil er
periodisch vor seinem größeren Begleiter vorbeizieht und dessen
Helligkeit leicht verringert. Daraus berechneten die Forscher Größe
und Masse des Objekts. Dabei zeigte sich, daß auf dem Ministern
wohl eine Schwerkraft herrscht, die 300mal stärker ist als auf der
Erde.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/284: Komplexe Gasbewegung im Zentrum der Milchstraße (idw)


Universität Heidelberg - 13.07.2017

Komplexe Gasbewegung im Zentrum der Milchstraße

Forscher aus Heidelberg und Oxford simulieren diese Bewegung mit einem
umfassenden Modell



Wie bewegt sich das Gas im Zentrum der Milchstraße? Mit einer
umfassenden Computersimulation ist es Wissenschaftlern der Universität
Heidelberg in Zusammenarbeit mit Kollegen der University of Oxford
gelungen, die Bewegung der Gaswolken nachzuvollziehen. Das neue Modell
macht es nunmehr möglich, die komplexe Gasbewegung schlüssig zu
beschreiben. Durchgeführt wurden die Arbeiten von den Astrophysikern Dr.
Mattia C. Sormani (Heidelberg) und Matthew Ridley (Oxford), auf
Heidelberger Seite am Sonderforschungsbereich "Das Milchstraßensystem" (SFB
881).

Unser Sonnensystem befindet sich in der Randzone einer scheibenförmigen
Galaxie mit einem Durchmesser von rund 100.000 Lichtjahren, der
Milchstraße. Von der Erde aus lässt sich ihr Aussehen daher nur indirekt
beobachten, indem Positionen und Bewegungen von Sternen und Gaswolken
gemessen werden. Sehr wahrscheinlich ähnelt die Milchstraße einer
sogenannten Balkenspiralgalaxie, einem sehr häufig beobachteten Typ von
Galaxie im Universum. Ein bekanntes Beispiel dafür ist die Galaxie M61.

Neben den sichtbaren Sternen befinden sich in der Milchstraße große Mengen
interstellaren Gases, dessen Verteilung und Bewegung äußerst komplex ist.
Vor allem im Zentrum findet sich ein Missverhältnis zwischen der Menge des
vorhandenen Gases und einer geringen Aktivität der Sternentstehung. "Mit
unserer Simulation können wir nicht nur diese Diskrepanzen vorhergehender
Modelle aufheben, sondern auch die tatsächlich beobachtete Bewegung des
Gases erstaunlich gut wiedergeben", so Prof. Dr. Ralf S. Klessen, der am
Institut für Theoretische Astrophysik am Zentrum für Astronomie der
Universität Heidelberg (ZAH) forscht.

In dem neuen Modell bewegen sich die Gaswolken in der Zentralen
Molekularen Zone (CMZ) - die innersten 1.500 Lichtjahre der Milchstraße -
auf einer ellipsenförmigen Scheibe, die zwei Spiralarme hat. Das Gas aus
der Umgebung strömt durch diese beiden Arme in die CMZ. Kollisionen der
Gaswolken erzeugen dabei Druckwellen, die Turbulenzen auslösen. "Diese
Turbulenzen könnten die Entstehung neuer Sterne verhindern, indem sie das
Kollabieren der Gaswolken unterbrechen. Dies würde eine konsistente
Erklärung für die bislang unerklärbar geringe Sternentstehungsrate in
dieser Region liefern", sagt Dr. Sormani.

Durch ihre Computersimulation konnten die Wissenschaftler ein räumliches
Bild vom Zentrum der Galaxis erstellen und die Position einiger bekannter
Gaswolken erstmals innerhalb dieser dreidimensionalen "Karte" bestimmen.
Die Astrophysiker planen nun, ihre Simulation weiter zu optimieren, um
ihre Ergebnisse noch besser an die Beobachtungen anzupassen. Sie wollen
außerdem weitere Unklarheiten wie die ausgeprägte Asymmetrie der
Gasverteilung in der zentralen Region der Milchstraße klären.
Weiterführende Simulationen, die die zeitliche Entwicklung der chemischen
Zusammensetzung des Gases verfolgen, sollen diesem Geheimnis auf den Grund
gehen.

"Wir gehen davon aus, dass diese Erkenntnisse einen wesentlichen Einfluss
auf künftige Untersuchungen zum Aufbau unserer Galaxis haben werden",
betont Prof. Klessen. Die Forschungsergebnisse wurden in den "Monthly
Notices of the Royal Astronomical Society" veröffentlicht.


Originalveröffentlichung:

M.G.L. Ridley, M.C. Sormani, R.G. Treß, J. Magorrian, R.S. Klessen:
Nuclear spirals in the inner Milky Way. Monthly Notices of the Royal
Astronomical Society (2017) 469 (2): 2251-2262, doi: 10.1093/mnras/stx944

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/428: Teleskop STIX - Fertig für den Start zur Sonne (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 13.07.2017

Fertig für den Start zur Sonne



Die Sonne aus nächster Nähe erforschen und ihre Aktivität messen: Das
Teleskop STIX soll ab Februar 2019 als Teil der Weltraummission "Solar
Orbiter" der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) die Röntgenstrahlung
der Sonne mit bislang noch nicht erreichtem Detailreichtum untersuchen.
Ein internationales Team mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des
Leibniz-Instituts für Astrophysik Potsdam (AIP) hat STIX entwickelt und
nun fertiggestellt. Das AIP war an dem Instrument als einziges
Forschungsinstitut in Deutschland beteiligt.




[image: Foto: © AIP/Hakan Önel]

Die Imager-Einheit des Teleskops STIX, welche die Röntgenstrahlung filtert,
und die Detektorbox (schwarz, im Hintergrund), die die Röntgenstrahlung
misst.

Foto: © AIP/Hakan Önel



Röntgenstrahlung gibt Hinweise auf die Aktivität der Sonne und entsteht in
der Korona, der äußeren Atmosphäre. STIX (kurz für: Spectrometer/Telescope
for Imaging X-rays) soll diese Strahlung messen. Das Teleskop besteht aus
Hitzeschild-Fenstern, dem Imager und einer Detektorbox. Die
Röntgenstrahlung tritt durch die Fenster im Hitzeschild der Raumsonde
hindurch, wird in der Imager-Einheit gefiltert und von der
Detektor-Einheit gemessen, um Bilder der heißesten Regionen, in denen die
Temperatur während Sonneneruptionen bis zu etwa 40 Millionen Grad Celsius
beträgt, aufzunehmen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des AIP haben an dem Imager
maßgeblichen Anteil: Sie entwickelten unter anderem das grundlegende
Design der Einheit, fertigten mechanische Teile und beteiligten sich am
Zusammenbau des Instruments. Außerdem beauftragten und begleiteten die
AIP-Wissenschaftler Tests, bei denen sie zum Beispiel überprüften, wie
STIX auf Vibrationen und große Temperaturschwankungen reagiert. Etwa acht
Jahre lang hat es gedauert, die Imager-Einheit von STIX fertigzustellen.
Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) fördert das
Projekt mit etwa 1,8 Millionen Euro. Das internationale Team unter Leitung
der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) hat STIX nun an das Unternehmen
Airbus Defence and Space übergeben, das in Großbritannien alle Instrumente
in die Weltraumkapsel Solar Orbiter einbauen und diese auf den Start
vorbereiten wird. Zehn Instrumente werden sich insgesamt auf der Raumsonde
befinden und die Sonne sowie ihre Umgebung untersuchen.

STIX soll ungelöste Fragen der Forscherinnen und Forscher bezüglich der
Sonne beantworten: Sie wollen besser verstehen, wie Sonneneruptionen
entstehen und wie sich diese auf die Sonne, den Raum zwischen den Planeten
und sogar auf die Erde sowie unsere technische Zivilisation auswirken
können. STIX und Solar Orbiter werden etwa zehn Jahre lang unterwegs sein,
um die Sonne aus nächster Nähe zu beobachten. Dabei erreicht die Sonde
einen Abstand von einem Viertel der Strecke zwischen der Erde und der
Sonne und verlässt zudem die Erdbahnebene, um die Sonne aus noch nie zuvor
erreichten Perspektiven zu beobachten.


Webseite zu STIX:

http://www.aip.de/en/research/research-area-cmf/cosmic-magnetic-fields/solar-physics/solar-radio-physics/solo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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FORSCHUNG/1058: Wimperntierchen und ihre bakteriellen Lebenspartner - Eine weltweite Partnerschaft (idw)


Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie - 12.07.2017

Wimperntierchen und ihre bakteriellen Lebenspartner - Eine weltweite
Partnerschaft


Wimperntierchen sind wie Menschen von einer Vielfalt an Bakterien
besiedelt. Bei ihren symbiontischen Lebenspartnern haben manche der
Wimperntierchen (Ciliaten) schon vor sehr langer Zeit ihre Wahl getroffen.
Und die scheint sich bewährt zu haben. Das zeigen Untersuchungen von
Bremer Max-Planck-Forschern und ihren Kollegen, die eine Gruppe dieser
Einzeller und deren bakterielle Partner im Mittelmeer und in der Karibik
erforscht haben und jetzt darüber in den Proceedings of the Royal Society
B berichten. Die Bakterien liefern dabei die Energie für den Wirt, das
Wimperntierchen, in dem sie Schwefel oxidieren.

Überraschend dabei ist es, dass es, obwohl ein ganzer Ozean das Mittelmeer
von der Karibik trennt, es immer fast dasselbe Gespann von Bakterien und
Wimperntierchen ist, denn beide Partner stammen jeweils von einem Urahn
ab.

Elegante Schwimmer

Wimperntierchen sind eigentlich keine Tiere. Es sind Einzeller mit
mehreren Zellkernen und kommen im Süßwasser, Meer und im Boden vor. Der
Name rührt von den Wimpern auf der Zelloberfläche her, mit der diese
Einzeller sich fortbewegen und Nahrung zu einer mundähnlichen Öffnung
heranführen können. Bekanntestes Beispiel ist das Pantoffeltierchen. Erst
unter dem Mikroskop sieht man die Eleganz, mit der diese sich bewegen.
Manche dieser Lebewesen werden so groß, dass sie mit dem bloßen Auge als
Pünktchen im Wassertropfen sichtbar werden. In der jetzt vorgestellten
Studie von Brandon Seah aus der Abteilung Symbiose am Bremer
Max-Planck-Institut geht es um die Gattung Kentrophoros, die keinen Mund
zur Aufnahme von Nahrung besitzt, dafür aber auf symbiontische Bakterien,
so genannte Schwefeloxidierer, angewiesen ist. Man spricht hier von
Mutualismus, d.h. beide Partner sind aufeinander
angewiesen.

Chemosynthese und Symbiose als Strategie

Inzwischen kennt man eine Reihe von Lebewesen, die diese
schwefeloxidierenden Bakterien als Energielieferanten nutzt. Die ersten
entdeckte man zufällig in den 1970er Jahren an den Hydrothermalquellen der
Tiefsee. Die Tiefseemuscheln Bathymodiolus und der Röhrenwurm Riftia sind
zwei Beispiele. Doch bislang war nicht bekannt, wie die Symbiose bei den
Wimperntierchen der Gattung Kentrophoros strukturiert ist. Sind die
Bakterien mit anderen verwandt oder ist es eine bislang unbekannte Art?

In der jetzigen Studie verglichen die Forscher Kentrophoros aus dem
Mittelmeer und der Karibik. Obwohl das äußere Erscheinungsbild, und die
Morphologie sehr verschieden war, zeigten die Ergebnisse der
Erbsubstanzanalyse, dass alle Zellen einen gemeinsamen
stammesgeschichtlichen Ursprung haben. Und das trifft jeweils auf die
Bakterien und die Wimperntierchen zu. Die Bakterien gehören
stammesgeschichtlich alle zu einer einzigen neu entdeckten Klade, das
heißt, alle in dieser Studie gefundenen Symbionten haben einen gemeinsamen
Vorfahren. Das bedeutet, dass vor ein paar Millionen Jahren der erste
Kentrophoros und der Urahne dieser Bakterien eine gemeinsame Partnerschaft
wählten, die die Zeiten überdauerte. Ihre Nachkommen haben sich über den
Planeten Erde ausgebreitet.

"Die bakteriellen Symbionten wachsen nur auf einer Körperseite. Manche
Wimperntierchen haben große Ausbuchtungen ausgebildet, um die
Siedlungsfläche zu vergrößern. Diese Wimperntierchen tragen sozusagen ihr
eigenes Gemüsebeet mit sich herum, denn die Bakterien werden vom Wirt per
Phagozytose aufgenommen," beschreibt Brandon Seah, Doktorand am Bremer
Max-Planck-Institut die Symbiose.

Prof. Dr. Nicole Dubilier, Direktorin des Max-Planck-Instituts
sagt: "Unsere Ergebnisse zeigen, dass diese Symbiose zwischen
Wimperntierchen und schwefeloxidierenden Bakteriensich über sehr lange
evolutionäre Zeiträume, vielleicht zehn bis hunderte Millionen Jahre,
erhalten hat. Ursprünglich dachten wir, dass diese Symbiose niemals so
spezifisch sein kann wie bei Endosymbionten, die in ihrem Wirt leben. Bei
Kentrophoros vermuteten wir, dass sie die Symbionten leicht verlieren,
wenn sie sich durch Sand oder Wasser bewegen. Aber es stellte sich heraus,
dass dies kein Hinderungsgrund für die intensive stabile Beziehung
zwischen Wirt und Symbiont darstellt."

Geht man nur vom äußeren Erscheinungsbild aus, haben die Forscher dieser
Studie 17 verschiedene Typen Kentrophoros gefunden, die genetisch sehr
ähnlich sind. Es scheint einen generellen Masterplan zu geben, dessen
Ausführungen unterscheiden.

Ausblick

Als nächstes steht unter anderem die Sequenzierung der Genome an. Ein
weiteres Ziel ist es, diese Lebewesen im Labor zu züchten, denn dann sind
weitere interessante Untersuchungen zur Beziehung zwischen Genotyp und
Phänotyp möglich. Was bringt jeder Partner in die Beziehung ein?


Originalveröffentlichung

Seah BKB, Schwaha T, Volland J-M, Huettel B, Dubilier N, Gruber-Vodicka
HR. 2017 Specificity in diversity: single origin of a widespread
ciliate-bacteria symbiosis. Proc. R. Soc. B 20170764.

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2017.0764

Beteiligte Institute

- Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie, Bremen

- Department of Integrative Zoology, and Department of Limnology and
 Bio-Oceanography, Vienna, Austria

- Max Planck Genome Centre Cologne, Max Planck Institute for Plant
 Breeding Research, Cologne, Germany

- MARUM, Center for Marine Environmental Sciences, Bremen, Germany




Kasten Wimperntierchen





Wimperntierchen sind keine Tiere, sondern einzellige Lebewesen. Sie
 werden bis zu paar Millimeter groß. Der Name Kentrophoros steht für
 Stachelträger, denn die kleinen symbiotischen Bakterien deuteten die
 Forscher vor hundert Jahren fälschlich als Stachel. Kentrophoros wurden
 im Mittelmeer und der Karibik, aber auch im Pazifik gefunden. Sie können
 sich asexuell vermehren. Als Besonderheit der Wimperntierchen gibt es
 mehrere Zellkerne von zwei verschiedenen Sorten. Einer davon ist zwar
 klein, aber er ist für die sexuelle Generation der Tochterzellen
 maßgeblich und trägt die gesamten genetischen Informationen. Die anderen
 regeln die Körperfunktion über spezifische Genexpression. Damit wird das
 Erscheinungsbild festgelegt.






Weitere Informationen unter:

https://vimeo.com/89605962

Film von Brandon Seah

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/1057: RNA-Moleküle haben ein kurzes Leben (idw)


Universität Basel - 12.07.2017

RNA-Moleküle haben ein kurzes Leben



Eine Forschungsgruppe am Biozentrum der Universität Basel hat eine neue
Methode entwickelt, um die Halbwertszeit von RNA-Molekülen zu messen.
Dabei zeigte sich, dass gängige Methoden verzerrte Messergebnisse liefern
und RNA-Moleküle durchschnittlich nur zwei Minuten leben, zehnmal kürzer
als bislang angenommen. Die Ergebnisse sind jetzt im Fachjournal «Science
Advances» veröffentlicht.

RNA-Moleküle sind einzelne Abschriften der DNA einer Zelle. Sie übertragen
die genetischen Informationen der DNA und dienen als Vorlage für die
Herstellung von Proteinen, die sämtliche Prozesse in der Zelle steuern.
Reguliert werden diese kleinen Informationsüberträger über ihre
Lebenszeit, besser gesagt Halbwertszeit. Nach ihrer Herstellung dienen
RNA-Moleküle für eine begrenzte Zeit als Vorlage für die
Proteinproduktion, bevor sie wieder abgebaut werden.

Bislang gab es zwei wissenschaftliche Methoden, mit denen man die
Halbwertszeit der RNAs gemessen hat. Wie das Forschungsteam von Prof.
Attila Becskei am Biozentrum, Universität Basel, nun herausfand, können
diese herkömmlichen Methoden ziemlich ungenau sein und teilweise
inkonsistente Ergebnisse liefern. Becskeis Team hat nun eine neue Methode
gefunden, mit der er zeigen konnte, dass RNA-Moleküle im Schnitt nicht 20
Minuten überdauern, sondern lediglich zwei Minuten leben. «Das war eine
herausfordernde Aufgabe für uns, denn niemand wusste im Voraus, welche
Methode die richtigen Ergebnisse liefern würde», sagt Becskei.

Die «Gene Control Methode» zeigt: RNAs leben kurz

Die Halbwertszeit einer RNA ist für wissenschaftliche Untersuchungen zum
Zellzyklus relevant. Der gesamte Prozess der Zellteilung ist darauf
angewiesen, dass die richtige Menge an Proteinen zum richtigen Zeitpunkt
vorliegen. Stimmen die Konzentrationen in gewissen Phasen des Zellzyklus
nicht, kommt es zu Fehlern.

Die von Becskei verwendete Genkontrollmethode ist bereits bekannt, wird
bislang jedoch nicht zur Messung der Halbwertszeit von RNA-Molekülen
eingesetzt. Grund dafür ist, dass komplexe Gentechniken dafür notwendig
sind und sie langwierig ist, da sich mit ihr lediglich nur eine RNA zur
selben Zeit untersuchen lässt. Dabei reguliert man ein einzelnes Gen auf
der DNA so, dass die Herstellung der RNA an- und abgeschaltet werden kann.
Unterbindet man die RNA-Produktion, lässt sich messen, wie lange die
bereits produzierten RNAs in der Zelle überdauern. So lässt sich die
Lebenszeit für dieses RNA-Molekül ermitteln. "Die Methode liefert also
immer nur das Ergebnis für eine RNA, dafür ist das Ergebnis verlässlich",
so Becskei.

Die Versuche wurden für rund 50 verschiedene Gene wiederholt und zeigten,
dass 80 Prozent aller RNAs eine kurze Lebensdauer haben und weniger als 2
Minuten leben. Nur rund 20 Prozent leben länger, etwa 5 bis 10 Minuten.
«Diese Ergebnisse sind erstaunlich, wenn man bedenkt, dass man bislang
davon ausging, dass RNAs durchschnittlich 20 Minuten in der Zelle
überdauern», so Becskei.

Herkömmliche Methoden mit Haken

Bislang gab es im Wesentlichen zwei Hauptmethoden, derer sich
Wissenschaftler bedienten, um die Halbwertszeit von RNA-Molekülen zu
messen. Bei der transkriptionellen Inhibition wird der Zelle eine Substanz
verabreicht, die die Herstellung der RNAs durch alle Gene stoppt.
«Unterbindet man jedoch die Produktion aller RNAs, so ändern sich auch
andere Prozesse in der Zelle und sie stellt ihre Funktion ein. Das
verfälscht die Ergebnisse", so Becskei.

Auch die In Vivo Markierung hat ihre Schattenseite: Hier werden die RNAs
zunächst markiert und beobachtet, wie lange diese in der Zelle überdauern.
Doch das Markieren mit modifizierten Molekülen kann die Funktion der Zelle
stören und zu falschen Ergebnissen führen. Somit haben alle bisher
verwendeten Methoden einen Nachteil, da die Messung selbst die zu
messenden Prozesse beeinflusst. "Manchmal ist kaum zu glauben, dass
Wissenschaftler rund 30 Jahre unwissentlich mit Methoden arbeiten, die
verzerrte Ergebnisse liefern", so Becskei. "Es scheint, dass der Philosoph
und Wissenschaftstheoretiker Paul Feyerabend richtiglag: Wissenschaft ist
oft ziemlich anarchistisch."

Die höchste Korrelation stellte das Forscherteam zwischen Becskeis Methode
und einer Variante der «In-vivo Labelling» Methode fest. In den meisten
Fällen klassifizierten beide Massnahmen dieselben RNAs als stabil und
instabil, auch wenn sich die mittleren Halbwertszeiten unterscheiden. Nun
möchte das Team untersuchen, in welchen Bereichen letztere die richtigen
Ergebnisse liefert und sich verlässlich einsetzen lässt.


Originalartikel

Antoine Baudrimont, Sylvia Voegeli, Eduardo Calero Viloria,Fabian Stritt,
Marine Lenon, Takeo Wada, Vincent Jaquet, Attila Becskei

Multiplexed gene control reveals rapid mRNA turnover.

Advanced Science, published online July 12, 2017.
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MELDUNG/468: Verbindungen zwischen Nervenzellen im Gehirn spiegeln die Umwelt wider (idw)


Universität Basel - 12.07.2017

Verbindungen zwischen Nervenzellen im Gehirn spiegeln die Umwelt
wider



Die Forschungsgruppe von Prof. Sonja Hofer am Biozentrum der Universität
Basel hat herausgefunden, wie unser Gehirn es schafft, Linien und Kanten
in unserer Umwelt leichter wahrzunehmen. Nervenzellen, die auf
verschiedene Abschnitte solcher Kanten reagieren, sind miteinander
verknüpft und liefern sich gegenseitig Informationen. Das kann es dem
Gehirn erleichtern, Objekte zu identifizieren. Die Ergebnisse der Studie
sind jetzt in «Nature» veröffentlicht.




[image: © Universität Basel, Biozentrum]

Unser Gehirn ist besonders gut darin, Linien und Konturen wahrzunehmen,
auch wenn diese vielleicht gar nicht existieren, wie die Kanten des blauen
Dreiecks im Vordergrund dieser optischen Täuschung.

© Universität Basel, Biozentrum



Visuelle Reize aus unserer Umwelt werden vom Gehirn nicht unabhängig
voneinander verarbeitet. Vielmehr senden Nervenzellen die empfangenen
Informationen direkt weiter an andere Neurone, um sich miteinander
abzustimmen und aus der Flut der einzelnen Reize ein umfassendes,
zusammenhängendes Bild zu formen. Wie dabei unsere Wahrnehmung entsteht,
nach welchen Prinzipien einzelne Nervenzellen miteinander verbunden sind
und welche Informationen sie austauschen, ist bis heute noch relativ
unklar. Die Arbeitsgruppe der Neurobiologin Prof. Sonja Hofer am
Biozentrum der Universität Basel erforscht neuronale Netzwerke im Gehirn
und hat nun im Mausmodell untersucht, welche Informationen Neurone im
visuellen Kortex von anderen Zellen über die visuelle Umgebung erhalten
und nach welchen Regeln Nervenzellen verknüpft sind.

Zusätzliche Informationen aus dem Blickfeld erreichen die Neuronen


Der visuelle Kortex, auch Sehrinde genannt, ist der grösste Teil des
Grosshirns, und dafür zuständig, optische Reize zu verarbeiten.
Verschiedene Neurone der Sehrinde reagieren auf Reize aus bestimmten
Stellen unseres Blickfeldes. Das Team von Hofer konnte nun zeigen, dass
einzelne Nervenzellen zusätzlich eine Vielzahl von Informationen aus dem
restlichen Blickfeld von anderen Neuronen erhalten. «Das ist nicht
überraschend, denn wie einzelne visuelle Reize verarbeitet und
wahrgenommen werden, hängt stark von ihrer Umgebung ab, und davon, was im
übrigen Blickfeld passiert», erklärt Hofer. So setzt das Gehirn zum
Beispiel einzelne Teile eines Bildes zu Linien, Konturen und Objekten
zusammen.

Linien in unserer Umwelt spiegeln sich im Gehirn wider

Die neue Studie zeigt, dass Neurone vor allem dann miteinander verbunden
sind, wenn sie auf Kanten reagieren, die auf einer Achse liegen. «Unsere
Umwelt enthält viele lange Linien und Konturen», erklärt Sonja Hofer. «Der
Aufbau der Welt um uns herum spiegelt sich also im Muster der Synapsen im
Gehirn wider». Hofers Team geht davon aus, dass dies dem Gehirn die
Wahrnehmung von geraden Linien und Kanten erleichtert: Zellen, die auf
verschiedene Abschnitte solcher Kanten reagieren und miteinander verbunden
sind, erhöhen so gegenseitig ihre Aktivität und verstärken damit die
Antwort auf diese Reize im Gehirn.

Unser Gehirn ist so gut darin, Konturen und Objekte aus Bildern
herauszulesen, dass es sich leicht optisch täuschen lässt und manchmal
meint, Linien zu sehen, auch wenn sie gar nicht vorhanden sind (wie das
blaue Dreieck im Vordergrund der Abbildung). »Solche optischen Illusionen
zeigen, wie stark unser Gehirn darauf ausgerichtet ist, Linien und
Konturen zu erkennen», so Hofer. «Unsere Ergebnisse zeigen einen
Mechanismus auf, der zu dieser Fähigkeit des Gehirns beitragen kann».


Originalartikel

Florencia M. Iacaruso; Ioana T. Gasler; Sonja B. Hofer

Synaptic organization of visual space in primary visual cortex.

Nature (2017) | DOI: 10.1038/nature23019
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MELDUNG/207: Studie zur Regulation der Samenruhe bei Pflanzen (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 13.07.2017

Studie zur Regulation der Samenruhe bei Pflanzen / Wissenschaftler
entschlüsseln Proteinfunktion



Die Samenruhe entscheidet darüber, ob Pflanzen sich erfolgreich
vermehren. Ein internationales Team um Wissenschaftler des 
Max-Planck-Instituts für Pflanzenzüchtungsforschung und der Universität Münster hat
nun neue Erkenntnisse zur molekularen Steuerung. Unter anderem zeigen die
Forscher, wie zwei Signalwege, die zur Samenruhe führen, miteinander
verknüpft sind.

Für Pflanzen ist die Samenruhe von besonderer Bedeutung. Sie entscheidet
mit darüber, ob die Fortpflanzung erfolgreich ist: Die Samenruhe bewirkt,
dass ein Samen nicht außerhalb der Saison keimt, beispielsweise bei warmen
Wetter im Winter, sondern erst dann, wenn die Umweltbedingungen für die
Keimlinge besser sind. Ein internationales Forscherteam um Dr. Wim Soppe
vom Max-Planck-Institut für Pflanzenzüchtungsforschung (MPIPZ) in Köln,
Dr. Guillaume Née und Prof. Dr. Iris Finkemeier von der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) hat nun erstmals gezeigt, welche Rolle
ein Protein namens "DOG1" im Zusammenspiel mit regulatorischen Enzymen bei
der Steuerung der Samenruhe spielt. DOG1 steht für "delay of germination"
("Verzögerung der Keimung"). Die Studie ist aktuell im Fachmagazin "Nature
Communications" online veröffentlicht.

"Die Samenruhe wird durch eine innere Uhr der Pflanzen und durch
Umwelteinflüsse gesteuert. Der Mensch hat diese Steuerung bei vielen
Nutzpflanzen durch Züchtungen beeinflusst", erläutert Guillaume Née (WWU,
MPIPZ), Erstautor der Studie. Um eine schnelle und gleichmäßige Keimung
der Samen zu gewährleisten, wurden Zuchtpflanzen mit einer geringen
Samenruhe selektiert. "Die Samenruhe darf aber nicht zu kurz sein. Sonst
kann es ungewollte Nebeneffekte geben. Beispielsweise kommt es vor, dass
Gerstensamen noch an der Mutterpflanze keimen - damit sind sie
unbrauchbar", so Guillaume Née. Zu wissen, wie die Samenruhe reguliert
wird, sei also auch für die Züchtung in der Landwirtschaft von Interesse.
"Je besser wir die molekularen Prozesse kennen, desto gezielter können wir
sie beeinflussen", sagt er.

Die Regulation der Samenruhe wird seit Langem erforscht und ist in Teilen
bereits bekannt. Unter anderem wissen Wissenschaftler, dass DOG1 und das
Pflanzenhormon Abscisinsäure beteiligt sind. Je mehr DOG1-Protein in der
Pflanze gebildet wird, desto länger dauert die Samenruhe. Ist das Protein
nicht vorhanden, gibt es überhaupt keine Samenruhe - die Keimung erfolgt
sofort. Während die Funktion der Abscisinsäure recht genau bekannt ist,
war die molekulare Funktion von DOG1 bisher unklar.

Die Wissenschaftler klärten nun erstmals am Beispiel der Ackerschmalwand
(Arabidopsis thaliana) das Zusammenspiel von DOG1 mit zwei verschiedenen
Protein-Phosphatasen, speziellen regulatorischen Enzymen des
Abscisinsäure-Signalwegs, auf. Mithilfe von genetischen Analysen und durch
umfassende Protein-Protein-Interaktionsstudien belegte das Forscherteam,
dass DOG1 die Funktion beider Phosphatasen hemmt. Beide Phosphatasen
spielen also eine wichtige Rolle bei der Steuerung der Samenruhe. "Diese
Arbeit beantwortete die seit Langem unbeantwortete Frage, wie der
DOG1-Signalweg und der Abscisinsäure-vermittelte Signalweg, die beide zur
Samenruhe führen, miteinander verbunden sind", unterstreicht Guillaume
Née.

Die Arbeit wurde von der Max-Planck-Gesellschaft finanziert.


Originalpublikation:

Née G. et al. (2017): Delay of germination requires PP2C phosphatases of
the ABA signalling pathway to control seed dormancy. Nature Communications
8, Article number: 72; doi:10.1038/s41467-017-00113-6
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FORSCHUNG/1377: Neues Experiment bestätigt Verletzung der Bell'schen Ungleichung (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 13.07.2017

Neues Experiment bestätigt Verletzung der Bell'schen Ungleichung

LMU/MPQ-Wissenschaftler-Team schließt letzte "Schlupflöcher" für Anhänger
des lokal-realistischen Weltbildes



"Die Natur ist anders, als wir sie mit unseren fünf Sinnen wahrnehmen."
So bringt Prof. Harald Weinfurter (Ludwig-Maximilians-Universität München
und Max-Planck-Institut für Quantenoptik, Garching) die Ergebnisse der
jüngsten Messungen auf den Punkt, die sein Team zum Test der Bell'schen
Ungleichung durchführte. In dem betreffenden Experiment verschränkten die
Physiker zwei Rubidium-Atome über eine Entfernung von 400 Metern und
bestimmten danach deren Zustand mit hoher Effizienz. Dabei widerlegten sie
eindeutig das sogenannte lokal-realistische Weltbild, das der klassischen
Physik zugrunde liegt. In diesem Weltbild sind die Eigenschaften eines
Objekts völlig unabhängig von seiner Beobachtung (Realismus), und keine
Information oder Wirkung kann sich schneller als mit Lichtgeschwindigkeit
ausbreiten (Lokalität). (Phys. Rev. Lett., 7. Juli 2017)




[image: Grafik: © Wenjamin Rosenfeld]

Künstlerische Darstellung des Experiments, in dem zwei eingefangene Atome
über eine Entfernung von 400 Metern verschränkt werden.

Grafik: © Wenjamin Rosenfeld



Mag der lokale Realismus auch unsere Alltagswelt treffend beschreiben, im
Reich der Quanten gelten ganz andere Gesetze: hier können zwei Teilchen
über weite Strecken eine Fernbeziehung unterhalten, und ihre Eigenschaften
werden erst durch die Messung festgelegt. Auf diese Inkonsistenz der
Quantenmechanik mit dem lokal-realistischen Weltbild wiesen schon 1935
Albert Einstein, Boris Podolsky und Nathan Rosen in einer mittlerweile
berühmten grundsätzlichen theoretischen Arbeit hin.

1964 entwickelte der irische Physiker John Bell ein Verfahren, die
Gültigkeit der unterschiedlichen Weltbilder zu testen. Der Test erfordert
die Verschränkung von zwei Quantenteilchen und die anschließende
Bestimmung ihrer Eigenschaften. Zwar haben alle derartigen Versuche
bislang die Vorhersagen der Quantenmechanik bestätigt. Skeptiker fanden
jedoch stets noch ein Schlupfloch, die Ergebnisse auch klassisch zu
interpretieren.

Das Schlupfloch Lokalität betrifft die strikte raumzeitliche Trennung der
Beobachter. Diese wird im Münchner Experiment dadurch garantiert, dass
sich ein Labor im Keller der Fakultät für Physik in der Schellingstraße
befindet, ein weiteres in der Schackstraße im Keller der Fakultät für
Volkswirtschaft der LMU. In jedem Labor wird ein Rubidium-Atom gefangen
und zur Aussendung eines einzelnen Photons angeregt. Der Spin-Zustand des
Atoms und die Polarisation des Photons werden dadurch verschränkt. Die
beiden Photonen werden über ein Glasfaserkabel zu einem weiteren
Messaufbau geführt, ebenfalls im Keller der Fakultät für Physik, und dort
zur Interferenz gebracht.

"Wir haben also zwei Beobachter-Stationen mit völlig unabhängig
arbeitenden experimentellen Anordnungen, eigenen Kontroll- und
Laser-Systemen", betont Dr. Wenjamin Rosenfeld, der das Projekt geleitet hat.
"Die Entfernung von 400 Metern bedeutet, dass die Verständigung zwischen
den Beobachtern 1328 Nanosekunden dauern würde, erheblich länger als der
Messprozess. Damit kann keine Information über die Messung in einem Labor
bei der Messung im anderen Labor genutzt werden. Auf diese Weise schließen
wir das Schlupfloch Lokalität."

"Die gleichzeitige Messung der interferierten Photonen signalisiert uns,
dass die beiden Atome verschränkt sind", erklärt Harald Weinfurter.
Verschränkung von zwei Teilchen impliziert, dass ihre Eigenschaften eng
korreliert sind. Abhängig von der Art der Verschränkung heißt das für die
beiden gespeicherten Rubidium-Atome, dass ihre Spins entweder in die
gleiche oder in die entgegengesetzte Richtung zeigen. In einer 8-tägigen
Messreihe sammelten die Wissenschaftler die Daten von rund 10 000
Ereignissen. Die Auswertung ergab, dass wesentlich mehr Atome im gleichen
(bzw. ungleichen) Zustand waren, als es durch klassische Statistik
beschreibbar wäre. Die Resultate weichen mit 6 Standardabweichungen weit
deutlicher vom klassischen Limit ab als in vergleichbaren Experimenten
einer holländischen Gruppe. "Die Bestimmung des Spin-Zustands der beiden
Atome erfolgt bei uns sehr schnell und effizient, und so schließen wir ein
zweites potentielles Schlupfloch: die Annahme, die beobachtete Verletzung
der Bell'schen Ungleichung sei auf unvollständige Detektion
zurückzuführen", führt Wenjamin Rosenfeld aus.

Die Messergebnisse sind zum einen von grundsätzlicher Bedeutung für unser
Verständnis der Naturgesetze. Die Wissenschaftler sehen in der Methode
aber auch eine Möglichkeit, Nachrichten abhörsicher zu verschlüsseln. Für
Anwendungen in der Quantenkryptographie aber müsse, so Harald Weinfurter,
die Qualität der Messungen noch gesteigert werden. Darüber hinaus könnte
das System auch als Bauelement die effiziente Übermittlung von
Quanteninformation und damit auch die sichere Kommunikation über große
Entfernungen ermöglichen.   Olivia Meyer-Streng


Originalveröffentlichung:

Wenjamin Rosenfeld, Daniel Burchardt, Robert Garthoff, Kai Redeker,
Norbert Ortegel, Markus Rau, und Harald Weinfurter

Event-Ready Bell Test Using Entangled Atoms Simultaneously Closing
Detection and Locality Loopholes

Phys. Rev. Lett., 7. Juli 2017, DOI: 10.1103/PhysRevLett.119.010402
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AUSSEN/1976: Vorwürfe der Zwangsarbeit in der Ostukraine dringend aufklären


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 13. Juli 2017

Vorwürfe der Zwangsarbeit in der Ostukraine dringend aufklären



Zu Berichten über Zwangsarbeit in den besetzten Gebieten in der
Ostukraine erklären Cem Özdemir, Parteivorsitzender und
Spitzenkandidat und Marieluise Beck, Sprecherin für Osteuropapolitik:

"Schon seit Jahren liegen gut dokumentierte, höchst alarmierende
Berichte über dramatische Menschenrechtsverletzungen in den
sogenannten "DNR/LNR" Gebieten in der Ostukraine vor. Sie wurden unter
anderem dokumentiert in einem Bericht ukrainischer
Nichtregierungsorganisationen von September 2016 und es gab dazu im
Deutschen Bundestag eine Anhörung.

In der Parlamentarischen Versammlung des Europarates wurde am 12.
Oktober 12016 in einer Resolution zur Situation in der Ostukraine
Hinweise auf die dramatische Willkürherrschaft der selbsternannten
Herren im Donbas dokumentiert, darunter auch die Tatsache der
Zwangsarbeit. Der Europarat folgte damit seiner zuständigen
Berichterstatterin Marieluise Beck.

Spätestens seit dem großen Datenleak von September 2016 ist offen
belegt, dass der Kreml die Administration im Donbas steuert und
finanziert. Die politische Verantwortung für diesen
menschenrechtlichen Skandal liegt damit offenbar ebenso sehr im Kreml
wie bei den Warlords im Donbas.

Es ist schwer zu ertragen, dass über diese seit Monaten bekannten
Verbrechen auf den vielen Gipfeln, in denen mit Präsident Putin
gesprochen wird, hinweggeschwiegen wird. Die Bundesregierung muss
diese Verbrechen gegenüber Präsident Putin direkt ansprechen und
verurteilen. Wir erwarten von Außenminister Gabriel, dass er die
russische Seite zu einer klaren Stellungnahme drängt, wenn er seinen
Amtskollegen Lawrow heute Abend in Berlin empfängt. Zwangsarbeit
gehört nicht in das Europa des 21. Jahrhunderts."

 * 
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AUSSEN/1975: Ein Jahr Putschversuch in der Türkei


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14. Juli 2017

Ein Jahr Putschversuch in der Türkei



Zum Jahrestag des Putschversuches in der Türkei am 15./16. Juli
erklärt Cem Özdemir, Bundesvorsitzender und Spitzenkandidat von
Bündnis 90/Die Grünen:

"Ich verurteile den gescheiterten Putschversuch aufs Schärfste und
gedenke der Opfer dieser blutigen Nacht. Bis heute ist unklar, wer
genau hinter dem Putschversuch steckte und wann Erdogan davon erfuhr.
Klar ist jedoch, dass Ankara den Putschversuch für eine lang geplante
Säuberungswelle und Massenverhaftungen nutzt. Zehntausende Menschen
hat sie schon erfasst, hunderte Universitäten, Schulen, Zeitungen,
Fernsehsender und Radiostationen sind betroffen. Auch die Opposition
im türkischen Parlament wurde mundtot gemacht. Mit Demokratie hat das
nichts mehr zu tun.

Die Auswirkungen spüren wir auch hierzulande. Erdogan hat mit seiner
Propaganda tiefe Keile in die türkische Gemeinschaft in Deutschland
getrieben. Viele, die früher Nachbarn und Freunde waren, sind heute
politische Gegner. Es war fatal, dass die CDU/CSU und SPD in der
Bundesregierung monatelang weggesehen haben statt Ankara klar zu
sagen: Europa duldet bei Demokratie und Rechtsstaatlichkeit keine
Kompromisse. Erst im Wahlkampf tönt es plötzlich schärfer, aber auf
Taten warten wir noch immer. Wir wollen dem Einfluss von Erdogan auf
unsere Gesellschaft hart Einhalt gebieten.

Ich wünsche mir von ganzem Herzen eine Türkei, in der Vielfalt und
Respekt das Zusammenleben bestimmen. Es war ein starkes Signal, dass
am vergangenen Sonntag mehr als eine Million Menschen in Istanbul
gegen Erdogans Politik des Hasses und der Ausgrenzung demonstriert
haben."
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EUROPA/1672: Deutsch-französischer Ministerrat - Nur ein Anfang


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Juli 2017

Deutsch-französischer Ministerrat: Nur ein Anfang



Anlässlich des deutsch-französischen Ministerrats erklären Franziska
Brantner, stellvertretende Vorsitzende der deutsch-französischen
Parlamentariergruppe, und Manuel Sarrazin, Sprecher für Europapolitik:

Wir freuen uns, dass mit Emmanuel Macron endlich wieder frischer Wind
in die deutsch-französischen Beziehungen kommt. Einen stotternden
deutsch-französischen Motor kann sich die EU angesichts der enormen
Herausforderungen nicht leisten. Es ist gut, dass heute bereits erste
konkrete Projekte auf den Weg gebracht wurden: Dass zweisprachige
Schulklassen und Schulpartnerschaften wieder stärker gefördert werden
sollen, ist genauso zu begrüßen wie der Ausbau der Erasmus-Programme.
Vielversprechend klingen auch die neuen Initiativen zur Förderung von
Zukunftstechnologien und Start-Ups. Die heutigen Ergebnisse reichen
aber bei weitem nicht aus, um die europäische Zukunft zu gestalten.
Dass es in vielen Bereichen nur Absichtserklärungen gibt, geht auf das
Konto der Bundesregierung. Einmal mehr opfert sie notwendige Schritte
dem deutschen Wahlkalender.

Bei der Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion ist wegen
Differenzen zwischen den Ministern Schäuble und Gabriel praktisch
nichts vorangekommen. Dies ist ein Armutszeugnis, denn diese Aufgabe
ist zu wichtig, als dass man sie wegen des Wahlkampfes in Deutschland
aussitzen darf. Emmanuel Macron hat Recht, wenn er sich mehr deutsches
Engagement bei Investitionen wünscht. Wir fordern einen Zukunftsfonds
im EU-Haushalt, der massiv in die sozial-ökologische Modernisierung
unserer Wirtschaft investiert und schweren Wirtschaftskrisen
entgegenwirken kann. Auch wir wollen den ESM in einen Europäischen
Währungsfonds umbauen. Anders als Finanzminister Schäuble wollen wir
dabei aber nicht die EU-Institutionen schwächen. EU-Kommission und 
EU-Parlament müssen gestärkt werden, damit Hilfen europäisch verhandelt
und demokratisch kontrolliert werden können. Eine schlechte Nachricht
ist, dass nach Schäuble nun auch ausgerechnet Frankreich bei der
Finanztransaktionssteuer auf die Bremse tritt. Diese ist längst
überfällig und darf nicht unter die Brexit-Räder geraten.

Eine stärkere Zusammenarbeit bei Verteidigung und Sicherheit ist
zwingend. Dass Deutschland und Frankreich einen Europäischen
Verteidigungsfonds voranbringen wollen, ist daher naheliegend. Bei
Rüstungsprojekten und Forschung muss europaweit mehr gemeinsam
vorangebracht werden. Dafür braucht es aber neue Initiativen und neues
Geld. Dass ausschließlich der ohnehin schon unterfinanzierte EU-Haushalt 
dafür herhalten soll, lehnen wir ab.

Eine enge deutsch-französische Zusammenarbeit ist für die Zukunft der
EU unerlässlich. Das Tandem muss jedoch auch immer die gesamte EU im
Blick haben und darf weder die kleineren noch die osteuropäischen EU-Staaten 
vor den Kopf stoßen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 
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Pressemitteilung vom 13. Juli 2017

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/875: Merkel und Macron ebnen den Weg zur Stärkung der Europäischen Union


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juli 2017

Merkel und Macron ebnen den Weg zur Stärkung der Europäischen
Union 

Bedeutung der deutsch-französischen Zusammenarbeit nimmt weiter zu



In Paris hat am heutigen Donnerstag der deutsch-französische
Ministerrat getagt. Dazu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag begrüßt die Ergebnisse
des deutsch-französischen Ministerrats in Paris. Bundeskanzlerin
Angela Merkel und der französische Präsident Emmanuel Macron haben
die Bedeutung einer verstärkten deutsch-französischen Zusammenarbeit
auf zahlreichen Gebieten aufgezeigt.

Unter anderem hat der Ministerrat die Beschlüsse des EU-Gipfels vom
22. und 23. Juni 2017 in Brüssel bekräftigt - die Schaffung eines
Europäischen Verteidigungsfonds sowie die Stärkung der außen- und
sicherheitspolitischen Fähigkeiten der Europäischen Union. Dazu
werden unter anderem die Entwicklung eines gemeinsamen europäischen
Kampfjets und ein deutlicheres europäisches Engagement in Afrika
gehören.

Bundeskanzlerin Merkel und Präsident Macron sind sich darin einig,
dass die Europäische Union eine immer wichtigere Rolle in der Welt
einnimmt und die Verantwortung, die daraus erwächst, künftig stärker
wahrnehmen muss. Ein Schritt auf diesem Weg ist die sogenannte
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (PESCO) im Bereich der
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Diese Entwicklung
ist historisch gesehen einzigartig. Sie bedeutet eine Verflechtung in
einem Politikfeld, das bis dato als Hoheitsbereich der
Nationalstaaten begriffen wurde. In der engen Kooperation, der
sinnvollen Aufgabenteilung und der gemeinsamen Entwicklung von
Rüstungsgütern liegt das Potenzial zu einer deutlichen Steigerung der
Effizienz und außenpolitischen Schlagkraft."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/874: Sicherheitspolitische Herausforderungen europäisch angehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juli 2017

Sicherheitspolitische Herausforderungen europäisch angehen

Wehrtechnische Zusammenarbeit
ist wichtiger Teil der deutsch-französischen Kooperation



In Paris hat am heutigen Donnerstag der deutsch-französische
Ministerrat getagt. Sicherheitspolitische Themen bildeten einen
Schwerpunkt. Dazu erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Henning Otte:

"Künftige sicherheitspolitische Herausforderungen müssen wir stärker
europäisch angehen. Die Nutzung der sogenannten Ständigen
Strukturierten Zusammenarbeit - also der Zusammenarbeit zwischen
einzelnen EU-Staaten, die vorangehen wollen - und die Stärkung des
Europäischen Verteidigungsfonds sind die richtigen Impulse auf dem
Weg zu einer europäischen Verteidigungsunion. Es ist gut, dass
Deutschland und Frankreich sich hier als Treiber engagieren. Das gilt
auch für die Kooperation im Cyber-Bereich.

Darüber hinaus sind Einigungen bei der Entwicklung gemeinsamer
Rüstungsprojekte Ausdruck der deutsch-französischen Verbundenheit,
wie etwa das fortgesetzte Bekenntnis zur Euro-Drohne. Es ist richtig,
dass wir die Kooperation zur Entwicklung eines künftigen Kampfpanzers
fortsetzen, aber für weitere europäische Partner offen halten und
somit keine industriellen Vorfestlegungen treffen. Die langfristige
gemeinsame Entwicklung eines künftigen Kampfflugzeuges ist ein
wichtiges Signal der Kooperation und sicherheitspolitisch sinnvoll."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1525: Deutsch-französischer Ministerrat - Wenig Grund zum Optimismus


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juli 2017

Deutsch-französischer Ministerrat: Wenig Grund zum Optimismus



"Deutsch-französische Schnittmengen scheint es vor allem in Fragen der
Aufrüstung zu geben. Vorschläge zur Lösung der sozialen Krise und zur
Stabilisierung der europäischen Integration haben Merkel und Macron
nicht zu bieten", sagt Alexander Ulrich, Obmann der Fraktion DIE LINKE
im EU-Ausschuss des Bundestages, anlässlich des deutsch-französischen
Ministerrates. Ulrich weiter:

"Die deutsch-französische Achse à la 'Mercron' hat den Bürgern der EU
nichts zu bieten. Erst wird die seit Jahren angekündigte
Finanztransaktionssteuer von der französischen Seite abgeblasen, dann
stellt sich die deutsche Regierung bei den öffentlichen Investitionen
quer. Was als gemeinsame Linie bleibt, ist noch mehr militärische
Aufrüstung.

Die EU braucht einen Neustart: Sozialstandards müssen durch ein
soziales Fortschrittsprotokoll abgesichert und die EU-Politik auf
allen Ebenen demokratisiert werden. Zudem braucht es eine europaweit
koordinierte Besteuerung großer Vermögen, eine strenge Regulierung der
Finanzmärkte und ein breit angelegtes, öffentliches
Investitionsprogramm. Mit 'Mercron' wird das nichts."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/971: Eine gerechte Finanzierung des Gesundheitssystems ist machbar


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juli 2017

Eine gerechte Finanzierung des Gesundheitssystems ist machbar



"Die Kosten für Krebsmedikamente werden in den nächsten Jahren zu
Mehrausgaben bei den Krankenkassen führen. Das eigentliche Problem ist
jedoch die ungerechte Finanzierung des Gesundheitssystems. Wenn die
von der LINKEN vorgeschlagene solidarische Gesundheitsversicherung
umgesetzt würde, könnten die Krankenkassen ihre Beitragssätze senken
und trotzdem sämtliche Zuzahlungen abschaffen", erklärt Harald
Weinberg, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für Krankenhauspolitik und
Gesundheitsökonomie, angesichts der Warnung des GKV-Spitzenverbands
vor drohenden Erhöhungen der Zusatzbeiträge. Weinberg weiter:

"Eine aktuelle Studie hat die Auswirkungen unseres Konzepts berechnet:
Statt derzeit durchschnittlich 15,7 Prozent könnte der Beitragssatz in
der solidarischen Gesundheitsversicherung um etwa ein Viertel auf
unter 12 Prozent gesenkt werden. Außerdem wäre er auch noch stabiler.
Das ist keine Hexerei, sondern konsequente Solidarität. Auch auf
Aktiengewinne, Gewinne aus Vermietungen und Verpachtungen und andere
Kapitaleinkünfte sollen Beiträge erhoben werden, nicht nur auf
Arbeitseinkommen wie bisher.

Derzeit zahlen die Bezieher hoher Einkommen prozentual weniger Beitrag
als die Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen. Das ist absurd. Um
diese Ungerechtigkeit zu beseitigen, will DIE LINKE die
Beitragsbemessungsgrenze abschaffen. Wer viel verdient, sollte auch
viel zahlen, wer wenig verdient, zahlt wenig und wer kein Einkommen
hat, zahlt gar nichts. Das ist Politik für die überwältigende Mehrheit
der Bevölkerung, denn für 90 Prozent der Versicherten würden die
Beiträge so sinken."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4826: Aufklärung über Schwarze Listen ist Aufgabe der Kanzlerin


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juli 2017

Aufklärung über Schwarze Listen ist Aufgabe der Kanzlerin



"Jetzt fordert sich die Bundesregierung schon selbst auf, für
Aufklärung über Schwarze Listen bei der Akkreditierung für
Journalisten beim G20-Gipfel zu sorgen. Wenn sie ihr Ansehen und das
der Bundesrepublik nicht nachhaltig beschädigen will, muss jetzt
unverzüglich Transparenz hergestellt werden. Da weder
Bundesinnenminister noch Regierungssprecher als Beteiligte dazu
willens oder in der Lage sind, ist das jetzt die Aufgabe der
Kanzlerin", erklärt Jan Korte, stellvertretender Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE. Korte weiter:

"Weder die Verletzung von Persönlichkeitsrechten noch Einschränkungen
der Pressefreiheit kann man als Kavaliersdelikte abheften. Es sind
massive Angriffe auf im Grundgesetz verbriefte Schutzrechte der
Zivilgesellschaft vor dem Staat.

Dass Innenminister berechtigte Fragen nach Gründen für die
Einschränkung der Pressefreiheit nach Gutsherrenart abwiegeln, kennen
wir aus Staaten, in denen Demokratie und Bürgerrechte keine große
Rolle mehr spielen. Die Bundesregierung darf sich nicht nur annährend
die Blöße geben, so ein Verhalten zu adaptieren. Die Gründe für den
Akkreditierungsentzug, die Verantwortlichkeiten, die Erkenntnisse und
die Quellen dafür müssen auf den Tisch. Und wenn es keine Gründe für
so einen schwerwiegenden Eingriff in die Pressefreiheit gibt, müssen
daraus Konsequenzen gezogen werden."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1842: Regierung Merkel schafft mit Rüstungsexporten neue Fluchtursachen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 13. Juli 2017

Regierung Merkel schafft mit Rüstungsexporten neue Fluchtursachen



Zur Genehmigung von Rüstungsexporten nach Ägypten und Saudi-Arabien
durch die Bundesregierung mitten in der Katar-Krise und dem Krieg in
Jemen erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Die Regierung Merkel schafft mit immer neuen Rüstungsexporten in
Spannungsgebiete neue Fluchtursachen und nimmt eine weitere Zuspitzung
von Konflikten billigend in Kauf. Wer mitten in der Katar-Krise und
während Saudi-Arabien einen schmutzigen Krieg im Jemen führt, U-Boote,
Patrouillenboote und militärische Schwerlastkraftwagen nach Ägypten
und Saudi Arabien exportiert, macht sich mitschuldig. Die Kanzlerin
kann sich ihr ganzes G20-Gerede sparen - ihr Handeln ist das ganze
Gegenteil. Ausgerechnet Saudi-Arabien, von wo aus nachweislich
Terrorgruppierungen finanziert wurden und das mindestens indirekt
Kriegspartei auch in Syrien ist, wird nicht nur von Donald Trump,
sondern auch von der Bundesregierung weiter hochgerüstet. Angela
Merkel macht Deutschland damit, ob sie will oder nicht, zur
Konfliktpartei und eine Unterstützung friedlicher Konfliktlösungen
praktisch unmöglich.

Die Rüstungsexporte der Bundesrepublik haben längst jedes erträgliche
Maß überschritten. Wir brauchen ein sofortiges Moratorium für alle
derartigen Lieferungen und völlig neue, restriktive Regelungen. Der
Export von Kleinwaffen ist ebenso wie die Lieferung in
Spannungsregionen und an konfliktbeteiligte Staaten sofort
einzustellen. Es muss endlich aufhören, dass der Tod ein Meister aus
Deutschland ist.

F.d.R. Hendrik Thalheim

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





VERKEHR/454: Dobrindt als Komplize der Abgasbetrüger


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Juli 2017

Dobrindt als Komplize der Abgasbetrüger



"Minister Dobrindts Unfähigkeit, die Abgaskrise in ihrem gesamten
Ausmaß zu erkennen und in den Griff zu bekommen, bedroht die
Automobilindustrie mit ihren Beschäftigten und den Zulieferern im
Kern. Es sind inzwischen nicht mehr nur die Fragen gesundheitlicher
Schäden von Millionen Menschen und der Verluste für die
Dieselauto-Käufer, die schnellstens gelöst werden müssen. Es geht
zudem darum, die Autohersteller nicht länger gewähren zu lassen,
sondern zur Einhaltung der Gesetze und Grenzwerte zu zwingen", sagt
Herbert Behrens, Verkehrsexperte der Fraktion DIE LINKE und
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses zum Abgasskandal, mit Blick
auf die aktuellen Ermittlungen gegen den Automobilhersteller Daimler
wegen des Verdachts auf Abgasbetrug. Behrens weiter:

"Die Vorwürfe gegen Daimler kommen wie eine Enthüllung daher, doch es
handelt sich lediglich um das Zusammentragen aller Fakten, die seit
Monaten auf dem Tisch liegen. Die Stickoxyd-Werte werden bei führenden
deutschen Autoherstellern nicht eingehalten. Das stellte selbst die
Untersuchungskommission Volkswagen fest, und Messergebnisse des ADAC
und des Umweltbundesamtes haben dies schon vor Jahren belegt.

Jetzt wird gegen Daimler ermittelt, weil schon vor einem Jahr durch
hohe Abgaswerte auffällig gewordene Fahrzeuge mit einer illegalen
Abschalteinrichtung ausgestattet sein könnten. Nur einer will von
alledem nichts gehört haben: Verkehrsminister Dobrindt. Statt sich die
Verursacher der gesundheitsgefährdenden Stickoxyde zur Brust zu
nehmen, beschäftigt sich der Minister lieber mit der 'grünen Welle',
um die Schadstoffbelastung zu senken. Mit so einer Mentalität macht
man sich zum Komplizen der Betrüger und hat auf einem Ministersessel
nichts zu suchen."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6679: Heute im Bundestag Nr. 432 - 13.07.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 432

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Juli 2017, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Politisch motivierte Straftaten im Mai

2. Zahl der Schusswaffen in Privatbesitz

3. EU-US-Justiz- und Innenministertreffen

4. Freie Software und IT-Sicherheit

5. Humanitäre Hilfe für Jemen

6. Rund 149 Kilo Cannabisblüten ausgereicht

7. Weltraumforschung zu Klimaschutz



1. Politisch motivierte Straftaten im Mai

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Mai dieses Jahres sind in Deutschland 123
Menschen infolge politisch motivierter Straftaten verletzt worden.
Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (18/13071) auf eine
Kleine Anfrage der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (18/12811) hervor.

Bis zum 28. Juni sind danach dem Bundeskriminalamt (BKA) für Mai 2017
insgesamt 1.863 solcher Straftaten gemeldet worden, darunter 193
Gewalttaten und 848 Propagandadelikte. Bis zum genannten Stichtag
konnten den Angaben zufolge 1.086 Tatverdächtige ermittelt werden; 45
von ihnen seien vorläufig festgenommen worden. Wie es in der Vorlage
weiter heißt, wurden zwei Haftbefehle erlassen.

Von den 1.863 Straftaten entfielen laut Antwort 1.186 auf die
politisch rechts motivierte Kriminalität. Die Zahl der darunter
befindlichen Gewalttaten wird mit 83 angegeben und die der Verletzten
mit 73.

Die Zahl der politisch links motivierten Straftaten beläuft sich den
Angaben zufolge auf 396, von denen 71 Gewalttaten waren. In diesem
Bereich wurden laut Regierung 25 Verletzte registriert.

49 Straftaten, darunter zehn Gewalttaten, wurden laut Vorlage dem
Bereich der "politisch motivierten Kriminalität - Ausländische
Ideologie" zugeordnet; in diesem Bereich wurden sechs Verletzte
verzeichnet.

Im Bereich der "politisch motivierten Kriminalität - Religiöse
Ideologie" lag die Zahl der Straftaten bei 28, die der darunter
befindlichen Gewalttaten bei fünf und die der Verletzten bei drei, wie
aus der Antwort ferner hervorgeht.

Die Zahl der nicht zuzuordnenden politisch motivierten Straftaten
betrug 204, von denen 24 Gewalttaten waren, wie die Regierung weiter
mitteilt. Hier wird die Zahl der Verletzten mit 16 angegeben.

Die aufgeführten Zahlen geben der Vorlage zufolge die beim BKA mit
Stand vom 28. Juni 2017 eingegangenen Meldungen der Länder wieder und
können sich "aufgrund von Nachmeldungen und Korrekturen noch -
teilweise erheblich - verändern".

 * 

2. Zahl der Schusswaffen in Privatbesitz

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Nationalen Waffenregister (NWR) sind Ende Mai
dieses Jahres 5.355.226 Waffen und Waffenteile gespeichert gewesen,
die sich in Privatbesitz befunden haben. Zum selben Zeitpunkt waren im
NWR 968.208 Personen gespeichert, die mindestens eine Erlaubnis und
mindestens eine Waffe im Privatbesitz im Inland hatten, wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (18/13082) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/12858) ausführt.

Darin verweist die Bundesregierung darauf, dass die genannten Angaben
unter dem Vorbehalt der bis zum Jahresende abzuschließenden
Datenbereinigung im NWR erfolge. Diese Bereinigung sei insgesamt weit
vorangeschritten, wobei die Waffenbehörden des Bundes und mehrerer
Länder diese für ihren Zuständigkeitsbereich bereits abgeschlossen
hätten.

 * 

3. EU-US-Justiz- und Innenministertreffen

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Tagesordnung eines "EU-US-Justiz- und
Innenministertreffens" Mitte Juni dieses Jahres auf Malta ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (18/13087) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (18/12888). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, umfasste die Tagesordnung die Themen
"Terrorismusbekämpfung, Zusammenarbeit und Datenschutz im Cyberspace,
transnationales organisiertes Verbrechen, Grenzmanagement, Migration,
Visareziprozität und die Prioritäten der kommenden estnischen
Ratspräsidentschaft".

 * 

4. Freie Software und IT-Sicherheit

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Auswirkungen des Einsatzes von
Open-Source-Betriebssystemen auf die IT-Sicherheit befasst sich die
Bundesregierung in ihrer Antwort (18/13069) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (18/12698). Danach ist es ein zentraler Aspekt
innerhalb der IT-Strategie des Bundes, "Monokulturen zu vermeiden,
weil diese leichter angreifbar und daher sicherheitstechnisch
bedenklich sind". Zudem ermögliche eine gewisse Software-Vielfalt eine
Hersteller-Unabhängigkeit, verhindere die Bildung von Monopolen und
schütze vor den damit verbundenen negativen finanziellen Auswirkungen.

Der Einsatz von Freier Software ist der Antwort zufolge mit
technischen und strategischen Vorteilen verbunden, "die durch die
Eigenschaften Freier Software wirksam werden, und zwar vorrangig bei
Einsatz, Lernen, Erweitern, Verteilen". Beim Einsatz der Freien
Software sind laut Vorlage zwei technische Aspekte hinsichtlich der
IT-Sicherheit besonders wichtig. So könnten Warnmeldungen über bei
Sicherheitsprüfungen gefundene Fehler veröffentlicht werden, weil es
keine Geheimhaltungsvereinbarung gebe. Der Anwender könne so bei
Sicherheitslücken schnell informiert werden und Gegenmaßnahmen
ergreifen. Wie die Bundesregierung weiter schreibt, sollte zudem die
Prüfung von Software auf Sicherheitslücken immer möglich sein, was
beim Einsatz von Software ein "K.O.-Kriterium" sein könne. "Beim
Vergleich zwischen herstellerabhängiger und freier Software steht
Vertrauen versus Wissen", heißt es in der Antwort.

Ferner führt die Regierung aus, dass zu den Vorteilen unter anderem
die Software-Vielfalt zähle, aber auch die Herstellerunabhängigkeit.
Um die Kommunikation von Software-Komponenten untereinander und mit
anderen Systemen zu gewährleisten, sei die Verwendung offener
Standards und Schnittstellen unabdingbar.

Herstellerunabhängigkeit sowie die Verwendung offener Standards bieten
laut Vorlage eine gute Basis für IT-Sicherheit. Sicherheit sei jedoch
ein Prozess. Um IT-Sicherheit erhalten zu können, müssten die
Verantwortlichen das System genau kennen, regelmäßig warten und
Sicherheitslücken schnell beheben. Der Einsatz Freier Software biete
daher "per se keine Gewähr für ein sicheres System", in diesem Prozess
jedoch "strategische Vorteile".

 * 

5. Humanitäre Hilfe für Jemen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat die humanitäre Hilfe für
Jemen von 32,5 Millionen Euro im Jahre 2016 auf bisher 125 Millionen
Euro im Jahr 2017 knapp vervierfacht. Die Mittel seien in den von den
Vereinten Nationen koordinierten humanitären Hilfsplan integriert, der
für das Jahr 2017 einen Bedarf von 2,1 Milliarden US-Dollar
deklariere, heißt es in der Antwort (18/12788) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (18/12431).

Die Gründe für die humanitäre Notlage im Jemen seien vielschichtig und
nicht nur im militärischen Vorgehen der von Saudi-Arabien geführten
Koalition zu suchen. "Extreme Armut, Flüchtlings- und
Migrationsströme, steigende Lebensmittelpreise, Wasserknappheit,
Ölkrise sowie häufige Naturkatastrophen (wie etwa Dürren) und interne
bewaffnete Konflikte kennzeichneten die Lage bereits vor 2015. Die
Kampfhandlungen und damit einhergehende Maßnahmen seit Ende März 2015
haben wichtige Versorgungsrouten und andere zivile Infrastruktur
zerstört und damit die Versorgungslage erheblich verschlechtert",
schreibt die Bundesregierung.

Mit dem 2016 von den Vereinten Nationen geschaffenen
Verifikations- und Inspektionsmechanismus UNVIM ("United Nations
Verification and Inspection Mechanism") habe sich der Zugang zu den
jemenitischen Häfen im Roten Meer verbessert. "Gleichwohl können
zusätzliche Inspektionsmaßnahmen im Rahmen der von der
Militärkoalition unter Führung Saudi-Arabiens durchgeführten
Seeraumüberwachung dazu beigetragen haben, dass Warenimporte verzögert
wurden."

 * 

6. Rund 149 Kilo Cannabisblüten ausgereicht

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Apotheken haben zwischen Juli 2016 und April 2017
insgesamt rund 149 Kilogramm getrocknete Medizinal-Cannabisblüten an
Inhaber einer Sondererlaubnis abgegeben. Ausgereicht wurden
verschiedene verfügbare Sorten, wie aus der Antwort (18/12651) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (18/12393) der Fraktion Die
Linke weiter hervorgeht.

Der Bundestag hat im Januar 2017 einen Gesetzentwurf der
Bundesregierung (18/10902) beschlossen, der die reguläre Ausgabe von
Cannabis als Medizin ermöglicht. Demnach können schwer kranke
Patienten auf Kosten der Krankenversicherung mit hochwertigen
Cannabisarzneimitteln versorgt werden.

Zuvor konnte Cannabis nur mit einer Ausnahmegenehmigung des
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) als
Heilmittel genutzt werden, wobei die Patienten die Kosten in der Regel
selbst zu tragen hatten.

 * 

7. Weltraumforschung zu Klimaschutz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Fragestellungen zum Klimawandel nehmen in der
Weltraumforschung nach Ansicht der Bundesregierung breiten Raum ein.
"Die zivile Raumfahrt trägt durch die Erhebung von atmosphärischen,
ozeanographischen und anderen erdbezogenen Zustandsdaten zur
Erforschung von globalen Klimaveränderungen bei", erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (18/13078) auf eine Kleine Anfrage
(18/12662) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit liefere die
Raumforschung wichtige Daten zum Verstehen des Klimawandels, etwa
durch Messungen von Klimavariablen, zum Überwachen von Folgen des
Klimawandels und für die Evaluation politischer Maßnahmen mit dem
Ziel, Klimafolgen einzudämmen. Vor allem das europäische
Erdbeobachtungsprogramm Copernicus liefere so eine umfassende
Informationsbasis. Zudem betreibe Deutschland eigene Forschungen,
insbesondere im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt.

Weiter erklärt die Bundesregierung, die bemannte Raumfahrt in den
kommenden Jahren verstärkt fördern zu wollen. Nach knapp 167 Millionen
Euro im Jahr 2016 sei geplant, die Mittel in diesem Jahr auf gut 198
Millionen Euro aufzustocken. 2018 sollen sie bei knapp 251 Millionen
Euro liegen, 2019 bei mehr als 274 Millionen Euro. Danach ist geplant,
die Summen zurückzufahren.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1506: Merkel und Macron beim 19. Deutsch-Französischen Ministerrat, 13.07.2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Paris - Donnerstag, 13. Juli 2017

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Angela Merkel und Präsident Emmanuel
Macron beim 19. Deutsch-Französischen Ministerrat


- unkorrigiertes Protokoll -

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultanübersetzung.)



Präsident MACRON: Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela, meine Damen und
Herren Minister, ich freue mich sehr, dass wir heute früh diesen
deutsch-französischen Ministerrat haben abhalten können. Ich danke noch
einmal der Bundeskanzlerin, dass sie sich entschlossen hat, diesen Rat
wegen des Datums in Paris stattfinden zu lassen. Eigentlich war es
vorgesehen, dass wir diesen Rat in Berlin abhalten. Ich freue mich daher
sehr über diese Geste, ich bin sehr dankbar für diese Geste.

Wir haben heute Morgen gemeinsam eine Initiative des Deutsch-Französischen
Jugendwerks mit deutscher und französischer Beteiligung besucht.

Wir haben außerdem einen Verteidigungs- und Sicherheitsrat abgehalten es
war der erste seit Langem. Wir haben in diesem Zusammenhang viele Themen
aus dem Bereich der Sicherheit, der Verteidigung und der Migration in der
Tiefe behandelt.

Wir haben uns dann nach einem Tête-à-Tête noch einmal mit allen Ministern
zusammengetan, deren Teams in den Ministerien seit Wochen zusammenarbeiten,
um diesen gemeinsamen Ministerrat vorzubereiten. Danke schön dafür!

Ich denke, wir sehen hier eine Übereinstimmung unserer Einschätzungen
angesichts der großen Risiken, angesichts der Agenden in Europa und auf der
Welt, angesichts unserer Programme. Wir haben aber auch gezeigt, dass in
den letzten Wochen eine Reihe von konkreten Initiativen auf den Weg
gebracht worden sind bzw. wir solche Initiativen in den kommenden Wochen
auf den Weg bringen, die wir heute zur Kenntnis genommen haben.

Mit der Kanzlerin haben wir eine gemeinsame Agenda für Europa, das schützt,
für ein schützendes Europa. Bei unserem ersten Zusammentreffen in Berlin
haben wir eine Agenda aufgestellt, die wir dann mit unseren Ministern
umgesetzt haben. Wir haben das beim G20-Gipfel, dem Sie vorgesessen haben,
weitergetrieben. Ich möchte mich noch einmal herzlich bedanken für die
Aufnahme und möchte außerdem dem Bürgermeister von Hamburg noch einmal
herzlich danken und auch unser Mitgefühl angesichts der schlimmen Attacken
in seiner Stadt zum Ausdruck bringen.

Es geht also um ein Europa, das uns schützt. Wir haben gemeinsam mit den
betroffenen Ministern, die in eine Richtung handeln, über die
Entsenderichtlinie gesprochen. Wir wollen keinen unzureichenden Kompromiss,
sondern wir wollen uns deutsch-französisch dafür einsetzen, dass wir eine
Lösung erarbeiten, um die Dinge besser zu regeln, dieses Europa des
Sozialen besser zu regeln, damit in allen Ländern für die gleiche Arbeit
das gleiche Geld bezahlt wird.

Wir haben gemeinsame Auffassungen gesehen, was internationale und
europäische Themen betrifft. Unsere Finanz- und Wirtschaftsminister haben
die gleiche Sichtweise in Bezug auf einen gerechten, freien Handel:
Reziprozität, Schutz unserer strategischen Interessen bei gleichzeitiger
Öffnung unserer Grenzen, Kampf gegen den Protektionismus in all seinen
Formen, aber auch Kampf gegen sämtliche Dumping-Tendenzen, die im
internationalen Spiel heute zutage treten.

Ein Europa, das schützt, bedeutet auch, dass wir im Bereich der Migration
Initiativen und Reformen umsetzen müssen. Die Regierung hat gestern einen
sehr ambitionierten Plan vorgestellt, um zum einen Antworten in Bezug auf
die Aufnahme von Asylbewerbern und Flüchtlingen zu liefern. Ich möchte,
dass Frankreich eine entschlossene und menschlichere Politik betreibt. Auf
der anderen Seite möchten wir die Verwaltungsfristen bei der
Asylbewerberbearbeitung reduzieren und effizienter sein. Wir haben darüber
zusammen mit der Kanzlerin und Italien auch gestern schon gesprochen. Wir
wollen gemeinsame Maßnahmen für die Prävention, damit die Migrationsgründe
angegangen werden, damit wir effizienter und menschlicher werden.

Heute haben wir in einem deutsch-französischen Rat über die Integration
gesprochen, und wir haben einen Integrationsrat ins Leben gerufen. Mein
Vorgänger hat diesen Rat noch gewünscht, und wir setzen das heute um.

Ein Europa, das schützt: Das zeigt sich auch in unserer gemeinsamen Agenda,
und das zeigt sich auch in den gemeinsamen Initiativen, die wir ergreifen
sei es im Bereich der Verteidigung oder auch im Bereich der Entwicklung.
Ich meine, dass dieses Thema durch die Arbeit, die unsere Verteidigungs-
und unsere Außenminister im Vorhinein geleistet haben, gerade in unserem
heutigen Rat ein besonderes Gewicht eingenommen hat.

Wir sind übereingekommen, dass wir eine Reihe von Dingen gemeinsam
vorantreiben wollen. Zum Beispiel haben wir eine deutsch-französische
Strategie, um im Zusammenhang mit der ständigen strukturierten
Zusammenarbeit mehr zu tun. Deshalb werden unsere Verteidigungsminister
heute Nachmittag gemeinsam mit einigen ihrer Kollegen und auch mit der
europäischen Beauftragten für Außenpolitik Federica Mogherini, die gerade
noch bei uns zugegen war, miteinander über diese Themen sprechen. Es geht
bei dieser strukturierten gemeinsamen Zusammenarbeit darum, die Länder
zusammenzubringen, die guten Willens sind und bereit sind, Finanzmittel
bereitzustellen, es geht darum, gemeinsame Kriterien und
Finanzierungsmodalitäten für den europäischen Verteidigungsfonds
festzulegen, es geht um eine Reihe von Initiativen, um Studien und
Programme im Militärbereich, auf die wir uns verpflichten, es geht um einen
langfristigen Ansatz mit Blick auf die Industrie, es geht um Programme, die
wir auflegen wollen, es geht um das zukünftige Artillerie- und
Panzersystem, Drohnen, Hubschrauber, die zukünftigen Technologien gerade im
Bereich des Digitalen. Das sind ganz konkrete Initiativen, in die wir
gemeinsam investieren wollen, in denen wir gemeinsam forschen wollen,
gemeinsam einkaufen wollen und eine echte Koordinierung in Bezug auf den
Export und die Exportpolitik haben wollen.

Ein dritter wichtiger Punkt bei diesem Themenkomplex ist die Allianz für
den Sahel. Vor einigen Wochen war ich im Sahel, nachdem wir uns lange über
das Thema ausgelassen haben. Ich bin nach Bamako gereist und habe diese
Initiative dort angekündigt. Unsere Minister haben die Allianz für den
Sahel gerade unterschrieben, um die Entwicklung dieser Länder
voranzutreiben; denn dort spielt sich für uns ein Teil der Zukunft ab.
Gemeinsam mit der Bundeskanzlerin möchten wir effizient und rasch handeln,
indem wir direkte Projekte finanzieren, indem wir unsere Finanzmittel
gemeinsam nutzen und indem wir ein entschlossenes Vorgehen für Gesundheit,
Ausbildung und demokratische Stabilität unter anderem in den Sahelländern
unterstützen. Das ist also eine Doppelstrategie, die wir fahren wollen:
Sicherheit auf der einen Seite und Entwicklung auf der anderen Seite. In
dieser Komplementarität kann die Europäische Union in der Region effizient
handeln. Das ist nicht nur eine Art und Weise, wie wir unsere Bürger
schützen, vielmehr können wir damit auch Flüchtlingsströmen, die unsere
Region sehr stark destabilisieren, präventiv entgegentreten.

Außerdem haben wir uns mit dem Kampf gegen den Terrorismus, Grenzkontrollen
und der Stärkung der Zusammenarbeit zwischen unseren Innenministern
beschäftigt. Die beiden Innenminister haben die Zusammenarbeit noch einmal
bekräftigt. Die Stärkung von Frontex ist ein Thema, so wie auch die
Initiativen im Bereich der Cyberkriminalität, die wir in den kommenden
Wochen mit einer europäischen Agenda, die wir uns auf die Fahnen
geschrieben haben, verstärken wollen.

Ein zweites großes Thema nach diesem Europa, das schützt, ist ein Europa,
das vorankommt, ein Europa, das ambitioniert ist. Zu diesem Thema haben wir
gemeinsam mit unseren Ministern eine Reihe von Initiativen ins Leben
gerufen. Zum einen wollen wir Forschung und Finanzierung im Bereich der
Nano- und der Mikroelektronik gemeinsam betreiben. Mit einem digitalen
Fonds zwischen KfW und BPI können Initiativen und Start-ups, also
Digitalunternehmen auf beiden Seiten der Grenzen finanziert werden. Es gibt
ein Konvergenzprojekt in Bezug auf die Unternehmensbesteuerung. Unsere
Wirtschafts- und Finanzminister erarbeiten eine Strategie, um einen
Rechtsrahmen zu geben, der noch stabiler und noch fester ist, und außerdem
eine Roadmap für Initiativen bis Ende des Jahres, damit die Integration der
Eurozone und Europas vorankommt.

Unsere Minister haben uns über die Arbeiten, die gemeinsam geleistet worden
sind, berichtet, zum Beispiel was Finanzierung, Regulierung oder auch
kollektive Organisation angeht, um unsere Gesellschaften auf das digitale
Zeitalter vorzubereiten. Wir werden uns mit der Bundeskanzlerin Ende August
noch einmal treffen, um den Europäischen Rat in Tallin vorzubereiten, auf
dem es in der Tat um die Digitalisierung gehen wird. Wir wollen eine
gemeinsame Sichtweise auf die Autorenrechte und die Finanzierung bzw. die
Regulierung der Finanzierung in diesem Bereich vorbereiten, denn auch hier
geht es um ein deutsch-französisches Projekt.

Ich freue mich auch, dass unsere Arbeitsminister die Sozialpartner an einen
Tisch gebracht haben, um heute unter anderem über die Herausforderungen der
Digitalisierung zu sprechen. Diese Herausforderungen müssen uns dazu
bringen, dass wir uns anpassen, dass wir Reformen durchführen, um die
Rechte aller Beteiligten in einem Universum, das sich in großer Änderung
befindet, sicherzustellen.

Wir wollen ein gemeinsames Europa für die Lehrlinge. Wir haben es uns als
Ziel gesetzt, bis Ende des Jahres die ersten Umsetzungen im Bereich
Erasmus+ bzw. Erasmus Pro zu haben. Wir haben darüber heute Morgen beim
Deutsch-Französischen Jugendwerk gesprochen, also im Rahmen einer
Initiative, die sowohl mir als auch der Kanzlerin am Herzen liegt.

Ich möchte noch einmal die Bedeutung der Kultur, der Hochschulausbildung
und der Bildung im Allgemeinen betonen. Wir haben heute Morgen während des
Ministerrates lange darüber gesprochen zunächst einmal, weil wir uns ganz
klar für eine sehr schnelle Umsetzung dieses Erasmus Pro und des
gegenseitigen Sprachenlernens ausgesprochen haben. Wir haben in Frankreich
im neuen Schuljahr 1200 neue Schulklassen eröffnet, in denen die Schüler
und Schülerinnen Deutsch als Fremdsprache lernen werden. Damit wird heute
eine Zahl erreicht, die in unseren Collèges, also in den Mittelschulen,
bisher noch nie erreicht worden ist 50 Prozent mehr. Außerdem soll das auf
Grundlage einer Entscheidung, die unsere beiden Minister gefällt haben,
auch in den Grundschulklassen gefördert werden.

Es gibt auch eine Reihe von Maßnahmen im Bereich der Forschung und der
Hochschulen, zum Beispiel bei der Künstlichen Intelligenz oder auch bei der
Zusammenarbeit im Hochschulwesen gerade in den Bereichen Klima und
digitaler Wandel. Das sind Projekte, die wir uns wünschen, damit wir
bessere Forscher ausbilden.

Nun zum Thema Kultur: Auch da gab es eine Reihe von Initiativen, es wurden
Thesen ausgetauscht, und wir haben heute Morgen eine Reihe von
kulturpolitischen Themen angesprochen, gerade im Bereich der
Digitalisierung mit dem Willen, dass wir eine deutsch-französische Agenda
haben, um unser gemeinsames Modell zu bewahrten. Dabei geht es um den
Schutz der Autoren, den Schutz der künstlerischen Aktivitäten oder auch den
Kampf gegen die Kommerzialisierung von allem und jedem; denn diese könnte
zu einem großen Verlust führen. Wir hängen beide an der Kreativität und an
der kulturellen Exzellenz. Deswegen haben wir eine gemeinsame Agenda für
eine stärkere Koordinierung auf diesem Gebiet vereinbart, um den
zukünftigen Herausforderungen gerecht zu werden.

Schließlich noch zum Klima: Auch hier haben wir eine gemeinsame
ambitionierte Agenda. Die Bundeskanzlerin wird im November dieses Jahres in
Bonn die neue COP, die COP23, unter der Präsidentschaft von Fidschi
aufnehmen, und ich werde selbst nach Bonn reisen, um dort die Initiativen
zu unterstützen, die im Kampf gegen die Klimaerwärmung ergriffen werden. Am
12. Dezember wird in Paris dann schließlich eine Folgekonferenz zum Pariser
Abkommen stattfinden, die sich im Rahmen des Pariser Abkommens auf die
Finanzierung konzentrieren wird. Wir werden gemeinsam an der Vorbereitung
dieser Agenda arbeiten. Die Minister haben über Initiativen mit den
Kollegen oder auch gemeinsame Entscheidungen berichtet, die bereits in
Bezug auf die Konvergenz der Regelungen getroffen worden sind. Wir wissen,
dass wir in Europa eine sehr ambitionierte Agenda im Bereich des Klimas
haben, und wir werden gemeinsam daran arbeiten, dass das Thema der
Standards, der Normen, der Regulierungen, der Besteuerung des Kohlenstoffs
gemeinsam besprochen wird und wir dann zu konkreten Ergebnissen kommen.

Meine Damen und Herren, das war jetzt in einigen Worten die Zusammenfassung
dieses Ministerrates. Sie sehen, dieser Ministerrat war sehr dicht, und er
zeigt, wie stark unsere Zusammenarbeit ist und wie notwendig sie auch ist.
Sie wird morgen noch notwendiger als heute sein, denn all die
Herausforderungen, die ich angesprochen habe, sind grenzüberschreitende
Herausforderungen, es sind weltweite Herausforderungen, die voraussetzen,
dass Frankreich und Deutschland eng zusammenstehen.

Genau in diesem Geiste kann ich mit der Bundeskanzlerin sagen: Wir wollen
zusammenarbeiten, das ist unser Wunsch. Ich danke der Bundeskanzlerin und
ihrer Regierung noch einmal dafür, dass sie nach Paris gekommen sind.
Nochmals danke schön, dass Sie uns letzte Woche als Gastgeberin beim
erfolgreichen G20-Gipfel beherbergt haben.

Danke schön!

Bundeskanzlerin MERKEL: Danke schön! Sehr geehrter Herr Präsident, lieber
Emmanuel, liebe Kolleginnen und Kollegen aus Deutschland und Frankreich,
meine Damen und Herren, wir sind sehr gerne heute als Teile der
Bundesregierung hierhergekommen. Das ist so etwas wie ein kleiner
vorfristiger Gruß zum morgigen Nationalfeiertag in Paris.

Wir haben, glaube ich, kurz nachdem die neue Regierung hier ins Amt
gekommen ist gezeigt, dass wir mit neuem Elan bereit sind, die 
deutsch-französische Zusammenarbeit zu aktivieren.

Wir haben heute Morgen in der Tat mit einem praktischen Projekt des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks begonnen, und es waren auch sehr viele
Jugendliche mit Migrationshintergrund dabei. Ich glaube, das hat uns
gezeigt, wie wichtig unsere Arbeit ist. Sie ist ja kein Selbstzweck,
sondern sie ist letztlich ein Zweck, um Menschen Wohlstand, Arbeitsplätze,
gute Ausbildung und natürlich auch Sicherheit in Zeiten, in denen in der
Welt vieles in Unordnung ist, zu garantieren. Ich glaube, gerade die
Konzentration unserer Arbeit auf Menschen, die nicht von Haus aus schon
alle Chancen haben, sondern die auch staatliche Unterstützung brauchen, ist
ein wichtiger Punkt in unserer Kooperation. Ich möchte dem 
Deutsch-Französischen Jugendwerk hier ganz herzlich danken.

Der ganze Ministerrat war in das Grundverständnis eingebettet, dass
Deutschland und Frankreich mit ihrer gemeinsamen Arbeit die Europäische
Union stärken wollen. Wir wissen, dass wir angesichts vieler Entwicklungen
in unserer Nachbarschaft auch die Geschicke Europas selbst mehr in die Hand
nehmen müssen, dass wir erfolgreich sein müssen und dass wir unseren
Menschen sowohl Schutz als auch Sicherheit als auch Fortkommen und
Entwicklung bieten müssen. Das hat uns hier geleitet.

Das Interessante bei dem deutsch-französischen Sicherheits- und
Verteidigungsrat war, dass wir ihn zum ersten Mal in einem neuen Format
durchgeführt haben. Es waren natürlich die Außen- und Verteidigungsminister
dabei, aber es waren auch die Innen- und Entwicklungsminister dabei. Das
heißt, wir haben einen Gesamtsicherheitsansatz.

Der spiegelt sich dann auch exemplarisch in der G5-Sahelzoneninitiative
wider, die wir eben unterschrieben haben. Die ist im Übrigen auch sehr
symbolisch und damit auch unseren Leitgedanken folgend, dass wir das in
Europa einbetten, dass wir das nicht exklusiv machen, sondern dass das in
die europäische Thematik eingebettet ist. Für uns von der deutschen Seite
ist dieses Engagement in Afrika etwas Neues. Wir haben uns viele Jahre lang
nicht so in Afrika engagiert. Aber gerade auch durch die Tatsache, dass wir
merken, dass, wenn sich Afrika wirtschaftlich nicht gut entwickelt, wir in
Europa auch sehr viele Probleme mit dem Wunsch nach Migration bzw. nach
Wirtschaftsmigration haben wir wissen, dass der Klimawandel dort sehr stark
ist , haben wir, Deutschland und Frankreich, jetzt doch sehr vieles
gemeinsam gemacht, und das spiegelt sich exemplarisch in dieser 
G5-Sahelzoneninitiative wider, für die ich sehr danken möchte.

Wir haben dann noch einmal darauf verwiesen, dass Deutschland und
Frankreich in den letzten Monaten sehr stark die gemeinsame europäische
Verteidigungspolitik vorangebracht haben. Wir können heute sagen: Wir haben
einen europäischen Verteidigungsfonds. Wir werden hier von deutscher und
französischer Seite sehr intensiv Projekte benennen Projekte für die
Forschung, Projekte für die Fähigkeiten, die wir bereitstellen wollen, und
gegebenenfalls später dann eben auch Einsätze, die geleistet werden. Das
Ganze ist natürlich eingebettet und verbunden mit der gesamten
strukturierten Zusammenarbeit. Das, was wir heute an gemeinsamen
Entwicklungen auch von Ausrüstung, von Geräten und von militärischen Dingen
vereinbart haben, ist etwas, das, glaube ich, Europa wirklich nach vorne
bringen kann. Gemeinsame Entwicklung, Kompatibilität der Systeme, bessere
und gemeinsame Verwendung - das müssen die Schritte sein, mit denen wir
unsere Sicherheit dann auch besser gewährleisten können.

Der Entwicklungsaspekt ist also auch ein Aspekt der Sicherheit, genauso die
innere Sicherheit. Unsere Bürgerinnen und Bürger erwarten nach den
terroristischen Bedrohungen auch in unseren Ländern, dass wir für ihre
Sicherheit einstehen und dass Europa sozusagen auch einen dahingehenden
Schutz bietet, dass wir sagen können: Wir tun alles, um die Bürgerinnen und
Bürger vor terroristischen Gefahren zu schützen. Da haben wir es mit großer
Geschwindigkeit unsere Innenminister haben sehr stark daran gearbeitet
geschafft, jetzt ein europäisches Einreise- und Ausreiseregister auf die
Beine zu stellen. Das Projekt gibt es theoretisch seit zehn Jahren. Es ist
jetzt in den letzten Monaten dahingehend realisiert worden, dass wir die
gesetzliche Grundlage geschaffen haben, und nun müssen wir das natürlich
auch umsetzen. Wir haben manchmal in Europa sehr schnell einen Schritt nach
vorne gemacht, was zum Beispiel die Freizügigkeit im gesamten Schengen-Raum
angeht, haben uns aber nicht damit auseinandergesetzt: Wie schützen wir
denn nun die Grenzen? Wie bekommen wir auch Kontrolle? - Das wird jetzt
nachgeholt, und Deutschland und Frankreich spielen dabei eine ganz
herausragende Rolle.

Ich will nicht alles wiederholen, was Emmanuel Macron über die
Kooperationsbereiche gesagt hat. Mir ist sehr wichtig, dass wir die
Kooperation gerade im gesamten Bereich des Digitalen sei es in der
Verwaltung, sei es bei den Start-ups, sei es bei der Veränderung des
Arbeitsrechts voranbringen. Das entscheidet über die Frage, ob wir die
Arbeitsplätze der Zukunft haben werden oder ob wir sie nicht haben werden.
Hier gibt es eine Vielzahl von Projekten, die wir umsetzen müssen und
hinsichtlich der noch sehr viel Arbeit zu leisten ist.

Ich möchte den Schwerpunkt auch noch einmal auf das Thema Klima legen. Wir
haben es in Hamburg geschafft, dass sich außer den Vereinigten Staaten von
Amerika alle G20-Länder zu dem Pariser Abkommen und dazu bekannt haben,
dass es irreversibel ist. Diese Irreversibilität muss nun natürlich auch
gerade von der europäischen Seite sowie von Deutschland und Frankreich
dargestellt werden, und deshalb wird es hier auch eine enge Zusammenarbeit
bei der Vertragsstaatenkonferenz in Bonn geben, die genauso wie der zweite
Jahrestag des Pariser Abkommens von den Fidschi-Inseln das ist geradezu
exemplarisch geleitet werden wird und bei der dann gerade auch Fragen der
Finanzierung von großer Wichtigkeit sein werden.

Ich möchte mich bei Frankreich dafür bedanken, dass die Initiative zum
Erlernen der deutschen Sprache jetzt noch einmal wieder aufgenommen wurde.
Der Beauftragte für die deutsch-französische Kooperation, Olaf Scholz, hat
hier noch einmal für die deutschen Bundesländer gesagt: Auch wir werden
alles tun, um die Französischkenntnisse zu verbessern. Denn die Mobilität
von jungen Menschen ist wichtig, aber wenn man sich nicht verstehen kann,
ist das auch nicht schön. Die Kultur eines Landes lernt man natürlich
besser kennen, wenn man seine Sprache kennt. Dann erschließt sich das in
ganz anderer Weise.

Die kulturelle Zusammenarbeit ist naturgemäß intensiv und wichtig und breit
angelegt; darüber haben wir auch gesprochen, ebenso über die
Herausforderungen, die sich im Zusammenhang mit der Digitalisierung
ergeben.

Es gibt also eine Vielzahl von Leuchtturmprojekten. Jedes Ressort kann
solche aufweisen. Ich glaube, es gibt auch eine gute Gewährleistung dessen,
dass wir hier auch wirklich Ergebnisse erreichen werden.

Über die Zusammenarbeit der Finanzminister und Wirtschaftsminister habe ich
jetzt noch gar nicht ausführlich gesprochen. Hier stehen viele Projekte auf
der Tagesordnung. Eines will ich nennen, nämlich zum Beispiel die Frage,
wie wir zwischen Deutschland und Frankreich vielleicht eine gemeinsame
Unternehmenssteuerreform in Angriff nehmen können. Das ist nicht einfach.
Das ist ziemlich kompliziert. Aber das wäre ein Unterfangen, das den
Binnenmarkt noch einmal stärken könnte. Insofern Dank an alle und vor allen
Dingen Dank an die Gastgeber hier in Frankreich. Herzlichen Dank, Emmanuel!

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, Herr Präsident, Paris ist wieder Paris. Sie
wollen jetzt sogar gemeinsame Kampfflugzeuge bauen; so jedenfalls steht es
nach der Absichtserklärung zu erwarten. Das hört sich nach einer kleinen
Revolution an. Deutschland setzte bislang auf Eurofighter und Tornado,
Frankreich auf Rafale. Können Sie uns Näheres erläutern? Wie ist das
zustande gekommen? Wie ist der Zeitplan? Wird Dassault beteiligt werden?
Ist das ein französisches Zugeständnis?

MACRON: Unser Wunsch ist ich habe ja schon daran erinnert , dass wir eine
neue Generation von Kampfflugzeugen haben werden, und zwar gemeinsame
Kampfflugzeuge, nicht die derzeitige Generation, die Sie angesprochen
haben, hinter der verschiedene Unternehmen stehen. Einige Unternehmen sind
europäisch, das andere Unternehmen ist eher national ausgerichtet. Es geht
vielmehr darum, eine neue Generation von Flugzeugen zu haben, hinsichtlich
der Europa tatsächlich ein gemeinsames Projekt hat und innovativ ist.
Warum? Weil das sehr große Projekte, sehr umfangreiche Projekte für unsere
Staaten, für unsere Regierungen und für unsere Streitkräfte sind, die dann
auch exportiert werden müssen.

Heute haben wir bei sehr großen Projekten zu viele Standards, zu viele
Normen auf europäischer Ebene sowie teilweise eine intraeuropäische
Konkurrenz. Wenn wir uns einmal die Standards für Flugzeuge ansehen, was
den Vergleich zwischen Deutschland und Frankreich oder zwischen Europa und
Amerika angeht, dann beträgt dieses Verhältnis eins zu fünf. Wir müssen die
Dinge also vereinfachen, um effizienter zu sein. Das Ziel einer neuen
Generation dieses Flugzeugs ist es, dass wir gemeinsam R&D durchführen,
also Forschung und Entwicklung, also Gemeinsames entwickeln und es dann
eine gemeinsame Nutzung in unseren beiden Streitkräften gibt. Dann können
wir entsprechend unserer Einsatzgrundsätze und unsere Einsatzdoktrinen, die
unterschiedlich sind, eine Koordinierung innerhalb unserer Einsätze und
eine Koordinierung in Bezug auf die Exportpolitik durchführen.

Ich stelle fest: Das ist eine tief greifende Revolution. Ich bestätige das.
Aber wir haben keine Angst vor Revolutionen, wenn es langfristig angelegte
und friedliche Revolutionen sind.

MERKEL: Ich kann das bestätigen. Es ist auch gesagt worden, dass dazu bis
Mitte 2018 eine Roadmap entwickelt werden soll, also ein Zeitplan. Ich kann
das insgesamt nur begrüßen.

Ich will aber darauf hinweisen, dass es eine Vielzahl von solchen
gemeinsamen Projekten gibt. Eines ist auch die Euro-Drohne, die wir von
deutscher und französischer Seite sehr stark nach vorne bringen wollen. Ich
glaube, auch das ist angesichts der modernen Formen der militärischen
Einsätze von allergrößter Wichtigkeit, wie es solche Gemeinsamkeiten
genauso im Satellitenbereich oder auch im Bereich des Heeres gibt. Es gibt
aber auch Gemeinsamkeiten bei der digitalen Kooperation, die sich dann
weiter auf die Innenminister auswirkt, nämlich auf die ganze Frage der
Cybersicherheit. Hier haben wir uns also sozusagen eigentlich auch den
gesamten Raum angeschaut und die gemeinsamen Projekte identifiziert.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, heute Morgen hat Herr Macron in einem
Interview für die deutsche und französische Presse die Eurozone
angesprochen. Er sagte, dass die Schwierigkeiten der Eurozone dazu
beigetragen hätten, dass die deutsche Wettbewerbsfähigkeit gesteigert
worden sei. Sind Sie denn mit dieser Diagnose einverstanden?
Emmanuel Macron hat sich gewünscht, dass Deutschland dieses
Missfunktionieren durch stärkere private und öffentliche Investitionen
ausgleicht. Sind Sie dazu bereit, dies zu tun?
Letzte Frage: Sind Sie mit den in Frankreich begonnenen Reformen zufrieden?

MACRON: Sie haben ja ein Interview angesprochen, das die Bundeskanzlerin
und die Regierung gelesen haben. Ich möchte sagen, dass das nur ein
Teilzitat war, und es könnte missverständlich sein. In dem Interview, das
hier angesprochen worden ist Sie korrigieren mich bitte, lieber Freund,
wenn ich mich irre , habe ich gesagt: Vor allem ist der Erfolg Deutschlands
auf die Reformen von vor 15 Jahren zurückzuführen, die wir noch nicht
durchgeführt haben. Das schlechte Funktionieren des Euroraums wird aber
erläutert, weil wir die Dinge nicht verzerren wollen. Wir haben natürlich
von mehr öffentlichen und privaten Investitionen gesprochen. Wenn
Deutschland dazu beitragen kann, ist das eine wunderbare Sache. Ich werde
aber niemandem Lektionen erteilen wollen. Da manchmal durchaus der
Geschmack der Polemik festzustellen ist, möchte ich doch noch einmal auf
das ganze Interview abstellen.

MERKEL: Erstens sind wir uns einig, dass wir die Eurozone stabilisieren
müssen und dass wir sie auch weiterentwickeln müssen. Wir wissen ja
letztlich, dass Stillstand in Europa immer nah am Rückschritt ist. Insofern
bedarf es einer Dynamik, und dazu gehört für mich die wirtschaftliche
Konvergenz der Mitgliedstaaten der Eurozone genauso wie Instrumente, die
uns auch unabhängiger machen. Deshalb halte ich zum Beispiel das Projekt,
den ESM auch in Richtung der Funktionen weiterzuentwickeln, die wir heute
global vom IWF kennen, für ein sehr gutes Projekt. Wir haben inzwischen
ganz andere Voraussetzungen als die, die wir hatten, als die 
Griechenland-Krise zum ersten Mal auftrat.

Zweitens habe ich den Wortlaut des Interviews jetzt nicht hundertprozentig
im Kopf. Sollte darin stehen, dass es Deutschland ein bisschen genützt hat,
dass andere Länder schwächer waren, möchte ich für die deutsche Seite
sagen: Wir haben das äußerste Interesse daran, dass alle Länder in der
Eurozone und in der Europäischen Union stark sind. Deshalb verfolgen wir
die französischen Reformen mit größter Aufmerksamkeit, ohne uns irgendwie
einzumischen, aber mit dem festen Wunsch, dass Frankreich daraus auch
wirklich stärker hervorgeht, dass mehr Arbeitsplätze entstehen und dass die
Wettbewerbsfähigkeit sowie die Schutzfunktion besser gewährleistet sind.

Drittens: Ja, wir haben im Augenblick den Spielraum auch für zusätzliche
Investitionen. Hier muss man zwischen den Privaten, die Emmanuel Macron
genannt hat, und den Öffentlichen unterscheiden. Bei den Öffentlichen haben
wir die schwierige Situation, dass wir im Augenblick zu langsame
Planungsprozesse haben und dass wir im Grunde Geld haben, aber dieses Geld
nicht an jeder Stelle ausgeben können. Da müssen wir uns jetzt für die
nächsten Jahre sehr überlegen, wie wir schneller planen können; denn
Projekte und Notwendigkeiten, zu investieren, haben wir an allen Ecken und
Enden. Unsere Infrastruktur ist nicht so, dass sie nicht mehr Investitionen
vertragen könnte. Wir haben die digitale Infrastruktur auszubauen, haben
Kindergärten auszubauen und Schulen auszubauen. Im Augenblick haben wir
ziemlich viel materielle Mittel, aber das muss umgesetzt werden.

Das Zweite ist, und das ist etwas, das wir beide besprechen müssen: Wie
bekommen wir in Europa eigentlich private Investitionen angelockt? Das kann
man ja nicht befehlen, sondern man muss ein Umfeld schaffen interessante
steuerliche Rahmenbedingungen, einen vernünftigen Abbau von Bürokratie , um
dann zu sagen: Es wird investiert. Wir werden zum Beispiel darüber herrscht
jetzt nach langer Zeit doch auch ziemlich viel Übereinstimmung sagen: Der
Mittelstand möchte eine steuerliche Förderung der Forschung haben. Man kann
ihm Zuschüsse geben. Das ist ihm alles zu kompliziert. Er braucht
steuerliche Anreize. - Wir könnten auch sehr viel im Bereich der
Gebäudesanierung tun, um Wärmedämmung und Ähnliches zu machen. Das steht
also immer auf der Tagesordnung. Deshalb empfinde ich das als eine
Bestätigung dessen, was wir auf den Weg gebracht haben. Aber ich denke, wir
können in den nächsten Monaten auch immer wieder voneinander lernen; das
macht die deutsch-französische Zusammenarbeit auch aus.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, Monsieur le Président, Sie sind bei der
Neugründung Europas schon weit vorangekommen, was die Verteidigungspolitik
angeht. Bei der Eurozone lassen Sie sich etwas mehr Zeit, auch mit
Rücksicht auf den deutschen Wahlkampf, wie man annehmen darf. Meine Frage:
Warum eigentlich? Warum machen Sie es nicht einfach wie Emanuel Macron und
gewinnen das nächste Mandat mit einem dezidiert proeuropäischen Wahlkampf?

Daran angehängt die Frage: Da Sie gerade den ESM, die Weiterentwicklung zu
einem möglichen europäischen Währungsfonds erwähnt haben, wie weit stimmen
Sie schon überein? 2018 müssten Sie mit Ihren Plänen für die Vertiefung der
Eurozone ja wahrscheinlich fertig sein. Geht die Übereinstimmung auch so
weit, dass man ein gemeinsames Budget für die Eurozone will, einen
gemeinsamen Minister, eine neue parlamentarische Versammlung?

MERKEL: Erst einmal denke ich, dass wir in Deutschland einen sehr
proeuropäischen Wahlkampf führen. Die gute Seite ist, dass das Thema "für
Europa" bei den großen Parteien gar kein Thema der Auseinandersetzung ist,
sondern es geht darum, wie man Europa besser macht. Aber das alles ist von
den allermeisten von einem sehr positiven europäischen Grundkurs getragen.

Zweitens. Wir werden uns in einem sehr ambitionierten Zeitplan auch mit der
Eurozone beschäftigen. Aber Sie kennen die Verfassungsrechtsprechung in
Deutschland. Wir brauchen dazu ein Parlament, wir brauchen ein Mandat.
Dieses Mandat für die Weiterentwicklung kann man sich nach den Wahlen
holen. Aber das kann ich nicht im luftleeren Raum machen. Frankreich hat
ein neu gewähltes Parlament. Wir brauchen für solche qualitativen Schritte
die Einbindung. Wir werden das aber nicht verbummeln. Noch in diesem Jahr
wird es weitere Schritte dazu geben. Aber es kann jetzt nicht einfach aus
dem luftleeren Raum gemacht werden.

Ich persönlich habe immer gesagt: Es kommt auf das Wie an. Ich habe nichts
gegen ein Eurozonenbudget. Ich habe schon 2012 ein kleineres
Eurozonenbudget vorgeschlagen und bin damals das muss ich einfach so sagen
grandios gescheitert. Aber ich bin sehr froh, wenn der Gedanke wieder
aufgebracht wird.

Über einen europäischen Finanzminister kann man reden. Wir haben schon
lange über die Wirtschaftsregierung und darüber, wie wir das machen,
geredet. Ich denke, wir müssen uns auch die Methodik der Intensität der
Zusammenarbeit in Europa noch einmal überlegen, um Projekte schneller
fertigzubekommen. Wir haben in Krisen immer gezeigt, dass wir etwas schnell
können. Wenn keine Krise ist, dann geht es wieder langsam. Aber zum
Beispiel die digitale Herausforderung lässt es nicht zu, dass wir jahrelang
nichts tun. Deshalb werden wir Sie da, denke ich, noch sehr überraschen.
Ein bisschen muss ja nach dem ersten Deutsch-Französischen Ministerrat auch
noch übrigbleiben.

MACRON: Ich bestätige, dass ich im Wahlkampf ganz klare Verpflichtungen in
Bezug auf Europa, auf eine Neugründung, die notwendig ist, eingegangen bin,
nicht nur eine wirtschaftliche und soziale Neugründung, sondern eine
politische Neugründung, die wir brauchen. Mit der Bundeskanzlerin habe ich
darüber gesprochen. Denn wir haben einen ständigen Austausch über diese
strategischen Themen.

Man muss aber auch das demokratische Leben in unseren Ländern respektieren.
Es steht völlig außer Frage, dass das etwas ist, das hinterher umgesetzt
werden wird, sobald die deutschen Wahlen vorbei sind. Aber ich denke, dass
wir beide einig sind, wenn wir sagen: Es ist notwendig und an der Zeit,
dass sich Europa ändert für uns und für das europäische Projekt.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, der amerikanische Präsident Donald Trump wird
heute und morgen in Paris empfangen. Meinen Sie, dass das zu viel der Ehre
für einen Präsidenten ist, mit dem Sie recht kühle Beziehungen haben?

Herr Präsident, meinen Sie, dass es einen Unterschied zwischen Ihnen und
Frau Merkel in Bezug auf diesen unvorhersehbaren amerikanischen Präsidenten
gibt?

MERKEL: Erstens hatten wir den amerikanischen Präsidenten Donald Trump
gerade zu Gast in Hamburg beim G20-Gipfel. Dort haben wir Gemeinsamkeiten
gefunden, zum Beispiel im Kampf gegen den Terrorismus und in anderen Fragen
der G20-Agenda. Aber wir haben auch klare Unterschiede benennen müssen, zum
Beispiel bedauerlicherweise den Unterschied in der Einschätzung, ob wir das
Klimarahmenabkommen von Paris brauchen oder nicht. Diese Unterschiede haben
wir nicht übertüncht. Trotzdem sind Sprechfähigkeit und Kontakt natürlich
wichtig.

Auf der anderen Seite sind wir alle uns darin einig, dass wir in
Sicherheitsfragen eine enge Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von
Amerika brauchen bei allen Meinungsunterschieden. Ich denke, die
historische Bedeutung des morgigen Tages, das Jubiläum, ist auch ein
Anlass, zu sagen: So wie damals bestimmte Dinge stattfanden, sind wir auch
in der Welt des 21. Jahrhunderts aufeinander angewiesen. Auch Europa allein
kann die Sicherheit, zum Beispiel den Kampf gegen den Terrorismus, nicht
gewinnen. Nicht umsonst sind wir Mitglieder der NATO.

Auf der anderen Seite haben wir verstanden, dass auch in den Vereinigten
Staaten von Amerika die Frage gestellt wird: Was haben die Bürgerinnen und
Bürger hier von der Globalisierung? Deshalb habe ich gesagt: Wir müssen
unsere Geschicke mehr in unsere eigene Hand nehmen. Wir können uns nicht
einfach darauf verlassen, dass uns schon immer jemand hilft. Das war auch
der Gegenstand unseres heutigen Ministerrates. Aber das schließt nicht aus,
dass man miteinander spricht.

MACRON: Die Bundeskanzlerin hat in wunderbarer Weise auf Ihre Frage
geantwortet. Es gibt keinen Meinungsunterschied zwischen Frankreich und
Deutschland in der Frage, wie wir Präsident Trump zu behandeln haben. Ich
habe Präsident Trump eingeladen. Es erstaunt mich, dass das zu so viel
Protest und Debatten führt; denn es ist immerhin der hundertste Jahrestag,
dass die amerikanischen Streitkräfte an unserer Seite in den ersten
weltweiten Konflikt eingetreten sind.

Man darf nie vergessen, dass die Geschichte über uns hinausgeht. Die
Charaktere oder Temperamente der einen oder anderen, die auch unsere
Charaktere sind, die wir erleben, darf uns das andere nicht vergessen
lassen, die Vereinigten Staaten. Deswegen müssen wir die Bande erneuern.
Deswegen habe ich den Präsidenten zum 14. Juli eingeladen. Die Truppen
werden gemeinsam mit unseren Truppen auf den Champs-Élysée sein. Wir sind
Akteure einer Geschichte, die über uns hinauswächst. Wir haben eine Welt
mit gemeinsamen Kämpfen und gemeinsamen Werten, die aber unterschiedlich
gestaltet ist. Wir dürfen diese Unterschiede und auch die Gemeinsamkeiten
nie vergessen.

Ich möchte noch einmal bestätigen, dass meine Philosophie ist: Auch wenn
wir einen Dissens haben, müssen wir reden. Gerade wenn wir einen Dissens
haben, müssen wir reden. Ich habe mit Präsident Trump einen starken
Dissens. Er ist klar, er ist bekannt. Ich habe das ausgesprochen. Mit der
Bundeskanzlerin habe ich das angesprochen. Es ist das Klima. Ich habe ihm
gesagt, zunächst einmal in Arbeitssitzungen und dann öffentlich, dass wir
hier einen Dissens haben. Wir sind auch in internationalen Organisationen
aufeinandergestoßen. Er weiß es, ich weiß es. Ich hoffe, dass er irgendwann
wieder auf uns zukommen kann. Denn es ist ein gemeinsames Thema. Die
Vereinigten Staaten können auf dieses Thema gar nicht verzichten. Ich
denke, die großen Städte, die Bundesstaaten und die Zivilgesellschaft in
Amerika wissen das. Sie unterstützen das Pariser Abkommen und gehen in
genau diese Richtung. Ich hoffe, dass wir ihn überzeugen können.

Aber darüber hinaus sind die Vereinigten Staaten von Amerika auf
zahlreichen Gebieten ein strategischer Partner für Frankreich und Europa:
im Kampf gegen den Terrorismus, für unsere kollektive Sicherheit oder auch
in den gemeinsamen Einsatzgebieten, in denen unsere Streitkräfte gemeinsam
vorgehen, in verschiedenen diplomatischen Anstrengungen, die wir gemeinsam
durchführen.

Das heißt, es ist notwendig und völlig klar, dass wir einen regelmäßigen
Austausch mit Präsident Trump haben müssen. Aus all diesen Gründen wird er
heute Nachmittag und morgen in Paris sein. Danke schön.

Donnerstag, 13. Juli 2017

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1505: Regierungspressekonferenz vom 12. Juli 2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 12. Juli 2017

Regierungspressekonferenz vom 12. Juli 2017

Themen: Ermöglichung einer medizinischen Behandlung des chinesischen
Menschenrechtsaktivisten Liu Xiaobo, Kabinettssitzung (Neunte Verordnung
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung, Bericht zu den Auswirkungen
des Gesetzes zum Ausbau der Hilfen für Schwangere und zur Regelung der
vertraulichen Geburt, 5G-Strategie für Deutschland), Export von Gasturbinen
auf die Krim, Verhaftung von Menschenrechtsverteidigern in der Türkei,
Zusammenarbeit mit Libyen in Fragen der illegalen Migration, Entzug von
Akkreditierungen während des G20-Gipfels, Verhandlungen über eine
Wiedervereinigung Zyperns, Äußerungen des Bundesverkehrsministers zur
Zukunft des Flughafens Tegel, Einsatz der Polizei auf dem G20-Gipfel,
mögliche Strukturen von arabischen Großfamilien in Deutschland,
Brexit/Grenzbehandlung zwischen Nordirland und Irland, Ermittlungen der
israelischen Polizei wegen Korruptionsvorwürfen im Zusammenhang mit dem
Kauf deutscher U-Boote, TV-Duell zwischen der Bundeskanzlerin und dem
SPD-Kanzlerkandidaten


Sprecher: StS Seibert, Alemany (BMWi), Adebahr (AA), Plate (BMI),
Hille (BMVI), Baer-Henney (BMJV)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich wollte ein weiteres Mal
auf das Schicksal des chinesischen Menschenrechtlers Liu Xiaobo eingehen.
Die Bundesregierung hat, wie Sie wissen, mehrfach hochrangig gegenüber der
chinesischen Führung sein Schicksal angesprochen. Sie hat frühzeitig auf
eine humanitäre Lösung gedrängt. Herr Liu hat den klaren Wunsch geäußert,
zusammen mit seiner Frau und seinem Schwager China zu verlassen.
Deutschland steht zur Aufnahme und zur medizinischen Behandlung bereit.
Nach Aussage des deutschen und des US-amerikanischen Arztes, die Herrn Liu
am Wochenende untersucht haben, wäre eine Verlegung Herrn Lius nach
Deutschland oder in die USA noch möglich.

Die jüngsten Medienberichte - auch solche von heute Vormittag über eine
weitere Verschlechterung des Gesundheitszustandes von Herrn Liu - nehmen
wir natürlich mit allergrößter Sorge zur Kenntnis. Das lässt sich derzeit
von hier aus und von uns nicht überprüfen. Die Situation für Herrn Liu und
seine Familie - so viel ist klar - kann man nur als dramatisch bezeichnet.
Daher appelliert die Bundesregierung an die chinesische Führung, den
humanitären Aspekten dieses Falles Priorität einzuräumen und Herrn Liu und
seiner Familie die unverzügliche Ausreise zu ermöglichen.

Nach den uns bisher vorliegenden Erkenntnissen stellt sich die Frage, ob
die schwere Krebserkrankung von Herrn Liu nicht wesentlich früher hätte
erkannt und behandelt werden müssen. Es ist aber jetzt nicht der Zeitpunkt,
dies abschließend zu beurteilen. Jetzt geht es um eine humanitäre Lösung
dieses Falls.

Dann wollte ich Ihnen gerne kurz drei Themen aus dem Kabinett vorstellen.
Das erste betrifft eine Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. Sie
wissen: Die Bundesregierung begrüßt Investitionen am Standort Deutschland
grundsätzlich. Solche Investitionen sind Ausdruck der Attraktivität des
Standorts Deutschlands, und sie tragen auch zu seiner Stärkung bei.

Schon heute kann die Bundesregierung im Rahmen der bestehenden
außenwirtschaftsrechtlichen Instrumente eine Prüfung von
Unternehmenserwerben durch ausländische Investoren einleiten. Dafür ist das
BMWi zuständig. Eingriffe in Form von Auflagen oder Untersagungen sind nur
bei solchen Erwerben möglich, die die öffentliche Ordnung oder die
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder wesentliche
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland konkret gefährden.

Nun hat das Kabinett heute eine Änderung der Außenwirtschaftsverordnung
beschlossen. Damit bleibt das nationale Investitionsprüfungsrecht weiterhin
auf diese Sicherheitsaspekte ausgerichtet. Aufgrund einer veränderten
Sicherheitslage werden die bestehenden Regelungen angepasst, vor allem mit
Blick auf das Prüfverfahren. Für Unternehmen vor allem aus dem Bereich der
kritischen Infrastrukturen wird eine neue Meldepflicht eingeführt. Außerdem
unterfallen Rüstungsunternehmen, die bestimmte wehrtechnische
Schlüsseltechnologien herstellen, zum Beispiel aus dem Bereich Sensorik,
zukünftig einer Meldepflicht.

Die Bundesfamilienministerin hat dem Kabinett den Bericht zu den
Auswirkungen des Gesetzes zum Ausbau der Hilfen für Schwangere und zur
Regelung der vertraulichen Geburt vorgelegt. Ziel dieses Gesetzes, das vor
drei Jahren in Kraft getreten ist, ist es ja, Schwangere in Notlagen besser
zu unterstützen. Heute hat das Kabinett diesen Bericht zu den Auswirkungen
beschlossen. Die Bundesfamilienministerin hat darüber, glaube ich, auch
schon in einer Pressekonferenz informiert. Ich mache es deswegen kurz. Der
Bericht zeigt insgesamt, dass der Ausbau des Hilfssystems für schwangere
Frauen in Notlagen erfolgreich war. Die angestrebten Wirkungen dieses
Gesetzes entfaltet es auch tatsächlich.

Das sind ja im Wesentlichen folgende Maßnahmen: Es geht um die Entwicklung
von Standards für die Beratung von Frauen, die ihr Kind zur Welt bringen
wollen, ohne ihre eigene Identität anzugeben. Es geht um die Einrichtung
eines Hilfetelefons mit einem ergänzenden Internetangebot. Es geht um die
rechtliche Regelung der vertraulichen Geburt einschließlich der Übernahme
der Kosten durch den Bund. Es geht um die Wahrung des Rechts des Kindes auf
Kenntnis seiner Herkunft, und es geht um die Bekanntmachung der Hilfen
durch die Öffentlichkeitsarbeit des Bundes. Unterschiedliche Maßnahmen des
Hilfssystems werden diesem Ziel gerecht werden, Schwangere in Notlagen an
die für sie individuell geeigneten Lösungen heranzuführen. Ich denke,
Weiteres hat die Ministerin sicherlich schon vorgetragen.

Zum Schluss ging es um die sogenannte 5G-Strategie für Deutschland, eine
Offensive für die Entwicklung Deutschlands zum Leitmarkt für 5G-Netze und
deren Anwendung. Die digitale Transformation, in der wir uns wie jedes
andere Land befinden, führt zu einer weitreichenden Vernetzung
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Prozesse. Schlüsseltechnologie für
all diese Entwicklungen ist die kommende Mobilfunkgeneration 5G. Heute gab
es also den Beschluss einer 5G-Strategie für Deutschland. Deutschland soll
Leitmarkt für die Anwendungen werden.

Dieses Ziel unterstützen wir durch Maßnahmen auf fünf Aktionsfeldern. Es
geht darum, einen sogenannten Netz-Rollout oder eine Markteinführung zu
forcieren, die 5G-Frequenzen bereitzustellen, die Kooperation zwischen der
Telekommunikationsindustrie und der Anwenderindustrie zu fördern, die
Forschung zum 5G-Bereich zu unterstützen und 5G für die Städte und Kommunen
zu initiieren. Die zeitliche Abfolge dieser Aktivitäten ist darauf
ausgerichtet, dass der Rollout der fünften Generation, also von 5G, ab 2020
bestmöglich unterstützt werden kann.

So viel aus dem Kabinett.

Frage : Ich habe eine Frage zum Außenwirtschaftsgesetz; wahrscheinlich
frage ich am besten das Wirtschaftsministerium. Zum einen hätte ich gerne
gewusst, von wie vielen Fällen Sie reden. Was den Erfüllungsaufwand für die
Verwaltung angeht, ist, glaube ich, von zehn zusätzlichen Prüfungen die
Rede. Ist das die Hausnummer? Gibt es schon konkrete Fälle, die Sie jetzt
nach der neuen Verordnung prüfen können?

Zweitens hätte ich gerne noch etwas gewusst: Übernahmen müssen ja nicht
zwingend etwas Schlimmes sein, sondern sie können ja auch Arbeitsplätze
sichern oder retten. Gibt es in dieser Verordnung irgendeinen Spielraum?
Können Sie also Sicherheitserwägungen gegen Arbeitsplätze abwägen?

Alemany: Ja, das kann ich gerne beantworten. In der Regel sind es 40 bis 50
Fälle pro Jahr. Ich glaube, im letzten Jahr waren es 43. So gesehen gehen
wir jetzt davon aus, dass es zehn Fälle mehr pro Jahr werden dürften. Es
ist ja ein eng begrenzter Kreis, den wir jetzt zusätzlich prüfen können.

Es geht, wie Sie schon zu Recht sagten, nicht darum, dass wir keine offene
Volkswirtschaft mehr sein wollen. Im Gegenteil: Wir sind eine der offensten
Volkswirtschaften der Welt. Das soll auch so bleiben. Wir begrüßen auch
sehr ausländische Investitionen an unserem Standort. Das zeigt, wie
attraktiv er ist.

Was wir aber schon als Ziel erreichen wollen, sind faire
Wettbewerbsbedingungen für unsere Unternehmen. Deswegen gibt es eigentlich
eine parallele Strategie, die wir fahren, sowohl für Deutschland als auch
für die Europäische Union. Im Bereich der Europäischen Union haben wir
zusammen mit Italien und Frankreich eine Initiative auf den Weg gebracht,
mit der wir perspektivisch dahin wollen, das EU-Recht zu ändern, um auch
Schlüsseltechnologien schützen zu können oder einfach genauer prüfen zu
können, wer denn hinter einem Käufer und Unternehmenserwerber steckt, also
ob das vielleicht ein staatlich getriebener Investitionsfonds ist, der
nicht zu marktkonformen Preisen anbietet und damit unsere Unternehmen in
einen unfairen Wettbewerb geraten lässt. Das ist die eine Initiative, die
wir verfolgen. Darüber stehen wir in engen Gesprächen mit den
EU-Mitgliedsländern. Da gibt es aber noch keine abschließende Regelung; das
beginnt erst.

Für Deutschland haben wir heute die Verordnung durch das Kabinett gebracht,
an der wir ja schon seit ungefähr einem Jahr arbeiten. Die wird uns helfen,
eine offene Volkswirtschaft zu bleiben, aber auch auf faire
Wettbewerbsbedingungen für unsere Unternehmen zu achten.

Zu den Arbeitsplätzen: Das Prüfkriterium an sich hat sich nicht verändert.
Das Prüfkriterium ist immer die Gefährdung der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit sowie wesentliche Sicherheitsinteressen. Die Anzahl von
Arbeitsplätzen ist dabei kein Kriterium, an das wir denken.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert, aber auch an das
Wirtschaftsministerium. Es geht um die Lieferung von vier Turbinen nach
Russland. Zwei davon sind wohl sanktionswidrig auf die Krim geliefert
worden. Herr Seibert, wer war Ihrer Einschätzung nach naiv bei dieser
Geschichte, die Firma Siemens? Hätte man der russischen Seite da nicht so
vertrauen sollen?

Die andere Frage ist: Was für Konsequenzen wird das haben? Wie sieht die
Bundesregierung das? Was müsste die Konsequenz aus diesem offensichtlichen
Bruch der Sanktionen sein?

StS Seibert: Zunächst einmal ist das ein Vorgang, den auch die
Bundesregierung mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Jetzt kommt es zunächst
einmal darauf an, den Sachverhalt möglichst schnell und möglichst umfassend
zu klären. Dabei ist vor allem das Unternehmen Siemens gefragt. Ich weise
auch darauf hin, dass es Aufgabe der Unternehmen ist, zu prüfen, ob
unternehmerisches Handeln unter ein Sanktionsregime fällt.

Sie fragen nach Konsequenzen. Eine vertragswidrige Verbringung der Turbinen
auf die Krim entgegen hochrangiger Zusicherungen ist ein bemerkenswerter
Vorgang. Welche Konsequenzen dieser Vorgang hat - bemerkenswert und
gänzlich inakzeptabel, wie er ist -, wird derzeit beraten.

Alemany: Herr Seibert hat alles dazu gesagt.

Frage: Ich hätte eine Frage zur Türkei, und zwar zur Verhaftung von
Menschenrechtsverteidigern. Ich würde gerne wissen, ob das Auswärtige Amt
über dieses Thema Gespräche mit der Türkei oder vielleicht in Berlin mit
der türkischen Botschaft geführt hat. Haben Sie mehr Informationen darüber
bekommen, warum die Menschenrechtsverteidiger verhaftet wurden? Falls ein
Gespräch geführt wurde, wurde auch die Erwartung der türkischen Seite
kommuniziert?

Adebahr: Ich kann Ihnen zu der jüngsten Verhaftung am 5. Juli, die Sie
ansprechen, sagen, dass es uns gelungen ist, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Konsularabteilung in Istanbul ihn bereits am 6. Juli im
Polizeigewahrsam besuchen und sprechen konnten und dass wir dort mit der
konsularischen Betreuung des Inhaftierten begonnen haben. Wir stehen dazu
natürlich weiterhin im intensiven Gespräch mit der türkischen Seite und
versuchen, das zu verstetigen und die Betreuung dort sicherzustellen.

Frage: Zu Libyen und der Flüchtlingsfrage: In einem gemeinsamen Gastbeitrag
für "Die Welt" hat Innenminister de Maizière gemeinsam mit seinem
italienischen Amtskollegen davon gesprochen, mit Libyen in Fragen der
illegalen Migration stärker zusammenzuarbeiten. Nun handelt es sich ja bei
Libyen um einen "failed state". Wie genau soll diese Zusammenarbeit
aussehen? Mit welchen staatlichen Institutionen gedenkt man in Libyen in
dieser Hinsicht zusammenzuarbeiten?

Plate: Vielen Dank für die Frage. Das Thema ist ja gar nicht neu. Es hat
zwischen den Innenministern schon vielfach Gespräche über dieses Thema
gegeben, zuletzt ja sehr intensiv bei dem informellen Treffen der Justiz-
und Innenminister in Tallinn, wo die Präsidentschaft ja im Moment liegt.
Die dortige Präsidentschaft hat zu diesem Thema eine Pressemitteilung
herausgegeben, auf die ich auch verweise.

Ich will an dieser Stelle aber auch daran erinnern, dass es ja eine
gemeinsame Initiative des italienischen und deutschen Innenministers
gegeben hat, gegenüber der EU-Kommission dafür zu werben, dass man eine
sogenannte Fact-Finding Mission nach Libyen schickt, um im Prinzip genau
diese Fragen - auch die, die Sie stellen - in aller Ruhe und in der
gebotenen Sorgfalt zu klären. Die EU-Kommission hat es befürwortet, eine
solche Fact-Finding Mission dorthin zu schicken. Das ist der aktuelle
Sachstand dazu.

Zusatzfrage: Es sterben aktuell wieder Tausende Menschen, muss man sagen,
auf dem Weg nach Europa im Mittelmeer. Experten wie zum Beispiel der
Frontex-Direktor fordern auch die Schaffung von legalen Fluchtmöglichkeiten
nach Europa. Wie ist da der Stand der Dinge, was diese humanitäre Forderung
angeht?

Plate: Ich bitte um Nachsicht dafür, dass ich jetzt nicht erneut wie hier
schon ganz oft alle legalen Migrationswege nach Europa aufzähle. Es gibt ja
zahlreiche, sowohl im Bereich des Resettlement, der Relocation und der
humanitären Aufnahme als auch im Bereich der Arbeitsmigration. Auf all
diese Dinge verweise ich. Ich glaube, sie sind bekannt und öffentlich
nachlesbar.

Frage : Herr Seibert, können Sie zum Anfang erst einmal den Verdacht
ausräumen, dass auch Informationen zum Beispiel türkischer
Sicherheitsbehörden oder anderer ausländischer Sicherheitsbehörden Anlass
für den Entzug von Akkreditierungen gewesen sein könnten?

StS Seibert: Ich dachte eigentlich, dass das gestern durch die Erklärung
des Bundespresseamtes und die Erklärung des Bundeskriminalamtes schon in
aller Klarheit geschehen wäre. In beiden Erklärungen ist davon die Rede,
dass die Sicherheitsbedenken, über die gesprochen wird, ausschließlich aus
eigenen Erkenntnissen deutscher Behörden resultierten. Es gibt auch
zwischen der BKA-Erklärung und der Erklärung des Bundespresseamtes
keinerlei Widerspruch.

Der erste Satz des Bundeskriminalamtes zu diesem Komplex, wonach
ausschließlich Erkenntnisse deutscher Sicherheitsbehörden vorlagen, gilt
selbstverständlich für den ganzen Absatz. Ich hätte gedacht, dass diese
einleitende klare Aussage, also dass es nur um Erkenntnisse deutscher
Sicherheitsbehörden geht, ausreicht, um jedes Misstrauen zu zerstreuen. Ich
hoffe sehr, die nochmalige Klarstellung des Bundeskriminalamtes heute
Vormittag reicht dazu jetzt aus. Aus unserer Sicht gibt es und gab es da
nie einen Hauch der Unklarheit.

Zusatzfrage : Gab es Informationen ausländischer Behörden? Sind die
irgendwie angekommen? Wie wurde mit denen umgegangen?

Das BKA schrieb ja anders als das BPA, also Sie, dass für einige
Journalisten zum Zeitpunkt der Akkreditierung Staatsschutzerkenntnisse
ausschließlich deutscher Sicherheitsbehörden vorlagen.

StS Seibert: Ja, einige Journalisten, bezogen - - -

Zusatzfrage : Darf ich ausreden?

StS Seibert: Ja, natürlich.

Zusatzfrage : Stehen Sie als Leiter des BPA für diesen ganzen Skandal
gerade, Herr Seibert? Nehmen Sie die Verantwortung für diesen Fall auf
sich?

StS Seibert: Es geht um einige Journalisten, bezogen auf die insgesamt 5101
Medienvertreter, die das Zugangsrecht zum Pressezentrum erhielten.

Zweitens mache ich mir Ihre Deutung in keiner Weise zu eigen. Ich verstehe,
dass es Fragen aufwirft, wenn Journalisten eine Akkreditierung entzogen
wird, und diesen Fragen stellen wir uns natürlich. Ich habe gestern den
ganzen Tag daran gearbeitet, den Sachverhalt in seinen Einzelheiten zu
durchdringen und Ihre Fragen beantworten zu können. Das machen wir auch
gerne.

Ich will nur noch einmal gleich am Anfang sagen, weil auch heute Morgen die
Unterstellung aufkam, dass ich die Unwahrheit sagen würde: Diese
Unterstellung weise ich wirklich mit Nachdruck zurück. Mein Amtsverständnis
ist es - ich hoffe, dass Sie das in den letzten sieben Jahren hier auch so
bemerkt haben -, Ihnen mündlich wie schriftlich stets nach bestem Wissen
und Gewissen die Wahrheit zu sagen. Das tue ich heute, das habe ich in der
Vergangenheit getan, und das tue ich auch in dieser ganzen Angelegenheit.

Frage: Herr Seibert, Sie sprechen jetzt wieder ausschließlich von
Sicherheitsbedenken. Gleichzeitig wächst die Kritik halt immer weiter an.
Dem könnte begegnet werden, indem Sie zum Beispiel die konkreten
Erkenntnisquellen und die konkreten Gründe abseits von Sicherheitsbedenken
etwas mehr erläuterten.

StS Seibert: Wir sprechen von sehr ernsthaften Sicherheitsbedenken und
einer Neubeurteilung der Sicherheitslage insgesamt am Donnerstag, den 6.,
und Freitag, den 7., die dazu geführt haben, dass mir eine dringende
Empfehlung der Sicherheitsbehörden überbracht wurde. Ich wurde informiert,
und mir wurde die dringende Empfehlung überbracht, so zu handeln, dass
einigen - einer begrenzten Zahl von Journalisten - die Akkreditierung
entzogen wird. Ich hätte in meiner Verantwortung als Chef des
Bundespresseamtes nicht verantworten können, diese ernsthaften Hinweise und
diese dringende Empfehlung zu ignorieren, und stehe auch dazu.

Ich sehe mich hier nicht in der Lage, über einzelne Fälle zu sprechen. Das
wäre unangebracht. Das würde auch gegen das Recht der Betroffenen
verstoßen. Jeder der Betroffenen kann sich über seinen Fall mit dem
Bundeskriminalamt in Verbindung setzen. Da ist ein Ansprechpartner genannt
worden. Er kann auch, wenn er das möchte, den Weg der Veröffentlichung
wählen. Ich werde das hier nicht tun.

Ich will nur sagen: Ich musste mich am Donnerstag und Freitag mit der Frage
befassen, ob ich diese ernsthaften Hinweise der Sicherheitsbehörden, die
mir durch das BMI überbracht wurden, zum Anlass nehme, diese Entscheidung
zu treffen oder nicht zu treffen und der dringenden Empfehlung zu folgen.
Ich kam zu dem Schluss und komme bis heute zu dem Schluss, dass ich das
nicht ignorieren konnte.

Frage: Herr Seibert, Sie sprachen eben von einer Neubeurteilung oder
Neubewertung der Sicherheitslage am Donnerstag und Freitag. Das bedeutet
für mich, und ich bitte um Klarstellung, wenn es anders war, dass schon
vorher vorhandene Informationen jetzt neu bewertet wurden. Oder handelt es
sich um nach dem Gipfelbeginn neu aufgetauchte Erkenntnisse über diese
Personen? Ich halte das für einen relevanten Unterschied.

Zweite Frage an Herrn Plate: Herr Dimroth hat hier am Montag erklärt, dass
die Gründe für den Akkreditierungsentzug hier aus Gründen des
Personenschutzes nicht öffentlich genannt werden würden, aber den
Betroffenen mitgeteilt worden seien. Aus Gesprächen mit Betroffenen gewinnt
man den Eindruck, dass denen diese Gründe mitnichten mitgeteilt wurden. Was
stimmt nun?

StS Seibert: Ich verweise noch einmal auf die Erklärung, die auch das
Bundeskriminalamt gestern herausgegeben hat, in der es von gewichtigen
zusätzlichen sicherheitsrelevanten Erkenntnissen und einer
Gesamtbeurteilung der aktuellen Entwicklung der Gipfelsituation spricht.

Zusatzfrage: Das bedeutet also das, was Sie vorher gesagt hatten, nämlich
dass es doch nicht nur eine Neubewertung der Lage, sondern zusätzliche
Erkenntnisse nach Abschluss des ersten Akkreditierungsverfahrens gab,
zeitnah zum Gipfelbeginn. Richtig?

StS Seibert: So benennt es das Bundeskriminalamt in seiner gestrigen
Stellungnahme.

Plate: So ist es. Das kann ich bestätigen und gerne auf die Frage eingehen,
die gesondert an mich ging. Ich habe in der medialen Berichterstattung auch
wahrgenommen, dass die Betroffenen es jedenfalls teilweise nicht so
wahrgenommen haben, wie es bislang jedenfalls unserem Kenntnisstand
entspricht, was die Information über die Gründe angeht. Wir werden das
natürlich zum Anlass nehmen, dem noch einmal ganz genau nachzugehen, wie
die Information der Betroffenen im Einzelnen tatsächlich ausgefallen ist.
Sollte es da Defizite gegeben haben, dann werden wir das selbstverständlich
zum Anlass nehmen, das noch einmal auf den Prüfstand zu stellen und dafür
zu sorgen, dass so etwas in Zukunft anders und besser passiert. Ob es am
Ende eine Nicht-Information gab - anders als es bislang unser Kenntnisstand
ist - oder ob die Information sozusagen eine Dichte hatte, die nicht dem
entsprach, was sich die Betroffenen vorgestellt hätten, müssen wir uns
jetzt, ehrlich gesagt, noch einmal ganz sorgfältig anschauen, weil das
wichtig ist.

Ich will sagen: Mit solchen Entscheidungen tut sich, ehrlich gesagt, keiner
leicht. Bevor es tatsächlich zu einer solchen Entscheidung kommt, dass das
BMI auf Anraten der Sicherheitsbehörden vorschlägt, zu einem Vollentzug
einer Akkreditierung zu kommen, prüft man natürlich sehr sorgfältig, ob es
andere und weniger eingriffsintensive Maßnahmen gibt, die bei maximaler
Wahrung der Pressefreiheit das gleiche Ziel dennoch erreichen können. Das
war hier nach Einschätzung der Behörden nicht der Fall, und - - -

Zusatzfrage: Der Kern meiner Frage war ja: Sehen Sie sich schon in der
Pflicht, den Betroffenen nachvollziehbar mitzuteilen, warum ihnen die
Akkreditierung entzogen wurde?

Plate: Ja, selbstverständlich. Das steht, glaube ich, auch in der
Pressemitteilung des Bundeskriminalamts, die gestern versandt wurde, noch
einmal ausdrücklich drin, konkret mit dem Ansprechpartner im BKA, der zu
diesem Zwecke von den Betroffenen kontaktiert werden kann. Ich kann gerne
noch einmal vollumfänglich unterstreichen, dass das nicht nur in der
Pressemitteilung des BKA steht, sondern auch die Position des BMI ist.

StS Seibert: Wenn ich vielleicht auch ganz kurz noch einmal etwas sagen
darf: Das Bundespresseamt führt Akkreditierungsverfahren und natürlich auch
das Akkreditierungsverfahren zum G20-Gipfel grundsätzlich in dem Sinne
durch, größtmöglichen Zugang zu gewähren und zu ermöglichen und die
härteste Maßnahme, die Verweigerung einer Akkreditierung, zu vermeiden. Nun
befinden wir uns dabei immer und ganz besonders bei einem G20-Gipfel, einem
internationalen Großereignis - Hamburg hat das ja in vielfacher Weise auch
klargemacht -, im Spannungsfeld zwischen Freiheit und Sicherheit. Wir
werden natürlich, wenn wir Ihre Fragen alle beantwortet haben, dann auch zu
dem Punkt kommen, an dem wir - das Bundespresseamt und die Kollegen von den
Sicherheitsbehörden - uns zusammensetzen werden, um die Erfahrungen von
Hamburg noch einmal gemeinsam auszuwerten und zu fragen: Können wir daraus
Schlüsse und Lehren ziehen? Wie können wir diese schwierige Abwägung
zwischen Freiheit und Sicherheit bestmöglich treffen?

Frage: Herr Seibert, es gab ja auch massive Kritik am Datenschutz von
Datenschutzvertretern. War es aus Ihrer Sicht ein richtiges Vorgehen, dass
diese Liste - offenbar einsehbar für andere - an Polizisten verteilt wurde,
sodass auch andere Journalisten diese Liste sehen konnten, oder sehen Sie
auch hierin einen Verstoß gegen den Datenschutz?

Ich habe eine zweite, eher grundsätzliche Frage, abgesehen von diesem
konkreten Fall: Ist es eigentlich möglich und denkbar oder wird es
praktiziert, dass Akkreditierungslisten von Journalisten an ausländische
Dienste oder Sicherheitsbehörden weitergereicht werden, um dort zu
erfragen, ob es Vorbehalte oder ein Veto gibt?

StS Seibert: Um es noch einmal zu sagen: Das Akkreditierungsverfahren -
auch das beim G20-Gipfel - folgt dem üblichen und bewährten Muster. Es gibt
zwei Stufen. Das eine ist die Überprüfung der Journalisteneigenschaft
desjenigen, der den Antrag stellt, und das andere ist eine
Sicherheitsüberprüfung, der derjenige, der den Antrag stellt, mit dem
Antrag auch zustimmt. Das wird durch deutsche Stellen, deutsche Behörden
gemacht. So war es auch beim G20-Gipfel.

Zusatzfrage: Können Sie also ausschließen, dass bei diesem Verfahren
ausländische Dienste oder Sicherheitsbehörden jemals eine solche Liste
gesehen und beurteilt haben?

StS Seibert: Ich denke, wir haben das doch jetzt sehr klar gesagt. Ich weiß
nicht, ob man das noch klarer sagen kann, wenn Sie es vom BMI hören. Wir
haben es sehr klar gesagt: Die Sicherheitsbedenken stammen ausschließlich
aus Erkenntnissen deutscher Behörden. Das BKA und das BMI haben versichert -
 wir haben es auch gerade wieder gehört -, dass das so ist.

Zusatzfrage: Meine Frage war grundsätzlich. Können Sie ausschließen, dass
eine Liste von Journalisten an ausländische Behörden weitergeleitet wurde?

StS Seibert: Das ist hier nicht der Fall gewesen.

Zusatzfrage: Für alle 5000 Journalisten, die sich akkreditiert haben?

StS Seibert: Für alle - - - Im Akkreditierungsverfahren spielen keine
anderen als deutsche Sicherheitsbehörden eine Rolle. Bei den
Sicherheitsbedenken, die zur Sprache kamen und die mir gegenüber am
Donnerstagabend formuliert wurden, handelte es sich ausschließlich um
Sicherheitsbedenken deutscher Behörden.

Zuruf: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Okay, der Datenschutz. Wollen Sie noch einmal etwas dazu
sagen? - Ich will nur sagen, und wir haben auch gestern darüber gesprochen:
Das Bundeskriminalamt hat in Umsetzung dieser Entscheidung die Namen der
betroffenen 32 Medienvertreter an die Zugangskontrollstellen übermittelt.
Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Im Bundespresseamt ist mit diesen Daten sehr verantwortungsvoll umgegangen
worden. Sie sind nicht nach außen gegeben worden. Ich kann Ihnen das
vielleicht gleich noch genauer sagen. Vielleicht fangen Sie einmal an, und
dann sage ich noch einmal etwas dazu.

Plate: Ich will dazu vielleicht auch einfach ein paar Sätze sagen. Zunächst
einmal, vor die Klammer gezogen: Wenn Polizisten, Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte, an Einlasskontrollen dafür sorgen sollen und müssen, dass
bestimmte Personen nicht reinkommen, dann ist, glaube ich, klar, dass das
jedenfalls nur dann möglich ist, wenn sie die Namen dieser Personen kennen.
Das muss man vielleicht einmal vor die Klammer ziehen, weil es in der
Berichterstattung teilweise so klingt, als könne man ganz ohne eine
Übermittlung der Namen an die Personen auskommen, die letztlich für den
Einlass sorgen.

Für die Frage, inwieweit die Listen möglicherweise noch etwas besser hätten
abgestimmt werden können oder müssen, sowie für all solche Fragen gilt das
Gleiche wie das, was ich auf die Frage von dem Kollegen gesagt habe: Das
werden wir jetzt natürlich sehr sorgfältig in der Nachbereitung des
gesamten Gipfeleinsatzes - dazu gehört auch das, was zum Personenschutz und
zur Einlasskontrolle gehört - nachbearbeiten. Grundsätzlich gehört zur
Ausbildung und Sensibilisierung aller Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
auch heute schon die Fragestellung, wie mit personenbezogenen Daten und mit
Aspekten des Datenschutzes umzugehen ist. Inwieweit das hier möglicherweise
nicht vollständig berücksichtigt worden sein könnte, wird, wie gesagt, Teil
der Nachbereitung sein. Dann muss man entsprechende Vorkehrungen treffen.

Ich will aber trotzdem noch einmal betonen: Ganz ohne die Namen zu wissen,
kann man diese Aufgabe am Einlass wohl kaum wahrnehmen. Das möchte ich doch
in aller Klarheit sagen.

StS Seibert: Ich kann für das Bundespresseamt noch sagen: Der
Sicherheitsbeauftragte des Bundespresseamtes hat diese Namensaufstellung
weder an eine andere Behörde noch an sonstige Externe weitergegeben. Sie
wurde im BPA auch vor der Einsichtnahme Dritter geschützt.

Weil die Frage des Datenschutzes aufkam, ich glaube, auch im Zusammenhang
mit dem Akkreditierungsverfahren, will ich sagen: Die Daten der
Sicherheitsüberprüfung durch das BKA werden nicht im BPA gespeichert. Die
Mitarbeiter unserer Akkreditierungsabteilung speichern lediglich die
namentliche Aufstellung der Antragsteller im File-System der
Akkreditierung, und die wird nach spätestens einem Jahr gelöscht.

Frage: Herr Seibert, Sie haben gesagt, dass Sie keinen Widerspruch zwischen
den beiden Pressemitteilungen sehen. Meinen Sie das ernst? Denn die
Pressemitteilung des Bundeskriminalamtes zeichnet sich ja dadurch aus, dass
darin eben ausdrücklich erwähnt ist, dass "zum Zeitpunkt der Akkreditierung
Staatsschutzerkenntnisse ausschließlich deutscher Sicherheitsbehörden"
vorlagen und dann gesagt wird, dass später "gewichtige zusätzliche
sicherheitsrelevante Erkenntnisse" dazukamen - und zwar ohne den Zusatz
"ausschließlich deutscher Sicherheitsbehörden". Die haben gestern zwischen
Anfrage und Verschicken zehn Stunden lang an dieser Pressemitteilung
gearbeitet -

StS Seibert: Ich an der nicht.

Frage: - ich meine nicht Sie, sondern das Bundeskriminalamt -, und sie ist
drei Stunden nach Ihrer Pressemitteilung erschienen. Dass das jetzt
irgendwie ein sprachlicher Lapsus ist, schien mir zumindest bei einem so
relevanten Thema relativ unwahrscheinlich. Können Sie noch einmal sagen, ob
Sie nicht zumindest nachvollziehen können, dass das für einen der deutschen
Sprache und Grammatik kundigen Menschen so wirkt, dass es da einen sehr
entscheidenden Unterschied zwischen den beiden Pressemitteilungen gibt?

StS Seibert: Nein, das kann ich tatsächlich nicht nachvollzeihen. Wir haben
das hier ja auch gerade gesagt: Der erste Satz, der ganz klar den Teil
"Staatsschutzerkenntnisse ausschließlich deutscher Sicherheitsbehörden"
enthält, bezieht sich - -

Zusatz: "Zum Zeitpunkt der Akkreditierung".

StS Seibert: Ja, richtig. Der bezieht sich aber auf den gesamten Absatz.

Zuruf: Nein, grammatikalisch nicht!

StS Seibert: In unserem ganz klaren Verständnis und in dem ganz klaren
Verständnis, das das Bundeskriminalamt heute Morgen per Twitter auch noch
einmal erklärt hat, bezieht er sich auf den gesamten Absatz. Es geht in
jeder Phase dieses Themas ausschließlich um Erkenntnisse deutscher
Sicherheitsbehörden.

Plate: Ich kann das als Sprecher für das Ministerium, in dessen
Geschäftsbereich sich das BKA befindet, nur noch einmal bestätigen. Ich
führe hier jetzt, ehrlich gesagt, keine grammatikalischen Diskussionen,
weil wir hier, glaube ich, keine Germanistenvereinigung sind. Ich habe dazu
eine andere Auffassung, kann aber unabhängig davon, ob sich die
Auffassungen decken oder nicht, jedenfalls bestätigen, dass es so gemeint
ist, wie es auch Herr Seibert gesagt hat.

Zusatzfrage: Können Sie denn sagen, welche ausschließlich deutschen
Sicherheitsbehörden das eigentlich waren, können Sie die Behörden - im
Plural - einmal namentlich benennen?

Plate: Aus dem Stand ehrlich gesagt nicht; das sind ja eine ganze Reihe von
Personen. "Einige" ist ja auch ein Wort, das in diesem Zusammenhang schon
gefallen ist; die genaue Zahl ist auch schon genannt worden, die das
betroffen hat. Es ist logischerweise nicht immer überall die gleiche
Sicherheitsbehörde. Es gibt Sicherheitsbehörden in Bund und Ländern, das
wissen Sie. Ich kann jetzt, ehrlich gesagt, nicht auswendig sagen, welche
Sicherheitsbehörden das waren. Es wäre wahrscheinlich leichter,
aufzuzählen, welche da gar nicht beteiligt waren. Jedenfalls kann ich Ihnen
das auswendig nicht sagen.

Zusatzfrage: Die waren alle vor Ort und haben da ihre Bedenken eingebracht?
Denn es sind doch vor Ort diese Bedenken neu vorgebracht worden. Deswegen
dachte ich, es müsste eine begrenzte Zahl von Leuten sein, von denen Sie
dann so eine Information bekommen. Woher und von wem kam es denn?

Plate: Ich weiß nicht genau, woher Sie jetzt entnehmen, dass die alle vor
Ort waren und dass das dort mündlich in physischer Präsenz besprochen
worden ist. Ich glaube, weder Herr Seibert noch ich haben das gesagt. Ich
weiß, offen gestanden, auch gar nicht, welche Teile der Bedenken
telefonisch formuliert worden sind, welche vielleicht per Mail und welche
von Angesicht zu Angesicht. Das scheint mir auch nicht besonders relevant.
Grundsätzlich ist es aber sicherlich so, dass nahezu alle deutschen
Sicherheitsbehörden ohnehin, glaube ich, rund um den G20-Gipfel auch
physisch präsent waren. Das ist, glaube ich, auch bekannt.

Frage: Kurz für das Protokoll: Herr Seibert, Sie hatten mir ja auch
persönlich versprochen, zügige Antwort auf alle Fragen zu geben. In Ihrer
Erklärung findet sich dann das Stichwort Datenschutz, auf das sich meine
sehr präzisen Fragen seit Samstag schriftlich beziehen, nicht einmal als
Begriff; das heißt, der ganze Bereich Datenschutz ist in Ihrer Erklärung
nicht beantwortet worden. Sie haben dann am Schluss sozusagen den Schwarzen
Peter an das BKA beziehungsweise an das Innenministerium weitergereicht. Da
sind also nicht alle Fragen zügig beantwortet worden.

Meine konkrete Frage bezieht sich aber noch einmal auf den Begriff der
Ausschließlichkeit. Nach dem Verständnis von Datenschützern, mit denen wir
gesprochen haben, gibt der BND seine Erkenntnisse, die er auch im Austausch
mit ausländischen Diensten hat, als seine Erkenntnisse an weitere
Bundesbehörden weiter. Das würde es begrifflich erlauben - und ich werde
mich nicht davon abbringen lassen, begrifflich und auch grammatikalisch
präzise zu bleiben -, es als eine Erkenntnis zu bezeichnen, die das BKA aus
deutschen Behörden hat, auch wenn im Zuge des Quellenschutzes die
ursprüngliche Quelle, auf die der BND sich bezieht, ein ausländischer
Dienst wäre. Können Sie das bestätigen oder können Sie ausschließen, dass
die Information, die der BND möglicherweise an das Bundeskriminalamt
gegeben hat, auch aus unter Quellenschutz stehenden ausländischen Quellen
kommt?

StS Seibert: Dann fange ich vielleicht einmal an. - Ich will auch präzise
sein, und deswegen werde ich natürlich nicht davon sprechen, dass es hier
irgendwie um Schwarze Peter geht. Wir haben in unserer Erklärung des
Bundespresseamtes gestern nicht Schwarze Peter verteilt, sondern wir haben
auf Zuständigkeiten hingewiesen. In der Tat ist es so gewesen, dass diese
Entscheidung, die ich für das Bundespresseamt auf dringendes Anraten und
auf dringende Hinweise der Sicherheitsbehörden getroffen haben, vom
Bundeskriminalamt umgesetzt wurde, weswegen auch das Bundeskriminalamt die
Namen der 32 Medienvertreter an die Zugangskontrollstellen übermittelt hat.
Deswegen sind diese Fragen dort zu beantworten, und sie sind ja auch
beantwortet worden. Das ist nichts anderes als das. Für den Umgang damit im
Bundespresseamt habe ich hier gerade eine Antwort gegeben.

Zusatzfrage: Der BND fällt ja auch in die Zuständigkeit des Kanzleramts.

StS Seibert: Ich habe gar keinen Grund, von dieser ganz grundsätzlichen und
auch sehr präzisen Aussage, dass es sich - so wie es das Bundeskriminalamt
formuliert hat - um "Staatsschutzerkenntnisse ausschließlich deutscher
Sicherheitsbehörden" handelt, abzurücken.

Zusatzfrage: Meine präzise Nachfrage ist: Wenn der BND Informationen
ausländischer Dienste hat, die unter Quellenschutz stehen, und er diese
Informationen an eine andere Sicherheitsbehörde wie das BKA weitergibt,
werden diese dann als ausländische Informationen gekennzeichnet oder fällt
das in die Kategorie "Erkenntnisse des Bundesnachrichtendienstes", also
Erkenntnisse einer deutschen Behörde?

Plate: Ich kann zu der Praxis des Bundesnachrichtendienstes diesbezüglich
nichts sagen - a) mangels Zuständigkeit und b) ist es mir, ehrlich gesagt,
so im Detail auch nicht bekannt. Ich will aber gerne sagen: Die Erklärung
ist so zu verstehen, dass ausschließlich eigene - und zwar im
allgemeinsprachlichen Sinne eigene - Erkenntnisse deutscher
Sicherheitsbehörden bei den bekannten neun Entzügen nebst
Einlassverweigerungen eine Rolle gespielt haben.

Frage: Hat es Versuche von ausländischen Stellen gegeben, Einfluss auf
diese Erkenntnisse zu geben, im Sinne von Tipps nach dem Motto "Schaut euch
mal Person X und Y an", und dann schaut man sich die an und findet
Erkenntnisse zu denen? Gab es solche Versuche der Einflussnahme auf die
Liste?

Zweitens noch einmal zurück zu den Sicherheitsbedenken beziehungsweise
ernsten Hinweisen: Worüber reden wir da? Wollten Personen Anschläge auf
Gipfelteilnehmer vornehmen oder Bomben im Pressezentrum zünden, wollten die
da stören oder waren es unliebsame Personen, die man nicht dabeihaben
wollte? Auf welche Skala der Gefährdung bewegen wir uns da also?

Plate: Zu Ihrer ersten Frage: So etwas, wie Sie es beschreiben, hat bei den
32 beziehungsweise neun Personen absolut überhaupt keine Rolle gespielt.

Zu Ihrer zweiten Frage: Es ist ein bisschen schwierig, jetzt hinsichtlich
der Sicherheitsbedenken weiter ins Detail zu gehen, ohne selber einen
datenschutzrechtlichen Rechtsbruch zu begehen - auch wenn ich sozusagen das
mediale Interesse daran verstehe. Ich will sagen: Es handelte sich durchaus
um gewichtige Bedenken. Es ging bei verschiedenen Personen um Straftaten -
auch nicht unerhebliche Straftaten - und um deren Einschätzung mit Blick
auf die Sicherheitslage vor Ort. Weiter kann ich aber, ehrlich gesagt,
nicht gehen, ohne mich tatsächlich selber über das Datenschutzrecht
hinwegzusetzen - was ich nicht tue.

Frage : Herr Plate, Sie sprechen von Straftaten: Geht es um Straftaten aus
deutscher Sicht, nach deutschem Recht, oder geht es zum Beispiel auch um
Straftaten nach türkischem Recht?

Frau Adebahr, ich bringe einmal das Auswärtige Amt ins Spiel: Die
betroffenen Journalisten haben ja einiges gemeinsam. Unter anderem sind
einige dabei, die in der Türkei gearbeitet haben und in der Türkei selbst
festgesetzt wurden, zum Beispiel die Kollegen Kitzmann und Grodotzki, denen
Sie als Auswärtiges Amt in der Türkei zur Freiheit verholfen haben. Wie
bewerten Sie denn den Entzug der Akkreditierung für diese Journalisten? Das
Auswärtige Amt weiß ja, dass das keine sicherheitsbedenklichen Journalisten
sind. Hätte das Auswärtige Amt eigentlich eingreifen können und Herrn
Seibert zum Beispiel mitteilen können: "Die sind ungefährlich"? Haben Sie
das vielleicht sogar gemacht?

Plate: Ich kann ganz kurz beginnen - ich glaube, es geht schnell -: Es geht
um Straftaten nach deutschem Recht.

Adebahr: Ich habe aus Sicht des Auswärtigen Amts den Ausführungen der
beiden Kollegen zum Verfahren hier nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Können Sie bestätigen, dass Sie Herrn Kitzmann und Herrn
Grodotzki aus der Türkei zur Freiheit verholfen haben, als die in einer
Kurdenhochburg festgesetzt wurden?

Adebahr: Das entzieht sich meiner persönlichen Kenntnis, das müsste ich
nachprüfen.

Zusatzfrage : Können Sie Ihre Kollegen bitte fragen?

Vorsitzende Maier: Frau Adebahr hat gerade gesagt, sie würde es nachliefern
- Anweisungen geben wir nicht.

Frage: Ich habe eine Frage zum Ablauf: Herr Seibert, wenn Sie sagen, am
Donnerstagabend seien Sie noch einmal dringlich informiert worden, dass es
Sicherheitsbedenken gebe usw., und dann haben Sie die Entscheidung
mitgetragen, die Akkreditierung zu entziehen: Sind Sie denn vorher, in den
Tagen davor, eigentlich einmal in Kenntnis gesetzt worden, dass es in wie
auch immer gearteter Form Bedenken gibt? Die BKA-Erklärung war ja, es gebe
sozusagen Staatsschutz-Verdachtsmomente. Sind Sie also vorher darüber
unterrichtet worden, dass es da zumindest Zweifelsfälle gibt? Das geht ja
so ein bisschen aus Ihrer Erklärung hervor, aber nicht klar; deswegen
möchte ich das noch einmal konkret fragen.

Herr Plate, wenn Sie von Straftaten sprechen: Reden wir hier von
Verurteilungen für Straftaten oder von Ermittlungsverfahren über mögliche
Straftaten? Zumindest in dem Fall, der uns betrifft, ist von Verurteilungen
nichts bekannt.

Plate: Noch einmal ganz kurz: Ich werde Ihr Interesse, glaube ich, nur
teilweise befriedigen können, weil ich, wie ich gerade schon sagte,
hinsichtlich der jeweiligen Einzelerkenntnisse nicht weiter ins Detail
gehen kann; denn beim Datenschutz ist es so, dass das nicht nur für
personenbezogene, sondern auch für personenbeziehbare Daten gilt. Das
heißt, je mehr ich Ihnen sage, desto mehr komme ich in einen Graubereich
hinein, in den ich sozusagen als staatliche Stelle nicht gehen kann.

Ich will aber auch sagen: Das war ein Beispiel, insofern kann es durchaus
sein, dass bei irgendeiner anderen Person ganz andere Sicherheitsbedenken
als die von mir geschilderten möglicherweise vorgelegen haben. Es waren
Beispielstraftaten. Damit habe ich nicht gesagt, dass bei jedem in der
Aufstellung - oder von mir aus Liste - enthaltenen Namen eine konkrete
Straftat zuzuordnen ist. Es sind natürlich unterschiedliche Dinge.

StS Seibert: Das BPA hat dieses Akkreditierungsverfahren zum G20-Gipfel
nach bewährtem Muster durchgeführt, so wie wir es bei anderen
Großveranstaltungen auch bereits gemacht haben, also in einer zweistufigen
Prüfung: Überprüfung der Journalisteneigenschaft und dann
Sicherheitsüberprüfung durch das BKA. Das ist ein Verfahren, das sehr
etabliert ist und das grundsätzlich darauf hinzielt, größtmöglichen Zugang
zu ermöglichen, und über das ich in seinen einzelnen Phasen als Chef des
Bundespresseamtes ehrlich gesagt auch gar nicht immer auf dem Laufenden
sein muss - weil das läuft. Ich bin am Donnerstagabend über die veränderte
Sicherheitseinschätzung der Behörden informiert worden, verbunden mit der
dringenden Empfehlung, in einigen Fällen die Akkreditierung zu widerrufen.
Diesem dringenden Rat bin ich gefolgt. Es wäre nach meiner Überzeugung auch
verantwortungslos gewesen - für mich -, diesen dringenden Hinweisen nicht
nachzugehen oder sie zu ignorieren.

Ich will auch noch einmal sagen: Ich sehe es nicht als meine Aufgabe an,
Sicherheitserkenntnisse und Sicherheitsfragen selbst zu bewerten; dazu
fehlt mir die Zuständigkeit und dazu fehlt mir auch die Kompetenz. Ich
musste mich damit auseinandersetzen, ob ich dieser dringenden Empfehlung
folge oder nicht, und ich kam zu dem Schluss - und diesen Schluss halte ich
bis heute aufrecht -, dass ich das nicht ignorieren konnte.

Zusatzfrage: Noch einmal ganz konkret: Vor Donnerstagabend wurden Sie über
diese Bedenken also nicht unterrichtet?

StS Seibert: Nein, über Einzelheiten des Akkreditierungsverfahrens, das so
ablief, wie es schon mehrere Male vorher abgelaufen ist, war ich nicht
informiert. Ich wusste, dass es in diesem Jahr eine sehr hohe Zahl von
Akkreditierungen gibt, und ich wusste, dass das Verfahren exakt diesen zwei
Schritten folgt, und ich bin dann am Donnerstagsabend über die veränderte
Sicherheitseinschätzung - aus den Gründen, die das BKA genannt hat -
informiert worden.

Frage : Wenn man Ihrer Darstellung folgt, dann bedeutet das ja, dass vorher
im Grunde in 32 Fällen geschlampt worden ist. Wird es da eigentlich
Konsequenzen geben?

StS Seibert: Nein, dem würde ich so auf keinen Fall folgen. Ich habe es
gesagt: Wir führen dieses Akkreditierungsverfahren grundsätzlich in dem
Geiste durch, größtmöglichen Zugang zu gewähren und die härteteste
Maßnahme, die die Verweigerung einer Akkreditierung ist, möglichst zu
vermeiden. Unser Ansatz war also in Absprache mit den Sicherheitsbehörden
ein positiver. Wir bewegen uns ja immer - ich habe vorhin versucht, es zu
erklären - in diesem Spannungsfeld zwischen Freiheit und Sicherheit, und
die Frage ist dann: Wie gewichtet man das bei einem solchen Großereignis?
Ich würde Ihrer Deutung da also auf keinen Fall zustimmen.

Frage: Herr Seibert, was hat es mit dieser Zahl 32 eigentlich auf sich?
Denn diese Listen haben ja viele Leute an den Einlasskontrollen gesehen,
und sowohl nach meinem eigenen optischen Eindruck als auch nach dem
Eindruck von Kollegen, die das abgefilmt haben - oder wie auch immer -,
standen auf diese Liste weit mehr als 32 Namen; das waren eher 60 bis 80.
Wer war denn da noch drauf, wenn es sich bei den 32 um Journalisten
gehandelt hat? War auf der Liste auch technisches und sonstiges Personal
aufgeführt, und sind die dann auch alle sozusagen vorher durchgerutscht?

Herr Plate, Sie haben vorhin gesagt, es leuchte jedem ein, dass jeder
Polizist eine ausgedruckte Liste braucht, wenn man die Leute
heraussortieren will. Mir leuchtet das, ehrlich gesagt, nicht ganz ein;
denn es wurde ja an mehreren Stellen - teilweise drei Mal auf dem Weg ins
Pressezentrum - kontrolliert. Die andere Möglichkeit - weil Sie jetzt
sagten, das gehe doch gar nicht anders - wäre ja gewesen, dass es im
Computer hinterlegt wird, denn direkt am Eingang wurde ja der Badge von
jedem noch einmal gescannt. Das wäre aus meiner Sicht sozusagen die
datenschutzmäßig einfachere Lösung gewesen. Was sprach dagegen?

StS Seibert: Ich würde sagen: Da wir klar gesagt haben, dass mit der
Umsetzung der Maßnahme, also auch mit der Übermittlung von Namen an
Einlasskontrollstellen, das Bundeskriminalamt betraut war, würde ich sagen,
dass das BMI diese Frage übernimmt.

Plate: Genau. - Zunächst zu der Frage, was für Personen sonst noch auf
diese Liste waren: Es ist ungefähr so, wie Sie es in der Frage nahegelegt
haben; es waren also mitnichten nur Journalisten darauf, weil auch für
andere Leute die Frage des Reinkommens und Nichtreinkommens eine ist, die
an solchen Einlasspunkten zu entscheiden ist. Ich würde also sagen, dass
sich die Gesamtzahl der Personen, die offenbar auf diesem Papier abgedruckt
waren - mir selbst liegt es nicht vor - in der Tat daraus erklärt, dass es
eben nicht nur Journalisten waren.

Mit Blick auf die Frage, ob auch die durchgerutscht seien, möchte ich
vielleicht zunächst mit der Unterstellung aufräumen, dass da jemand
durchgerutscht sei. Das haben Sie gesagt, das ist aus meiner Sicht nicht
der Fall. Es gab eben eine veränderte Sicherheitseinschätzung, und die
Dinge, die gegen diese Personen jedenfalls im Kern als Sicherheitsbedenken
bekannt waren, lagen auch vorher vor und waren den Sicherheitsbehörden
bekannt. Bloß wurde im Lichte des hohen Guts der Pressefreiheit
entschieden, dass von der sehr einschneidenden Maßnahme der
Akkreditierungsverweigerung in diesen Fällen nicht Gebrauch gemacht wurde.
Es wird immer versucht - ich glaube, das habe ich gerade schon einmal
gesagt -, im Lichte des Grundrechts der Pressefreiheit gleiche Ergebnisse -
sofern das möglich ist - mit weniger grundrechtsintensiven
Eingriffsmaßnahmen zu verwirklichen. Dann hat sich aufgrund anderer
Einschätzungen, anderer Erkenntnisverdichtungen hinsichtlich der Lage auf
dem Gipfel insgesamt eben herausgestellt, dass diese anderen, weniger
eingriffsintensiven Maßnahmen nicht mit hinreichender Sicherheit den
gleichen Erfolg gebracht hätten, wie das jedenfalls vorher eingeschätzt
wurde. So viel zum Thema "durchgerutscht".

Zu den anderen, die nicht Journalisten waren: Dabei handelt es sich
mindestens überwiegend - ich weiß nicht, ob vielleicht sogar bei allen - um
Personen, denen die Akkreditierung vorher schon verweigert war -
Nichtjournalisten wohlgemerkt. Die Namen dieser Personen waren aber
verzeichnet, um sicherzugehen, dass sie nicht doch auftauchen und
versuchen, Einlass zu begehren.

Zu dem anderen Teil Ihrer Frage: Da haben Sie mich aus meiner Sicht nicht
ganz richtig zitiert. Ich habe nicht gesagt, dass es nicht anders gehe als
mit ausgedruckten Listen; das habe ich gerade nicht gesagt. Ich habe
gesagt: Es geht nicht anders, als dass man den Personen am Einlass die
Namen, um die es geht, zur Kenntnis gibt. Das habe ich gesagt. Ob das in
Form einer ausgedruckten Liste geschehen muss oder ob es andere Maßnahmen
gibt, die das gleiche Ziel mit sozusagen geringeren Risiken für die Wahrung
des Datenschutzes erreichbar erscheinen lassen, ist eine Frage, die - und
da verweise ich auf meine Antwort an den Kollegen - im Rahmen der
Nachbereitung jetzt sehr sorgfältig geprüft wird. Richtig ist aber, dass es
jedenfalls auch Einlasspunkte, für die die Akkreditierung relevant war,
gab, an denen keine technischen Vorrichtungen existierten, um einen
Computerabgleich zu machen. Es gab also durchaus auch Einlasspunkte - so
zum Beispiel an Delegationshotels -, an denen es lediglich die Möglichkeit
eines sozusagen händischen Abgleichs gab. Das war jedenfalls Anlass für die
Herstellung dieser Namensaufstellung auf gedrucktem Papier. Noch einmal:
Die Frage, ob es vielleicht trotzdem bessere Wege gegeben hätte und bei
künftigen Veranstaltungen geben könnte, wird Teil der Nachbereitung sein.

Frage: Bevor ich die eigentliche Frage stelle, noch einmal zur Sicherheit:
Habe ich Sie richtig verstanden, Herr Seibert, dass Sie gesagt haben,
ausländische Sicherheitsbehörden seien nicht am Akkreditierungsverfahren
beteiligt gewesen?

StS Seibert: Das Akkreditierungsverfahren wird nicht mit ausländischen
Sicherheitsbehörden durchgeführt, nein.

Frage: Dann meine Frage: Als ich einfach nur Gast im VIP-Bereich beim
Kirchentag von Herrn Obama war, wurden meine Daten - und dem habe ich
vorher zugestimmt - nicht nur von deutschen, sondern auch von
amerikanischen Stellen sicherheitsüberprüft. Auch wer zum "4th of July" auf
dem Tempelhofer Feld geht, gibt dort Daten ab, die überprüft werden dürfen.
Schließen Sie wirklich aus, dass Journalisten, die auf dem Rollfeld als
Poolfotografen die Ankunft von Trump fotografieren durften, oder
diejenigen, die die Poolakkreditierung für die Elbphilharmonie bekommen
haben, um auch dort in Gegenwart von Herrn Trump zu fotografieren, nicht
auch von amerikanischen Sicherheitsbehörden überprüft worden sind? Hat es
da keinen Austausch mit amerikanischen Behörden gegeben?

StS Seibert: Ich kann Ihnen hier jetzt nicht über das
Akkreditierungsverfahren im Zusammenhang mit dem Evangelischen Kirchentag
Auskunft geben. Ich kann Ihnen sagen, dass das Akkreditierungsverfahren,
das bei G20 galt und das unser übliches ist, ein Akkreditierungsverfahren
ist, in dem das Bundespressamt die Journalisteneigenschaft überprüft und
das Bundeskriminalamt die notwendige Sicherheitsüberprüfung macht.

Zusatzfrage: Auch für die, die bei der Ankunft von Herrn Trump auf dem
Rollfeld sind?

StS Seibert: Es geht um das gesamte Akkreditierungsverfahren.

Frage: Herr Plate, Sie haben nun eben den Begriff "durchgerutscht"
zurückgewiesen, mit Hinweis darauf, dass diese Erkenntnisse schon vorher
dagewesen wären und nun eben neu bewertet worden seien. Diese Aussage steht
doch aber im Widerspruch zu der anderen Aussage, dass es neue, zusätzliche
Erkenntnisse gegeben habe, die zu einem nachträglichen Entzug der
Akkreditierung geführt haben. Entweder war es doch vorher bekannt und wurde
nur neu bewertet, oder es ist neu aufgetaucht?

Plate: Danke, dass Sie mir die Gelegenheit geben, das vielleicht noch
einmal klarzustellen: Es gab zusätzliche Erkenntnisse zur Sicherheitslage
vor Ort und damit auch zur Durchführbarkeit weniger grundrechtsintensiver
Maßnahmen, um gleiche Ergebnisse herzustellen, die die personenbezogenen,
vorher vorliegenden Sicherheitserkenntnisse in einem anderen Licht haben
erscheinen lassen.

Zusatzfrage: Damit ich es richtig verstehe: Die neuen Erkenntnisse
bestanden nicht in neuen Erkenntnissen über diese Personen, sondern, sagen
wir, darüber, wie sich die Verhältnisse entwickelt hatten, richtig?

Plate: Das ist etwas holzschnittartig dargestellt, gibt aber im Kern das
wider, was ich gerade gesagt habe.

Zusatzfrage: Danke. Das würde aber dann doch - wiederum holzschnittartig -
eher bedeuten: Es ging um eine andere Lageeinschätzung, nicht um
zusätzliche Erkenntnisse die Personen betreffend?

Plate: Es ging im Kern - und so schreibt es ja auch das Bundeskriminalamt -
um eine andere Lageeinschätzung. So etwas hat allerdings natürlich viele
Elemente, die unter anderem auch Personenbezug haben können; aber im Kern
ging es um eine andere Lageeinschätzung.

Frage : Herr Seibert, ich habe noch eine Frage zu einem anderen Aspekt, der
in der "Süddeutschen Zeitung" erklärt wurde, nämlich dazu, dass Sie sich
bezüglich dieser 32 Journalisten, bei denen Bedenken bestanden, gemeinsam
mit dem BKA zunächst für einen anderen Kompromiss entschieden hätten,
nämlich den Kompromiss, dass man diese 32 Reporter ins Gipfelinnere
hineinlassen würde, ihnen vor Ort aber gleichzeitig BKA-Beamte - sogenannte
Schatten - anhängen würde, die sie begleiten sollten. Ist das passiert,
bevor den 32 beziehungsweise den neun Personen aktiv die Akkreditierung
entzogen wurde? Wurden die von BKA-Beamten verfolgt, beschattet, überwacht,
und wenn ja, wie? War das geheim? Wie sind Sie überhaupt auf diesen
Kompromiss gekommen? Ist das üblich bei Ihnen, müssen wir also damit
rechnen, dass hier BKA-Beamte sitzen?

StS Seibert: Ich gehe noch einmal auf das zurück, was ich als den
Grundgedanken zu schildern versucht habe, mit dem wir das Thema
Akkreditierungen bearbeiten: Wir führen das in dem Sinne durch,
größtmöglichen Zugang zu ermöglichen, und die härteste Maßnahme, also die
Verweigerung einer Akkreditierung, zu vermeiden. Nun werden wir damit
konfrontiert, dass wir auch in diesen Fällen den Zugang zunächst
ermöglichen wollten - trotz bestehender Sicherheitserkenntnisse, das hat
das BKA ja auch ausgeführt - und dass wir das mit dem Mittel einer
stellenweise erhöhten Sicherheitspräsenz erreichen wollten. Unser Ansatz
war also in Absprache mit den Sicherheitsbehörden ein positiver. Noch
einmal: Wir bewegen uns ja immer in dem Spannungsfeld von Freiheit und
Sicherheit. Dass dieser Ansatz nun nicht als einer verstanden wird, der
journalistische Berichterstattung ermöglichen soll, muss ich zur Kenntnis
nehmen; deswegen werden wir darüber nachdenken müssen, wie wir in künftigen
Fällen die härteste Maßnahme, also den Ausschluss von einer Veranstaltung
beziehungsweise die Nichtzugangsgewährung, umgehen können und welche
anderen Ansätze es da gibt. Der Ansatz war ein positiver, nämlich
größtmöglichen Zugang zu ermöglichen trotz in einigen Fällen bestehender
Sicherheitserkenntnisse.

Zusatzfrage : Ich habe es jetzt nicht ganz verstanden. Können Sie
bestätigen, dass BKA-Beamte diese 32 Reporter überwachen sollten oder sogar
überwacht haben, und wie sind Sie auf diese Idee gekommen, Herr Seibert?
Ist das üblich?

StS Seibert: Ich habe ja versucht, Ihnen klar zu machen -

Zusatz : Klar war das nicht.

StS Seibert: - ich finde schon -, was uns dabei bewegt hat. Über die
Umsetzung durch das BKA kann ich Ihnen hier jetzt nichts berichten.

Plate: Ich kann vielleicht noch zwei, drei Sätze ergänzen, ohne jetzt
diesen konkreten Bericht - der, wenn Sie mir diesen fast schon persönlichen
Kommentar gestatten, ehrlich gesagt sowieso eine abenteuerliche
Räuberpistole war; das habe ich dem Kollegen auch schon gesagt - auch in
diesem weder zu bestätigen noch zu dementieren. Ich hatte schon darauf
hingewiesen, dass es unterhalb der Schwelle der Akkreditierungsverweigerung
die Möglichkeit gibt, weniger einschneidende, weniger grundrechtsintensive
Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit zu gewährleisten. Sie waren
vielleicht schon einmal bei uns im Haus, wenn der Minister eine
Pressekonferenz hatte. Wenn nicht, tun Sie es beim nächsten Mal gerne, denn
dann werden Sie sehen, dass die Sicherungsgruppe des BKA mit dem
Personenschutz des Ministers zum Beispiel dort vertreten ist. Das ist das,
was Herr Seibert auch erwähnt hat und unter dem Stichwort
Sicherheitspräsenz abgebucht hat.

Wenn in der Personengruppe, die bei einer solchen Pressekonferenz oder bei
einem anderen presseöffentlichen Termin dabei ist, Personen sind, gegen die
es gewisse Sicherheitsbedenken gibt, die aber nicht die Schwelle
überschreiten, dass man zu einer Akkreditierungsverweigerung oder einem
Akkreditierungsentzug kommen muss, dann kann man zum Beispiel zu der
Maßnahme greifen, dass neben den ohnehin vorhandenen Personenschützern der
Schutzpersonen aus der Sicherungsgruppe des BKA zwei weitere Beamte vor Ort
präsent sind. Das hat aber mit Schatten, mit Überwachung oder dergleichen
ehrlich gesagt nichts zu tun.

Zusatzfrage : Da Herr Plate jetzt von einer Räuberpistole spricht: Herr
Seibert, können Sie ganz konkret sagen, ob diese neun Reporter, denen aktiv
die Akkreditierungen entzogen wurden, am ersten Tag oder vor Beginn von
einem oder mehreren BKA-Beamten begleitet oder in irgendeiner anderen Form
überwacht wurden?

StS Seibert: Ich verweise auf - -

Zusatz : Sagen Sie es doch einfach ganz deutlich. Herr Plate sprach gerade
von einer Räuberpistole.

StS Seibert: Ich würde gerne, wenn ich darf, meine Antworten so
formulieren, wie ich sie formuliere.

Ich verweise auf die Erklärung des Bundeskriminalamtes, in der steht, dass
man in Abwägung des hohen Gutes der Pressefreiheit und der zu
gewährleistenden Sicherheit der Gipfelteilnehmer zwischen BPA und BKA
gemeinsam entschieden hat, den betreffenden Personen trotzdem - also obwohl
zum Zeitpunkt der Akkreditierung Staatsschutzerkenntnisse über einige
Journalisten vorlagen - zunächst eine Akkreditierung zu erteilen. Was die
Umsetzung durch das BKA betrifft, so müsste ich Sie bitten, das beim BKA
selber oder vielleicht auch noch einmal hier beim BMI zu erfragen. Ich
stehe aber dazu, dass wir diese Vereinbarung mit dem BKA getroffen haben,
weil - noch einmal - wir immer versuchen, bei Akkreditierungen das härteste
Mittel, nämlich die Verweigerung einer Akkreditierung, zu vermeiden. Wir
versuchen größtmöglichen Zugang zu ermöglichen. Wenn Sie und der eine oder
andere sonst das nicht für das geeignete Mittel hält, dann muss ich das zur
Kenntnis nehmen. Ich verstehe, dass das bei Ihnen Fragen aufwirft. Dann
werden wir darüber nachdenken müssen, wie wir uns da in künftigen Fällen
verhalten - immer mit der Absicht, es möglichst nicht zu einer Verweigerung
der Akkreditierung kommen zu lassen.

Vorsitzende Maier: Möchten Sie noch etwas dazu sagen, Herr Plate?

Plate: Ehrlich gesagt nicht; zu den Möglichkeiten für Maßnahmen habe ich
gerade ja schon etwas ausgeführt.

Frage : Herr Seibert, haben Sie sich denn schon einmal in Ihrer Karriere
als Chef des Bundespresseamtes über die Sicherheitsbedenken der Behörden
hinweggesetzt?

StS Seibert: Ich würde nicht von Karriere sprechen, sondern von meiner
Amtszeit. - Ich habe vorhin gesagt: Ich sehe es nicht als meine
Zuständigkeit und ich habe auch nicht die Kompetenz, Sicherheitsfragen
selbst zu bewerten. Ich habe es in der konkreten Situation am
Donnerstagabend für meine Pflicht gehalten, den dringenden Empfehlungen und
Hinweisen der Sicherheitsbehörden zu folgen. Dazu stehe ich, und ich denke,
so würde ich es in der Zukunft auch wieder halten.

Zusatzfrage : Sie hätten also gar nicht die Wahl gehabt, da Nein zu sagen?

StS Seibert: Ich hätte es für verantwortungslos gehalten, wenn ich, der ich
nicht die Kompetenz - und auch nicht die Zuständigkeit - habe, solche
Sicherheitsfragen selbstständig zu bewerten, mich darüber hinweggesetzt
oder das ignoriert hätte.

Zusatzfrage : Sind die Kollegen eigentlich auch in der Zukunft gesperrt,
beziehungsweise - anders gefragt - wie lange gelten diese
Sicherheitsbedenken für die Journalisten?

Plate: Diese Frage ist eigentlich schon beantwortet worden, aber ich sage
es gerne noch einmal: Diese Sicherheitsbedenken, die hier zum Ausschluss
geführt haben - wohlgemerkt in einer schwierigen Entscheidung, die ja
zunächst, ein paar Tage vorher, noch anders ausgegangen war, weil sich die
Lage anders dargestellt hat - - Daraus ergibt sich, glaube ich, schon, dass
es nichts mit einer irgendwie gearteten Sperrung auf unbestimmte Zeit für
jedwede Veranstaltung oder sonst irgendetwas zu tun hat. Die Erteilung
einer Akkreditierung für eine ganz bestimmte Veranstaltung ist immer eine
Entscheidung im Einzelfall. Dabei schaut man sich die Sicherheitslage und
die Sicherheitsbedenken, die es gegebenenfalls gibt, an, und kommt zu einer
Entscheidung.

Frage: Auch, wenn ich mit meinen Protokollfragen ein bisschen langweile:
Eine Sache habe ich immer noch nicht verstanden, und da liegt nun wirklich
ein Widerspruch vor. Herr Seibert, ich habe Sie gerade ganz konkret
gefragt, ob Sie vorher, also vor dem Donnerstagabend, schon einmal von
Sicherheitsbedenken gegen Journalisten gehört haben. Diese Frage haben Sie
mit Nein beantwortet. Jetzt berichten Sie aber beide sozusagen ergänzend
zueinander, dass es vorher eine Abwägung gegeben habe, die Akkreditierung
zu erteilen, obwohl es Bedenken gab. Diesen Widerspruch kann ich in meinem
Kopf nicht auflösen.

Der zweite Punkt ist: Soweit ich weiß, ist die Entscheidung am
Donnerstagabend getroffen worden; die Maßnahme an sich mit den Listen
begann aber hauptsächlich am Samstag. Ist da, obwohl die Bedrohungslage so
ernst und dringlich war, noch einen Tag lang zugewartet worden, bevor man
die Akkreditierung entzogen hat? Wann hat denn der Ausschluss der Kollegen
konkret begonnen?

Plate: Um das gleich zu sagen: Ich sehe da, ehrlich gesagt, überhaupt
keinen Widerspruch. Das, was ich hinsichtlich der Abwägungsentscheidung
geschildert habe, ist etwas, was zunächst einmal bei den
Sicherheitsbehörden geschieht. Sie hatten aber nicht danach gefragt -
jedenfalls ist mir diese Frage entgangen oder ich habe Sie falsch
verstanden; wenn das der Fall sein sollte, bitte ich um Nachsicht -, ob den
Sicherheitsbehörden vorher Bedenken bekannt waren. Diese Frage habe ich
nicht wahrgenommen, und diese Frage hätte ich mit Ja beantwortet: Sie sind
den Sicherheitsbehörden vorher bekannt gewesen.

Was die andere Frage mit dem Freitag und Samstag betrifft, so habe ich das,
ehrlich gesagt, anders in Erinnerung. Ganz sicher ist es so, dass
spätestens am Freitagmorgen die Grundsatzentscheidung eines Nichtzulassens
von bis zu 32 Personen gefallen ist. Wann sie im Einzelfall relevant und
praktisch wird, hängt damit zusammen, ob die Personen überhaupt zum
Medienzentrum kommen, und wenn ja, wann.

StS Seibert: Noch einmal zu Ihrer Frage an mich: Die Entscheidung, die
zwischen BPA und BKA gefallen ist, trotz vorliegender
Staatsschutzerkenntnisse ausschließlich deutscher Sicherheitsbehörden auch
eine bestimmte Zahl von Medienvertretern, gegen die diese Erkenntnisse
vorliegen, zuzulassen beziehungsweise zu akkreditieren, ist im BPA nicht
durch mich gefällt worden, aber ich stehe zu ihr.

Frage: Ich möchte zunächst die Vorbemerkung machen, dass ich das mit der
zeitlichen Beschränkung für dieses Thema schwierig finde. Ich dachte immer,
die Regel hier ist: Die Regierungspressekonferenz endet, wenn alle Fragen
beantwortet sind. Ich habe zumindest noch mehrere und fände es unschön,
wenn wir bei einem so wichtigen Thema mit unbeantworteten Fragen rausgehen
würden.

Vorsitzende Maier: Ich habe Sie/dich hier zweimal drauf. Okay?

Frage: Okay, sehr gut.

Herr Plate, mir sind von den 32 Namen bisher acht bekannt; von den anderen
hat man noch nichts gehört, obwohl das ja im Kollegenkreis wahrscheinlich
die Runde machen würde. Können Sie einmal etwas zur Nationalität der
betroffenen Journalisten sagen? Sind das alles deutsche oder sind das auch
ausländische Journalisten? Falls Letzteres zutrifft: Können Sie vielleicht
sogar eine Aufteilung vornehmen, aus welchen Ländern diese Journalisten
kommen?

Herr Seibert, Sie waren ja auch einmal Journalist. Wenn jetzt von acht
Namen, die bekannt sind, sechs in irgendeiner Form im Visier der türkischen
Behörden standen, dann muss man ja kein großer Verschwörungstheoretiker
sein, um ernsthaft dem Verdacht nachzugehen, dass das eine Rolle gespielt
hat. Deswegen würde mich zum einen interessieren: Können Sie eigentlich
verstehen, dass man da einen Einfluss naheliegend findet? Zum anderen:
Angenommen, es hätte da Einfluss gegeben: Dürften Sie uns das dann
eigentlich sagen?

StS Seibert: Ich glaube, meine frühere Berufstätigkeit tut hier jetzt
relativ wenig zur Sache. Aber ich kann gut verstehen, dass dieser gesamte
Komplex bei Ihnen Fragen aufwirft, dass Sie denen nachgehen und dass Sie
auch Vermutungen nachgehen. Ich möchte nur sehr dafür werben, dass Sie
unseren glasklaren Erklärungen - denen des Bundespresseamtes, denen des
Bundesinnenministeriums, denen des Bundeskriminalamtes - Glauben schenken.
Ich glaube, wir haben uns zu dieser Frage so klar geäußert, dass eigentlich
kein Misstrauen mehr berechtigt ist.

Zusatzfrage: Dürften Sie es uns sagen, wenn es so wäre?

StS Seibert: Ich spreche hier Ihnen gegenüber die Wahrheit! Das ist mein
Ansatz.

Zusatzfrage: Was ist mit der Nationalität derjenigen, die auf der Liste
standen?

Plate: Ich habe jetzt, ehrlich gesagt, keine Aufstellung oder statistische
Auswertung dieser Namen vorgenommen. Die konkrete Liste liegt mir - anders
als offenbar einigen von Ihnen -, ehrlich gesagt, nicht vor. Aber das, was
ich gesehen habe, war nach meinem Eindruck jedenfalls weit überwiegend eine
deutsche Nationalität. Ob aber auch Ausländer dabei waren und, wenn ja,
welche, kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, aus dem Stand nicht sagen.

Zusatzfrage: Könnten Sie das herausfinden? Wenn diese 32 Namen nämlich
schon seit dem Akkreditierungsverfahren darauf standen, dann müsste es die
doch irgendwo im Hause geben, würde ich annehmen, auch bei Ihnen.

Plate: Es wäre mir jedenfalls nicht bekannt, dass es diese Liste bei uns im
Hause gibt. Ich kann einmal schauen, ob das etwas ist, das ich nachreichen
kann. Das müsste ich prüfen.

Vielleicht nutze ich die Gelegenheit noch einmal ganz kurz, weil Sie
sagten, Sie hätten die Namen von acht Personen, und fragten, was mit den
ganzen anderen sei. Ich will nur noch einmal zum Verständnis sagen: Es sind
ja nur - von mir aus auch immerhin - neun Personen, denen tatsächlich der
Zutritt verweigert worden ist. Das heißt, hinsichtlich der Personen, denen
der Zutritt nicht verweigert worden ist, aber die nicht hereingekommen
wären, wenn sie denn erschienen wären, die es aber nicht sind, verstehe ich
jetzt nicht so richtig, wie die das sozusagen ganz genau mitbekommen haben
sollten oder sich beschwert haben sollten. (akustisch unverständlich) ein
Verwaltungsakt, der ihnen nie bekannt gegeben worden ist und daher
sozusagen, rein rechtlich gesprochen, auch nie in der Welt war. Das führt
jetzt auch schon fast ins Zwiegespräch, aber vielleicht hilft es Ihnen
trotzdem.

Zusatzfrage: Vielleicht stelle ich noch eine technische Frage: Würde es bei
diesem Thema eigentlich helfen, wenn wir noch einmal "unter zwei" oder
"unter drei" gehen würden? Könnten Sie uns dann möglicherweise mehr sagen?
Hat das bei diesen Dingen, die ja manchmal ausländische Behörden betreffen
würde, vielleicht einen Sinn und wäre hilfreich?

StS Seibert: Was mich betrifft, nicht.

Plate: Nein. Sie sprachen ja gerade von ausländischen Behörden. Dazu haben
wir beide uns hier, glaube ich, sehr klar geäußert. Wenn die
Erwartungshaltung ist, dass wir an unserer Aussage etwas ändern, wenn wir
"unter zwei" oder "unter drei" gingen, dann scheint es mir doch so zu sein,
dass Sie unseren Worten nicht Glauben schenken. Aber wenn das so ist, dann
ist, muss man natürlich sagen, der Sinn eines solchen Formats, Fragen zu
stellen, bei denen man den Antworten auf diese Fragen nicht glaubt, ein
bisschen sinnentleert.

Frage: Ich habe doch noch einmal eine Frage zu den ausländischen Behörden.
Herr Seibert, Sie sagten gerade gegenüber einem Kollegen, dass US-Behörden
beim normalen Akkreditierungsverfahren keinerlei Rolle spielen würden, wenn
ich Sie richtig verstanden habe. Jetzt war allerdings zu lesen, dass alle
Betroffenen aber schon vorher eine intensive Sicherheitsprüfung durch das
BKA und in einigen Fällen auch durch US-Behörden durchlaufen hätten.
Deswegen stände der Verdacht im Raum, dass es neue Hinweise aufgrund von
ausländischen Informationen gegeben hätte. Wie ordnen Sie diese Aussage
ein, die ja Ihrer Aussage widerspricht?

StS Seibert: Ich weiß nicht, wo Sie das gelesen haben.

Zusatz: Auf www.tagesschau.de.

StS Seibert: Jetzt weiß ich, wo Sie es gelesen haben. - Das
Akkreditierungsverfahren, das beim G20-Gipfel wie auch bei anderen
Großveranstaltungen durchgeführt wurde, wird durch das BPA in Verbindung
mit dem BKA durchgeführt, das für die Sicherheitsüberprüfung zuständig ist.

Zusatzfrage: Vielleicht haben Sie mich falsch verstanden. Es wurde gesagt,
in einigen Fällen seien auch US-Behörden involviert gewesen. Sie sagten
gerade, das sei generell nicht der Fall. Deswegen stelle ich die Frage.

StS Seibert: Ich habe mich gerade dazu geäußert.

Zusatzfrage: Stimmt es also nicht? Ich muss noch einmal nachfragen.

StS Seibert: Ich habe über das Akkreditierungsverfahren doch sehr klar
gesprochen.

Frage: Herr Seibert, da ich auch Theologe bin: Ich habe im Volontariat
gelernt, dass es keine journalistische Qualität ist, Glauben zu schenken,
sondern dass die Skepsis unsere journalistische Hauptqualität ist. Insofern
sollten wir einfach nicht davon ausgehen, dass wir am Ende Glauben
schenken.

Aber meine Frage bezieht sich auf den Datenschutz. Je mehr Sie beschreiben,
wie gravierend die Sicherheitsbedenken waren, desto stigmatisierender ist
es ja für die Betroffenen, wenn sie nun auf dieser Liste standen und nun
sozusagen den Makel, das Kainsmal des Sicherheitsrisikos tragen. Die Frage
ist noch einmal: Ist es sozusagen wirklich als eine Sache von technischen
Prozessen zu qualifizieren, wenn in einer großen Zahl - - - Ich habe
gelernt, dass diese Listen nicht nur an den Eingangskontrollen zum
Messezentrum, sondern auch an Delegationshotels verteilt wurden - ohne
Vertraulichkeitsvermerk, ohne Nummerierung, ohne Quittierung durch die
Beamten, ohne Quittierung, dass sie wieder eingezogen wurden, ohne Schutz
vor Medien und mit der Möglichkeit, dass sie entweder hinterher in den
Papierkorb geworfen worden sind oder möglicherweise an Vorgesetzte
weitergegeben wurden. Zu dem Zeitpunkt war vom BKA auch bereits getwittert
worden, dass es Sicherheitsbedenken sind, um die es geht, möglicherweise
von ausländischen Diensten oder deutschen Sicherheitsbehörden.

Würden Sie wirklich sagen, dass das nur sozusagen Bagatellverstöße in Bezug
auf den Datenschutz sind, oder haben wir hier einen wirklich groben Verstoß
von schwierigsten sicherheitsrelevanten Daten von Journalisten? Herr Plate,
Herr Seibert, bitte.

Plate: Jetzt ist klar, dass Sie sich an mich wenden. Vorhin hatten Sie
Herrn Seibert angesprochen und mich die ganze Zeit angeschaut.

Ehrlich gesagt, einen richtig neuen substanziellen Fragegehalt gegenüber
all den Aspekten, die ich einzeln beantwortet habe, auch zu diesen von
Ihnen als "Listen" titulierten Blättern mit Namen, kann ich nicht erkennen.

Nur vielleicht zur Sicherheit ein einzelner Aspekt, weil Sie fragen:
"Glauben Sie wirklich, dass es sich um Bagatellverstöße handelt?" Ich habe
zu den Fragen "Verstoß - Ja oder Nein? Schwerwiegend oder Bagatellverstoß?"
überhaupt nicht Stellung genommen.

Zusatz: Tun Sie es doch bitte noch einmal.

Plate: Nein, das tue ich nicht, weil ich gerade gesagt habe, dass das
Gegenstand der Aufarbeitung ist. Bei einer seriösen Arbeit steht bei einer
Aufarbeitung das Ergebnis am Ende und nicht am Anfang der Aufarbeitung. Und
so machen wir das auch.

Frage : Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Es geht um Zypern. Die
Verhandlungen in Bezug auf die Wiedervereinigung sind letzte Woche in der
Schweiz gescheitert. Die Bundesregierung hat im Vorfeld großes Interesse
daran gezeigt, dass am Ende ein positives Ergebnis dabei herauskommt. Das
ist nicht der Fall gewesen. Wie beurteilt das Auswärtige Amt den Stand der
Dinge nach dem Scheitern der Verhandlungen?

Adebahr: Wir bedauern sehr, dass die Verhandlungen in der letzten Woche
gescheitert sind, denn wir hätten sehr gewünscht, dass die beiden Parteien
zu einer einvernehmlichen und tragfähigen Lösung in diesem jahrzehntelangen
Streit kommen. Deswegen ist das sehr bedauerlich.

Wir werden jetzt gemeinsam eruieren, wie wir mögliche neue Ansätze oder
eine Begleitung einer neuen Gesprächssituation, sollte es denn eine solche
geben, begleiten können, um eine Lösung für Zypern zu suchen.

Zusatzfrage : Es zeichnet sich eine Zuspitzung der Situation aufgrund der
Gasvorräte Zypern ab. Es sind Schiffe dorthin gefahren. Sind Sie über diese
Zuspitzung der Situation besorgt?

Adebahr: Wir sind besorgt über alles, was die Sicherheit Zypern gefährden
kann. Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass wir grundsätzlich daran
interessiert sind und darauf hinwirken wollen, dass es eine friedliche
Einigung in diesem Konflikt gibt.

Frage: Ich würde gerne wissen, wie die Bundesregierung dazu steht, dass
sich Verkehrsminister Dobrindt weiterhin für eine Offenhaltung des
Flughafens Tegel einsetzt. Ist das jetzt die Position der Bundesregierung?
Vielleicht könnte der Kollege Herr Hille aus dem Verkehrsministerium
ergänzen, in welcher Funktion sich Herr Dobrindt gestern geäußert hat.

Hille: Vielleicht ist es hilfreich, wenn ich Ihnen zuerst noch einmal zu
Gehör bringe, was der Minister gesagt hat. Er hat sich zweimal zu dem Thema
geäußert. Er hat gestern gesagt:

"Der BER bekommt ein Kapazitätsproblem. Das muss man bewerten, wenn man
eine leistungsfähige Anbindung Berlins an die Welt will. Hauptstädte mit
mehr als einem Flughafen sind keine Seltenheit. Darüber nachzudenken ist
auch für Berlin sinnvoll. Wir müssen uns den aktuellen Realitäten und
Wachstumszahlen stellen. Die 20 Jahre alten Beschlüsse zu BER und Tegel
zeigen vor allem auch die damaligen Fehleinschätzungen für das
Luftverkehrswachstum in Berlin."

Sie haben das Wort "nachdenken" auch schon wahrgenommen. Der Minister hat
am Freitag auch von "prüfen" gesprochen. Ihre verkürzte Darstellung, der
Verkehrsminister macht sich für die Offenhaltung von Tegel stark,
kontrastiert sich etwas mit diesen beiden Begriffen. "Nachdenken", "prüfen"
und der Verweis auf die Kapazitätsprobleme sind das Argument dafür, dass
sich der Minister geäußert hat, wie er sich geäußert hat.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wie schätzen Sie das ein?

StS Seibert: Wir haben einen Konsensbeschluss, wonach Tegel nach der
Eröffnung des BER geschlossen wird. Wir haben eine bestehende Rechtslage.
Der Minister, wie es gerade ja sehr klar gemacht worden ist, beobachtet die
Veränderungen der Kapazitäten in den letzten Jahren, das Wachstum des
Luftverkehrs und regt da zu einer Debatte, zu einer Prüfung, zu einem
Nachdenken an.

Frage : Herr Plate, ich wollte zum Thema Polizeigewalt auf dem G20-Gipfel
kommen. Es mehren sich jetzt die Video- und Fotoaufnahmen, wie Polizisten
Gewalt gegenüber friedlichen Demonstranten anwenden. Ich spreche jetzt
nicht von den Krawallmachern und den Kriminellen, sondern von Gewalt
gegenüber friedlichen Demonstranten. Wie geht die Bundesregierung als
Veranstalter mit diesen Vorkommnissen um?

Ich weiß, es ist Ländersache, wie das jetzt alles operativ funktioniert.
Wie gehen Sie als Veranstalter und als Bundesinnenministerium, dem zum
Beispiel das BFE untersteht, das nachweislich viele Menschen verprügelt
hat, damit um? Gibt es interne Untersuchungen? Gibt es vielleicht schon
Disziplinarverfahren? Weiß man, ob spezielle Einheiten besonders
gewalttätiger waren als andere?

Plate: Sie sprechen von Nachweisen. Diese liegen mir jedenfalls so nicht
vor.

Zuruf (akustisch unverständlich)

Plate: Wollen Sie eine Frage stellen und eine Antwort darauf, oder wollen
Sie sich äußern? Sie können sich das von mir aus aussuchen. Wenn ich mich
äußern soll, müssten Sie mich ausreden lassen.

Zusatz : Bitte!

Vorsitzende Maier: Da hat er recht.

Plate: Nachweise der Art, wie Sie sie beschreiben, wie Sie sie als
Nachweise einstufen, liegen mir nicht als Nachweise vor.

Grundsätzlich ist es aber so - das hatte ich in diesem Raum schon gesagt,
das hat Herr Dimroth in der letzten Regierungspressekonferenz gesagt -:
Einsätze wie dieser werden immer sorgfältig nachbereitet. Dazu gehören
insbesondere die Fragen: Was ist gut gelaufen? Was ist schlecht gelaufen?
Natürlich läuft das an, und die Federführung liegt bei Hamburg.

Im Übrigen haben Sie die Frage ansonsten so, wie Sie sie heute gestellt
haben, sehr ähnlich auch Herrn Dimroth in der letzten
Regierungspressekonferenz gestellt. Der Antwort habe ich neben dem, was ich
gerade gesagt habe, nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Sie sagen gerade, Ihnen persönlich liegen diese Nachweise
usw. nicht vor. Es ist ja egal, was Herrn Plate und Herrn Dimroth vorliegt,
sondern dem Innenministerium. Sie sprechen für das gesamte
Innenministerium, dass Ihnen keine Nachweise, auch keine Videos und keine
Bilder vorliegen, die die Polizeigewalt in Hamburg zeigen. Habe ich das
richtig verstanden?

Plate: Das habe ich nicht gesagt. Es gibt natürlich zahlreiches Material,
das vorliegt. Aber ob dieses Material den Charakter eines Nachweises oder
gar Beweises hat, ist etwas, was in Deutschland, wie Sie sicher wissen, die
Justiz prüft. Das obliegt der dritten Gewalt. Wir gehören zur Exekutive,
und deswegen nehme ich eine solche Bewertung als Nachweis nicht vor. Das
hätte ein bewertendes Element, das ich Ihnen hier heute wegen der
Gewaltenteilung nicht bieten kann.

Im Übrigen gilt das, was ich gerade gesagt habe und was Herr Dimroth in der
letzten Regierungspressekonferenz gesagt hat.

Frage: Eine Lernfrage zum gleichen Sachverhalt. Staatsanwälte oder
Staatsanwaltschaften ermitteln ja nicht nur belastendes, sondern auch
entlastendes Material. Gilt das übertragen auch für Aufklärungs- und
Ermittlungsarbeit von Polizeien? Es ist eine SOKO gebildet worden; es gibt
gar Medien, die sich sozusagen als Zulieferer von Bildmaterial begreifen.
Falls in diesem Material auch zur Kenntnis von ermittelnden Polizeibehörden
Dinge gehören würden, die unangemessenes Polizeiverhalten dokumentieren -
hypothetisch -, würde das vonseiten der Polizei, analog der
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsoffenheit, auch in den Prozess
eingebracht werden oder würde man sagen "Das geht uns nichts an"?

Plate: Ich glaube, es ist bekannt, dass Polizeibehörden dem
Legalitätsprinzip unterliegen. Das heißt, wenn sie Kenntnis von Straftaten
erlangen, muss etwas geschehen und sie müssen entsprechende Schritte
einleiten. Ich denke, das dürfte Ihre Frage beantworten.

Zusatzfrage: Straftaten ist jetzt wieder eine Hürde. Der Begriff der
Angemessenheit von Verhalten, auch Angemessenheit des Einsatzes von
Gewaltmitteln - das ist ja nicht immer extrem trennscharf zu machen. Wenn
sich Materialien, Hinweise ergeben, wo auch ein ermittelnder Polizeibeamter
sagen sollte "Mensch, es ist zweifelhaft, ob das, was der Kollege, die
Kollegin, der Einsatzzug da gemacht hat, in der Situation angemessen war",
würde so etwas in den weiteren polizeilichen Aufklärungsprozess einfließen?

Plate: Im Grunde habe ich das gerade schon beantwortet. Ich habe gesagt: Es
gibt bei solchen Großeinsätzen immer eine umfassende Einsatznachbereitung.
Dazu gehören insbesondere die Fragen und deren Beantwortung: Was ist gut
gelaufen? Was ist schlecht gelaufen? Das habe ich gerade schon gesagt.

Wenn die Beamten, die davon Kenntnis erlangen, zu dem Schluss kommen, dass
etwas schlecht gelaufen ist, gibt es entsprechende Schritte. Dann hängt es
eben davon ab, wie schlecht es gelaufen ist, wenn ich in diesem Bild
bleiben darf. Wenn etwas einen Straftatbestand erfüllt, dann muss man eben
über die Einleitung eines Strafverfahrens - eine Anzeige oder Ähnliches -
nachdenken. Wenn das nicht der Fall ist und das unterhalb dieser Schwelle
ist, dann ist der nächste Prüfschritt, ob disziplinarische Maßnahmen
gegebenenfalls angebracht sind oder nicht. Das ist aber nichts
G20-Spezifisches.

Frage: Eine Frage für die Kollegen vom rbb. Es geht um die
Goldmünzen-Fahndung heute in Berlin. Die Frage richtet sich an das BMI.
Haben sich in Deutschland Strukturen von kriminellen arabischen
Großfamilien verfestigt? Welche Ansätze verfolgt das BMI, um die Bildung
solcher Strukturen zu verhindern?

Warum werden die verurteilten Straftäter aus den Clans nicht abgeschoben?

Was die Fragen angeht, hat es, glaube ich, schon vorher Kontakt gegeben.
Insofern kommen die jetzt nicht ganz unvorbereitet.

Plate: Die Fragen konkret kenne ich nicht; das ist aber vielleicht auch
nicht so relevant. Das gilt ja auch für die meisten anderen Fragen, die man
mir hier stellt.

Richtig ist, dass jedenfalls das BMI solche Strukturen, wie Sie sie gerade
beschrieben haben, sehr aufmerksam und mit einer gewissen Sorge betrachtet.
Allerdings ist es so, dass wir bislang nicht die Auffassung haben, dass es
sich um ein bundesweites Problem handelt. Es handelt sich um ein Problem,
das es an verschiedenen Stellen im Bundesgebiet gibt, vor allen Dingen in
Großstädten, insbesondere in Berlin. Dort sind in erster Linie die
Landesbehörden zum Handeln aufgerufen, soweit es um die Frage der
strafrechtlichen Bekämpfung geht.

Was die Frage der Abschiebungen angeht, ist es natürlich so, dass man sehr
stark differenzieren muss, ob es sich um ausreisepflichtige Personen
handelt oder nicht, denn eine Abschiebung - technisch: Vollzug der
Ausreisepflicht - kommt natürlich nur bei einer bestehenden Ausreisepflicht
in Betracht. Auch hier liegt die Zuständigkeit bei den Ländern. Aber soweit
eine Abschiebung in Betracht kommt, weil Ausreisepflicht gegeben ist und
keine Abschiebhindernisse vorliegen, ist das sicherlich etwas, über was die
Behörden vor Ort intensiv nachdenken und, soweit das möglich ist, auch
umsetzen.

Frage : Eine Frage an das Außenministerium oder vielleicht an Herrn Seibert
zum Thema Brexit. Ist es richtig, dass man das Thema "Grenzbehandlung
zwischen Nordirland und Irland" bei den Brexit-Verhandlungen möglichst am
Ende behandeln will und sich vorab dann eher auf Prinzipien einigt, die das
Thema aber erst einmal nicht lösen?

Adebahr: Das ist sicherlich eine der wichtigen Fragen im Laufe der
Verhandlungen. Mir ist im Moment nicht bekannt, wie die Planung ist, an
welcher Stelle das Thema eingeschleust und genau behandelt wird. Es ist
natürlich eines der zentralen Themen im Prozess. Deswegen kann ich diese
Frage im Moment leider nicht genau beantworten.

StS Seibert: Ich müsste Ihnen die Antwort auch nachreichen. Es ist der
Bundesregierung aus vielen Gesprächen, auch mit dem früheren irischen
Ministerpräsidenten und auch dem neuen irischen Ministerpräsidenten,
bekannt, wie wichtig und sensibel dieses Thema sowohl für die Republik
Irland als auch für Nordirland als Teil Großbritanniens ist und dass da
schwierige Fragen zu lösen sind. Ich könnte Ihnen jetzt auch nicht sagen,
an welche Stelle der im Grunde noch sehr frischen Verhandlungen, die,
glaube ich, erst in einer Runde geführt wurden, das geklärt werden soll. Es
wird ein stufenweises Vorgehen geben. Wir werden Ihnen dazu noch einmal
eine Antwort nachliefern.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem ganz anderen Thema. Es gibt ja seit
Tagen Berichterstattung über laufende Korruptions- und
Bestechungsermittlungen in Israel im Zusammenhang mit dem Ankauf von
deutschen U-Booten von der Firma ThyssenKrupp. Dazu vielleicht ein paar
Fragen, aufgefächert an die verschiedenen beteiligten Ministerien:

Herr Seibert, welche Auswirkungen haben diese Ermittlungen auf eine
mögliche neue Finanzierung von drei U-Booten, die ja, zumindest laut
Medienberichten, bereits beschlossen worden ist?

Eine Frage an das Justizressort: Gibt es aus Israel Informationen über
dieses Ermittlungsverfahren, inwieweit Deutsche betroffen sind? Gibt es
möglicherweise auch Rechtshilfeersuchen von deutscher Seite, um mehr
darüber in Erfahrung zu bringen?

Steht möglicherweise auch die deutsche Botschaft in Jerusalem im Kontakt
mit den israelischen Ermittlungsbehörden, um einmal zu ergründen, worum es
geht? Es geht ja immerhin - zumindest laut den Medienberichten - um einen
der bekanntesten deutschen Konzerne und um recht erhebliche Vorwürfen, die
zu Festnahmen geführt haben.

StS Seibert: Ich könnte nur einmal sagen, dass uns die aktuelle
Presseberichterstattung über Korruptionsvorwürfe bekannt ist. Wir haben an
dieser Stelle über Rüstungsexporte nach Israel oft berichtet, und den
letzten Äußerungen ist nichts hinzuzufügen. Es gibt keinen neuen Sachstand.
Aber diese Presseberichterstattung ist uns bekannt.

Baer-Henney: Ich bitte um Verständnis. Ich kann zu einzelnen
Rechtshilfeersuchen nichts sagen. Wir geben nie Auskunft über konkrete
Rechtshilfeersuchen oder den Austausch im Bereich der Rechtshilfe.

Ich kann abstrakt etwas dazu sagen - das müsste ich aber nachschauen -, auf
welcher Basis das stattfindet und kann Hintergrundinformationen geben. Das
müsste ich tatsächlich für den Fall Israel noch einmal nachschauen. Aber
zum konkreten Fall darf ich nichts sagen.

Adebahr: Ob und inwieweit die Botschaft Gespräche in diesem Fall und in
dieser Sache führt, müsste ich auch nachreichen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, die Berichterstattung sei
bekannt, aber Ihren vorherigen Aussagen seit nichts hinzuzufügen, dann
frage ich mich: Bemüht sich die Bundesregierung um eine Aufklärung, was
diesen Fall, der, wie gesagt, eine deutsche Firma und auch einen Vertrag,
der maßgeblich von der Bundesrepublik Deutschland mit Steuergeldern
unterstützt wird, betrifft? Was tut sie dazu, um das aufzuklären, außer die
Presse wahrzunehmen?

StS Seibert: Noch einmal: Diese laufenden israelischen Untersuchungen -
unter anderem gegen Mitarbeiter aus dem Umfeld des Premierministers - sind
uns bekannt. Wir bewerten diese Ermittlungen als eine innere Angelegenheit
Israels und bewerten sie daher nicht. Wir werden aus demselben Grund auch
israelische Vergabeentscheidungen von hier aus nicht kommentieren.

Frage : Herr Seibert, Sie machen ja nicht nur G20-Akkreditierungen usw.,
sondern auch Wahlkampf für Frau Merkel.

StS Seibert: Die Antwort heißt: Nein.

Zusatz : Doch! Wenn Sie das Kanzlerduell als CDU-Vertreter mitverhandeln,
dann stellt sich erst einmal die Frage: Ihre Mitverhandlerin, Frau
Christiansen, die enge Beraterin der Kanzlerin, hat ja einen zeitlich
befristeten Nebentätigkeitsvertrag mit der CDU geschlossen, arbeitet also
quasi für die CDU. Tun Sie das jetzt auch? Haben Sie auch einen
Nebentätigkeitsvertrag?

Dürfen Sie überhaupt als Leiter des Bundespressamtes und Sprecher der
Bundesregierung Parteiwahlkampf machen?

StS Seibert: Auch kein neues Thema, aber ich sage das alles gerne noch
einmal.

Erstens. Den Vorwurf oder die Behauptung, die Sie da aufgestellt haben,
weise ich mit Nachdruck zurück.

Zuruf : Welche?

StS Seibert: Die Behauptung.

Zuruf : Welche?

StS Seibert: Ich muss sie ja nicht wiederholen, wenn ich sie zurückweise.
Lesen Sie das Protokoll nach und Ihre eigene Frage.

Es hat Gespräche zwischen den Vertretern der Bundeskanzlerin und des
SPD-Kanzlerkandidaten und den vier Sendern gegeben. Die personelle
Zusammensetzung dieser Gespräche entspricht exakt den letzten Malen. Im
Grunde entspricht sie jeder Duellvorbereitung seit 2002, seit es das Duell
gibt. So wie Bundeskanzler Schröder damals und auch 2005 durch seinen
Sprecher vertreten war, jedenfalls mit vertreten war, so war auch ich für
die Bundeskanzlerin an diesen Gesprächen beteiligt - natürlich nicht als
Vertreter irgendeiner Partei. So ist das im Übrigen auch in vielen
Landtagswahlkämpfen gehandhabt. Insofern entspricht das alles dem, was Usus
ist und was eine bewährte Praxis ist, seit es diese direkten TV-Duelle in
Deutschland gibt.

Der Fall von Frau Christiansen ist rechtlich anders und völlig sauber
geregelt.

Zusatzfrage : Nur zum Verständnis, bevor ich eine Nachfrage stelle:
Sprachen Sie von Behauptung wegen dieser Nebentätigkeit für die CDU?

StS Seibert: Die Behauptung, dass ich Wahlkampf mache.

Zusatz: Das tun Sie ja. - Wir hatten ja das Thema Pressefreiheit heute
schon. Die Beteiligten und die Menschen, die sich auskennen, wie die
Verhandlungen gelaufen sind, fragen sich, was Sie für ein Verständnis von
Pressefreiheit haben. Die Sender wollten ein anderes Format haben, und Sie
und Frau Christansen haben den Sendern immer und immer wieder das Gleiche
gesagt, nämlich: Entweder das Duell wird wie 2013 durchgeführt oder es gibt
gar keines. - Halten Sie das als Regierungssprecher und als ehemaliger
Journalist eigentlich für eine angemessene Forderung? Man kann ja fast
schon von Erpressung sprechen.

Vorsitzende Maier: Es reicht, wenn Sie die Frage stellen. Die
Interpretation - -

Zuruf : Wie ich die stelle, überlassen Sie auch mir. Danke!

Vorsitzende Maier: Das ist schon meine Party hier, okay? - Bitte schön,
Herr Seibert.

StS Seibert: Mein Verständnis von Pressefreiheit als Person und als Chef
des Bundespresseamtes ist so, dass die Pressefreiheit eines der wichtigsten
demokratischen Rechte ist, das wir in diesem Staat genießen und dass man
alles tun muss, um diese Pressefreiheit zu verteidigen. Dem versuche ich in
meiner Arbeit auch tagtäglich nachzukommen.

Zu den Gesprächen ist schon Stellung genommen worden; ich will es gerne
noch einmal tun: Die Bundeskanzlerin begrüßt das Ergebnis der Gespräche mit
den vier Sendern. Sie hatte von Anfang an klargemacht, dass sie gerne für
ein TV-Duell am 3. September zur Verfügung steht. Es gibt ein in den
letzten drei Bundestagswahlkämpfen bewährtes Format, das gewährleistet,
dass die Zuschauer eine konzentrierte politische Debatte der beiden
Spitzenkandidaten im direkten Austausch erleben.

Vorsitzende Maier: Dann hat noch einmal das Bundesjustizministerium zum
Thema Israel das Wort.

Baer-Henney: Ich wollte nur etwas nachtragen. Ich glaube, Ihre Frage zielte
nicht auf den Hintergrund, wie die Rechtshilfe geleistet wird. Dennoch
wollte ich das nachtragen, weil ich es gerade angekündigt hatte: Es gibt
den Rechtshilfeverkehr zwischen Israel und Deutschland auf Grundlage des
europäischen Übereinkommens vom 20. April 1959. Das ist die Grundlage, auf
der dieser Rechtshilfeverkehr stattfindet.

Ich hatte das Gefühl, dass es bei Ihnen eher um eine konkrete Frage geht.
Ich hatte aber die Nachlieferung versprochen.

Mittwoch, 12. Juli 2017
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BAYERN/4804: SPD-Fraktion - Keine Abschiebungen aus der Schule (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 13. Juli 2017

SPD-Fraktion: Keine Abschiebungen aus der Schule

Rechtsausschussvorsitzender Franz Schindler: Polizeieinsatz an Nürnberger
Berufsschule war völlig überzogen



Die SPD-Landtagsfraktion kritisiert den von Tumulten begleiteten
Polizeieinsatz gegen einen jungen Flüchtling an einer Nürnberger
Berufsschule als völlig überzogen. Bei einer Debatte über den Fall am
Donnerstag (13. Juli) im Rechtsausschuss des Bayerischen Landtags machte
der Ausschussvorsitzende Franz Schindler deutlich: "Wer junge Menschen in
diesem Land radikalisieren will, muss es so tun, wie es die Polizei in
Nürnberg getan hat. Ich hätte es für richtig gehalten, die Abschiebung in
diesem Fall abzubrechen. Schließlich ging es hier nicht darum, eine akute
Gefahr abzuwenden oder Straftat zu verfolgen, sondern lediglich um den
Vollzug einer Verwaltungsentscheidung."

Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Horst Arnold,
machte deutlich, dass eine Abschiebung aus einem geschützten Raum wie einer
Schule nicht sinnvoll sei. "Schüler sollen Rechtsstaatlichkeit in der
Schule nicht nur lernen, sondern auch leben", erklärte Arnold. "Die SPD ist
grundsätzlich gegen die Abschiebung aus der Schule heraus." Darin zeigte
sich die Landtagsopposition aus SPD, Freien Wählern und Grünen auch völlig
einig.

Anlass der Debatte war die Eskalation bei der Abschiebung eines
afghanischen Flüchtlings am 31. Mai, bei der der 20-Jährige aus einer
Nürnberger Berufsschule abgeholt wurde. Das Vorgehen hatte großes Entsetzen
in der Schule selbst wie auch in der Öffentlichkeit ausgelöst.

 * 
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HAMBURG/4086: Unsinnige Schulanmeldungspolitik in den Vier- und Marschlanden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Juli 2017

Unsinnige Schulanmeldungspolitik in den Vier- und Marschlanden



Auch nach mittlerweile drei schriftlichen Anfragen der Fraktion DIE
LINKE (Drs. 21/9266, 21/9539, 21/9600) ist die Anmeldepolitik des
Senates für das kommende Schuljahr in den Vier- und Marschlanden für
Sabine Boeddinghaus, Schulexpertin der Fraktion, weiterhin
unverständlich und unsinnig: "Die Grundschule Zollenspieker wurde
extra für vier Millionen Euro umgebaut, um künftig zwei ersten Klassen
bestmögliche Voraussetzungen zu bieten. Anmeldungen liegen dafür auch
genügend vor, trotzdem wird ihr nun nur eine Klasse für 2017/18
erlaubt. Etliche Kinder müssen deshalb gegen den Willen ihrer Eltern
an andere Schulen gehen, obwohl sie zuvor schon in Zollenspieker in
der Vorschule waren. Gleichzeitig muss an der Grundschule Kirchwerder
mit problematischen Provisorien für alle Schüler_innen gearbeitet
werden, um zwei erste Klassen zu ermöglichen. Das ist absurd,
ungerecht und widerspricht den eigenen Planungen des Senats."

Laut Schulentwicklungsplan ist von den drei nahe beieinander liegenden
Grundschulen in der Region nur Zollenspieker für zwei Klassen in
Jahrgang 1 vorgesehen, Fünfhausen für anderthalb und die
Grundschulabteilung der Stadtteilschule Kirchwerder lediglich für
eine. "Der Senat bekräftigt selbst, entscheidend sei stets die
Erfüllung des Elternwunsches im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten",
kritisiert Boeddinghaus. "Dennoch handelt er hier willkürlich: Die
jetzige Lösung missachtet diesen Grundsatz und ist den Standorten wie
den Schüler_innen gegenüber unverantwortlich. Obendrein verdichteten
sich Hinweise darauf, dass die Schüler_innen ab Klassen 8 in
Kirchwerder deshalb nach den Ferien sogar an eine andere Schule
ausgelagert werden müssten."

DIE LINKE kritisiert die jetzigen Anmeldepläne des Senats scharf und
fordert, diese zum Wohle aller Schüler_innen schleunigst neu zu
überdenken.

 * 
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HAMBURG/4085: Der Senat sabotiert die Energiewende (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. Juli 2017

Der Senat sabotiert die Energiewende



Das Oberverwaltungsgericht hat die Eröffnung des neuen Windparks in
Curslack gestoppt, weil die Umweltbehörde rechtliche Anforderungen
nicht ausreichend berücksichtigt hat. "Dieser Standort war als Nukleus
für einen Technologiepark und die Norddeutsche Energiewende geplant.
Das war und ist eine gute Sache", erklärt dazu Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Aber wie in vielen Bereichen hat der Senat mal wieder
ein Problem mit der Befolgung der Gesetzeslage. Dafür hat er jetzt
die nächste Quittung erhalten."

Mit der gerichtlich neu angeordneten Prüfung der Umweltverträglichkeit
erleidet der Bereich der regenerativen Energie in Hamburg zumindest
einen zeitlichen Rückschlag. "Um die Energiewende führt kein Weg
herum, aber es kann nicht sein, dass jeder Kleingarten im
Wasserschutzgebiet strenger reguliert wird als ein Windpark mit
Großwindanlagen", so Jersch. "Die Behörde muss endlich aus ihrem
fortgesetzten Versagen lernen, statt täglich Schönwettermeldungen zu
verschicken. Dieses rechtswidrige Vorgehen der Behörde lässt für den
Ersatz des Heizkraftwerks Wedel nichts Gutes erahnen. Denn auch
provoziert der Senat gerade, untergehakt mit Vattenfall, eine
Klagewelle, weil er nicht in der Lage ist, den Ausgleich mit den
Betroffenen zu finden. Wir als Fraktion DIE LINKE werden den Senat in
Bürgerschaft und Energienetzbeirat jetzt besonders kritisch
begleiten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. Juli 2017

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3007: Schnelleres Internet - geringere Kosten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Freitag, 14. Juli 2017

Schnelleres Internet - geringere Kosten



Im Rahmen des Antrags Breitbandausbau forcieren, Netzausbaukosten minimieren erklärt Philip da Cunha, wie zukünftig Tiefbaukosten minimiert werden können: "Sie kennen sicherlich alle mindestens ein solches Beispiel: Eine Straße wird komplett saniert, eventuell werden auch Strom, Gas, Abwasser, Telefon oder Trinkwasser mitverlegt - aber eben nicht alle gleichzeitig. Und irgendwann, ein paar Jahre später, wird die eigentlich neue Straße wieder aufgerissen, um bspw. ein Glasfaserkabel nachträglich in die Erde zu bringen. Wir wollen uns nun dazu verpflichten - zum Beispiel entlang von Landstraßen- bei anfallenden Tiefbauarbeiten gleich noch ein so genannte "passive Infrastruktur", also Leerrohre mit zu verlegen. Selbst Jahre später können diese Leerrohre genutzt werden, Medien entlang der jeweiligen Trassenführung zur verlegen, ohne noch einmal die Erde öffnen zu müssen. So einfach."

Auch solle damit die Anbindung an das kommende 5G-Netz vereinfacht werden, führt da Cunha weiter aus:

"Aktuell ist im mobilen Internet das so genannte 4G-Netz, auch bekannt als LTE, der Standard. Auf EU-Ebene wird jedoch bereits 5G vorangetrieben. Und wenn dieser Ausbau kommt, wird es sich als nützlich erweisen, wenn entlang unserer Straßen bereits eine Infrastruktur aus Leerrohren besteht. Für ein gut funktionierendes 5G-Netz, das deutlich schneller Verbindungsgeschwindigkeiten bei geringerem Stromverbrauch ermöglicht, benötigen wir Glasfaserleitungen entlang der Straßen. Wir wären vorbereitet."

Weiterhin sollten auch Kreise und Gemeinden ermuntert werden, dem Beispiel zu folgen und Lehrrohre zu verlegen, so da Cunha abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3006: Leugnen des menschgemachten Klimawandels führt zurück in die Steinzeit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Freitag, 14. Juli 2017

Leugnen des menschgemachten Klimawandels führt zurück in die Steinzeit



Anlässlich der Debatte über die Kosten der Energiewende erklärt der energiepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha: "Für uns ist klar: Der Wechsel weg von den fossilen Energieträgern hin zu erneuerbaren Energien ist für uns in Mecklenburg-Vorpommern, ist für uns in Deutschland, in Europa und in der Welt alternativlos. Und dies ist keine Frage der Ideologie, sondern in erster Linie eine Frage der Folgekosten, die auf uns zukommen, wenn wir einfach so weiter machen wie bisher."

Seit 1980 habe sich die Zahl schadensrelevanter Wetterereignisse weltweit verdreifacht. Allein im Jahr 2013 beliefen sich demnach die Schäden schwerer Gewitter auf 6 Milliarden Euro, so da Cunha weiter.

"Nicht zuletzt die Zwischenfrage des AfD-Abgeordneten Weber macht deutlich, welches rückschrittliche Weltbild diese Partei vertritt: Natürlich war es zu Zeiten der Neandertaler - jedenfalls zeitweise - wärmer als heute. Das wird den wenigen Urmenschen nicht viel ausgemacht haben. Heute allerdings leben 7 Milliarden Menschen auf der hochtechnisierten Erde. Temperaturschwankungen machen sich - wie wir aus den Berichten aus aller Welt wissen - sofort verheerend bemerkbar. Wenn es uns nicht gelingt, die weitere Erwärmung unseres Planeten zu stoppen, werden wir den Zusammenbruch der Zivilisation wie wir sie heute kennen erleben. Dann leben wir wieder wie die Neandertaler. Wenn das das Ziel der AfD-Politik ist, muss sie das auch ehrlich sagen."

Bei der gerechten Verteilung der Transformationskosten der Energiewende müssen am Ball geblieben werden, fordert da Cunha. Das sei nie bestritten und auch nicht schön geredet worden. Nur wenn die Energiewende gerecht gestaltet werde, werde sie auch die Akzeptanz der Bevölkerung finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3005: Bei Fahrtkosten von Berufsschülern nicht aus der Verantwortung stehlen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Donnerstag, 13. Juli 2017

Wirtschaft darf sich bei Fahrtkosten von Berufsschülern nicht aus der Verantwortung stehlen



Im Rahmen der Debatte über die Fahrtkosten von Berufsschülern erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Andreas Butzki: "Ich möchte noch einmal ausdrücklich auf die Verantwortung der Wirtschaft hinweisen. Es liegt im Zuständigkeitsbereich der Betriebe und der Tarifpartner, dass die Auszubildenden durch eine faire Vergütung ihre allgemeinen Lebenshaltungs- und Ausbildungskosten bestreiten können.

Die SPD-Landtagsfraktion ist auch grundsätzlich der Auffassung, dass es eine gleiche Ausbildungsvergütung in Ost und West in den jeweiligen Branchen geben muss. Wenn wir auch in Zukunft gut ausgebildete Fachkräfte in unserem Bundesland haben möchten, ist das eine zwingende Notwendigkeit. Die Jugendliche stimmen sonst mit den Füßen ab."

Aber auch die Koalitionsfraktionen hätten bereits 2015 reagiert und sähen sich auch in der Verantwortung, so Butzki weiter.

"Wir erhöhten die anteilmäßige Finanzierung unter anderem um das Vierfache - also auf 400.000 Euro. Damals gab es schon einmal eine Forderung nach der kostenlosen Beförderung für alle Berufsschülerinnen und Berufsschüler. Das haben die Fraktionen von SPD und CDU damals abgelehnt und das lehnen wir auch heute ab", so Butzki.

Nicht alles was wünschenswert sei, könne auch finanziert werden. Durch die kostenlose Beförderung aller Berufsschüler würden circa 4 Millionen Euro an Mehrkosten entstehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3004: Kirchenasyl - eine Scheindebatte der AfD (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Donnerstag, 13. Juli 2017

Kirchenasyl - eine Scheindebatte der AfD



In der Diskussion über die Abschaffung des Kirchenasyls durch die AfD fordert der kirchenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Manfred Dachner, die populistische Scheindebatte zu beenden: "Die Kirche und die Kirchenasylaktivisten fordern keine Sonderrechte zur Anerkennung des Kirchenasyls. Der Beistand von Menschen ist für die Kirche wichtig und nicht der Widerstand. Von einer systematischen Verschleppung des Verfahrens durch die Kirche kann überhaupt nicht die Rede sein. In Mecklenburg-Vorpommern waren 2015 55 Personen, von insgesamt über 10.000 Asylsuchenden, im Kirchenasyl. Davon waren es 49 Dublin Fälle. 6 Personen befanden sich nach dem abgelehnten Asylverfahren im Kirchenasyl. Eine dramatische Entwicklung, wie die AfD behauptet, kann ich nicht erkennen."

Kirchenasyl ziele auch nicht auf die Verhinderung der Abschiebeverpflichtung, so Dachner weiter. Es gehe um die nochmalige Überprüfung von Einzelfällen die besondere Härte an Leib und Leben erfahren müssten.

"Die langjährige Tradition des Asyls in der Kirche wird von der Landesregierung respektiert und sie achtet damit das Hausrecht der Kirche. Das geschieht auch aus christlich humanitärer Tradition. Der Staat wird dennoch auch weiter über das rechtsstaatliche Verfahren über die Gewährung des Schutzes vor politischer Verfolgung nach Artikel 16 a Grundgesetz und nach der EU-Richtlinie 211/95 verfahren", so Dachner abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/4469: Belastung durch Stickoxide und Feinstaub unverändert hoch (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.07.2017

Belastung durch Stickoxide und Feinstaub im Land unverändert
hoch



Zur Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage der GRÜNEN
Landtagsfraktion zur Stickoxid-Belastung in Rheinland-Pfalz erklärt
Andreas Hartenfels, umweltpolitischer Sprecher:

"Die Daten zeigen, dass die Belastung durch Stickoxide nach wie vor zu
hoch ist. Der NO2-Langzeitwert wurde im Jahr 2016 immer noch an
insgesamt vier Messstationen in Ludwigshafen, Mainz und Koblenz
überschritten. Die Kurzzeitwerte überschreiten immer häufiger den
Stundenmittelwert von 200 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft. Die Werte
bedeuten eine erhöhte Gefahr für Atemwegs- und
Herz-Kreislauferkrankungen wie zum Beispiel Schlaganfälle."
Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt:

"Wenn wir die Belastung durch Stickoxide und andere Luftschadstoffe
deutlich senken wollen, führt an der E-Mobilität kein Weg vorbei. Mit
dem Positionspapier unserer Fraktion haben wir deshalb einen Vorschlag
vorgelegt, wie das Land den Ausbau der E-Mobilität wirksam fördern
kann.

Laut Landesregierung halten noch nicht mal alle modernen EURO 6-Diesel
die Stickoxid-Grenzwerte im Fahrbetrieb ein. Für dieses Debakel sind
die Autohersteller verantwortlich. Die Bundesregierung müsste da hart
durchgreifen, aber Bundesverkehrsminister Dobrindt macht sich einen
schlanken Fuß. Als Konsequenz droht uns über kurz oder lang ein
Diesel-Fahrverbot in den hochbelasteten Innenstädten aufgrund von
EU-Vorgaben.

Um auch die Feinstaubwerte senken zu können, die zu einem großen Teil
Folge von Reifenabrieb im Straßenverkehr sind, müssen wir das
Aufkommen von Autos in den Innenstädten insgesamt reduzieren. Die
Lösung kann hier nur in einem beherzten Ausbau des ÖPNV bei Umstieg
auf elektrische und emissionsfreie Antriebe liegen. Hier erwarten wir
vom Bund die Auflage zusätzlicher Förderprogramme, beispielsweise auch
für die Anschaffung oder Umrüstung von Nutz- und Lieferfahrzeugen.
Auch deutlich verbesserte Rahmenbedingungen für das Rad können in den
Städten die Emissionen verringern."


Kleine Anfrage zur Stickoxid-Belastung 

http://www.gruene-fraktion-rlp.de/fileadmin/media/LTF/gruenefraktionrlp_de/Kleine_Anfrage_Stickoxid_Belastung.pdf

Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 

http://www.gruene-fraktion-rlp.de/fileadmin/media/LTF/gruenefraktionrlp_de/Antwort_Landesregierung_auf_Kleine_Anfrage_Stickoxid_Belastung.pdf

Positionspapier der Landtagsfraktion zu Elektromobilität

http://www.gruene-fraktion-rlp.de/fileadmin/media/LTF/gruenefraktionrlp_de/Positionspapier_zu_Elektromobilitaet_der_Fraktion_B90-GRUENE-RLP.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juli 2017

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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AUSSEN/1554: Trauer um Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Juli 2017

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Trauer um Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion trauert um Liu Xiaobo. Der Friedensnobelpreisträger steht über seinen Tod hinaus für Meinungsfreiheit, Menschenrechte und Demokratie.

"Mit Liu Xiaobo ist heute ein Held und Vorkämpfer für die Menschenrechte und die freie Meinung gestorben. Er war ein mutiger Mann, der der chinesischen Regierung mit friedlichen Mitteln die Stirn geboten und dafür einen hohen Preis bezahlt hat.

Die SPD-Bundestagsfraktion trauert um Liu Xiaobo. Unser tiefes Mitgefühl gilt seiner Frau Liu Xia, die all die Jahre mit ihm gelitten hat, selbst krank ist und unter Hausarrest steht.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich immer wieder für die Freilassung von Liu Xiaobo eingesetzt. Im Dezember 2009 wurde er zu elf Jahren Haft wegen "Anstachelung zum Umsturz der Staatsgewalt" verurteilt, seit Dezember 2008 saß er bereits im Gefängnis. Er war Mitverfasser und einer der Erstunterzeichner der "Charta 08", einem Manifest, das Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte in China fordert. Das hohe Strafmaß hat weltweit Empörung hervorgerufen.

Liu Xiaobo hat nichts "verbrochen", er hat nur konsequent seine politische Meinung vertreten. Sein Schicksal und die unwürdige Art und Weise, wie die chinesische Regierung noch in den letzten Lebenstagen des Kranken politisch taktiert hat, fällt auf sie zurück. Einmal mehr erfährt die Welt, dass die Partei kein Mitgefühl kennt."

Copyright 2017 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 440 vom 13. Juli 2017

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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AUSSEN/1553: Martin Schulz zum Tod von Liu Xiaobo


SPD-Pressemitteilung vom 13. Juli 2017

Martin Schulz zum Tod von Liu Xiaobo



Zum Tod von Liu Xiaobo erklärt der SPD-Vorsitzende Martin Schulz:

Zum Tod von Liu Xiaobo spreche ich seiner Frau und seinen Angehörigen mein tief empfundenes Beileid aus.

Mit Liu Xiaobo verlieren wir eine starke Stimme für Freiheit und Demokratie. Unter großem persönlichen Einsatz und trotz der erlittenen Repressalien hat er zeitlebens an seinen Werten, seinen Idealen festgehalten. Nie hat er die Hoffnung aufgegeben, dass Fortschritt und Wandel in seinem Land wie in der Welt insgesamt möglich sind.

Für sein beeindruckendes Engagement hat er 2010 zu Recht den Friedensnobelpreis erhalten. Es schmerzt mich ungemein, dass er diese Auszeichnung aufgrund seiner Inhaftierung nie persönlich entgegen nehmen konnte. Liu Xiaobos Arbeit ist eine Mahnung an uns alle, im Einsatz für die Menschenrechte weltweit nicht nachzulassen. Sein Mut hat uns beeindruckt. Seine Haltung verdient unsere Anerkennung.

Seiner Frau und seinen Angehörigen wünsche ich in diesen schweren Stunden des Abschieds Kraft und Zuversicht.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung 155/17 vom 13. Juli 2017

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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BERUF/1821: Die Natur als Vorbild - Ausbildung für Biologiemodellmacher/-innen modernisiert (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 13.07.2017

Die Natur als Vorbild

Ausbildung für Biologiemodellmacher/-innen modernisiert



Das menschliche Skelett oder ein maßstabgetreues Abbild von menschlichen
Organen - fast jeder kennt diese Modelle aus der eigenen Schulzeit.
Hergestellt werden sie in reiner Handarbeit von Biologiemodellmacherinnen
und -machern, einem kreativ-gestaltenden Handwerksberuf. Deren Ausbildung
hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) nun im Auftrag der
Bundesregierung gemeinsam mit den Sozialpartnern und Sachverständigen aus
der betrieblichen Praxis neu geordnet. In der modernisierten
Ausbildungsordnung werden sowohl traditionelle Herstellungsverfahren als
auch technologische Weiterentwicklungen berücksichtigt.

Die neue Verordnung tritt zum 1. August in Kraft.

Biologiemodellmacher/-innen fertigen anatomische, botanische und
zoologische Lehr- und Demonstrationsmodelle sowie medizinische
"Übungsphantome", also künstliche Körper, zu Übungszwecken an - nach
Vorgaben wissenschaftlicher Expertinnen und Experten. Die in Deutschland
hergestellten Produkte werden weltweit vermarket und kommen überwiegend in
Schulen, Universitäten, Ausbildungseinrichtungen und Museen zum Einsatz.

Auszubildende lernen alles über die Herstellung der Modelle, das
Retuschieren von modellspezifischen Rohlingen, das Verbinden von
Modellteilen sowie über deren Zusammenbau zu Modellen. Sie gestalten die
Modelle mit verschiedenen Mal- und Auftragetechniken und führen
Reparaturarbeiten aus. Ständige Qualitätskontrollen begleiten den
Herstellungsprozess in diesem traditionellen Ausbildungsberuf.

Die Herstellung und Reparatur von Modellen erfordert einen hohen Aufwand
an spezialisierter und reiner Handarbeit. Bis ins kleinste Detail werden
die Modelle und "Übungsphantome" streng in Anlehnung an
naturwissenschaftliche Vorgaben in Form, Funktion, Zerlegbarkeit und
Ästhetik hergestellt. Dies setzt bei der Fachkraft neben einem
ausgeprägten handwerklichen Geschick auch technisches Verständnis sowie
gute Biologiekenntnisse voraus.

Das Berufsbild des Biologiemodellmachers/der Biologiemodellmacherin stammt
aus dem Jahr 1938. Es gehört somit zu den sogenannten Altberufen und wird
seit dem Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) am 1. September
1969 als anerkannt geltender Lehrberuf geführt.

Inhalte, Ziele, Dauer und Anforderungen für die modernisierte
Ausbildungsordnung wurden mit der Kultusministerkonferenz (KMK) sowie
Fachleuten der Berufsschulen abgestimmt, um eine enge Verknüpfung der
betrieblichen Lehrinhalte mit jenen in der Berufsschule zu gewährleisten.



Weitere Informationen im Internetangebot des BIBB unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHULE/722: Studie belegt rechtswidrige Schulgeldpraxis in Berlin und Hessen (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 13.07.2017

WZB-Studie belegt rechtswidrige Schulgeldpraxis in Berlin und Hessen

Mangelnde Regulierung und Kontrolle führen zur sozialen Abschottung von
Privatschulen



Schulpolitik und Verwaltung in Berlin und Hessen nehmen ihre Aufsicht über
staatlich geförderte Privatschulen nur unzureichend wahr. Gesetzliche
Vorgaben und Kontrollen, die Kindern unabhängig vom Geldbeutel der Eltern
den Zugang zu diesen Schulen garantieren, sind mangelhaft oder fehlen. In
beiden Ländern wird damit der Auftrag des Grundgesetzes, eine Sonderung
der Schüler nach Besitzverhältnissen zu verhindern (Artikel 7 Absatz 4),
nicht erfüllt. Das zeigt eine neue Studie der Forscher Michael Wrase,
Laura Jung und Marcel Helbig vom Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung (WZB). Sie haben untersucht, wie unzureichende Regelungen
und Kontrollen dazu führen, dass viele Kinder aus einkommensschwachen
Familien Privatschulen nicht besuchen können. Dazu haben die Autoren
erstmals die Schulgelder an allen Schulen in freier Trägerschaft in den
beiden Ländern erhoben bzw. ausgewertet.

In einer bereits 2016 veröffentlichten Studie hatten der Jurist Michael
Wrase und der Bildungssoziologe Marcel Helbig gezeigt, dass die Mehrheit
der Bundesländer bei der Genehmigung von privaten Ersatzschulen Vorgaben
des Grundgesetzes missachten. Mit Berlin und Hessen haben die Forscher nun
für zwei Bundesländer geprüft, welche Auswirkungen Regulierungs- und
Kontrolldefizite auf die Schulgeldpraxis und damit auf die soziale
Ungleichheit an Privatschulen haben.

Das Beispiel Berlin

Berlin steht exemplarisch für die Gruppe jener Bundesländer, die die Höhe
des zulässigen Schulgeldes gesetzlich nicht ausdrücklich regeln und nur
auf Verwaltungsebene Vorgaben für das Schulgeld machen. Der Senat erlaubt
hier aktuell ein zulässiges Schulgeld in Höhe von 100 Euro pro Monat für
Familien mit einem jährlichen Bruttojahreseinkommen bis 29.420 Euro. Diese
Grenze verfehlt nach Prüfung der Autoren jedoch das vom Grundgesetz
vorgeschriebene Sonderungsverbot, da sich viele Familien in Berlin solche
Schulgebühren nicht leisten können. Wie die Autoren ausführen, beruht die
Grenze zudem auf einer unzureichenden Rechtsgrundlage.

Verschärfend kommt hinzu, dass die Praxis von mangelnder Kontrolle und
Nichteinhaltung der Vorgaben geprägt ist. Die Mehrheit der Berliner
Privatschulen verstößt im Schuljahr 2016/2017 gegen die Vorgaben des
Senats. Von 94 Grundschulen in freier Trägerschaft halten nur 30 die
Vorgaben ein, von den 67 privaten Sekundarschulen nur 21 - fast
ausschließlich Schulen mit religiös-weltanschaulicher Ausrichtung (siehe
Grafik).

Der Verstoß gegen die Vorgaben schlägt sich in der sozialen
Zusammensetzung der Schülerschaft nieder, die sich an den Schulen in
freier Trägerschaft deutlich von jener an öffentlichen Schulen
unterscheidet. Dies belegen die Forscher durch den Anteil
lernmittelbefreiter Schüler - ein Indikator für Einkommensarmut der
Eltern. Während an öffentlichen Grundschulen (Klasse 1 bis 4) rund 36
Prozent Schüler eine Lernmittelbefreiung haben, beträgt dieser Anteil am
privaten Pendant nur 7 Prozent. Ein ähnliches Bild zeigt der Vergleich der
Sekundarschulen (siehe Grafik).

Das Beispiel Hessen

Hessen gehört zu jenen Bundesländern, die ganz auf Vorgaben für die
privaten Ersatzschulen verzichten und angeben, in Einzelfallprüfung über
die Höhe des zulässigen Schulgeldes zu entscheiden. Das Regulierungs- und
Kontrolldefizit führt in der Praxis dazu, dass zahlreiche Schulen mit
ihren Gebührenordnungen gegen das Sonderungsverbot verstoßen. So beträgt
das durchschnittliche Schulgeld an den 152 Privatschulen in Hessen 312
Euro pro Monat. Die Hälfte (46 Prozent) der freien Schulen verlangt
Schulgebühren über 200 Euro. Schulgebühren von 300 bis 600 Euro sind keine
Seltenheit (18 Prozent aller Privatschulen, siehe Grafik). Zudem wird nur
in jeder zweiten Privatschule das Schulgeld für Kinder aus
einkommensschwachen Familien erlassen. Hinzu kommen verdeckte
Schulgebühren. So verlangt die Hälfte der Privatschulen eine
durchschnittliche Aufnahmegebühr von 500 Euro, 17 Prozent erheben einen
verpflichtenden Beitrag für den Förderverein.

Auch in Hessen können daher nur wenige Schüler aus einkommensschwächeren
Haushalten Privatschulen besuchen. Selbst an den Schulen, wo ein
Schulgelderlass gewährt wird, profitieren nur 2 Prozent (Median) der
Schüler davon - deutlich weniger als der Anteil von 14 Prozent der unter
18-Jährigen, die in Hessen Sozialleistungen beziehen.

Privatschulförderung

Der Förderanspruch von Schulen in freier Trägerschaft rechtfertigt sich
nach dem Bundesverfassungsgericht aus dem "sozialstaatlichen Gehalt" des
Sonderungsverbots (Artikel 7 Absatz 4 Grundgesetz). Voraussetzung für die
staatliche Förderung ist demnach, dass Privatschulen Kindern aus allen
Familien offenstehen müssen - "ohne Rücksicht auf ihre finanziellen und
Verhältnisse" und ihre "wirtschaftliche Lage".

Wie die Forscher in ihrer Studie feststellen, unterstützen die Systeme der
Privatschulförderung in Berlin und Hessen in ihrer gegenwärtigen Fassung
jedoch die Sonderung nach dem Einkommen der Eltern. Mehreinnahmen durch
hohe Schulgelder können hier - anders als teilweise in
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz oder (zukünftig) Baden-Württemberg -
ohne Anrechnung auf den staatlichen Förderanspruch aufgeschlagen werden.
Dadurch werden Privatschulen, die besonders hohe Schulgelder erheben, vom
Staat ebenso gefördert wie Schulen mit einem höheren Anteil von Kindern
aus einkommensschwächeren Familien, die deutlich geringere Einnahmen
erzielen. Eine Anrechnungsregel kann eine solche ökonomische Fehlsteuerung
verhindern. Die Förderung muss, um ihren Zweck zu erfüllen, mit klaren
Vorgaben zur sozialen Zugänglichkeit verbunden sein.

Ein Blick nach Baden-Württemberg

Dass die Politik Regelungen schaffen kann, die dem Sonderungsverbot des
Grundgesetzes Rechnung tragen, zeigt das Beispiel Baden-Württemberg. Als
in weiten Teilen richtungsweisend bewerten die Forscher den aktuellen
Gesetzentwurf zur Novellierung des dortigen Privatschulgesetzes. Dieser
sieht als Grenze für das durchschnittliche Schulgeld 160 Euro pro Monat
vor. Zwingend vorgeschrieben wird eine Einkommensstaffelung der
Elternbeiträge, die zudem maximal 5 Prozent des Haushaltsnettoeinkommens
betragen dürfen.

Michael Wrase, Laura Jung, Marcel Helbig: Defizite der Regulierung und
Aufsicht von privaten Ersatzschulen in Bezug auf das Sonderungsverbot nach
Art. 7 Abs.5 S.3 GG: Rechtliche und empirische Analyse der Regelungen in
den Bundesländern Berlin und Hessen unter Berücksichtigung des aktuellen
Gesetzentwurfs der Landesregierung in Baden-Württemberg, WZB Discussion
Paper; P 2017-003, 65 Seiten.

Die Studie steht als PDF zum Download zur Verfügung.



Michael Wrase forscht am WZB und ist Professor für Öffentliches Recht mit
den Schwerpunkten Sozial- und Bildungsrecht an der Stiftung Universität
Hildesheim.

Marcel Helbig ist Professor für Bildung und soziale Ungleichheit am WZB
und an der Universität Erfurt.

Laura Jung arbeitet als studentische Mitarbeiterin in der Projektgruppe
der WZB-Präsidentin.


Weitere Informationen unter:

https://www.wzb.eu/sites/default/files/pressemitteilung/field_nlpr_datum-date/grafik_einhaltung_senatsvorgabe.jpg 

- Grafik 1

https://www.wzb.eu/sites/default/files/pressemitteilung/field_nlpr_datum-date/lmb_vergl_oeff_priv.png 

- Grafik 2

https://www.wzb.eu/sites/default/files/pressemitteilung/field_nlpr_datum-date/vergl_schulgeld_hessen_2.jpg 

- Grafik 3

https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2017/p17-003.pdf 

- zur Studie
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AUSSEN/583: Gemeinsame Erklärung zum Deutsch-Französischen Ministerrat (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 13. Juli 2017

Gemeinsame Erklärung zum Deutsch-Französischen Ministerrat

Aktualisierung (mit der ausführlichen Erklärung):



Der französische Staatspräsident und die deutsche Bundeskanzlerin sowie die
anwesenden Minister der beiden Regierungen haben heute beschlossen, die
Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich weiter zu vertiefen.

Der Deutsch-Französische Ministerrat hat konkrete Projekte im Bereich
Bildung und Kultur, Verteidigung und Sicherheit sowie Wirtschaft und
Soziales vereinbart. Für die Umsetzung dieser Projekte haben wir konkrete
Fahrpläne festgelegt.

Eine weitere Priorität unserer Zusammenarbeit ist der Klimaschutz, der eine
sektorübergreifende Herangehensweise erfordert und alle Bereiche mit
einbezieht. Frankreich und Deutschland wollen die ambitionierte Umsetzung
des Übereinkommens von Paris auf allen Ebenen unterstützen. Dazu sollen
auch gemeinsame Initiativen für den weltweiten Klimaschutz dienen, die die
wirtschaftlichen Vorteile einer klimafreundlichen Entwicklung demonstrieren
und zugleich die Bedürfnisse der besonders verletzlichen Staaten
adressieren. Hier arbeiten wir eng in den entsprechenden Foren, wie G20 und
UNFCCC, an der Umsetzung des Übereinkommens von Paris zusammen.

Bei der Sitzung des Deutsch-Französischen Verteidigungs- und
Sicherheitsrats haben der französische Staatspräsident und die deutsche
Bundekanzlerin mit den Außen-, Verteidigungs-, Innen- und
Entwicklungsministern darüber beraten, wie wir den Menschen in Frankreich,
Deutschland und Europa mehr Sicherheit bieten können.

Deutschland und Frankreich setzen sich für eine vertiefte und verbesserte
Zusammenarbeit bei der europäischen Sicherheit und Verteidigung ein. Wir
haben uns auf gemeinsame Verpflichtungen geeinigt, die es ermöglichen
werden, unseren Partnern eine Vereinbarung über einen neuen, ehrgeizigen
und inklusiven politischen Rahmen (die "Ständige Strukturierte
Zusammenarbeit") vorzuschlagen.

Frankreich und Deutschland haben ebenfalls gemeinsame Voraussetzungen dafür
benannt, um den Europäischen Verteidigungsfonds zum Erfolg zu führen.
Ferner haben unsere beiden Länder eine "Allianz für den Sahel" initiiert,
die durch eine engere Abstimmung und signifikante finanzielle Mittel zur
Stabilität und zur Entwicklung der Region beitragen wird, als einzige
langfristige und nachhaltige Antwort auf den Terrorismus. Zur Stärkung der
inneren Sicherheit haben Frankreich und Deutschland ihre Initiativen zur
besseren Kontrolle unserer Grenzen, zum verstärkten Informationsaustausch
und für den entschlossenen Kampf gegen die Terrorismuspropaganda im
Internet vereinbart. Wir wollen auch unseren Cyber-Raum besser schützen, um
ihn nicht Terroristen zur Radikalisierung und Rekrutierung zu überlassen.

Im Bereich Bildung und der Kultur wollen wir die Mobilität junger Menschen
erhöhen und ihnen die dafür notwendigen Sprachkompetenzen vermitteln.
Deshalb hat der Deutsch-Französische Ministerrat vereinbart, das Erlernen
der Partnersprache noch intensiver zu fördern, die Schulpartnerschaften
wiederzubeleben und die Erasmus-Programme insbesondere auch für
Auszubildende auszuweiten. Frankreich und Deutschland werden sich gemeinsam
für die Bewahrung der kulturellen Vielfalt einsetzen. Dazu wollen wir
Erasmus-Kulturprojekte initiieren und treiben die Zusammenlegung unserer
Kulturinstitute im Ausland voran.

Im wirtschaftlichen und sozialen Bereich ist es unser Ehrgeiz, durch unsere
gemeinsame Arbeit Impulse für Europa zu geben. Frankreich und Deutschland
werden eine gemeinsame Position zu wichtigen Bestandteilen der
unternehmenssteuerlichen Bemessungsgrundlage erarbeiten und gemeinsame
Überlegungen über ökologische und digitale Besteuerung in einer Zeit sich
wandelnder Wertschöpfung anstellen. Des Weiteren führen unsere beiden
Länder einen gemeinsam Kampf gegen Sozialdumping und setzen sich für eine
Überarbeitung der Entsende-Richtlinie, für einen offenen und geregelten
Welthandel, mehr Gegenseitigkeit beim Zugang zu öffentlichen Aufträgen und
eine Prüfung von in Europa durchgeführten strategischen Investitionen ein.
Für die Stärkung unserer Wirtschaft müssen wir Zukunftschancen erschließen:
Unsere beiden Länder werden eine neue Finanzierungsmaßnahme für Start-ups
einleiten und die gemeinsamen Projekte im Bereich der Forschung und der
industriellen Entwicklung in den Schlüsselbereichen der Nanotechnologien
und der elektrischen Batterien verstärken.

Deutschland und Frankreich werden auch ihre Zusammenarbeit zum Thema
Integration intensivieren. Der Deutsch-Französische Integrationsrat hat
heute seine Arbeit aufgenommen. In diesem Rahmen werden Frankreich und
Deutschland voneinander lernen, wie gesellschaftlicher Zusammenhalt in
unseren Ländern gestärkt werden kann. Zudem wollen wir gute Praktiken bei
der Vermittlung von Sprachkompetenz und der Weitergabe demokratischer Werte
austauschen.

Der heutige Deutsch-Französische Ministerrat zeugt von der großen
Innovationskraft der deutsch-französischen Zusammenarbeit und stellt eine
wichtige Etappe zur Vertiefung der deutsch-französischen Beziehungen dar,
die eine unersetzliche Grundlage für die Fortentwicklung Europas ist. Denn
wir wissen: Nur wenn Europa stark ist, kann es Deutschland und Frankreich
dauerhaft gut gehen. Frankreich und Deutschland werden Überlegungen über
die Intensivierung ihrer bilateralen Zusammenarbeit und deren Instrumente
anstellen sowie darüber wie sie Impulse für den europäischen
Integrationsprozess geben können. Weiterhin hat der Ministerrat die
Botschafter bei den Vereinten Nationen beauftragt, Vorschläge für eine
engere Zusammenarbeit der Ständigen Vertretungen bei den Vereinten Nationen
zu erarbeiten.


Ausführliche Erklärung (PDF, 461KB, nicht barrierefrei)

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2017/07/2017-07-13-abschlusserklaerung-d-f-ministerrat.pdf
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NAHOST/1537: Erdogan-Gülen-Konflikt - Atatürk grüßt den Propheten (SB)






Die militärische Führung verortete die eigentliche Gefahr für den
Nationalstaat zum einen in extremistischen Gruppen aus dem linken und
rechten Spektrum und zum anderen im kurdischen Separatismus. Damit
konfrontiert, daß die CHP ihre gesellschaftliche Basis verlor und so
der Rückhalt in der Bevölkerung für die Atatürkschen Prinzipien
zunehmend schwand, infolge von Turgut Özals neoliberaler Politik ab
1983 Massenentlassungen, galoppierende Inflation und die Absenkung
der Löhne zu einer nie gekannten Entsolidarisierung innerhalb der
türkischen Gesellschaft führten und so die Wiederherstellung der
Ordnung allerhöchste Priorität genoß, bediente sich die
Militärführung nach dem Putsch von 1980 einer neuen Ideologie, die
das Verhältnis von Staat und Religion einem Paradigmenwechsel
unterzog.

Um einerseits das Lager der Anti-Kemalisten zu beruhigen und
andererseits dem kurdischen Nationalismus das Wasser abzugraben,
führte die Junta trotz ihres prinzipiellen Vorbehalts gegenüber
fundamentalistischen Kreisen zur Instrumentalisierung eines
Zusammengehörigkeitsgefühls religiös-konservatives Gedankengut und
islamische Werte stärker in die Gesellschaft ein. So wurde der
Religionsunterricht an den Schulen zum Pflichtfach gemacht und die
Gründung von Iman-Hatip-Schulen, staatlichen Berufsgymnasien für die
Ausbildung zum Imam und Prediger, gefördert. Der konservative
Historiker Ibrahim Kafesoglu gilt als Vordenker der sogenannten
Türkisch-Islamischen-Synthese, die in den 1970er Jahren in
rechtsintellektuellen Kreisen viel Anklang fand. Im Fokus seiner
Ideologie stand die Auffassung, daß die alte Steppenkultur der Türken
den Islam in einem Veredlungsprozeß aufgesogen und infolgedessen in
die nationale Identität integriert hätte. Türkentum ohne Islam wäre,
so der kulturalistische Konsens, nicht denkbar. Auch wenn der Grat,
auf dem diese ideologieaffine These balancierte, von Anfang an schmal
und historisch gesehen höchst fragwürdig war, erlebte sie bis Ende
der 1980er Jahre eine gewisse Renaissance. Insbesondere Gülen als
auch der islamische Politiker Necmettin Erbakan profitierten von
dieser Phase der vom Staat gelenkten und geförderten Islamisierung
der Gesellschaft. Die innenpolitische Krise in der Türkei half das
Konstrukt zwar abzumildern, aber nicht wirklich zu beheben. Die
Liberalisierung des Religiösen betraf ohnehin nur die
gesellschaftliche Ebene, nicht aber den politischen Diskurs,
geschweige denn die republikanische Verfaßtheit der modernen Türkei.

 Machiavellistische Manöver

Gülens Aufstieg zu einer pseudo-charismatischen Figur im Kräftespiel
mit dem Kemalismus verdankte sich auch den Millionen von verarmten
Zuwanderern aus Anatolien, die in den 1980er und 1990er Jahren in die
großen Städte strömten und in ihrer materiellen Bedürftigkeit, zumal
sich der Staat immer mehr aus seiner Verantwortung zurückzog, auf die
islamistischen Netzwerke der gemeindenahen Sozialarbeit
zurückgriffen. Aus diesem Reservoir an den existentiellen Rand
gedrängter Schichten der Gesellschaft schöpfte insbesondere Erbakans
Wohlfahrtspartei, als sie die politische Macht im Staat erlangte.
Indes dürfte Gülen schon früh erkannt haben, daß Erbakans Ringen mit
dem Militäretablishment zum Scheitern verurteilt war, zumal dessen
krudes Konzept von der welthistorischen Überlegenheit des Islam
starke Charakterzüge des Größenwahns aufwies und zudem von
zionistischen Weltverschwörungsimperativen durchsetzt war. Gülen war
auf jeden Fall klug genug, zu Erbakan und seinem panislamistischen
Kurs auf Distanz zu gehen. Freilich konnte er nicht verhindern, daß
die Toleranzhaltung im kemalistischen Militärapparat gegenüber
islamistischen Bewegungen nach der vom Nationalen Sicherheitsrat
sanft erzwungenen Abdankung Erbakans und dem Verbot seiner Partei
allmählich kippte. Die PKK war durch die Inhaftierung ihres Führers
Abdullah Öcalan vom Kopf getrennt und stellte keine ernstzunehmende
Gefahr mehr für die Türkei dar. Die Islamisten wurden nicht mehr
gebraucht, und so geriet Gülen ins Visier der Verfassungsorgane, die
ihm und seiner Bewegung die Unterwanderung des Staates zum Vorwurf
machten. Doch vor dem staatlichen Zugriff reiste der Prediger in die
USA, wo er seitdem im Asyl lebt.

Allerdings konnte Gülen auch aus der Ferne das politische Geschehen
in der Türkei beeinflussen. Als die AKP 2002 die Wahlen gewann und
als stärkste Fraktion ins Parlament einzog, hatten Gülen-nahe
Stiftungen und Mediengruppen den Erdrutschsieg von Erdogan maßgeblich
unterstützt. Die in westlichen Medien hartnäckig kolportierte
Erzählweise, Erdogan und Gülen seien Weggefährten gewesen, bis ein
Streit sie entzweite, gehört dagegen ins Reich der Legenden. Aber
beide profitierten voneinander, und solange die Schnittmenge
gleichgepolter Interessen größer war als ihre ideologischen
Widersprüche, hackte eine Krähe der anderen kein Auge aus. So bestand
durchaus Einvernehmen, als Erdogan nach der Entmachtung des Militärs
und der alten kemalistischen Elite das islamische Element in der
politischen Gestaltung des Landes stärker hervorhob. Und geriet die
Gülen-Bewegung in Bedrängnis, stellte sich Erdogan vor sie und
entkräftete die Anschuldigungen. Wie es zum Zerwürfnis kam, gar zur
offenen Feindschaft, läßt sich schwer beantworten. Schon seit
längerem gärte im säkularen Bürgertum ein Unbehagen gegenüber Gülen
und seiner Bewegung, sie galt als suspekt und wegen der
Undurchschaubarkeit ihrer Ziele vielen als unheimlich. Autoren wie
Ahmet Sik und Nedim Sener sahen in der "Gülen-Sekte" zudem die
Triebfeder eines islamistisch gesinnten Tiefen Staates, der unterhalb
der offiziellen Staatsorgane agierend parallele Machtstrukturen
aufbaute, um zu einem günstigen Zeitpunkt einen Umsturz zu
inszenieren.

Erste Risse in der Zweckallianz zwischen Gülen und Erdogan wurden
2012 sichtbar, als Staatsanwälte der Antiterrorabteilung, die
mutmaßlich der Gülen-Bewegung nahe standen, gegen den
Geheimdienstchef Hakan Fidan wegen des Verdachts, mit PKK-Terroristen
verhandelt zu haben, einen Haftbefehl anstrengten. Tatsächlich hatte
Fidan 2009 als Sondergesandter von Ministerpräsident Erdogan bei den
geheimen Friedensverhandlungen in Oslo mit PKK-Vertretern und später
mit Öcalan gesprochen. Als die Gülen-nahe Presse aus allen Rohren
Kritik an der Regierung übte, deutete sich ein unversöhnlicher
Machtkampf an. Als Antikommunist von Jugendtagen an und Gegner des
von der AKP initiierten Friedensprozesses mit der PKK-Guerilla sah
Gülen möglicherweise die Zeit für einen Bruch mit Erdogan gekommen.
Der Regierungschef nahm den Fehdehandschuh auf und kündigte die
Schließung der Nachhilfezentren an, mit denen Gülen einen Großteil
seines Imperiums finanzierte. Als dann wie als Echo darauf
Korruptionsermittlungen gegen Personen aus der unmittelbaren Nähe des
Premiers, darunter auch gegen Ministersöhne, eröffnet wurden, die den
Ruf Erdogans in der Bevölkerung beschädigten und öffentliche Proteste
hervorriefen, eskalierte der Konflikt vollends. Erdogan entließ
0Tausende von mutmaßlichen Gülen-Anhängern aus Polizei und Justiz und
warf dem Islamprediger unumwunden vor, einen Parallelstaat mit dem
Ziel geschaffen zu haben, die Macht an sich zu reißen.

Zivilisationsstreit am Bosporus

Die Nacht vom 15. Juli 2016 brachte schließlich ans Licht, was seit
längerem zur Explosion drängte. Ob Gülen tatsächlich der Urheber des
Putschversuchs war, ist fraglich. Nicht, daß er prinzipiell einen
Einwand gehabt hätte, Erdogan von der politischen Bühne wegzufegen,
aber Zeitpunkt und Umstände mußten stimmen. Das Planlos-verworrene,
ja beinah Amateurhafte der militärischen Operation legt einen anderen
Schluß nahe. Denn ganz offensichtlich waren die Kräfte für einen
Staatsstreich unzureichend koordiniert. Denkbar ist, daß der Konflikt
eine Eigendynamik erfuhr und so Gülenisten in den Staatsinstitutionen
bis hin zu Armeegenerälen einen übereilten Putsch improvisierten, den
Gülen wahrscheinlich in dieser Form nie abgesegnet hatte. Gülen muß
nicht der Kopf der Verschwörung gewesen sein oder am Anfang der
Befehlskette gestanden haben, aber er kann ungeachtet dessen als der
geistige Vater der zuletzt gescheiterten Revolte von Teilen der
türkischen Streitkräfte und Gendarmerie gelten. Erdogans Aufruf über
CNN Türk an die Bevölkerung, sich den Putschisten in den Weg zu
stellen, war nichts weiter als eine Notlösung, die dem
Staatspräsidenten die nötige Zeit verschaffte, bis zum Morgengrauen
die eigenen Kräfte zu mobilisieren und den Militärputsch
niederzuschlagen, der Hunderte von Menschenleben gekostet hat. Ein
Grund für die Überhastetheit der Operation könnte auch darin gelegen
haben, daß eine politische Säuberungsaktion im größeren Ausmaß in den
Streitkräften angekündigt war.

Hier zeigt sich die Wendepunkt in Erdogans Machtpolitik am
markantesten. Nachdem es ihm gelungen war, die kemalistische
Armeeführung in den Ergenekon- und Vorschlaghammer-Prozessen mit
Hilfe der Gülenisten kaltzustellen, mußte er erkennen, daß ihm ein
neuer Gegner erwachsen war, den zu bezwingen ihm die politische Macht
fehlte. Gülenisten saßen in der Staatsanwaltschaft, in den
Sicherheitskräften und unter den Richtern. Als sich die Lage weiter
verschärfte und Gülens Bewegung ganz offensichtlich die Machtfrage
stellte, suchte Erdogan die Annäherung zum Militär und schloß aller
Wahrscheinlichkeit nach einen Deal ab. Unter der Zusicherung, die
verurteilten Armeechefs und Generäle zu rehabilitieren und dem
Militär in Kurdistan freie Hand zu lassen, gewann Erdogan einen neuen
Verbündeten im Kampf gegen die Gülenisten, die als schwerwiegende
Gefahr für die nationale Sicherheit eingestuft wurden. Natürlich
mußte Erdogan dabei berücksichtigen, daß sich die Armee, sollte es zu
einem neuerlichen Kräfteringen kommen, auch gegen den
Staatspräsidenten erheben würde. Präsidialbefugnisse zu erlangen
könnte ein Faustpfand gegen ein möglicherweise meuterndes Militär
gewesen sein.

In den letzten anderthalb Jahren hat Erdogan fast schon mit
pedantischer Beharrlichkeit die Konfrontation mit der EU gesucht. So
unterstellte er im Rahmen des Verfassungsreferendums europäischen
Staatschefs Nazi-Methoden im Umgang mit AKP-Politikern, die in der
türkischen Diaspora Europas für ein Ja zu den erweiterten Vollmachten
des Staatspräsidenten werben wollten, was ihnen verweigert bzw. in
erheblichem Ausmaß erschwert wurde. Der Incirlik-Skandal, als
Bundestagsabgeordneten der Zugang zu den auf dem Luftwaffenstützpunkt
stationierten Bundeswehrsoldaten untersagt wurde, hat die Kontroverse
zusätzlich verschärft. Hintergrund ist, daß Deutschland türkischen
Soldaten, die aus Sicht Ankaras am Putschversuch beteiligt waren,
Asyl gewährt hat. Im beiderseitigen Adressieren von Vorwürfen und
Gewirr diplomatischer Ränkespiele scheint sich der Eindruck, daß
Erdogan gegenüber Gülen der gefährlichere Islamist sei, verfestigt zu
haben.

An dieser Einschätzung scheiden sich nicht nur die Geister, sie
operiert auch mit falschen Prämissen. Erdogan quasi zu einem
islamistischen Finsterling abzustempeln, nur weil er auf
staatsmännischer Ebene unbequem geworden ist und zuweilen eine
unverblümte etikettenverletzende Sprache spricht, insistiert auf eine
ideologische Feindmarkierung. Entgegen seiner Drohung, den
Flüchtlingsdeal aufzukündigen, falls die EU den Visumszwang für
türkische Staatsbürger bei der Einreise nach Europa nicht aufhebt,
hat er zu seinem Wort gestanden. Für diese Ehrenhaftigkeit lieben ihn
die Massen in der Türkei und mit dieser Haltung machte er politische
Karriere, weil er sich zumindest in seiner Zeit als Oberbürgermeister
von Istanbul tatsächlich für die Belange der einfachen Menschen
eingesetzt hat. Als Machtpolitiker schrieb er eine andere Geschichte,
über die zu urteilen jedoch nur dem türkischen Volk zusteht, das ihn
verfassungsgemäß durch eine Wahl zum Staatsoberhaupt legitimiert hat.
Deswegen kann Erdogan per Definition kein Diktator sein. Ob er
diktatorisch regieren wird, nun, wo er das Parlament nach Belieben
auflösen und seinen Willen per Dekret durchsetzen kann, ist denkbar,
aber nicht mehr als ein Windhauch im spekulativen Raum. Als Islamist
reinsten Wassers, als der er angeschwärzt wurde, hätte er längst den
Gottesstaat ausrufen können. Er tat es nicht.

Ganz anders verhält es sich mit Gülen, der im Falle eines
erfolgreichen Putsches möglicherweise alle Staatsgewalt in seiner
Hand gebündelt hätte, und das ohne jede demokratische Legitimierung
und durch klandestine Strukturen des Umsturzes erschlichen. Die
Menschen in der Türkei wollen nicht unter der Scharia leben oder sich
einem Kalifen beugen. Dies ist aber die Handschrift orientalischer
Potentaten, daß sie ein ganzes Volk in Beugehaft nehmen und
Lebensentwürfe jenseits der Koranexegese ins Feuer der Apostasie
werfen. Daß eine junge Frau mit Kopftuch nicht an einer Universität
studieren durfte, weil eine Staatsdoktrin dies verbot, griff tief in
die Individualrechte einer säkularen Gesellschaft ein, als die sich
die moderne Türkei selbst bezeichnet. Unter anderem hat Erdogan den
Türken die zivile Selbstbestimmung über ihr Leben auch in
Religionsfragen zurückgegeben. Für seine Verfehlungen und das Blut an
seinen Händen wird er sich verantworten müssen, nicht vor Allah oder
der Geschichte, sondern gegenüber den Menschen, die ihm ihr Vertrauen
geschenkt haben. Gülens Lebensaufgabe besteht statt dessen darin, die
fortschrittlichen Errungenschaften der Moderne zu islamisieren und
damit das Leben zwanghaft nach dem Gebetsruf auszurichten. Unterm
Strich gefragt: Ist das drohende Inquisitionsgericht des Imams aus
Korucuk wirklich weniger gefährlich als die politischen Machtspiele
und Selbstinszenierungen eines Recep Tayyip Erdogan?


Quellenangaben:

Ceyhun, Ozan, Politik im Namen Allahs:

https://issuu.com/aypa/docs/politik-im-namen-allahs

Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Die Fethullah-Gülen-Bewegung in Deutschland:
https://www.bundestag.de/blob/415274/2af148cebcf872537ad7a68408bc6ba/wd-1-072-08-pdf-data.pdf

Agai, Bekim, Fethullah Gülen - Ein moderner türkisch-islamischer Reformdenker?:
https://de.qantara.de/inhalt/fethullah-guelen-ein-moderner-tuerkisch-islamischer-reformdenker?

Ghadban, Ralph, Die Sufi-Dimension der Gülen-Bewegung: 
http://www.ghadban.de/de/wp-content/data/die-sufi-dimension-der-gülen-bewegung1.pdf
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NAHOST/1536: USA erwägen neuen Militäreinsatz in Libyen (SB)


USA erwägen neuen Militäreinsatz in Libyen

Katar-Krise wirkt sich negativ auf die Lage in Libyen aus



Die USA erwägen eine neue Intervention in Libyen, wo seit dem Sturz
Muammar Gaddhafis 2011 bürgerkriegsähnliche Zustände herrschen.
Dies berichtete am 10. Juli die CNN-Pentagon-Korrespondentin Barbara
Starr unter Verweis auf die Angaben zweier nicht-namentlich genannter,
ranghoher US-Militärs. Demnach will die Regierung Donald Trumps die
US-Botschaft in Tripolis, die seit der Ermordung des US-Botschafters
Christopher Stevens und drei seiner Mitarbeiter im September 2012 in
Benghazi leer steht, wieder eröffnen. Das gleiche gilt für das
US-Konsulat im östlichen Benghazi, das damals beim tödlichen Überfall
radikalislamischer Milizionäre in Flammen aufging. Wenn alles nach
Plan läuft, soll in den nächsten Wochen eine Abordnung von US-Marines
zum Schutz der Botschaft und des Konsulats nach Libyen entsandt
werden. Darüber hinaus sollen 50 US-Militärberater in Rotation
dauerhaft in Libyen stationiert werden. Aktuell ist eine unbekannte
Anzahl von US-Spezialstreitkräften in dem nordafrikanischen Land
zugegen, die einerseits die international anerkannte Regierung der
Nationalen Einheit (Government of National Accord - GNA) in Tripoli,
andererseits die rivalisierende Libysche National Armee (LNA) von
"Feldmarschall" Khalifa Hifter beraten.

Trotz mannigfaltiger Bemühungen seitens des einstigen
UN-Sondergesandten, des deutschen Diplomaten Martin Kobler, der EU,
der USA und der arabischen Nachbarstaaten läßt die Versöhnung
zwischen dem GNA und Hifters LNA, die im Auftrag der im östlichen
Tobruk ansässigen House of Representatives (HoR) operiert, immer noch
auf sich warten. Ungeachtet des mit Spannung erwarteten Treffens
zwischen Hifter und Premierminister Fayiz Al Sarradsch Mitte Mai unter
der Schirmherrschaft der Vereinigten Arabischen Emirate in Abu Dhabi
sind im Juni im Süden Libyens heftige Kämpfe zwischen der LNA und
GNA-treuen Milizen entbrannt. Man kann davon ausgehen, daß die
Amerikaner durch die Einrichtung einer eigenen diplomatischen und
militärischen Präsenz in Libyen eine Annäherung zwischen den
verfeindeten Kräften um Hifter und Al Sarradsch forcieren wollen.

Für einen Neuanfang in der libyschen Innenpolitik stehen die Zeichen
nicht schlecht. Am 10. Juni haben auf Anordnung des HoR Milizionäre in
Zintan Saif Al Gaddhafi nach mehr als fünf Jahren Gefangenschaft
überraschend freigelassen. Der Sohn und einst designierte Nachfolger
Muammar Gaddhafis hält sich seitdem in der östlichen Stadt Baida auf,
wo er hinter verschlossenen Türen politische Gespräche mit Mitgliedern
des eigenen Klans und Vertretern anderer Stämme und Kräfte führt. Am
20. Juni hat der UN-Sicherheitsrat den ehemaligen libanesischen
Kulturminister Ghassan Salame zum neuen Sondergesandten für Libyen
ernannt. Am 1. Juli hat Salame, der zuletzt an der Universität in
Paris als Professor für internationale Beziehungen und
Konfliktresolutionen gearbeitet hatte, Martin Kobler abgelöst.

Zwar machen Stromausfälle und Scharmützel vereinzelter Milizen den
Menschen in Tripolis und Umgebung zu schaffen, doch es gibt auch
positive Anzeichen. Am 19. Juni haben Vertreter der beiden Städte
Misurata und Tawergha, die sich 2011 während des von der NATO
unterstützten Aufstands bekriegt haben, eine Art Waffenstillstand
unterzeichnet. Dadurch können die Einwohner Tawerghas, die wegen ihrer
Treue zu Gaddhafi vertrieben wurden und seitdem in Flüchtlingslagern
lebten, in ihre alte Heimat zurückkehren. Am 5. Juli erklärte Hifter,
die LNA hätte nach mehrjähriger blutiger Offensive endlich die
Islamistentruppe Ansar Al Scharia aus ihrer letzten Bastion in
Benghazi vertrieben.

Bereits am 21. Juni berichtete die New York Times, daß vor kurzem der
Export von libyschem Öl enorm gestiegen ist: Mit 855.000 Faß täglich
auf das Dreifache der Menge von vor einem Jahr. Für diese positive
Entwicklung, welche dem libyschen Staatshaushalt zugute kommt, ist vor
allem Hifter verantwortlich. Im letzten Sommer haben seine Männer die
wichtigsten Ölraffinerien und -verladeterminals Libyens, die von der
hauseigenen Wachtruppe wegen eines Streits um die Aufteilung der
Einnahmen besetzt und lahmgelegt worden waren, mit militärischer
Gewalt erobert und den Betrieb wieder hochgefahren. Wenn es nach
Libyens staatlichem National Oil Corporation (NOC) geht, soll die
Ausfuhr libyschen Öls bis Ende 2017 1,3 Millionen, bis Ende 2018 1,5
Millionen und bis Ende 2023 2,2 Millionen Faß erreichen, so die New
York Times.

Dem ehrgeizigen Plan des NOC stehen nicht nur Querelen zwischen GNA,
Hifters LNA und anderen bewaffneten Gruppen, sondern auch der Konflikt
innerhalb des Golf Kooperationsrats (Gulf Cooperation Council - GCC)
eventuell im Weg. Anfang Juni haben Saudi-Arabien, die VAE, Bahrain
und Ägypten ihre diplomatischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu
Katar abgebrochen. Anlaß des Streits ist nicht nur der Ärger in Riad,
Abu Dhabi, Manama und Kairo über die kritische Berichterstattung Al
Jazeeras, sondern auch, daß Doha der Moslembruderschaft in
Ägypten Hilfe gewährt und in den palästinensischen Gebieten -
speziell der Hamas-Bewegung im Gaza-Streifen - sowie Libyen
Unterstützung leistet.

Am 9. Juni haben die Vereinten Nationen den VAE wiederholte Verstöße
gegen das internationale Waffenembargo für Libyen in Form von
umfangreicher Waffenhilfe für Hifter angelastet. Dafür erklärte am 5.
Juli gegenüber der in Abu Dhabi erscheinenden, englischsprachigen
Zeitung The National Oberst Ahmed Al Mesmari von der LNA, Katar sei
für den ganzen "Terrorismus" in Libyen deshalb verantwortlich, weil
Doha seit Jahren islamistische Gruppen mit Waffen beliefere und dem
libyschen "Radikalprediger" Ali Sallabi, dem eine Nähe zu Al Kaida
nachgesagt wird, Asyl gewähre. Sollten die USA in Libyen demnächst in
friedensstiftender Funktion agieren wollen, wären sie gut beraten,
parallel dazu für eine Beilegung des Streits der Saudis, Emirater,
Bahrainis und Ägypter mit den Kataris zu sorgen.
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KONFERENZ/200: Die 61. Session der UN-Frauenstatuskonferenz (frauensolidarität)


frauensolidarität - Nr. 140, 2/17

Women's economic empowerment in the changing world of work


Die 61. Session der UN-Frauenstatuskonferenz (CSW)

von Petra Pint



Dieses Jahr nahmen an der jährlich stattfindenden
Frauenstatuskommission in New York laut UN Women neben
Regierungsvertreter_innen aus 162 Staaten mehr als 3.900
NGO-Vertreter_innen aus 138 Ländern teil. Zwei Wochen lang wurde über
gleiche Entlohnung für gleiche Arbeit, Umverteilung von unbezahlter
Arbeit, die Situation von Frauen in informellen Ökonomien,
Arbeitsrechte, sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz, mehr Beteiligung
von Frauen an Entscheidungsprozessen - um nur einige Themen zu nennen
- diskutiert. Was waren kritische Punkte bei den Diskussionen?


Auch außerhalb der UN wurde - beim gleichzeitig stattfindenden
NGO-Forum - diskutiert. Dort fanden NGO-Vertreter_innen und
Aktivist_innen einen Raum für Austausch und Vernetzung, erhielten
einen Crashkurs, was UN-Politik bedeutet, und die Möglichkeit,
Strategien zu erlernen, wie man diese Politik beeinflussen kann.
Während der diesjährigen Session gab es - in und außerhalb der UN -
viele Referenzen auf einen politischen Backlash, der Frauen_rechte
global beschneidet. Dieser Backlash führt - so der Tenor - aber auch
dazu, dass sich Frauenrechtsaktivist_innen wieder stärker
organisieren und ihren Unmut kundtun müssen. Auch einige solidarische
Statements von Männern fanden während den Sitzungen Gehör.

Dennoch zeigten zum Beispiel die restriktiven Einreisebestimmungen
der USA, wie sich dieser Backlash auf die Partizipationsmöglichkeiten
von Frauen und Aktivist_innen auswirken kann. Darauf machte die
Kampagne "No Borders on Gender Justice" aufmerksam, indem leere
Stühle mit der Aufschrift "Why is this seat empty?" aufgestellt
wurden.

Agreed Conclusion

Nicht überall wurde gemeinsam diskutiert. Als es um die
Ausverhandlung der "Agreed Conclusion" - also dem Abschlussdokument
der Konferenz - ging, hatten nur mehr NGO-Vertreter_innen, die einer
Regierungsdelegation angehörten, Zugang. Der erste Entwurf - dieses
Jahr von UN Women und ILO (International Labour Organization)
ausgearbeitet - wurde Absatz für Absatz, Satz für Satz und teilweise
Wort für Wort diskutiert. Uneinigkeiten gab es im Laufe der
Verhandlungen rund um die Themenblöcke Familie/Familien, sexuelle und
reproduktive Rechte, unbezahlte Arbeit und sexuelle Belästigung.
Dennoch wurde nach über 100 Stunden Diskussion Freitagnachmittag, am
24. März 2017 ein Vorschlag angenommen.

CSW and beyond

Dieses Abschlussdokument muss zum einen von
Regierungsvertreter_innen, NGO-Mitarbeiter_innen und Aktivist_innen
als Advocacy-Auftrag verstanden werden, zum anderen beginnen jetzt
die Vorbereitungsarbeiten für die nächste CSW zum Thema "Challenges
and opportunities in achieving gender equality and the empowerment of
rural women and girls". NGO-Vertreter_innen und Aktivist_innen
sollten die vielfachen Mitbestimmungs- und
Partizipationsmöglichkeiten nutzen, um auf die nächsten Verhandlungen
Einfluss nehmen zu können.


Webtipps: 

No Borders - Gender Justice:

https://www.madre.org/no-borders-gender-justice

APWLD-Analyse:

http://apwld.org/four-wins-at-csw-this-year/

Guide for NGOs and Women's Human Rights Activists:

http://bit.ly/2naiwqH

Hörtipp: 

Eine Radiosendung über die CSW wurde am 23. Mai 2017 im Rahmen der
Sendereihe Globale Dialoge der Women on Air auf Radio Orange 94.0
ausgestrahlt. Sie können sie jederzeit auf www.noso.at nachhören.

Zur Autorin: 

Petra Pint war als NGO-Vertreterin für die Frauen*solidarität zum
ersten Mal bei der CSW und Teil der österreichischen
Regierungsdelegation.

 * 

Quelle:

Frauensolidarität Nr. 140, 2/2017, S. 34

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - Entwicklungspolitische Initiative für Frauen

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauensolidarität erscheint viermal im Jahr.

Einzelpreis: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1446: Evangelische Akademie zu Berlin - Herausforderungen der Demokratie in Deutschland, 21.08.


Evangelische Akademie zu Berlin

Konsens und Konflikt: Politik braucht Auseinandersetzung

Zehn Impulse der Kammer für Öffentliche Verantwortung der EKD 

zu aktuellen Herausforderungen der Demokratie in Deutschland

21. August 2017, 16:00 Uhr

Abendforum 33A/2017



Die Kammer für Öffentliche Verantwortung der EKD hat Zehn Impulse zu
gegenwärtigen Herausforderungen der Demokratie formuliert, die in der
Veranstaltung vorgestellt und diskutiert werden sollen. Der Text wird
an diesem Nachmittag erstmalig der Öffentlichkeit vorgestellt.

Leitung: Dr. Rüdiger Sachau

Ort: Französische Friedrichstadtkirche (Französischer Dom)

Gendarmenmarkt 5, 10117 Berlin (Mitte)

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenfrei.

Anmeldung: erbeten

Informationen und Anmeldung:

Melanie Baumert

(030) 203 55 - 506

baumert@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2017/pol/konsens-und-konflikt-politik-braucht-auseinandersetzung/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Monat August (Stand: 10.07.17)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Homepagebetreuung, Veranstaltungshinweise

Tel: +49 (0)30 20355-508, Fax: +49 (0)30 20355-550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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FORSCHUNG/883: Immobilien - Vom Entstehen der Blase (idw)


Universität Innsbruck - 13.07.2017

Immobilien: Vom Entstehen der Blase



Kaum ein Markt ist so attraktiv für Spekulationen wie der
Immobilienbereich. Das ist nicht erst seit dem spektakulären Platzen der
"Immobilienblase" 2008/09 bekannt. Aber warum entsteht die Blase
eigentlich? Die Wirtschaftswissenschaftler Leonhard Dobusch, Universität
Innsbruck, und Sebastian Botzem, Universität Bremen, zeichnen entlang
eines Fallbeispiels diesen komplexen Weg nach. Besonderes in die Pflicht
nehmen die Wissenschaftler die Kreditvergabepraktiken der Banken und
identifizieren sie als Treiber der Blasenbildung.

Egal ob Hausbau oder Wohnungskauf: Bei der Finanzierung sind so gut wie
immer Kredite im Spiel, für die verschiedene Gebühren anfallen.
"Überspitzt formuliert ist es für mich als Privatperson zunächst einmal
nicht wichtig, in welchem Verhältnis sich diese Gebühren aus Kosten für
die Krediterrichtung oder Zinsen genau zusammensetzen, sondern eher die
Frage: Was kostet mich diese Finanzierung effektiv?", sagt Prof. Leonhard
Dobusch vom Institut für Organisation und Lernen der Universität
Innsbruck. Ganz anders sieht diese Situation aus Sicht der Banken sowie
anderer Finanzmarktdienstleister und in größeren Maßstäben aus:
Krediterrichtungsgebühren spielen am Immobilienmarkt eine zentrale Rolle.
Gemeinsam mit seinem Kollegen Prof. Sebastian Botzem vom Institut für
Interkulturelle und Internationale Studien der Universität Bremen
untersuchte der Wirtschaftswissenschaftler die Mechanismen hinter
Kreditvergaben im Immobilienbereich. Die Studie erschien kürzlich im
renommierten sozialwissenschaftlichen Journal "Accounting, Organizations
and Society" und legt den Fokus auf Vorgänge in Immobiliengeschäften,
bevor es zu einer Spekulationsblase kommt bzw. die dazu führen können.
Dazu haben die Wissenschaftler am Beispiel eines europaweit agierenden,
deutschen Immobilienunternehmens dargestellt, welche Mechanismen im
Immobilienmarkt die Gefahr einer sich selbst nährenden Blase befördern.

Vergabe vs. Rückzahlung

"Immobilienmärkte sind sehr blasengefährdet", hält Leonhard Dobusch fest.
Um die Gründe dafür nachvollziehbar zu machen, analysieren die
Wissenschaftler in ihrer Studie das Zusammenwirken von
Immobilienunternehmen und professionellen Dienstleistern wie Banken,
Maklern oder Wirtschaftsprüfern. Ihnen allen gemeinsam ist, dass sie von
steigenden Preisen am Immobilienmarkt profitieren und vermehrt basierend
auf Finanzmarktlogiken in Form von "finanzialisierten Geschäftsmodellen"
agieren. "Nachhaltigkeit steht bei diesen nicht im Vordergrund, sondern
schnelle Gewinne, die weitere Investitionen ermöglichen. Von Anfang an ist
das Ziel nicht die nachhaltige Bewirtschaftung von Immobilien, sondern der
Aufbau eines möglichst großen Immobilienportfolios", so Dobusch. Diesen
"strategisch finanzialisierten Geschäftsmodellen" liegt üblicherweise
folgender Ablauf zu Grunde: Beim initialen Einstieg in das
Immobiliengeschäft in großen Maßstäben - in der anonymisierten Fallstudie
der Publikation handelt sich beispielsweise um den Kauf von 
Plattenbau-Komplexen in Ostdeutschland - vergibt die hauptfinanzierende Bank zunächst
den "senior loan", also den Hauptkredit. Dieser deckt üblicherweise etwa
80 bis 85 Prozent der Gesamtsumme, 15 bis 20 Prozent müssen aus anderer
Quelle finanziert werden. "Man könnte meinen, dass es sich dabei um
Eigenkapital handelt, aber auch das ist meistens nicht der Fall. Für die
'fehlende' Summe erhalten die Immobilienunternehmen Hochrisikokredite,
also sehr hoch verzinste Kredite." Ab diesem Moment verfolgen die Akteure
im Immobilienbereich das eigentliche Ziel: die Refinanzierung der Kredite.
Steigende Preise vorausgesetzt, wird die Immobilie nach wenigen Jahren neu
bewertet und mit einem entsprechend höheren Kredit neu finanziert. Ein
Verkauf findet dabei nicht statt, der Refinanzierungskredit spült
zusätzliches Geld in die Kassen, das wiederum für weitere Ankäufe
verwendet werden kann.

Gebühren als Treiber

Profitabel sind Refinanzierungen in dieser Form für beide Seiten, für
Finanzdienstleister aber ganz besonders, sagt Dobusch:
"Immobilienunternehmen können die Differenzen aus den höheren Krediten für
die Eigenkapitallücke - die genannten 15 bis 20 Prozent - beim nächsten
Immobilienkauf nutzen. Banken wiederum behalten bei jeder neuen
Kreditvergabe Gebühren ein, deren Höhe sich prozentuell im gesamten
Transaktionsvolumen niederschlägt und als sofortige Einnahme verbucht
werden kann. Diese Tatsache macht die Krediterrichtungsgebühren so
attraktiv, dass sie so hoch wie möglich geschraubt werden." Interessant
sind somit weniger die Zinsen, sondern vor allem die sofort anfallenden
Gebühren: In ihrer Fallstudie beziffern die Wirtschaftswissenschaftler die
Höhe dieser an die verschiedenen Akteure ausgeschütteten Gebühren mit bis
zu 10 Prozent des Gesamtvolumens des Kredites; sowohl die Bank als auch
zahlreiche andere Stakeholder wie Notare, Makler usw. profitieren
unmittelbar. "Damit wird für Banken und andere (Finanz-)Dienstleister die
Kreditvergabe wichtiger als die Zins- und Kreditrückzahlung über die
Laufzeit hinweg. Zudem sprechen wir hier von einem komplett
fremdfinanzierten System, das nur bei steigenden Immobilienpreisen
funktionieren kann. Diese Eigenschaft macht sie aber gleichzeitig sehr
riskant", ergänzt Leonhard Dobusch. "Die Kreditrückzahlungen sind
marginal, die Laufzeit sehr kurz angesetzt, weil davon ausgegangen wird,
dass ohnehin spätestens am Ende der Laufzeit eine Refinanzierung erfolgen
wird."

Anreize

Langfristige Verbindlichkeiten kurzfristig handelbar machen und Gebühren,
die es erlauben, (vermeintlich) zukünftige Gewinne vorzuziehen: Das sehen
Dobusch und Botzem als Einladung zur Spekulation auf verschiedenen Ebenen
und als eine zentrale Ursache für das Entstehen von Immobilienblasen. "Die
direkte Gewinnerhöhung durch Kreditvergaben steuert natürlich das
Verhalten der einzelnen Akteure, da sich Gewinne auch unmittelbar auf die
Höhe der Boni im aktuellen Geschäftsjahr auswirken", erklärt Dobusch.
Um diesen riskanten Praktiken in der Immobilienbranche entgegenzuwirken,
fordert der Wirtschaftswissenschaftler neue und vor allem andere Anreize:
"Der Gesetzgeber muss dieser kurzfristigen Denkweise die Attraktivität
nehmen, in dem er mehr Anreize für langfristiges Handeln setzt und das
gezielt fördert. Ein stärkerer Fokus auf die Gebühren wäre dazu nötig,
'follow the fees' sollte daher die Devise lauten: Die Höhe der
Kreditvergabegebühren muss meiner Ansicht nach eine Deckelung erfahren und
im Vergleich zu Zinsen und Rückzahlungen wieder viel geringer werden."
Auch die gerade im Immobilienbereich gelebte Praxis des Verschiebens von
Profiten - wieder über Gebühren und Verrechungspreise - in Steueroasen
sieht Dobusch als großes Problem, bei dem der Gesetzgeber in der
Verantwortung ist. "Diese Mechanismen gibt es nach wie vor und sie sind
immer noch legal, die Lehren aus den Jahren 2008/09 halten sich in
Grenzen", sagt Dobusch.


Publikation: Botzem, Sebastian & Dobusch, Leonhard (2017).
Financialization as strategy: Accounting for inter-organizational value
creation in the European real estate industry. Accounting, Organizations
and Society, in press. DOI: 10.1016/j.aos.2017.05.001

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0361368217300284

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/_jvFNj-S8pY

3 Statements zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, Melanie Bartos, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/1571: Deutsche Stahlindustrie im Aufwind, weltweite Stahlerzeugung erreicht neuen Höchststand (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 13.07.2017

RWI: Deutsche Stahlindustrie im Aufwind, weltweite Stahlerzeugung
erreicht neuen Höchststand



Die deutsche Stahlindustrie hat sich seit dem vergangenen Jahr positiv
entwickelt. Ihre Kapazitäten waren 2016 mit durchschnittlich 86 Prozent im
internationalen Vergleich außerordentlich gut ausgelastet. Die
Rohstahlerzeugung dürfte in diesem Jahr um 1,5 Prozent zunehmen. Wie der
aktuelle RWI-Stahlbericht zudem zeigt, ist auch die globale Stahlindustrie
seit dem Frühjahr 2016 im Aufwind, die Stahlerzeugung erreichte einen
neuen Höchststand. Die Kapazitätsauslastung steigt dadurch zwar, jedoch
hauptsächlich aufgrund der guten Konjunktur. Um die Situation grundlegend
zu verbessern, müssten die weltweiten Überkapazitäten in der
Stahlindustrie abgebaut werden.

Die deutsche Stahlindustrie hat sich seit dem vergangenen Jahr positiv
entwickelt. Ihre Kapazitäten waren 2016 mit durchschnittlich 86 Prozent im
internationalen Vergleich außerordentlich gut ausgelastet. Die
Rohstahlerzeugung dürfte in diesem Jahr um 1,5 Prozent zunehmen. Wie der
aktuelle RWI-Stahlbericht zudem zeigt, ist auch die globale Stahlindustrie
seit dem Frühjahr 2016 im Aufwind, die Stahlerzeugung erreichte einen
neuen Höchststand. Die Kapazitätsauslastung steigt dadurch zwar, jedoch
hauptsächlich aufgrund der guten Konjunktur. Um die Situation grundlegend
zu verbessern, müssten die weltweiten Überkapazitäten in der
Stahlindustrie abgebaut werden.

Die deutsche Stahlindustrie hat sich in den vergangenen Monaten positiv
entwickelt. In den ersten sechs Monaten dieses Jahres nahm die
Rohstahlerzeugung verglichen mit dem Vorjahreszeitraum um 1,7 Prozent zu.
"Die Kapazitätsauslastung der deutschen Stahlindustrie lag im vergangenen
Jahr durchschnittlich bei 86 Prozent, was im internationalen Vergleich ein
außerordentlich hoher Wert ist", so Prof. Dr. Roland Döhrn, Konjunkturchef
des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung. In der ersten
Jahreshälfte 2017 sei sie sogar noch höher gewesen. Die Belebung der
Investitionen und der Ausfuhren sorgte für eine steigende Nachfrage
seitens der Stahlverwender. Die Stahlexporte haben sich hingegen im ersten
Halbjahr wieder abgeschwächt, insbesondere aufgrund rückläufiger Ausfuhren
in einige EU-Länder. Die Stahlimporte nahmen bis zum Jahresende zu,
insbesondere die Einfuhren aus Drittländern wie China, der Türkei und
Russland sind jedoch zuletzt wieder gesunken.

Der Konjunkturaufschwung in Deutschland wird sich voraussichtlich in
diesem und im nächsten Jahr fortsetzen. Dabei dürfte die lebhaftere
Investitionstätigkeit für einen steigenden Stahlbedarf sorgen. Da die
Kapazitäten der deutschen Stahlindustrie bereits gut ausgelastet sind,
dürften Einfuhren von Walzstahl beschleunigt zunehmen. Die Stahlausfuhren
werden zwar voraussichtlich auch steigen, allerdings wohl langsamer als
die Einfuhren. Vor diesem Hintergrund wird die Erzeugung von gewalzten
Stahlerzeugnissen wie von Rohstahl in diesem und im nächsten Jahr
voraussichtlich weiter zunehmen, jedoch langsamer als in den ersten
Monaten dieses Jahres. Bei der Rohstahlerzeugung erwartet das RWI ein Plus
von 1,5 Prozent gegenüber 2016 auf 42,7 Millionen Tonnen. 2018 dürfte sie
nochmals auf 43,1 Millionen Tonnen steigen. Trotzdem dürfte in der Eisen-
und Stahlindustrie Beschäftigung abgebaut werden.

Weltweite Rohstahlerzeugung hat neuen Höchststand erreicht


Auch die globale Stahlindustrie ist seit dem Frühjahr 2016 im Aufwind, die
Stahlerzeugung erreichte einen neuen Höchststand. Der Anstieg der
Rohstahlerzeugung scheint ein globales Phänomen zu sein, sie nahm in
nahezu allen Regionen zu. Offenbar haben der lebhaftere Welthandel und
nach längerer Flaute wieder steigende Investitionen die Nachfrage nach
Stahl belebt. Die Auslastung der globalen Produktionskapazitäten hat sich
damit zwar verbessert, der Auslastungsgrad bleibt mit 72 Prozent jedoch
gering. Zwischenzeitlich anziehende Stahlpreise und die steigende
Kapazitätsauslastung dürften die Margen der Stahlproduzenten etwas
verbessert haben. Allerdings haben sich zeitweise auch die Rohstoffe für
die Stahlherstellung spürbar verteuert.

Die weltweite Rohstahlerzeugung hat in den ersten fünf Monaten dieses
Jahres den Vorjahreswert bereits um 4,5 Prozent übertroffen. Die aktuellen
Stimmungsindikatoren deuten zudem auf ein Anhalten des
weltwirtschaftlichen Aufschwungs hin. Vor diesem Hintergrund erwartet das
RWI eine Zunahme der Rohstahlerzeugung weltweit um jeweils rund 3 Prozent
in diesem und im kommenden Jahr. Voraussetzung hierfür ist, dass es nicht
zu handelsbeschränkenden Maßnahmen kommt.

Trotz guter Stahlkonjunktur ist Abbau weltweiter Überkapazitäten nötig


Trotz der guten konjunkturellen Aussichten für die Stahlindustrie weltweit
und in Deutschland bleibt das Problem der Überkapazitäten bestehen. Denn
selbst wenn die globale Stahlproduktion im erwarteten Maße zunimmt, dürfte
dies den Auslastungsgrad kaum verbessern. Hinzu kommt die Gefahr einer
handelspolitischen Eskalationsspirale im Stahlsektor: Die Vereinigten
Staaten drohen mit handelspolitischen Maßnahmen gegen europäische
Produzenten. Die EU hat für diesen Fall bereits mit Abwehrmaßnahmen
gedroht. Ihrerseits ist die EU bereits handelspolitisch aktiv geworden und
beschränkt die Einfuhren von "Billigstahl" aus China und einigen anderen
Ländern. Im Falle einer Eskalation wären die Verlierer wohl die
Stahlverwender, die in jedem Fall mehr für Stahl bezahlen müssten, ihn
bisweilen womöglich sogar nicht in den gewünschten Mengen oder Qualitäten
beschaffen könnten.

Um die Lage grundlegend zu verbessern, müssten die Erzeugungskapazitäten
zurückgeführt werden. Dies scheint aber offenbar selbst in China schwer zu
fallen, wo die Möglichkeiten staatlicher Eingriffe größer sind als in
vielen anderen Ländern. Noch schwieriger ist die Situation in Europa. Dort
werden selbst hoch-defizitäre Stahlwerke "gerettet", um Arbeitsplätze in
strukturschwachen Regionen zu erhalten. "Unter diesen Voraussetzungen wird
der Druck auf die europäischen Stahlpreise anhalten, mit oder ohne Importe
aus China", erwartet Roland Döhrn.



Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_2-2017.pdf 

(RWI-Konjunkturbericht 2/2017; Stahlbericht auf S. 35-44)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, Jörg Schäfer, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/264: Rassismus tötet (Flüchtlingsrat Hamburg)


Flüchtlingsrat Hamburg - 13. Juli 2017

RACISM KILLS - SIAMO STANCO!



Am Montag ist es in Neapel zum tragischen, durch rassistisches Verhalten
bedingten Tod eines jungen Mannes aus der "Elfenbeinküste" gekommen.

Ibrahim klagte am Sonntagmorgen über schlimme Bauchschmerzen. Daraufhin
begab er sich mit zwei Freunden ins nächste Krankenhaus. Dort wurde er von
Beginn an nur widerwillig untersucht, nach einem oberflächlichen Check-up
wurde er ohne Behandlung nach Hause geschickt. Später wurden die Schmerzen
so schlimm, dass Ibrahim nicht mehr selber laufen konnte. Es wurde ein
Krankenwagen gerufen, als dieser nach mehr als zwei Stunden immer noch
nicht da war, trugen ihn seine Freunde auf die Straße und auf der Suche
nach Hilfe zu den nächstgelegenen Carabinieri. Die Carabinieri teilten den
besorgten Freunden mit, dass es nicht ihr Problem sei und schmissen diese
mit dem inzwischen kaum mehr ansprechbaren Ibrahim raus. Es konnte in Folge
kein Taxi gefunden werden, das bereit war, Ibrahim und seine Begleiter ins
Krankenhaus zu fahren. So blieb den Freunden nichts anderes übrig, als
ihren sterbenden Freund durch die 40 Grad heiße Stadt mit den Händen selbst
ins Krankenhaus zu tragen. Wenig später verstarb Ibrahim.

Das Krankenhaus weigerte sich über Stunden, den Begleitern mitzuteilen, wie
es ihrem Freund gehe, später erfuhren sie von dessen Tod. In Neapel hat es
deshalb am Montag eine Kundgebung vor dem Krankenhaus gegeben und für
Dienstagnachmittag wurde zu einer Demonstration aufgerufen.


Facebook event demonstration:

https://www.facebook.com/events/251251755370336/?acontext=%7B%22ref%22%3A%2222%22%2C%22feed_story_type%22%3A%2222%22%2C%22action_history%22%3A%22null%22%7D

Video von der Kundgebung und Aufruf zur Demonstration:

https://www.facebook.com/exopgjesopazzo/videos/1156821434424518/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

info@fluechtlingsrat-hamburg.de

www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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SCHACH-SPHINX/06261: Des Meisters kleiner Helfer (SB)


Irgend etwas müssen sie tun, die Großmeister, um ihre Gedanken im
Griff zu halten, sei es, daß sie mit dem Kugelschreiber jonglieren,
das Partieformular falten und wieder entfalten, an ihrem Bart zupfen,
sofern sie nicht die Rasur bevorzugen, jedenfalls gehören die kleinen
Gebärden und Gesten zur liebgewordenen Angewohnheit. Es hilft, den
Faden zu bewahren. Die wenigsten Schachspieler sitzen gleich Säulen
auf ihrem Sitz. Die Raucher unter den deutschen Meistern hatten bis
zur Einführung des Rauchverbots durch den Schachverband wenigstens
ihren Glimmstengel zur moralischen Unterstützung. Hinterher stiegen
einige auf Kaugummis um, die anderen litten ärgste Nervenschwächen,
wie zum Beispiel der Wiesbadener Eric Lobron. Ohne seine beruhigenden
Zigarettenzüge mißrieten seine Züge. In Stellungen, wo es knifflig
zuging, versagte er oft völlig und spielte weit unter Niveau. Was
halfen Raucherecken, wohin er sich flüchten konnte, um seiner Sucht zu
genügen, wenn er am Brett den kleinen Helfer vermissen mußte. Erst
nach einer gewissen Akklimatisierungsphase als "Nichtraucher" und ohne
blauen Dunst fand er wieder zu seiner alten Stärke zurück und
brillierte wie im heutigen Rätsel der Sphinx mit Glanzpartien. Sein
Heidelberger Kontrahent Cicak ahnte noch nicht, daß seine schwarze
Königsstellung sturmreif war, Wanderer!






[image: SCHACH-SPHINX/06261: Des Meisters kleiner Helfer (SB)]



Lobron - Cicak

Bundesliga 1987


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Kiril Georgiew war der erste Großmeister, der gegen die von englischen
Meistern ausgearbeitete 5.Se4-g5!?-Variante in der Caro-Kann-
Verteidigung Schiffbruch erlitt. Nach 8...f7xe6?? 9.Dd1-h5+ Ke8-d8
10.Ld2-a5 ging die schwarze Dame flöten und damit die ganze Partie.



Erstveröffentlichung am 20. Juli 2004

14. Juli 2017
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TREFF/280: Hanau - Elternkurs "Starke Väter - Starke Kinder", 10 Termine ab 31. August 2017


"Starke Väter - Starke Kinder"

Elternkurs für Väter im Mehrgenerationenhaus Fallbach



Am Donnerstag, 31. August, startet um 20 Uhr im Mehrgenerationenhaus
Fallbach der Elternkurs "Starke Väter - Starke Kinder" in Kooperation
mit dem Deutschen Kindeschutzbund. Nachdem schon mehrere erfolgreiche
gemischte Elternkurse stattfanden, richtet sich dieser Elternkurs
speziell an Väter. Psychologe und "Starke Eltern-Starke
Kinder"-Trainer Volker Nimrich wird die Väter durch die Abende
begleiten.

In dem zehnteiligen Kurs, der immer donnerstags abends stattfindet,
bekommen Väter viele Werkzeuge für ein entspanntes Familienleben an
die Hand. Viele Konflikte lassen sich durch Kommunikation und
gegenseitiges Verständnis vermeiden oder entschärfen. In einem
humorvollen und lockeren Rahmen lernen Väter was eine gelungene
Kommunikation ausmacht, wie man mit Wut umgeht und was man im Fall
eines eskalierten Konfliktes tun kann.

Der Kurs findet im Mehrgenerationenhaus Fallbach, Reichenberger Straße
59, 63452 Hanau statt. Die Teilnahmegebühr für den gesamten Kurs
beträgt 10 Euro. Anmeldungen sind möglich unter Telefon 06181/ 668
6785 oder per E-Mail an bianca.gleim@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Juni 2017

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2156: Doppelturnier nimmt mit Riesenschritten Gestalt an (SB)




Es winken insgesamt 50 Millionen Dollar Preisgeld

Das mit 50 Millionen Dollar Preisgeld dotierte Turnier namens "World
Boxing Super Series" nimmt Gestalt an. Er habe viele große Events
unter anderem mit Floyd Mayweather und Oscar de la Hoya veranstaltet,
doch diese Serie übertreffe alles, bewirbt der Promoter Richard
Schaefer das ambitionierte Vorhaben, das er gemeinsam mit seinem
deutschen Kollegen Kalle Sauerland für die Schweizer Comosa AG
organisiert. Dabei kämpfen jeweils acht Teilnehmer im
Supermittelgewicht und Cruisergewicht paarweise gegeneinander, wobei
der Sieger die nächste Runde erreicht. Die Viertelfinalkämpfe sollen
im September und Oktober stattfinden, die Halbfinals sind für Januar
und Februar 2018 geplant, die Sieger in beiden Gewichtsklassen werden
im Mai 2018 gekürt. Diese können dann mehr als zehn Millionen Euro
einstreichen und werden zudem mit der Muhammad-Ali-Trophy geehrt,
einer Trophäe, die wie der Fifa WM-Pokal von dem inzwischen
verstorbenen italienischen Bildhauer Silvio Gazzaniga entworfen wurde.

Das Cruisergewicht ist mit den vier amtierenden Weltmeistern der
Verbände WBA, WBC, WBO und IBF sowie zwei früheren Titelträgern
deutlich stärker besetzt als das Supermittelgewicht, in dem
WBO-Champion Gilberto Ramirez aus Mexiko und der britische
IBF-Weltmeister James DeGale fehlen. Von den deutschen Akteuren sind
die ehemaligen Weltmeister Marco Huck, Arthur Abraham und Jürgen
Brähmer mit von der Partie, wobei Sauerland auch den bei ihm unter
Vertrag stehenden Briten George Groves ins Rennen schickt.

Die Paarungen des Viertelfinales wurden bei einer glamourös
inszenierten Gala in Monaco bekanntgegeben. Dabei durften sich vier
gesetzte Boxer in jeder der beiden Gewichtsklasse ihre Gegner unter
den den vier verbliebenen Teilnehmern aussuchen. Der im
Supermittelgewicht antretende Arthur Abraham muß sich am 15. Juli in
der Londoner Wembley-Arena gegen den Briten Chris Eubank jun.
durchsetzen, um sich für das Turnier zu qualifizieren. Da sich die
beiden auf ihr bevorstehendes Duell vorbereiten, fehlten sie bei der
Präsentation in Monaco. Dort wählte Chris Eubank sen. den Türken Avni
Yildirim als Viertelfinalgegner seines Sohnes oder des Berliners aus.

Der von Ahmet Öner betreute und trainierte Yildirim hat sich zuletzt
im Mai in Mexiko gegen den erfahrenen Marco Antonio Periban einstimmig
nach Punkten durchgesetzt. Er blieb damit in 16 Kämpfen ungeschlagen,
sicherte sich den internationalen Titel des WBC und wird nun Nummer
zehn der WBC-Rangliste geführt. Vollmundig wie eh und je verkündete
Öner, die Eubanks wüßten nicht, was sie sich da angetan hätten. Avni
sei eine Kalaschnikow, der jüngere Eubank lediglich eine gut
aussehende Wasserpistole. Dessen Vater lobte den Türken zunächst als
einen Boxer, der nur die Offensive kenne und jederzeit für einen
spektakulären Kampf gut sei. Sobald sich sein Sohn gegen Abraham
durchgesetzt habe, werde er mit Yildirim genauso verfahren, stellte
der ältere Eubank die Verhältnisse aus seiner Sicht klar.

Die schwerste Aufgabe der deutschen Teilnehmer steht Marco Huck ins
Haus, der im Cruisergewicht von dem an Nummer eins gesetzten Oleksandr
Ussyk ausgewählt wurde. Der Ukrainer hatte seine erfolgreiche
Amateurlaufbahn mit dem Olympiasieg 2012 in London gekrönt und ist
seit September 2016 WBO-Weltmeister im Cruisergewicht. Während Ussyk
in zwölf Profikämpfen ungeschlagen ist, stehen für den erfahrenen Huck
40 Siege, vier Niederlagen sowie ein Unentschieden zu Buche. Da dieser
lange Jahre WBO-Weltmeister war und den Titel zwischen 2009 und 2014
dreizehnmal verteidigt hat, steht gewissermaßen die Wachablösung auf
dem Prüfstand. Marco Huck hat bei seinem letzten Auftritt im April den
kürzeren gegen den ebenfalls für das Turnier gesetzten Letten Mairis
Briedis gezogen.

Jürgen Brähmer, der im Supermittelgewicht an Nummer vier gesetzt war,
scheint eine leichtere Aufgabe zugefallen zu sein. Der normalerweise
im Halbschwergewicht kämpfende Schweriner kommt eine Gewichtsklasse
herunter, um sich mit Rob Brant aus St. Paul in Minnesota zu messen.
Der 26jährige US-Amerikaner ist zwar in 22 Auftritten ungeschlagen,
wird aber mangels namhafter Gegner als vergleichsweise unerfahren
eingeschätzt. Brähmer, der bislang 48 Kämpfe gewonnen und drei
verloren hat, ist dennoch auf der Hut. Brant sei bei der Auswahl wohl
deswegen übriggeblieben, weil man ihn für allzu gefährlich gehalten
und deswegen gemieden habe, mutmaßt der Schweriner.

Der im Cruisergewicht an Nummer zwei gesetzte Russe Murat Gassijew
durfte sich keinen Gegner auswählen, da er seinen IBF-Titel gegen den
polnischen Pflichtherausforderer Krzysztof Wlodarczyk verteidigen muß.
Auch dies ein Duell zweier Generationen: Hier der in 24 Kämpfen
siegreiche Gassijew bei seiner ersten Titelverteidigung, dort der
ehemalige Weltmeister aus Polen mit einer Bilanz von 53 Erfolgen, drei
Niederlagen sowie einem Unentschieden. Der in 22 Kämpfen ungeschlagene
und an Nummer drei gesetzte WBC-Champion Mairis Briedis wählte den
ehemaligen Schwergewichtler Mike Perez als Gegner aus, für den 22
Siege, zwei Niederlagen und ein Unentschieden notiert sind. Der in
Irland lebende Kubaner war nach einer langen Pause von mehr als zwei
Jahren rund 19 Kilo leichter in den Ring zurückgekehrt, als er am 10.
Juni mit einem K.o.-Sieg in der ersten Runde sein erfolgreiches Debüt
im Cruisergewicht gab. Dort winkt ihm nun die Chance, bereits im
zweiten Streich erstmals in seiner Karriere Weltmeister zu werden.
Heiß hergehen wird es mit Sicherheit, wenn der an vierter Stelle
gesetzte reguläre WBA-Weltmeister Yunier Dorticos, ein in Miami
lebender Kubaner, auf den nicht minder kampfstarken Russen Dmitri
Kudrijaschow trifft.

Im Supermittelgewicht hat sich WBA-Weltmeister George Groves seinen
britischen Landsmann Jamie Cox ausgesucht, der ein alter Kumpel sei.
Groves hatte sich am 27. Mai mit einem vorzeitigen Sieg über Fedor
Chudinow den vakanten WBA-Titel gesichert, den er im Herbst erstmals
verteidigen will. Der an Nummer zwei gesetzte Callum Smith hat sich
für den Schweden Erik Skoglund entschieden, dessen Kampfesweise ihm
entgegenkomme, so der Brite. [1]

Gemessen daran, daß die Pläne für dieses Doppelturnier im März
erstmals öffentlich dargelegt wurden und zu diesem Zeitpunkt weder die
letztendlichen Gewichtsklassen noch die Teilnehmer benannt werden
konnten, hat das Vorhaben bemerkenswert rasche Fortschritte gemacht.
Kalle Sauerland hatte seinerzeit das legendäre Super-Six-Turnier
entworfen, das zwischen 2009 und 2012 vom US-Sender Showtime
realisiert wurde. Nun steht ihm mit Richard Schaefer einer der
kompetentesten Experten der Branche zur Seite. Der Schweizer hat
zusammen mit Oscar de la Hoya die Golden Boy Promotions aufgebaut und
sie fast im Alleingang an die Spitze der Branche geführt, bis er im
Streit mit dem Gründer und Mehrheitseigner aus dem Unternehmen schied.
Nach einer Karenzzeit von etwa zwei Jahren, die er dem Boxgeschäft
fernblieb, ist Schaefer 2016 in die Branche zurückgekehrt und baut mit
Ringstar Sports eine eigene Promotionsfirma auf. Unter dem Dach der
Comosa AG, eines Schweizer Unternehmens mit Anteilshaltern aus dem
Marketing (Highlight Event & Entertainment), dem Fernsehen (Modern
Times Group) und dem Boxen (Team Sauerland) soll die mehrjährige
Finanzierung des Doppelturniers gesichert sein. Das auch im Boxen
beliebte, oftmals in kleinem Maßstab konzipierte, aber selten
erfolgreich umgesetzte Turnierformat könnte mit dem Sportveranstalter
Comosa im Rücken und unter der Regie des Promotergespanns durchaus ein
unübersehbares Zeichen setzen.


Fußnote:

[1] http://www.espn.com/boxing/story/_/id/19929421/matchups-set-world-boxing-super-series-super-middleweight-cruiserweight-tournaments

14. Juli 2017
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MELDUNG/334: Strafanzeige gegen Landwirtschaftsministerin (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 14. Juli 2017

Strafanzeige gegen Landwirtschaftsministerin



Die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt hat bei der
Staatsanwaltschaft Münster Strafanzeige gegen die nordrhein-westfälische
Landwirtschaftsministerin Christina Schulze Föcking (CDU) eingereicht. Die
Ministerin versucht derweil, sich aus der Verantwortung zu ziehen.

Die Aufnahmen aus den Ställen der Landwirtschaftsministerin zeigen zum
einen das übliche Leid in der Massentierhaltung und gängige Verstöße gegen
das Tierschutzrecht. Zum anderen waren im Stall von Christina Schulze
Föcking viele Tiere in einem besonders desolaten Zustand. Aus Sicht der
Albert Schweitzer Stiftung hat sich die zur Ministerin avancierte
Landwirtin deshalb strafbar gemacht. Insbesondere hatten einige Schweine
handtellergroße und sogar faulige Wunden. Hinzu kommen stark entzündete
Gelenke und riesige Eiterbeulen, die belegen, dass die Tiere über längere
Zeit hinweg nicht oder völlig unzureichend behandelt wurden.

»In der Strafanzeige haben wir ausführlich begründet, dass sich die
Ministerin strafbar gemacht hat. Wir setzen jetzt auf intensive
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ohne Ehrfurcht vor dem Ministeramt von
Frau Schulze Föcking«, kommentiert Mahi Klosterhalfen, Geschäftsführer der
Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt.

Die Ministerin versucht, sich jetzt aus der Verantwortung zu stehlen, indem
sie Distanz zum Skandalbetrieb aufbauen will und ihn als Betrieb ihres
Mannes bezeichnet. Fakt ist aber, dass sie zum Zeitpunkt der Aufnahmen
Betriebsleiterin war und somit voll verantwortlich für die gefilmten
Missstände ist. »Mit rhetorischen Tricks lassen wir die Ministerin nicht
davonkommen«, so Klosterhalfen. »Das gilt auch für die Stellungnahme, die
hinten und vorne nicht zusammenpasst.«

Nach wie vor erwägt die Stiftung eine zweite Strafanzeige gegen die
Verantwortlichen beim Veterinäramt Steinfurt, da diese die schweren und
lang anhaltenden Leiden nicht verhindert haben.


Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere
mit ein. Er engagierte sich daher stets für den Tierschutz und lebte in
seinen späteren Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die
Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die
Massentierhaltung und für die Verbreitung der veganen Lebensweise ein. Mehr
erfahren Sie auf albert-schweitzer-stiftung.de sowie über @SchweitzerTiere
auf Twitter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juli 2017
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MELDUNG/333: Stiftung fordert Entlassung der NRW-Landwirtschaftsministerin (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 12. Juli 2017

Nach Enthüllung: Stiftung fordert Entlassung der NRW-Landwirtschaftsministerin Schulze Föcking



Die heute Abend bei stern TV gezeigten Aufnahmen aus Schweineställen von
Nordrhein-Westfalens Landwirtschaftsministerin Christina Schulze Föcking
(CDU) zeigen grausame Bedingungen: Schwer verletzte Tiere mit klaffenden
Wunden, die ohne Wasser im Dreck vor sich hin vegetieren. Die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt fordert die sofortige Entlassung der
Ministerin und bereitet eine Strafanzeige gegen sie vor.

Entstanden sind die meisten Aufnahmen in dem von Schulze Föcking und ihrem
Mann geführten Schweinemastbetrieb im Juni 2017, kurz vor ihrer Ernennung
zur Ministerin. »Eine Landwirtschaftsministerin mit so einer Tierhaltung
ist absolut untragbar«, kommentiert Mahi Klosterhalfen, Geschäftsführer der
Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt. »Ministerpräsident Laschet
muss sie umgehend aus ihrem Amt entlassen. Frau Schulze Föcking hat bis zu
ihrem Amtsantritt eine Schweinehaltung betrieben, die nicht nur gegen das
geltende Tierschutzgesetz verstößt. Nach unserer Analyse handelt es sich um
eine Straftat, die nach § 17 Tierschutzgesetz mit bis zu drei Jahren
Haft bewährt ist.«

Fachleute, denen die Filme zur Beurteilung vorlagen, sind ebenfalls
entsetzt. Die Tierschutzbeauftragte des Landes Berlin und Vorsitzende des
Vereins Tierärzte für verantwortbare Landwirtschaft, Diana Plange, hat nach
eigenem Bekunden noch nie solche grausamen Zustände gesehen: »Die
Haltungsbedingungen bei Frau Schulze Föcking sind mit den Grundnormen des
deutschen Tierschutzrechts unvereinbar. Hier wird vorsätzlich großes
Tierleid praktiziert«, so die Fachtierärztin für Tierschutz und
Tierschutzethik.

Dass das Kreisveterinäramt Steinfurt der Ministerin den Rücken stärkt,
verwundert nicht. Zum einen ist Schulze Föcking Vorsitzende des 
CDU-Kreisverbands Steinfurt, was Nähe zum dortigen Veterinäramt schafft. Zum
anderen ist das Veterinäramt parteiisch, denn es ist seiner Verantwortung
nicht nachgekommen, die Verstöße abzustellen. Das Verterinäramt würde also
eigenes Versagen zugeben, wenn es Tierschutzverstöße anerkennen würde. Aus
Sicht der Albert Schweitzer Stiftung liegt ein solches Versagen allerdings
vor. Deshalb erwägt sie, ihre Strafanzeige auf die Verantwortlichen beim
Veterinäramt auszuweiten.

Ministerin Schulze Föcking ist eine treibende Kraft hinter der Abschaffung
des Verbandsklagerechts für Tierschutzorganisationen in NRW. Angeblicher
Grund: Bürokratieabbau. »Jetzt drängt sich die Schlussfolgerung auf, dass
die Ministerin das Verbandsklagerecht vor allem abschaffen will, um
Skandalbetriebe wie den ihrer Familie zu schützen«, so Klosterhalfen von
der Albert Schweitzer Stiftung. »Das Verbandsklagerecht ist das wichtigste
Instrument, um Missstände vor Gericht zu bringen, wie sie im Betrieb von
Schulze Föcking zu sehen sind. Es muss erhalten bleiben!«

Vorwürfe erhebt die Albert Schweitzer Stiftung auch gegen Bundeskanzlerin
Angela Merkel: »Merkel unterstützt die Strategie der konservativen
Agrarressorts in Bund und Ländern, weiterhin massenhaft Fleisch zu
Billigpreisen zu produzieren - ohne Rücksicht auf die Tiere«, kommentiert
Klosterhalfen. Damit bricht sie mit dem Engagement ihres Vaters Horst
Kasner, der sich massiv für die Abschaffung der Massentierhaltung
eingesetzt und zu DDR-Zeiten sogar seine eigene Sicherheit dafür riskiert
hat.



Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere mit
ein. Er engagierte sich daher stets für den Tierschutz und lebte in seinen
späteren Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die
Massentierhaltung und für die Verbreitung der veganen Lebensweise ein. Mehr
erfahren Sie auf albert-schweitzer-stiftung.de sowie über @SchweitzerTiere
auf Twitter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2017

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





AKTION/059: "Better World Cup" - Schluss mit Einwegbechern in Berlin (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 14. Juli
2017

Schluss mit Einwegbechern

BUND unterstützt Berliner Initiative "Better World Cup"



Am heutigen Freitag startet die Berliner Stadtkampagne, die noch mehr
 Kaffeetrinker*innen, Cafés, Kioske, Bäckereien und Tankstellen für
 Mehrweg beim Coffee to go begeistern will. Auch der Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND Berlin) ist Teil der "Better World
 Cup" genannten Initiative. Er setzt sich gemeinsam mit dem Berliner
Senat und einem breiten Bündnis von Partnern aus den Bereichen Umwelt
und Wirtschaft für ein Ende der Pappbecherflut in der Hauptstadt ein.

"Machen Sie mit! Egal ob leidenschaftliche Kaffeetrinker*in oder
-verkäufer*in, mit Mehrweg können Sie Ressourcen und Klima schützen
und unnötige Abfallberge durch Papp- und Plastikbecher vermeiden",
fordert BUND-Abfallreferent Tobias Quast Unternehmen und Verbraucher
zur Teilnahme auf. Unter www.betterworldcup.de können
Kaffeebrüher*innen zeigen, dass sie dabei sind. Kaffeetrinker*innen
können so schnell und einfach sehen, wo sie ihren Wachmacher
umweltfreundlich aus Mehrweg bekommen.

Mit der Initiative soll der Senat ein bereits im Koalitionsvertrag
formuliertes und durch einen Beschluss des Abgeordnetenhauses Anfang
des Jahres untermauertes Ziel zur Einführung eines Berliner
Mehrwegbechersystems umsetzen. Wichtig ist dabei, dass mit einem
möglichst flächendeckenden Pfandsystem mit Rückgabemöglichkeiten
überall in der Stadt, der Coffee to go aus Mehrweg attraktiv und
nutzerfreundlich konsumiert werden kann. "Mit einem funktionierenden
Pfandbechersystem für Coffee to go in der ganzen Stadt hat Berlin die
Chance zu zeigen, dass Mehrweg nicht nur bei Getränkeflaschen die
beste Wahl für die Umwelt ist", so BUND-Abfallexperte Daniel Affelt.

Durch einen Preisvorteil von mindestens 20 Cent pro Kaffee gegenüber
Einweg können weitere Anreize für den umweltfreundlichen
Mehrweggenuss unterwegs geschaffen werden. Damit möglichst viele
mitmachen, ist aus Sicht des BUND eine Kampagne notwendig, die
kontinuierlich Händler*innen und Verbraucher*innen für das Problem
sensibilisiert und zur Nutzung von Mehrwegbechern motiviert.
Wesentliche Bestandteile müssen dabei neben der Kommunikation über
soziale Medien, Presse und Plakate usw. vor allem auch die direkte
Ansprache der Verbraucher*innen durch Aktionsstände zum Beispiel auf
Kiez- und Straßenfesten in der Stadt sein.

460.000 Becher werden in Berlin pro Tag verbraucht und landen
anschließend im Abfall. Die mit einer Kunststoffbeschichtung
versehenen Pappbecher sind nur schwer recycelbar. Nach kurzer
Nutzungszeit werden viele achtlos weggeworfen und vermüllen Straßen,
Plätze und Grünflächen. Die übrigen landen fast alle in öffentlichen
Mülleimern. Der dort gesammelte Abfall wird verbrannt. Die Rohstoffe
sind verloren. Auf das Jahr gerechnet entsteht so eine nicht
unerhebliche Menge Abfall, mit entsprechend hohen Umweltbelastungen
bei der Herstellung und Entsorgung. Weil die Becher nicht recycelt
werden, bedarf es für die Produktion immer wieder neuer Rohstoffe -
das heißt Bäume müssen ihr Leben lassen und Öl muss gefördert werden.
Jährlich entstehen so 83.000 Tonnen CO2-Emissionen alleine in
Deutschland.

All dies lässt sich vermeiden, wenn auch beim Kaffee unterwegs
konsequent auf Mehrweg gesetzt wird. Wer vor Ort im Café aus der
Tasse trinkt, tut dies schon lange - die einfachste Lösung für einen
umweltfreundlichen Kaffeegenuss.



Siehe auch: Blog UmweltzoneBerlin.de

http://umweltzoneberlin.de/2017/07/14/coffee-2-go-becher/

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 19, 14.07.2017
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FORSCHUNG/557: Herausforderung Grubenwasseranstieg - Stiftung "Forum Bergbau und Wasser" nimmt Arbeit auf (idw)


Stifterverband - 13.07.2017

Stiftung "Forum Bergbau und Wasser" nimmt Arbeit auf



Die Treuhandstiftung "Forum Bergbau und Wasser" beschäftigt sich
künftig wissenschaftlich mit den Chancen und Risiken eines
Grubenwasseranstiegs nach dem Ende des Steinkohlenbergbaus. Denn hier
erkennen die im Kuratorium der Stiftung versammelten Wissenschaftler
weiteren Optimierungsbedarf: "Wir haben uns vorgenommen, bestehende
Grubenwasserkonzepte kritisch zu überprüfen. Im Dialog mit der
Fachöffentlichkeit wollen wir so Grundlagenforschung und
anwendungsbezogene Forschungen in diesem Bereich fördern", umriss
Professor Josef Klostermann, Vorsitzender des Kuratoriums der
Stiftung, die Ziele der auf fünf Jahre angelegten Stiftungsarbeit.

Herausforderung Grubenwasseranstieg

Aktuell wird aus den Kohlegruben in Nordrhein-Westfalen und im
Saarland noch Grubenwasser an die Oberfläche gepumpt oder über
Wasserlösungsstollen abgeleitet. Mit Ende des Jahres 2018 entfällt die
Notwendigkeit, alle Betriebsbereiche tief unter der Erde frei von
Grubenwasser zu halten. Daher ist in Grubenwasserkonzepten vorgesehen,
dass das Grubenwasser bis zu einer insgesamt umweltverträglichen Höhe
ansteigt. Kritiker der vorliegenden Konzepte befürchten allerdings
Auswirkungen auf Trinkwasser und Umwelt. Die Diskussion zeigt: Beim
Grubenwasseranstieg gibt es Optimierungsbedarf, den weitere
Forschungen decken könnten.

Stiftungszweck ist bindend

Um diese zu realisieren, hat die Stiftung sechs international
anerkannte Experten auf den Gebieten der Hydrogeologie, also der
Wissenschaft vom Wasser in der Erdkruste, und des Grubenwassers ins
Kuratorium berufen. "Wir sind unabhängig und nur an den Stiftungszweck
gebunden: Wissenschaft und Forschung im Bereich Hydrogeologie zu
fördern", erläutert Klostermann. "Unsere Forschungsergebnisse sollen
dazu beitragen, nachhaltige ökonomische und ökologische Lösungen für
Mensch und Natur zu entwickeln. Denn wir forschen für die Praxis",
ergänzt der ehemalige Direktor des Geologischen Dienstes in 
Nordrhein-Westfalen.

Prozessorientierte Vorgehensweise im Dialog

"Unsere Stiftung führt Forschungsprojekte selbst aus, vergibt aber
auch Fördergelder für definierte Projekte über Ausschreibungen an
Dritte", hebt Professor Christian Melchers, stellvertretender
Vorsitzender des Kuratoriums, hervor. Bislang hat das Kuratorium
Oberthemen identifiziert, die im nächsten Schritt in konkrete
Forschungsvorhaben umgesetzt werden sollen. "Daher sind wir daran
interessiert, Impulse aus Fachkreisen und der interessierten
Öffentlichkeit zu bekommen. Wir wollen daher dialogorientiert unsere
bisherigen Arbeitsschwerpunkte in einer Veranstaltung noch in diesem
Jahr fachlich diskutieren", so der Professor von der Technischen
Hochschule Georg Agricola in Bochum. Alle Forschungsarbeiten müssen
sich dabei an die "Empfehlungen guter wissenschaftlicher Praxis" der
Deutschen Forschungsgesellschaft halten.

Unabhängigkeit der Stiftung ist garantiert

Um zu forschen, neue Erkenntnisse zu gewinnen und zu veröffentlichen
benötigt die Stiftung finanzielle Mittel. Die RAG stiftete dazu fünf
Millionen Euro. "Die RAG kann allerdings keinen Einfluss auf die
Stiftung nehmen und ist nicht in ihre Arbeit und Organisation
eingebunden", weist Rainer Lüdtke, Leiter Wissenschaftsstiftungen beim
Stifterverband, auf die Unabhängigkeit der Stiftung hin. Lüdtke
weiter: "Die Stiftung "Forum Bergbau und Wasser" ist gemeinnützig und
eine Treuhandstiftung des Stifterverbands. Damit stehen wir rechtlich
in der Pflicht, das Vermögen ordnungsgemäß zu verwalten. Wir handeln
gemäß den "Grundsätzen guter Stiftungspraxis" und lassen uns darüber
hinaus von erfahrenen Wirtschaftsprüfern überprüfen."

RAG will Vorschläge umsetzen

"Die Unabhängigkeit der Stiftung ist für uns bedeutend und war
entscheidend dafür, das Geld ohne jegliche fachlichen Vorgaben zu
stiften", erläutert Joachim Löchte, Leiter Arbeits-, Gesundheits- und
Umweltschutz bei der RAG. "Das in der Stiftung versammelte
wissenschaftliche Know-how garantiert autarke Forschungen und
kompetente Arbeit. Und mit ihrem strikt prozess- und
dialogorientierten Ansatz wird sie ganz sicher Optimierungsbedarf für
Grubenwasserkonzepte herausfiltern", so der RAG-Vertreter. Doch die
Forschung soll nicht um ihrer selbst willen geschehen. Dazu Löchte:
"Wir haben uns dazu verpflichtet, Vorschläge des Expertenkreises zu
berücksichtigen und auch in die Praxis umzusetzen."

Über die Stiftung Forum Bergbau und Wasser

Zweck der Stiftung Forum Bergbau und Wasser ist es, Wissenschaft und
Forschung auf dem Gebiet der Hydrogeologie zu fördern. Besonders
berücksichtigt werden sollen dabei die Chancen und Risiken eines
Grubenwasseranstiegs nach Einstellung des Steinkohlenbergbaus sowie
deren ökologische und ökonomische Konsequenzen. Entscheidungsgremium
der Stiftung ist ein Kuratorium mit sechs anerkannten
wissenschaftlichen Experten auf dem Gebiet der Hydrogeologie sowie
einem Vertreter des Stifterverbands: Prof. Dr. Josef Klostermann,
Prof. Dr. Christian Melchers (Technische Hochschule Georg Agricola,
Bochum), Prof. Dr. Sylke Hilberg (Universität Salzburg), Prof. Dr.
Maria-Theresia Schafmeister (Universität Greifswald), Prof. Dr. Georg
H.E. Wieber (Universität Mainz), Prof. Dr. Christian Wolkersdorfer
(Tshwane Universität of Technology, Südafrika) und Rainer Lüdtke
(Stifterverband).

Über den Stifterverband und sein Deutsches Stiftungszentrum

Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e.V. ist seit 1920
die Gemeinschaftsinitiative von Unternehmen und Stiftungen, die als
einzige ganzheitlich in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und
Innovation berät, vernetzt und fördert. In ihr haben sich rund 3.000
Unternehmen, Unternehmensverbände, Stiftungen und Privatpersonen
zusammengeschlossen, um ein innovatives und leistungsstarkes
Wissenschaftssystem zu fördern. Darüber hinaus ist der Stifterverband
einer der wichtigsten Förderer des deutschen Stiftungswesens. So ist
er seit über 60 Jahren Treuhänder gemeinnütziger Stiftungen. Seine
Kompetenz und Dienstleistungen im Bereich der Stiftungsberatung und 
-betreuung hat der Stifterverband im Deutschen Stiftungszentrum (DSZ)
gebündelt. Das DSZ betreut derzeit über 650 rechtsfähige und
nichtrechtsfähige Stiftungen mit einem Gesamtvermögen von über 2,9
Milliarden Euro - damit gehört es zu den großen und unabhängigen
Stiftungsverwaltern in Deutschland.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.forum-bergbau-wasser.de

Webseite der Stiftung Forum Bergbau und Wasser

http://www.stifterverband.org

Webseite des Stifterverbandes

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news678192

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, Anke Meis, 13.07.2017
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KLIMA/514: Einfluss des Klimawandels auf ostsibirische Permafrost-Gebiete (idw)


Universität Leipzig - 13.07.2017


Forscher untersuchen den Einfluss des Klimawandels auf ostsibirische
Permafrost-Gebiete 



Eine internationale Gruppe von Geo- und Sozialwissenschaftlern hat in
einer Studie den Einfluss der derzeitigen Klimaveränderungen auf die
Landschaft und die Bewohner der ostsibirischen Permafrost-Gebiete
untersucht.




[image: Foto: © Dr. Mathias Ulrich / Universität Leipzig]

Durch starke Tau- und Erosionsprozesse freigelegte
Permafrostablagerungen nahe der Siedlung Tabaga in Zentraljakutien.


Foto: © Dr. Mathias Ulrich / Universität Leipzig



"Derzeit beobachten wir in Zentraljakutien eine Beschleunigung der
Tauprozesse, was wiederum die Lebensbedingungen der Bevölkerung
beeinflusst. Dies konnten wir anhand geowissenschaftlicher Daten und
anthropologischer Studien nachweisen", sagt Dr. Mathias Ulrich vom
Institut für Geographie der Universität Leipzig, der gemeinsam mit
Prof. Dr. Otto Habeck vom Institut für Ethnologie der Universität
Hamburg sowie Prof. Dr. Susan Crate von der George Mason University in
Fairfax, USA, an der Studie gearbeitet hat. Die Ergebnisse haben sie
kürzlich im Fachblatt "Anthropocene" veröffentlicht.




[image: Foto: © Prof. Dr. Otto Habeck / Universität Hamburg]

Durch das Mähen der Senken produzieren jakutische Landwirte große
Mengen Heu, die für die Fütterung der Rinder während der Monate mit
Schneefall nötig sind. 

Foto: © Prof. Dr. Otto Habeck / Universität Hamburg



Der Fokus der interdisziplinären Forschungen lag auf Landschaftsformen
in Zentraljakutien (Ostsibirien, Russland), die vor mehreren tausend
Jahren durch das Tauen des Permafrostes entstanden sind. "Diese
Thermokarstsenken bilden offene Graslandschaften innerhalb der
borealen Wälder und werden seit Jahrhunderten von der einheimischen
Bevölkerung, den Jakuten, zur Weide- und Landwirtschaft genutzt",
erklärt Ulrich. Im Rahmen der Studie sei erstmals in der Kombination
von Sozial- und Geowissenschaften analysiert worden, wie diese
Landschaftsformen genau entstanden sind, wie sie sich derzeit und in
Zukunft verändern und vor allem welchen Einfluss die derzeitigen
Klimaveränderungen auf die Landschaft haben. Untersucht wurde auch,
wie die einheimische Bevölkerung in der Vergangenheit und heute mit
dieser Landschaft interagiert und wie deren Nutzung in der nahen
Zukunft aussehen wird.

"Wir geben in unserer Studie Empfehlungen und zeigen Perspektiven für
zukünftige Forschungsansätze auf", berichtet Ulrich. "Eine
Möglichkeit, die Anpassungsfähigkeit der lokalen Bevölkerung zu
stärken, liegt insbesondere darin, dass Forscher ihre Erkenntnisse und
Informationen zu möglichen Umweltveränderungen in jakutischer oder
russischer Sprache direkt mit den betroffenen Bevölkerungsgruppen
diskutieren", erläutert Habeck. Gemeinsam mit lokalen Experten
empfehlen die Forscher, Bereiche in ländlichen Regionen zu
identifizieren, die für Bauarbeiten und landwirtschaftliche
Aktivitäten ungeeignet sind, da sie ein hohes Risiko hinsichtlich des
Tauens des Permafrostbodens aufweisen, oder angemessene Maschinen und
Methoden für die Weide- und Landwirtschaft in besonders sensiblen
Bereichen zu verwenden.

Eine zentrale Schlussfolgerung der Studie ist die Erkenntnis, dass die
Zukunft des Ökosystems und die Art der Landnutzung in Zentraljakutien -
und generell in den subarktischen und arktischen Regionen - nicht nur
von der Geschwindigkeit und dem Umfang der Umweltveränderung abhängt,
sondern auch - und in nicht geringerem Maße - von globalen, nationalen
und regionalen sozio-ökonomischen Faktoren. Hierzu zählen die
demographische Entwicklung, der technologische Wandel, die
agrarpolitische Dynamik und die kulturelle Bedeutung von Lebensmitteln
sowie ländlichen Lebensgrundlagen. Für die zukünftige Forschung ist
daher die Kombination von sozial- und geowissenschaftlichen
Erkenntnissen und die intensive Kommunikation zwischen
Wissenschaftlern, regionalen Experten, Medien und einheimischen
Landnutzern unablässig.

Originaltitel der Veröffentlichung in "Anthropocene":

"Permafrost livelihoods: A transdisciplinary review and analysis of
thermokarst-based systems of indigenous land use"

doi.org/10.1016/j.ancene.2017.06.001



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2213305416301060

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news678215

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/158: Peru - Fluss-Autobahn statt Madre Rio (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Fluss-Autobahn statt Madre Rio

Von Nils Brock, Santiago de Chile



(Nauta/Berlin, 12. Juli 2017, npl) - Am vergangenen 6. Juli erhielt
das chinesisch-peruanische Konsortium Hidrovías II den Zuschlag für
eines der umstrittensten Infrastrukturprojekte im Amazonas. Bis 2020
soll in der peruanischen Provinz Loreto zwischen den Städten Iquitos,
Pucallpa, Yurimaguas, Sarameriza und Santa Rosa ein 2.500 Kilometer
langer Kanal namens Hidrovía Amazónica entstehen, um den Warenverkehr
und den Transport von Rohstoffen in der Region zu verbessern. "Die
Flüsse waren hier im Amazonas immer schon die Straßen unserer
Indigenen", kommentierte der Gouverneur der Region, Fernando Meléndez
den Abschluss der staatlich-privaten Partnerschaft und fügt stolz
hinzu: "Nun werden wir endlich eine Fluss-Autobahn haben." Investiert
werden dafür 95 Millionen US-Dollar.


Amazonaszuflüsse sollen begradigt und ausgebaggert
werden

Doch der Traum von einem ganzjährig auch für riesige Containerschiffe
(Postpanamax-Klasse) befahrbaren Schiffsweg hat einen hohen
ökologischen Preis. Denn was in dem Projekt als "Kanal" beschrieben
wird, sind die natürlichen Amazonas-Zuflüsse Marañón, Huallaga und
Ucayalí. Diese sollen teils begradigt und auf einer Breite von 50
Metern kontinuierlich ausgebaggert werden. Umweltschützer wie Leonardo
Tello aus dem peruanischen Nauta warnen, dass das Ökosystem der Flüsse
dadurch nachhaltig geschädigt wird. "Auch die Siedlungen entlang der
Ufer sind in ihrer Existenz bedroht, denn eine Vertiefung des
Flussbetts wird dazu führen, dass die sandigen Ränder wegrutschen", so
Tello.

Vor allem indigene Gemeinden kämpfen deshalb bereits seit 17 Jahren
gegen die Fluss-Autobahn. Damals wurde im Rahmen der "Initiative für
die Integration der regionalen Infrastruktur Südamerikas" (IIRSA) [1]
eine noch längere Strecke von 6.000 Kilometern geplant, die
ecuadorianische Häfen mit dem Mündungsdelta des Amazonas in Brasilien
verbinden soll. Doch der Startschuss für dieses Megaprojekt wurde
immer wieder verschoben, da private Investor*innen sich lieber
risikoarm als Trittbrettfahrer*innen staatlicher Entwicklungsbanken
wie der brasilianischen BNDES beteiligen wollten. Diese hatte
ursprünglich zugesagt, ihre nationalen Baumultis Odebrecht und OAS mit
günstigen Krediten zu unterstützen, die bis zu 70 Prozent der Kosten
des gesamten Bauvorhabens abgedeckt hätten. Doch das war vor dem
Korruptionsskandal Lava Jato, bei dem auch Schmiergeldzahlungen an
peruanische Politiker*innen publik wurden, etwa an den früheren
peruanischen Präsidenten Alejandro Toledo, der per Haftbefehl gesucht
wird.


Widerstand gegen diesen angeblichen "Fortschritt"

Frischem Geld aus China ist es nun zu verdanken, dass in Peru noch in
diesem Jahr die ersten Schwimmbagger ausrücken sollen. "Neue Häfen
werden entstehen, neue logistische Geschäftszweige, mehr
Transportunternehmen. Unterm Strich die Art von Fortschritt [2], den
wir alle in diesem Teil des Landes haben wollen", behauptete
vollmundig der peruanische Transportminister Bruno Giuffra. Dem hält
Umweltschützer Tello entgegen, dass die Indigenen in der Region nur
eingeschränkt über das Megaprojekt und seine Folgen informiert wurden.
Die parlamentarische Opposition bemängelt die fehlende Transparenz bei
der Planung der Fluss-Autobahn, damals wie heute. Dazu passte auch die
Weigerung von Transportminister Giuffra, im Juni vor einem
Untersuchungssauschuss der Legislativen in Sachen Lava Jato
auszusagen.

Noch fehlen Hidrovías II einige Machbarkeitsstudien und finanzielle
Prüfungen für den Start. Bereits vor Baubeginn formiert sich jedoch
Widerstand, sondieren Umweltschützer*innen und indigene Gruppen Wege,
das Projekt zu stoppen. Nicht nur für die Kokama-Indigenen, zu denen
auch Tello gehört, haben die Flüsse im Amazonas eine vitale Bedeutung.
Ihre Kosmovision, traditionelle Medizin und Ernährung kreisen um die
Flussmutter, um Madre Rio. Ein nachhaltiges Leben im Einklang
mit der Natur ist mit intensivem Schiffsverkehr und Rohstoffabbau
unvereinbar.

(Mit Informationen von el comercio [3] / proinversion.gob.pe
[4])


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/groessenwahn-auf-suedamerikanisch-die-infrastrukturinitiative-zur-regionalen-integration-suedamerikas-iirsa/

[2] https://www.npla.de/poonal/von-linken-und-rechten-umweltschutz-und-fortschritt/

[3] http://elcomercio.pe/economia/hidrovia-amazonica-proyecto-cambiara-navegacion-rios-selva-439968

[4] http://www.proinversion.gob.pe/modulos/NOT/NOT_DetallarNoticia.aspx?ARE=0&PFL=1&NOT=3836&month=6&year=2017


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fluss-autobahn-statt-madre-rio/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FORSCHUNG/662: "Stadtklima im Wandel" - Turbulenzen, aufgeheizte Dächer und Abgase (idw)


Technische Universität Berlin - 13.07.2017

TU Berlin: Turbulenzen, aufgeheizte Dächer und Abgase

Zweite Intensivmesskampagne des 13-Millionen-Euro-Programms
"Stadtklima im Wandel" des BMBF rund um den Campus der TU Berlin - 20.
Juli bis 4. August 2017



Erst im Juni 2017 konnte man interessante Klimaphänomene in Berlin
beobachten: Hitzewellen wechselten sich mit Starkniederschlägen ab.
Die Metropole stand zeitweilig unter Wasser. Seit gut einem Jahr
untersuchen derweil Forscherinnen und Forscher die Auswirkungen von
sich verändernden Klimaphänomenen auf das Stadtklima innerhalb des mit
13 Millionen Euro geförderten BMBF-Programms "Stadtklima im Wandel
[UC]²" ("Urban Climate under Change"). Jetzt werden mit einer
Intensivmesskampagne Daten unter anderem zu Temperaturen,
Luftfeuchtigkeit oder der Verbreitung von Ultrafeinstaub erhoben.
Unbemannte Flugobjekte wie Gleiter und Multikopter werden unter
anderem über dem TU-Campus dem Dahlemer und dem Tempelhofer Feld
kreisen.

"In dem Programm wollen wir Instrumentarien entwickeln, die helfen,
den Herausforderungen der klimatischen Bedingungen zu begegnen und die
wirtschaftlichen und gesundheitlichen Folgen des Klimawandels zu
bewältigen", erläutert Dr. Ute Fehrenbach, Wissenschaftlerin am TU-
Fachgebiet Klimatologie. Sie koordiniert die Intensivmesskampagne mit,
die zwischen dem 20. Juli und dem 4. August 2017 rund um die TU Berlin
auf dem Campus Charlottenburg sowie auf dem Dahlemer und Tempelhofer
Feld stattfindet. Die Fördermaßnahme "Stadtklima im Wandel [UC]²" wird
von dem TU-Klimatologen Prof. Dr. Dieter Scherer koordiniert, der
gleichzeitig eines der vier Module mit 14 Teilprojekten innerhalb des
Verbunds leitet.

Messungen zu Fuß, per Fahrrad, per Bus, Mast und in der Luft

In dieser zweiten von vier Intensivmesskampagnen liege der
Schwerpunkt, so Ute Fehrenbach, neben der Messung von Wind, Turbulenz,
Lufttemperatur und -feuchte sowie der Ausbreitung von Luftschadstoffen
- dieses wurde auch bereits im Winter gemessen - auf der Erhebung von
Daten zu Oberflächentemperaturen auf Wänden, am Boden, auf Dächern und
verschiedenen Materialien sowie auf der Messung
humanbiometeorologischer Variablen wie zum Beispiel Strahlung. Das ist
speziell für den Sommer relevant, da Hitzetage oder Hitzewellen zu
gesundheitlichen Belastungen für den Menschen führen.

Beteiligt an den Messungen sind die drei Berliner Universitäten TU
Berlin, FU Berlin und HU Berlin, die TU Braunschweig, die Universität
Augsburg, die Leibniz Universität Hannover, die Universität Dresden,
der Deutsche Wetterdienst sowie das Forschungszentrum Jülich und das
IASS Potsdam. Zum Einsatz kommen hochauflösende, hochgenaue
Instrumente, die in Messbussen installiert werden oder per Fahrrad und
zu Fuß mit einem Spezialrucksack transportiert werden sowie temporäre
Messmasten und unbemannte Flugsysteme. "Wir benötigen dreidimensionale
atmosphärische Datensätze, die es ermöglichen das zu entwickelnde
Stadtklimamodell auf seine Leistungsfähigkeit hin zu testen und zu
beurteilen", so Ute Fehrenbach. "Außerdem sollen die Datensätze für
spezifische Anwendungen z. B. in der Stadtplanung und der
Luftqualitätskontrolle eingesetzt werden."

Wo sammeln sich Ultrafeinstaub, Kohlendioxid und Ozon?

Die erste Intensivmesskampagne im Januar und Februar dieses Jahres
hatte zu interessanten Ergebnissen zu verschiedenen Fragestellungen
und Problemen des Stadtklimas geführt. Mit unbemannten Flugsystemen
wie Gleitern der Universität Augsburg und Multikoptern der Leibniz
Universität Hannover wurden die Temperaturverhältnisse vom Boden bis
in 250 Meter Höhe gemessen. Hierbei wurden in Innenstadtbereichen in
Bodennähe zeitweise deutlich höhere Temperaturen gemessen als
gleichzeitig über dem Dahlemer Feld im Grunewald. In größerer Höhe
unterschieden sich die Temperaturen jedoch nicht stark.

Bei Windmessungen stellten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auf der Straße des 17. Juni einen klaren
Kanalisierungseffekt fest, durch den Winde aus diversen
Himmelsrichtungen so umgelenkt werden, dass sie in Bodennähe fast
ausschließlich aus Ost und West kommen, also entlang der Ausrichtung
der Straße. In der Nähe von Gebäuden wie der großen Mensa auf dem TU-
Campus wurden Wirbel entdeckt, die entstehen, wenn der Wind auf eine
Gebäudewand trifft und so umgelenkt wird, dass er seine Richtung um
180° dreht.

Auch zur Reichweite von Verkehrsemissionen, dem Zusammenhang zwischen
Verkehrsaufkommen und Ultrafeinstaub sowie dem Einfluss des Windes auf
Ultrafeinstaubpartikel erzielten sie Ergebnisse durch Messungen der
Partikelzahl- und Größenverteilung von Ultrafeinstaub und Feinstaub.
Ebenso wurde die winterliche regionale Hintergrundbelastung von
Stickstoffmonoxid und -dioxid (NO, NO2), Ozon (O3), Kohlenmonoxid und
-dioxid (CO und CO2) vor der Stadt bestimmt.




www.uc2-program.org

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung

fördert dieses Projekt als

Forschung für Nachhaltige Entwicklung (FONA)

www.fona.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uc2-program.org

http://www.tu-berlin.de/?id=18736

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news678204

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 13.07.2017
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POLITIK/634: Neue Plakatkampagne in Bonn zur Weltklimakonferenz (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 14. Juli 2017

Bonn, Klimaschutz, Himmel und Äd

Neue Plakatkampagne macht in Bonn auf die Weltklimakonferenz
aufmerksam



Vom 6. bis 17. November findet in Bonn die 23. Weltklimakonferenz, die
COP 23, statt. Delegierte aus 197 Nationen werden unter der
Präsidentschaft der Republik Fidschi über die Umsetzung des Pariser
Klimaschutzabkommens verhandeln. Da kein Staat zur Konferenz
eingeladen hatte, wurde Bonn als Sitz des UN-Klimasekretariats
automatisch zum Veranstaltungsort. Heute hat Umwelt-Staatssekretär
Jochen Flasbarth gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der
Bundesstadt Bonn und der Vereinten Nationen die Plakatkampagne
"Natürlich Bonn" vorgestellt und über den derzeitigen Stand der
COP-Vorbereitung berichtet.

Flasbarth: "Die Ausrichtung einer Konferenz dieser Dimension stellt
eine Stadt und ihre Bürgerinnen und Bürger vor große
Herausforderungen. In enger Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen
wird das Bundesumweltministerium die Stadt Bonn tatkräftig
unterstützen, um einen reibungslosen Ablauf und eine produktive
Konferenz zu ermöglichen. Wir wollen die Konferenz auch weitgehend
treibhausgasneutral gestalten."

Die COP 23 folgt dem Prinzip "Eine Konferenz - Zwei Zonen". In der
"Bula-Zone", die sich über das World Conference Center Bonn (WCCB),
den UN-Campus und temporäre Bauten auf dem Gelände der Deutschen Welle
erstrecken wird, werden die Verhandlungen der Delegierten stattfinden.
Bula ist das Fidschi-Wort für "Hallo". Die "Bonn-Zone" auf der
Blumenwiese in der Rheinaue wird der zentrale Konferenzort für
Delegierte, zivilgesellschaftliche Organisationen, sowie
Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft sein, um
sich zu Lösungsansätzen und Projektideen zur praktischen Umsetzung des
Pariser Abkommens auszutauschen. In begrenztem Maß wird es auch Zugang
für interessierte Bürgerinnen und Bürger oder Schülergruppen geben. Um
den Austausch zwischen beiden Zonen zu optimieren werden ein
regelmäßiger Shuttleservice und kostenlose Fahrräder für die
Konferenzteilnehmer zur Verfügung gestellt.

In der Rheinaue sowie hinter der Deutschen Welle wird ab Mitte August
mit dem Aufbau temporärer Bauten begonnen. Mit Beginn der Aufbauphase
bis zum endgültigen Abbau bis Ende Dezember werden diese Flächen zur
Sicherung der Baustelle eingezäunt und nicht frei zugänglich sein. Um
den Aufbau vorzubereiten werden ab Anfang August bereits kleinere
Vorarbeiten (z.B. Verlegung von Kabeln, Blitzschutz) erfolgen.

Mit der Informationskampagne "Natürlich Bonn" sollen die Bürgerinnen
und Bürger der Stadt Bonn auf das Großereignis eingestimmt werden.
"Klimaschutz und Bonn ist wie Himmel und Äd" heißt es auf einem der
Plakate, um die internationalen Bedeutung der Bundesstadt für die
globale Klimapolitik herauszustellen. Ab August haben die Bonnerinnen
und Bonner die Möglichkeit, an verschiedenen Aktionen rund um das
Thema Klimaschutz teilzunehmen. Das BMUB plant beispielsweise
Veranstaltungen mit Bonner Schülerinnen und Schülern zum Thema
Klimaschutz und COP 23.

Bonns Oberbürgermeister Ashok Sridharan zeigt sich zuversichtlich:
"Während der Welt-klimakonferenz vom 6.-17. November blickt die Welt
nach Bonn. Mehr als 20.000 Delegierte werden hierzu erwartet. Mit der
gemeinsamen Plakatkampagne stimmen Bundesumweltministerium und Stadt
die Bonnerinnen und Bonner auf dieses Ereignis ein. Ich hoffe und
wünsche mir, dass sich trotz mancher Einschränkungen die Bonner
Öffentlichkeit hinter diese Konferenz stellt und wir uns als gute
Gastgeber präsentieren. Für Bonn als deutsche Stadt der Vereinten
Nationen ist das eine große Chance."

Für die Kampagne stellt die Stadt Plakatflächen aus dem städtischen
Freikontingent zur Verfügung. Ab dem 24. Juli zwei Wochen lang und ab
dem 21. August für eine weitere Woche ist die Kampagne auf
Großplakatflächen und in Plakatvitrinen im Bonner Stadtgebiet zu
sehen.




Weitere Informationen

Offizielle Website des BMUB zur COP 23:

www.COP23.de

Daten und Fakten:

http://www.bmub.bund.de/N54209

Wichtige Informationen für die Region:

www.bonn.de

Dokumente, Programm und technische Hinweise zur COP 23:

www.unfccc.de

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 249/17, 14.07.2017

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: service@bmub.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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GENTECHNIK/1047: EU-Abstimmung - Minister Schmidt lässt neue Gentechnik-Soja passieren (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 14. Juli 2017 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Deutschland enthält sich bei Abstimmung über Gentechnik-Soja der
Stimme

Mehrheit von 15 gegen 12 Länder gegen die EU-Importzulassung



14. Juli 2017 / Bei der Abstimmung über die Importzulassung einer
neuen Gentechnik-Soja am 12. Juli in Brüssel hat sich Deutschland als
einziges Mitgliedsland der EU der Stimme enthalten. Laut gut
informierten Kreisen waren 15 Länder - darunter Frankreich, Italien,
Polen und Österreich - gegen die Zulassung, 12 Länder - darunter
England und Spanien - dafür. Unmittelbar vor der Entscheidung hatte
der Umweltausschuss des EU-Parlaments gefordert, den Import dieser
Soja und deren Verwendung in Lebens- und Futtermitteln nicht zu
erlauben. Trotz aller Bedenken wird erwartet, dass die EU-Kommission
die Zulassung jetzt erteilen wird.

Es handelt sich um eine Soja des US-Konzerns Dow (registriert als
DAS-68416-4). Diese Pflanzen können mit den Herbiziden 2,4-D und
Glufosinat im Kombi-Pack gespritzt werden. Obwohl die Wirkstoffe im
Verdacht stehen, gesundheitsgefährdend zu sein, hatte die Europäische
Lebensmittelbehörde EFSA im Rahmen der Zulassungsprüfung weder deren
Rückstände noch mögliche Wechselwirkungen untersucht.

In Deutschland ist Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt
(CSU) für dieses Thema verantwortlich. Durch seine Enthaltung hat die
deutsche Bundesregierung den Weg für die EU-Kommission frei macht, die
Importe zu genehmigen. Und schon sehr bald könnte sich dieses Szenario
noch einmal wiederholen: Über weitere EU-Importanträge für mehrfach
herbizidresistente Gentechnik-Soja werden die Mitgliedsländer der EU
schon am 17. Juli beraten. Dabei geht es dann erstmals um den Import
von Gentechnik-Soja, die jeweils gegen drei Herbizide resistent
gemacht ist. Zur Abstimmung stehen u. a. Pflanzen der Firma Bayer, die
mit einer Mischung der Herbizide Glyphosat, Isoxaflutol und Glufosinat
gespritzt werden können. Nach den vorliegenden Erkenntnissen muss beim
Verzehr dieser Sojabohnen mit gesundheitlichen Risiken gerechnet
werden. Testbiotech warnt daher vor einer Zulassung.




Weitere Informationen:

Hintergrundpapier zu Gentechnik, Glyphosat und herbizidresistenten
Pflanzen:

www.testbiotech.org/gendatenbank_basics

Testbiotech-Bewertungen zu den speziellen Gentechnik-Sojabohnen, die
im Juli zur Abstimmung stehen: 

www.testbiotech.org/node/2029

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 14.07.2017

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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BILDUNG/226: Wissenschaft zum Anfassen - 360°-Film feiert Premiere in Hamburg (Wissenschaftsjahr 2016*17)


Wissenschaftsjahr 2016*17 "Meere und Ozeane" - 14. Juli 2017

Wissenschaft zum Anfassen: 360°-Film feiert Premiere in Hamburg

Im Wissenschaftsjahr Meere und Ozeane erleben Zuschauerinnen und
Zuschauer die aufregende Suche eines Zeppelins nach Meereswirbeln aus
der Perspektive eines internationalen Forscherteams im Planetarium



Berlin, 14.07.2017. In der Fulldome-Show "Die Wirbeljagd" begleitet
das Publikum Meeresforscherinnen und -forscher bei ihrer aufwändigen
Suche nach bislang unbekannten Wirbeln im Ozean. Weltweit erstmalig
kam dafür im Juni 2016 ein Zeppelin zum Einsatz. Jetzt ist die
einzigartige Expedition "Uhrwerk Ozean" in einer 30-minütigen
360°-Produktion zu erleben. Gestern feierte der Film im
Wissenschaftsjahr Meere und Ozeane des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung im Planetarium Hamburg Weltpremiere, ab Mitte August
läuft er im Programm. Weitere Aufführungen gibt es im Sommerprogramm
des Mediendoms Kiel sowie ab Oktober in den Planetarien von Nürnberg,
Flensburg und Berlin.

Rudolf Leisen, Leiter des Referats "System Erde" im Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) und Projektleiter des
Wissenschaftsjahres 2016*17 Meere und Ozeane, ist begeistert: "Die
Expedition 'Uhrwerk Ozean' ist ein herausragendes Beispiel, wie man
Forschung auf eindrucksvolle und spannende Weise auch für
wissenschaftliche Laien kommunizieren kann. Das macht den Film 'Die
Wirbeljagd' zu einem Leuchtturmprojekt im aktuellen Wissenschaftsjahr
Meere und Ozeane."

"Auch wissenschaftlich war die Expedition 'Uhrwerk Ozean' ein voller
Erfolg", erklärt der Expeditionsleiter und Leiter am Institut für
Küstenforschung im Helmholtz-Zentrum für Material- und Küstenforschung
Geesthacht (HZG), Prof. Dr. Burkard Baschek. "Wir freuen uns sehr,
dass wir dieses phantastische Forschungsergebnis nun einem breiten
Publikum zugänglich machen können."

Die Expedition: Rasante Spurensuche unter Zeitdruck

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vermuten, dass nicht nur
große Meeresströmungen wie der Golfstrom unser Klima beeinflussen,
sondern dass auch unzählige kleine Wasserwirbel dabei eine
entscheidende Rolle spielen. Ein internationales Forscherteam unter
Leitung des HZG wollte die bisher kaum untersuchten und für das
menschliche Auge unsichtbaren Wirbel in einem einzigartigen Projekt in
der Ostsee aufspüren. Dirigent der Expedition war ein
Forschungszeppelin - eine echte Weltpremiere in der Meeresforschung.
Jeder Tag der Expedition war ein Wettlauf gegen die Zeit. Denn die
Wirbel existieren nur wenige Stunden.

360° Wissenschaft

"Mit dieser 360°-Filmproduktion wollen wir die Bedeutung unserer
Forschung für den Bürger aufzeigen und gleichzeitig die faszinierende
Wirbeljagd ein Stück erlebbar machen", sagt der Leiter der Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit im HZG und Mit-Initiator des Fulldome-Projekts
Dr. Torsten Fischer. "Durch die innovative Aufnahmetechnik nehmen die
Zuschauerinnen und Zuschauer für einen Messtag die Perspektiven der
Expeditionsteilnehmerinnen und -teilnehmer ein. Das ist in dieser Form
einmalig."

"Für das Planetarium Hamburg war es das erste Mal, dass weit mehr als
die Hälfte der filmischen Produktion in Form von 360°-Material
erstellt wurde", sagt Sascha Kriegel, Leiter Content & Technik im
Planetarium Hamburg.

Die Aufführungstermine im Planetarium Hamburg finden Sie unter 

www.uhrwerk-ozean.de/events.

Wissenschaftsjahr 2016*17 - Meere und Ozeane

Die Meeresforschung ist Thema des Wissenschaftsjahres 2016*17. Meere
und Ozeane bedecken zu rund 70 Prozent unseren Planeten. Sie sind
Klimamaschine, Nahrungsquelle, Wirtschaftsraum - und sie bieten für
viele Pflanzen und Tiere Platz zum Leben. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler untersuchen die Ozeane seit langem; und doch sind sie
noch immer geheimnisvoll und in weiten Teilen unerforscht. Im
Wissenschaftsjahr 2016*17 geht es um die Entdeckung der Meere und
Ozeane, ihren Schutz und eine nachhaltige Nutzung. Die
Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit Wissenschaft im Dialog
(WiD). Sie tragen als zentrales Instrument der
Wissenschaftskommunikation Forschung in die Öffentlichkeit und
unterstützen den Dialog zwischen Forschung und Gesellschaft. Das
Wissenschaftsjahr 2016*17 wird vom Konsortium Deutsche Meeresforschung
(KDM) als fachlichem Partner begleitet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.07.2017

Redaktionsbüro Wissenschaftsjahr 2016*17 - Meere und Ozeane

Gustav-Meyer-Allee 25, Gebäude 13/5, 13355 Berlin

Tel.: 030/308811-70, Fax: 030/818777-125

E-Mail: presse@wissenschaftsjahr.de

Internet: www.wissenschaftsjahr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/433: Mikroplastik im Meer - Bisherige Studien oft unsauber (idw)


Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 13.07.2017

Mikroplastik im Meer: Bisherige Studien oft unsauber



Winzige Kunststoffpartikel finden sich fast überall. Eine Untersuchung
der TU Wien zeigt allerdings: Was man für Plastik aus der Meeresprobe
hielt, kann oft auch Naturfaser vom Labormantel sein.

Ständig gelangt Kunststoff in den Ozean - aus Schiffen, aus
ungesicherten Deponien, über das Abwasser. Seit Jahren wird immer
wieder behauptet, dass ein großer Teil des marinen Kunststoffs aus
winzigen Kunstfasern besteht - genannt werden etwa Polyester oder
Viskose. Selbst in großer Tiefe sollen diese Partikel nachgewiesen
worden sein. Bei solchen Untersuchungen muss man allerdings genau
darauf achten, die richtige Nachweismethode zu wählen, und genau diese
Regel wurde bei bisherigen Studien oft nicht eingehalten, wie eine
Analyse der TU Wien nun zeigt. Man stellte fest, dass manche
Messtechniken zwischen natürlichen und künstlichen Mikropartikeln gar
nicht unterscheiden können. Was man für Plastik aus der Umweltprobe
hielt, dürfte in vielen Fällen bloß eine Kontamination durch
Naturfasern der Labormäntel gewesen sein.

Wer misst, misst auch Mist

"Wenn man in Wasserproben nach Kunststoffen sucht, dann besteht immer
die Gefahr, dass die nachgewiesenen Substanzen gar nicht aus der Probe
selbst stammen, sondern aus der Laborumgebung", sagt Prof. Bernhard
Lendl vom Institut für Chemische Technologien und Analytik der TU
Wien. Dieses Problem war bereits bekannt, daher gaben sich manche
Forschungsgruppen auch große Mühe, beim Nachweis von Kunststoff in
Umweltproben Kunstfasern im Labor zu vermeiden. Die Experimente wurden
in speziellen Reinräumen durchgeführt, Kleidung aus Kunstfasern war
verboten. Ansonsten hätten winzige Fasern der Kleidung unweigerlich
ihren Weg in die Probe gefunden und das Ergebnis verfälscht.

Woran man allerdings nicht dachte: Viskose ist eine holzbasierte
Zellulosefaser, die nicht mit Plastik gleichgesetzt werden kann. Im
Gegensatz zu synthetischem Plastik besteht Viskose aus natürlicher
Zellulose und ist daher biologisch abbaubar. Kunstfasern und
natürliche Zellulosefasern (z.B. Viskose und Baumwolle) sind schwer
voneinander zu unterscheiden. Wenn man nicht die richtigen
Analysemethoden anwendet, kann auch eine Kontamination durch Fasern
des Baumwoll-Labormantels ein Ergebnis liefern, das man
fälschlicherweise als Nachweis von Plastik interpretieren kann.

Ähnliche Verfälschungen im Labor hatte es vorher auch schon bei Bier-
und Honig-Proben gegeben - auch dort war Mikroplastik nachgewiesen
worden, später bemerkte man allerdings, dass die Ergebnisse wohl auf
unsaubere Laborbedingungen zurückzuführen waren.

Infrarot-Analyse

Die übliche Methode zum Nachweis von Kunststoff-Spuren in Wasserproben
ist die Infrarot-Spektroskopie. Wenn man die Probe mit
Infrarotstrahlung beleuchtet, wird ein Teil der Strahlung absorbiert.
Unterschiedliche chemische Substanzen absorbieren unterschiedliche
Bereiche des Infrarot-Spektrums in unterschiedlichem Ausmaß, dadurch
kann man verschiedenen Chemikalien individuelle
Infrarot-Fingerabdrücke zuordnen.

"Wir haben verschiedene Proben mit genau bekanntem Inhalt untersucht,
und zwar mit mehreren unterschiedlichen
Infrarotspektroskopie-Methoden", sagt Bernhard Lendl. Dabei zeigte
sich, wie leicht bei solchen Tests Fehler entstehen. "Wenn man die
richtige Methode wählt und die Messparameter sorgfältig festsetzt,
dann erhält man zwar durchaus zuverlässige Ergebnisse, doch mit der
Technik, die dafür bisher verwendet wurde, ist eine Unterscheidung von
Kunstfasern und natürlichen Substanzen einfach nicht möglich", sagt
Lendl. "Unseren Ergebnissen nach dürfte es sich bei den angeblich in
großer Meerestiefe gefundenen Kunstfasern einfach um einen Messfehler
handeln."

Das bedeutet freilich nicht, dass die Verschmutzung der Weltmeere
durch Plastik harmlos ist. In unseren Ozeanen treiben tatsächlich
große Mengen Kunststoff herum - von der Plastikflasche bis zum
verlorengegangenen Fischernetz, daran ist nicht zu zweifeln. "Doch
wenn es darum geht, Mikroplastik-Spuren nachzuweisen, muss man die
passenden wissenschaftlichen Methoden wählen", betont Bernhard Lendl.
"Alles andere ist unseriös und hilft weder dem Ozean noch der
Wissenschaft."




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news678193

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 13.07.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLIMA/621: Methanausbrüche vor Helgoland (SB)


Welchen Einfluß haben die Treibhausgasemissionen auf die
Verfügbarkeit von Sauerstoff?



In der Deutschen Bucht, 45 Kilometer nordwestlich von Helgoland,
wurden rund 300.000 frische Krater am Meeresgrund entdeckt. Sie
sollen im Herbst 2015 durch eine schlagartige Freisetzung von Methan
entstanden sein, berichtete eine Forschergruppe um Knut Krämer vom
MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften in Bremen im
Wissenschaftsmagazin "Scientific Reports".

Die Forscher hatten das etwa 915 Quadratkilometer große, im
Helgoland-Riff gelegene Kratergebiet im November 2015 entdeckt. Das
Entstehungsdatum der vielen, zehn bis 20 Meter großen Krater kann
deshalb relativ genau bestimmt werden, weil dasselbe Gebiet im Mai
2015, also nur wenige Monate zuvor, besucht worden war und zu dem
Zeitpunkt noch keine Krater zu sehen waren.

Vor allem dort, wo Flüsse größere Mengen organischen Materials ins
Meer verfrachtet haben, das dann zusedimentiert wurde, so daß die
gasförmigen Ausscheidungen von Bakterien, die das organische Material
verstoffwechseln, sich sammelten, werden weitere Methanvorkommen in
der Deutschen Bucht vermutet. Für Wissenschaftler, die sich von
Berufs wegen mit Methanausbrüchen befassen, mag so eine Entdeckung
nicht überraschend kommen, lassen sich doch Vergleiche mit
Methanemissionen aus anderen Regionen wie dem Kontinentalhang
Nordamerikas, den Permafrostregionen auf dem sibirischen
Kontinentalschelf oder auch dem Südpolarmeer ziehen. Für die Deutsche
Bucht jedoch ist so ein Ausbruch etwas Besonderes, und er wirft die
Frage auf, wo denn noch alles in der Welt Methanausbrüche
stattfinden, die jedoch deshalb unentdeckt bleiben, weil die
betroffenen Regionen nicht so intensiv besucht und erforscht werden.
Jedenfalls hat die Methankonzentration in der Atmosphäre in den
letzten zehn Jahren stark zugenommen, was sich die Wissenschaft noch
nicht vollständig erklären kann.

Die Vermutung, daß jene Krater durch Methan entstanden sind, gründet
sich darauf, daß dieses Phänomen - eine spezifische Kraterform am
Meeresgrund mit randlich frischem Sedimentauswurf - als "Pockmarks"
(Pockennarben) in der Fachliteratur beschrieben ist. Zudem maß die
Forschergruppe im Meerwasser eine um 1000 Prozent höhere
Methankonzentration.

Die Forscher haben eine ihren Worten zufolge "moderate" Einschätzung
an freigesetztem Methan versucht und sind auf 5000 Tonnen gekommen.
Diese Menge entspricht etwa zwei Drittel der jährlichen
Methanemissionen der gesamten Nordsee. Ein weiterer Vergleich: Die
5000 Tonnen Methan machen etwa 0,5 Prozent des jährlichen
anthropogenen Methanausstoßes Deutschlands aus. Das klingt auf den
ersten Blick nach nicht viel. Insofern könnte man den Standpunkt
vertreten, daß die Menge an ausgetretenem Methan vor Helgoland nicht
wirklich klimarelevant ist. Aber bereits der Umstand, daß laut den
Forschern in vielen Gebieten der südlichen Nordsee vermutlich
ähnliche Methanvorkommen existieren, die potentiell freigesetzt
werden könnten, verleiht jener Einzelbeobachtung mehr Gewicht. Und
das auch deshalb, weil nach Ansicht der Forscher hohe
Wassertemperaturen am Meeresgrund im Jahr 2014 und 2015 dafür
sorgten, daß das Methan zunächst bis knapp unter dem Meeresgrund
aufsteigt, und daß dann eine Sturmserie im November 2015 der
entscheidende Auslöser war, durch den das Methan schlagartig
freigesetzt wurde. Besagen nicht die meisten Simulationen der
Klimaforschung, daß die Temperatur der Weltmeere auch dann noch
steigen wird, sollte es den Menschen gelingen, ihre
Treibhausgasemissionen zu reduzieren? Wäre deshalb nicht mit
vermehrten Methanfreisetzungen zu rechnen?

Auch wenn die geschätzte Methanmenge von 500.000 Kilogramm, die vor
Helgoland dem Meeresboden entwichen sein sollen, nur einen winzigen
Bruchteil der 5 Trillionen und 130 Billiarden Kilogramm der gesamten
Erdatmosphäre ausmachen würde, sollte das Gas bis in die Atmosphäre
aufgestiegen sein (was noch unklar ist), käme selbst dieser kleinen
Menge keine zu vernachlässigende Bedeutung zu. Methan ist ein etwa
28mal potenteres Treibhausgas als CO2, um dessen Emissionsreduktion
große Teile der Welt so sehr bemüht sind. Allerdings hat es eine
Halbwertszeit von zwölf Jahren, das heißt, vom Zeitpunkt seiner
Entstehung an zerfällt es nach relativ kurzer Zeit, wobei eines der
Abbauprodukte wiederum CO2 ist. Der Vergleichswert zu CO2 wurde
jedoch auf einen Zeitraum von 100 Jahren berechnet.

Das Methan in der Deutschen Bucht ist nicht das einzige klimawirksame
Gas, das für Überraschungen in der Fachwelt gesorgt hat. Erst diese
Woche berichtete eine andere Forschergruppe unter anderem vom GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel im Fachjournal "Scientific
Reports" von der Entdeckung, daß im Atlantik vor der
westafrikanischen Küste bis zu 100 Kilometer durchmessende, extrem
sauerstoffarme Wasserwirbel entstehen, die von Ost nach West wandern.
In 100 Meter Wassertiefe jener "toten Zonen" maßen die Forscher die
höchsten Konzentrationen an Lachgas (Distickstoffmonoxid), die jemals
im offenen Atlantik festgestellt wurden. Lachgas ist ein 310mal so
starkes Treibhausgas wie CO2.

Die Konzentration eines weiteren Treibhausgases, Schwefelhexafluorid
(SF6), das auf einen Zeitraum von 100 Jahren bezogen 22.800mal
klimawirksamer ist als CO2, nimmt ebenfalls zu, und zwar um mehrere
Prozent pro Jahr. Das Gas entsteht vor allem in der Elektro- und
Halbleiterindustrie. Ähnliches gilt für Stickstofftrifluorid (NF3),
das 19.700mal so klimawirksam wie CO2 ist und wie SF6 unter anderem
in der Halbleiterindustrie produziert (und emittiert!) wird.

Kohlenstoffdioxid, Methan, Lachgas, Schwefelhexafluorid,
Stickstofftrifluorid - all diese Treibhausgase verzeichnen einen
signifikanten Anstieg in der Atmosphäre. Allein der Umstand, daß ihr
Volumenanteil trotz der Steigerung vergleichsweise sehr, sehr gering
bleibt, hat bislang verhindert, daß auf der Erde in kurzer Zeit
extrem lebensfeindliche Verhältnisse einkehren - womöglich ähnlich
denen auf der Venus, deren Oberflächentemperatur rund 400 bis 500
Grad und Atmosphäre 92 bar beträgt. Jedoch stellen sich in diesem
Zusammenhang Fragen. Wenn der Volumenanteil jener Treibhausgase in
der Erdatmosphäre wächst, bedeutet das nicht, daß auf der anderen
Seite etwas schwindet? Man weiß, daß zum Beispiel der
Sauerstoffgehalt ungefähr in dem Maße abnimmt, wie der Gehalt von CO2
zunimmt. Mischen sich aber die genannten Treibhausgase komplett in
die Atmosphäre ein oder können lokale Konzentrationen auftreten?
Methan ist leichter als Luft und steigt auf. CO2 hingegen ist
schwerer und würde sich am Boden ablegen, sofern es nicht aufgrund
der Windströmungen mit der übrigen Luft vermischt wird. Gleiches gilt
für Lachgas, Stickstofftrifluorid und Schwefelhexafluorid.

Wenn im Zuge des Klimawandels die globale, bodennahe
Durchschnittstemperatur weiter steigt, kann das den Abbau organischer
Substanzen im Boden beschleunigen und somit die Freisetzung von Gasen
wie zum Beispiel Methan verstärken. Umgekehrt werden in warm-feuchten
Umgebungen Oxidationsvorgänge unterstützt, was dazu führen könnte,
daß der Sauerstoffanteil der Atmosphäre abnimmt. Auch durch eine
Änderung der Sonneneinstrahlung kann der Zerfall organischen
Materials im Boden beschleunigt werden; und die Einstrahlung hat sich
schon dadurch geändert, daß das Ozonloch ausgedünnt wurde und nun ein
höherer UV-Anteil auf die Oberfläche trifft. Zudem wird das Ozonloch
länger offen bleiben, als es die Wissenschaft bis vor kurzem noch
angenommen hat.

Die Veränderung der Atmosphärenzusammensetzung wird von der
Wissenschaft vor allem mit Blick auf die weitere globale Erwärmung
und somit den Klimawandel untersucht. Doch sollte sich die Atmosphäre
ähnlich verhalten wie das Meer, wo sich die Schichten mit zunehmender
Erwärmung stabilisieren und immer weniger durchmischen, könnte der
Effekt eintreten, daß die Luftschichten tendenziell unterschiedliche
Konzentrationen von Gasen wie Sauerstoff aufweisen werden. Davon wäre
die bodennahe Luftschicht, der Hauptlebensraum von Mensch, Tier und
Pflanze, vermutlich am stärksten betroffen.

Was aber hat das mit dem freigesetzten Methan vom Meeresboden vor
Helgoland zu tun? Es ist wie mit dem Unterschied zwischen Wetter und
Klima: Ein rekordverdächtig heißer Sommertag beweist noch nicht die
Existenz des Klimawandels; der Klimawandel erzeugt jedoch heiße
Sommertage. Ebensowenig ist jene Methanfreisetzung ein Beweis dafür,
daß sich das Meer und die Luft im Wandel befinden. Doch in Verbindung
mit anderen Veränderungen der Erdatmosphäre bekommt der
"Helgoland-Fall" eine größere Bedeutung, als wenn man ihn isoliert
betrachtet. Bislang wird der Klimawandel fast ausschließlich in
Verbindung mit der globalen Erwärmung untersucht, nicht jedoch
hinsichtlich der Sicherung relevanter Überlebensvoraussetzungen wie
die permanente Verfügbarkeit von Sauerstoff zum Atmen.

14. Juli 2017
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AKTION/198: AtomkraftgegnerInnen gegen Urenco-Beteiligung am US-Atomwaffenprogramm - Kundgebung am Hiroshima-Tag, 6.8.


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung - 14. Juli 2017

UN-Abkommen verbietet Atomwaffen:

AtomkraftgegnerInnen gegen Urenco-Beteiligung am US-Atomwaffenprogramm



Kundgebung am Hiroshima-Tag (6. August) vor Urananreicherungsanlage
Gronau



Die AtomkraftgegnerInnen im Münsterland und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) begrüßen in weiten Teilendas neue
UN-Abkommen zum Verbot von Atomwaffen (Atomwaffenverbotsvertrag),
welches 122 Staaten am vergangenen Freitag beschlossen haben, als
wertvollen Schritt in die richtige Richtung. Das Abkommen soll die
Produktion, Einsatz und Besitz von Atomwaffen verbieten. Doch die
bisherigen Atomwaffenmächte sowie die Bundesregierung haben sich an
der
Vertragserarbeitung nicht beteiligt und wollen den Vertrag auch nicht
unterschreiben. Das ist umso kritischer, weil kürzlich bekannt wurde,
dass der auch in Gronau aktive Urananreicherer Urenco sich als
Zulieferer für das US-Atomwaffenprogramm beteiligen soll.

Bundesregierung muss UN-Atomwaffenverbot beitreten

Deshalb fordern die Anti-Atomkraft-Initiativen die Bundesregierung
auf, dem Atomwaffenverbotsvertrag unverzüglich beizutreten. Wenn die
Bundesregierung friedenspolitisch glaubwürdig sein will, darf sie hier
nicht blockieren.

Schon jetzt ist z. B. durch internationale Verträge verboten, dass der
auch in der Bundesrepublik ansässigeUrananreicherer Urenco
angereichertes Uran liefert, dasin den USA für die Herstellung von
Atomwaffen-Tritium benötigt wird. Die Bundesregierung weigert sich
bisher jedoch, ein klares Verbot gegenüber Urenco auszusprechen und
damit den internationalen Staatsvertrag von Almelo einzuhalten, der
dem - zivilen - Betrieb von Urenco zugrundeliegt.Erst jüngst war
bekannt geworden, dass Urenco weitere ca. 500 Mio. $ schwere Aufträge
des amerikanischen Energieversorgers TVA erhalten hat, dessen
Atomkraftwerke auch der Tritiumproduktion für das US-
Atombombenprogramm dienen. "Es ist ein Skandal, dass Deutschland sich
weigert das UN-Abkommen zu unterzeichnen und stattdessen grünes Licht
für die Unterstützung des US-Atomwaffenprogramms gibt, " so Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Hiroshima-Kundgebung am 6. August vor der Gronauer Uranfabrik

Anlässlich des 72. Jahrestages des verheerenden Atombombenabwurfes auf
Hiroshima am 6. August 1945 wollen die AtomkraftgegnerInnen mit einer
Kundgebung am 6. August um 13 Uhr vor der Urananreicherungsanlage
Gronau an die Opfer erinnern und für einen sofortigen Stopp der
Urananreicherung und gegen Lieferungen an das US-Atomwaffenprogramm
demonstrieren. Grundsätzlich kritisieren die AtomkraftgegnerInnen die
Möglichkeiten, allein durch die Urananreicherung Atombomben bauen zu
können. Die Urananreicherung gilt als der einfachste Weg zur
Atombombe.

"Wir wollen den Boykott des UN-Atomwaffenverbotes und die
Unterstützung des US-Atombombenprogramms durch die Bundesregierung
nicht tatenlos hinnehmen," so Udo Buchholz vom Bundesverband
Bürgerinitaitiven Umweltschutz. "Deshalb werden wir in Gronau
demonstrieren und wir erklären uns auch solidarisch mit den Protesten
vor dem Atomwaffenstützpunkt Büchel in der Eifel, wo am 15. Juli ein
Friedenskonzert stattfindet."

Hintergrundinformationen:

Die Beratungen zum Atomwaffenverbotsvertrag wurden am 7. Juli 2017
abgeschlossen. Er wurde mit 122 Stimmen, einer Enthaltung und einer
Gegenstimme beschlossen. Das Abkommen wird nach der noch ausstehenden
Ratifizierung völkerrechtlich bindend und verbietet dann Produktion,
Einsatz und Besitz von Atomwaffen. Ab dem 20. September 2017 wird er
der Staatengemeinschaft zur Unterzeichnung freigegeben. Neunzig Tage
nach der Unterzeichnung und nach Zustimmung von mindestens 50 Staaten
wird er in Kraft treten. Die bisherigen Atomwaffenmächte sowie fast
alle NATO-Staaten haben sich an der Vertragserarbeitung nicht
beteiligt und wollen den Vertrag auch nicht unterschreiben.

Der US-Energieversorger TVA betreibt zwei Atomkraftwerke, die neben
der Stromproduktion auch zur Herstellung von Tritium genutzt werden,
welches regelmäßig in Atomwaffen erneuert werden muss. Neben den
herkömmlichen Brennelementen sind dazu auch spezielle Brennelemente
notwendig. Bislang wurde angereichertes Uran von Urenco offenbar nur
in herkömmliche Brennelementen des Betreibers TVA eingesetzt und
könnten so indirekt im US-Atomwaffenprogramm eingesetzt worden sein.
Durch die Ausweitung der Tritiumproduktion auf nun zwei Reaktoren
sowie das enorme Auftragsvolumen sowie Erwägungen der US-Regierung
auch die speziellen Brennelemente künftig mit Uran von Urenco
herzustellen, wird die Beteiligung des Urenco-Konzerns am 
US-Atomwaffenprogramm immer konkreter.




http://www.undocs.org/en/a/conf.229/2017/L.3/Rev.1

https://www.ippnw.de/atomwaffen.html

http://www.tagesschau.de/ausland/uran-usa-deutschland-101.html

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/uran-usa-deutschland-103.html

www.sofa-ms.de
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WETTBEWERB/331: UN-Dekade sucht "Fotos des Jahres 2017", Einsendeschluß 3.9. (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 14. Juli 2017

UN-Dekade Biologische Vielfalt sucht "Fotos des Jahres 2017"

Vom 14.07. bis zum 03.09.2017 findet der Fotowettbewerb

"leben.natur.vielfalt" statt.



Bonn/Hürth, 14. Juli 2017 - Heute startet der Fotowettbewerb der
UN-Dekade Biologische Vielfalt zum Thema "leben.natur.vielfalt". Die
Geschäftsstelle der UN-Dekade in Deutschland sucht Fotos, die die
Schönheit und Unterschiedlichkeit in der Natur abbilden. Die
Gewinnerfotos reisen als Teil der Wanderausstellung der UN-Dekade bis
2020 durch ganz Deutschland. Bis zum 03.09.2017 können Teilnehmer ihre
Beiträge auf der Facebook-Seite der UN-Dekade hochladen.

Der Wettbewerb richtet sich an Menschen, die gerne die Natur
fotografieren. Sowohl Amateur- als auch Profifotografen sind
eingeladen sich zu beteiligen. Jeder Teilnehmer und jede Teilnehmerin
kann auf der Facebook-Seite der UN-Dekade bis zu drei Fotos hochladen,
unabhängig davon, ob er oder sie Mitglied bei Facebook ist oder nicht.
Eine Teilnahmebedingung ist: Die Bilder müssen in Deutschland
entstanden sein. Die Originalauflösung sollte mindestens 8 Megapixel
betragen.

Profifotografen in der Jury

Die Finalisten werden über eine Online-Abstimmung ermittelt, an der
sich jeder beteiligen kann. Aus den 20 Fotos mit den meisten Stimmen
kürt die Jury der UN-Dekade fünf Gewinnerfotos als "UN-Dekade-Fotos
des Jahre 2017". Diese touren anschließend im Rahmen der
Wanderausstellung der UN-Dekade Biologische Vielfalt bis 2020 durch
ganz Deutschland. Zur Jury gehören u. a. die Profifotografen und
UN-Dekade-Botschafter Florian Möllers und Norbert Rosing. Für die
Auswahl spielt neben der Bildqualität auch die Besonderheit des Motivs
eine wichtige Rolle.

Biologische Vielfalt als Motiv

Der Motivauswahl und -gestaltung sind keine Grenzen gesetzt: Die
biologische Vielfalt umfasst neben den Tier- und Pflanzenarten auch
Pilze und Mikroorganismen sowie die genetische Vielfalt zum Beispiel
in Form von Pflanzensorten und Tierrassen. Darüber hinaus werden auch
die vielen unterschiedlichen Lebensräume und Landschaften mit
einbezogen. Diese Vielfalt zu erhalten ist ein zentrales Ziel der
UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will damit die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Bewerben können sich sowohl Einzelpersonen oder
-initiativen als auch institutionelle Projektträger wie Verbände,
Stiftungen, Unternehmen und staatliche Organisationen. Die Bewerbung
erfolgt über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung
entscheidet eine Fachjury.

Direktlink zum Fotowettbewerb

http://atipso.biz/2rrBu1v

Weitere Informationen zur UN-Dekade

www.undekade-biologischevielfalt.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.07.2017

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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BEGEGNUNG/1797: Hamburg-Harburg - Pilgern im Hamburger Süden, 17. und 21.07.2017


Projekt HERBSTDRACHEN - Pilgern im Hamburger Süden



Am Montag Abend geht es wieder beim Abendpilgern um die Außenmühle.
Eine schöne Art, den Tag ausklingen zu lassen, Natur und Gemeinschaft
zu genießen. Gerade die Zeit des Schweigens führt zum intensiven
Erleben.

Und in der kommenden Woche am Freitag startet die Tagespilgertour
durch die Obstplantagenlandschaft am Hafenrand. Hier begegnen die
Pilger dem aufgelassenen Dorf Altenwerder in der erhaltenen Kirche in
der unmittelbaren Nachbarschaft der rührigen Hafenbetriebe. Von St.
Getrud in Altenwerder geht es über Moorburg zur Thomaskirche in
Hausbruch. Eine wunderschöne Tour durch die unmittelbare
Nachbarschaft.

Die Daten auf einen Blick:

Montag 17. Juli Abendpilgern Außenmühle (ca. 5 km)

Treffen 19.00 Uhr St. Johanniskirche, Bremer Str. 9/Am alten Soldaten

Freitag 21. Juli von St. Getrud (Altenwerder) durch Moorburg und
aufgelassene Obstplantagen zur Thomaskirche in Hausbruch

Treffen: 10.10 Uhr Busbahnhof Wilhelmsburg Bus 151
Strecke: ca 13 km

Kosten: HVV

Leitung: Wolfgang Breme

 * 

Quelle:

HERBSTDRACHEN - Seelsorge im Alter

Pastorin Regina Holst

Bremer Str. 9, 21073 Hamburg

Festnetz: 040 - 42 93 22 13

E-Mail: herbstdrachen@kirche-harburg.de
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KINO/5637: Lichtblick-Kino Berlin - Filme der finnischen Regisseurin Kirsi Marie Liimatainen, 26.7.


Monatlichen Reihe 'Zurück auf Anfang'

Kirsi Marie Liimatainen: Modlicha / Frühlingshymne / Sonja

Mittwoch, 26.7., 19:30 Uhr, in Anwesenheit der Regisseurin 

Lichtblick-Kino - Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



An diesem Abend werden drei Filme von Kirsi Marie Liimatainen über
starke Mädchen gezeigt, die ihren eigenen Weg gehen. »Modlicha« ist
ein Dokumentarfilm über ein polnische Punkerin auf den Straßen
Berlins. Gemeinsam mit ihren Freunden - ihrer neuen Wahlfamilie -
machen sie die Stadt unsicher »Frühlingshymne« und »Sonja« sind zwei
mittellange Spielfilme, beide gedreht in Marzahn. »Frühlingshymne«
erzählt von einem ereignisreichen Frühjahr der neunjährigen Iris. Ihre
wichtigste Erkenntnis: sie wird ein Mann werden, wenn sie groß ist,
weil Männer es leichter haben. Auch für Sonja stellen sich die Weichen
im gleichnamigen Film neu: Sie hat andere Vorstellungen vom Leben als
Eltern und Freunde. Als sie ihre neuen Gefühle für Julia entdeckt,
weiß sie endlich, was sie so lange vermisst hat?

Die Filme im einzelnen:

Modlicha

Finnland/D 2002, 30', Regie: Kirsi Marie Liimatainen

Ein Dokumentarfilm über ein polnisches Punk-Mädchen, Modlicha, auf den
Strassen Berlins. Gemeinsam mit ihren Freunden aus Deutschland, Polen
und Ungarn, besetzen sie leere Wohnungen, gehen Schnorren, ziehen zur
Siegessäule um Autoscheiben zu putzen und rocken bei der Bandprobe.
Die Familie, die Modlicha in Polen nicht hatte, hat sie hier im Kreis
ihrer Berliner Freunde gefunden.

Frühlingshymne

D 2002, 45', Regie: Kirsi Marie Liimatainen

Mit Elisa Schrey, Vivien Dieck, Mitja Karbautzki, Iris Böhm, Petra
Kelling, Norbert Hülm, Angela Brunner

Es ist der Frühling, als Iris neun Jahre alt ist. Es ist auch der
Frühling, als Iris sich das erste Mal verliebt fühlt. Und es ist jener
Frühling, als ihre Mutter wieder weint, die Großmutter verzweifelt ist
und die Lehrerin einen Elfentanz in der Schule proben will. Und vor
allem ist es der Frühling, in dem Iris denkt, sie wird ein Mann
werden, wenn sie groß ist, weil Männer es leichter haben.
Eine Spielfilm-Übung an der HFF Potsdam-Babelsberg von Kirsi Marie
Liimatainen, gedreht in Marzahn in Berlin, mit vielen Kinder- und
Jugenddarstellern, die das erste mal vor der Kamera standen.

Sonja

D 2006, 73', Regie: Kirsi Marie Liimatainen

Mit Sabrina Kruschwitz, Julia Kaufmann, Nadja Engel, Joachim Lätsch,
Gundula Köster und Norbert Hülm

Sonja und Julia sind beste Freundinnen. Sie reden über alles, ihre
Vorstellungen und Träume, ihre Erfahrungen mit Jungs und darüber, wie
das wohl sein wird, wenn man erwachsen ist. Wenn die beiden einander
nicht hätten, wäre ihr Alltag noch trister. Sonja wohnt mit ihrer
überforderten Mutter in einer Plattenbausiedlung, der Vater
interessiert sich nicht für die Familie, die Jungs machen platte
Annäherungsversuche - und ihr Freund möchte endlich mit ihr schlafen.
Aber Sonja hat andere Vorstellungen von ihrem Leben, von Glück und
erster Liebe. Als sie ihre neuen Gefühle für Julia entdeckt, weiß sie
endlich, was sie so lange vermisst hat...

Eine Spielfilm-Übung an der HFF Potsdam-Babelsberg von Kirsi Marie
Liimatainen, gedreht in Marzahn in Berlin, mit vielen Kinder- und
Jugenddarstellern, die das erste mal vor der Kamera standen.



Die Regisseurin:

Kirsi Marie Liimatainen, geboren 1968 in Tampere, Finnland, ist
Regisseurin und Schauspielerin. Sie studiete Schauspiel in Tampere
(1989-1993) und Regie an der HFF Babelsberg (1999-2006). »Sonja« war
ihr Diplom-Film und gewann u.a. den Findlingspreis. Zuletzt kam ihr
vielbeachteter Dokumentarfilm »Comrade, Where Are You Today?« in die
Kinos.

Tickets: https://www.kinoheld.de/Kino-Berlin/Lichtblick%20Kino%20Berlin?layout=movies

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KURSUS/1038: Leverkusen - "Eine eigene Cajon herstellen" für junge Leute, 14. und 15. August 2017


zdi-Ferienkurs: Erst bauen, dann trommeln - eine eigene Cajon
herstellen und mit nach Hause nehmen



Noch einige freie Plätze gibt es im Sommerferienprogramm des
zdi-Netzwerkes cLEVer Bildungsregion Rhein-Wupper. Am Montag, 14.
August, besteht in einem zweitägigen Ferienkurs die Möglichkeit, sich
eine eigene Sitztrommel, eine cajon, zu bauen. Jugendliche ab der 8.
Klasse haben die Gelegenheit, nicht nur Einblicke in den Bau dieses
Perkussion-Instrumentes zu bekommen, sondern auch selbst beim Bau
einer cajon Hand anzulegen und diese auch mit nach Hause zu nehmen.
Dort heißt es dann, abschalten und den eigenen Rhythmus entwickeln.
Dies alles ist auch noch kostenfrei.

Der Kurs läuft von Montag, 14. August, bis Dienstag, 15. August,
jeweils von 10.00 Uhr bis 15.00 Uhr, in der Rat-Deycks-Schule,
Leverkusen- Opladen, Haus-Vorster-Straße 42-48. Alle Teilnehmer an
diesem Angebot erhalten auch ein Zertifikat.

Weitere Infos, auch über andere Ferienkurse in den Sommerferien, gibt
es im Internet unter www.clever-zdi.de oder bei Petra Hellmich,
E-Mail: petra.hellmich@stadt.leverkusen.de, Tel.: 0214 - 406-4021,
dienstags bis freitags von 08:30 bis 13:30 Uhr. Anmeldungen sind noch
bis zum Beginn der Sommerferien möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Juni 2017

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juli 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7004: Leer - Themenführung "Kirche mit Grafengruft" auf Schloss Evenburg, 15. September 2017


Themenführung Kirche mit Grafengruft

Prunksärge aus dem 17. Jahrhundert zu besichtigen am 15. September, 16
bis 17.30 Uhr



Am Freitag, 15. September, wird von 16 bis 17.30 Uhr eine
Themenführung Kirche mit Grafengruft angeboten. Auf dem Weg vom
Schloss zur Gruft erschließt sich die Schlossanlage mit der Vorburg
und der Doppelallee.

Die Führung ermöglicht die Besichtigung der nicht öffentlich
zugänglichen Grafengruft in der im 13. Jahrhundert erbauten ehemaligen
Patronatskirche.

Die Gruft ist erst 2015 wieder hergerichtet worden und seither
begehbar. Zu bestaunen sind zwei restaurierte Prunksärge aus dem 17.
Jahrhundert, die auch die gesellschaftliche Stellung der bestatteten
Familienmitglieder deutlich werden lassen.

Treffpunkt im Foyer der Evenburg, Eintritt elf Euro. Eine Anmeldung
ist im Schloss unter Telefon 0491 99756000 erforderlich.
Mindestteilnehmerzahl zehn Personen. Ist diese am Tag vorher nicht
erreicht, muss die Veranstaltung abgesagt werden.

Weitere Termine am 13. Oktober um 16 Uhr und 31. Oktober um 16 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Mai 2017

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7003: Mönchengladbach - Spaziergang "Von Mönchen, Sagen und Legenden" am 26.7.


Mönchs-Spaziergang: "Von Mönchen, Sagen und Legenden"



Am Mittwoch, dem 26. Juli, ist der geheimnisvolle Mönch wieder
unterwegs und führt beim beliebten Mönchs-Spaziergang, einer
Geschichtsstunde der ganz besonderen Art, durch die abendliche
Altstadt und erzählt dabei von Sagen und Legenden. Treffpunkt für den
etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist um 19 Uhr, Parkplatz am Geroweiher,
Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juli 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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